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Zukunftsgerichtete Informationen 

Dieser Prospekt enthält bestimmte in die Zukunft gerichtete Aussagen, die durch die Wörter 
„es wird“, „es wird erwartet“, „es wird angenommen“, „es wird damit gerechnet“ oder 
ähnliche Formulierungen bezeichnet werden.  So ist insbesondere Abschnitt IV. dieses 
Prospektes in Auszügen dem gemeinsamen Verschmelzungsbericht der Vorstände der AGIV 
Real Estate Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, der HBAG Real Estate 
Aktiengesellschaft, Hamburg, und der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft (NewCo), 
Hamburg, vom Mai 2002 entnommen und gibt die Meinungen und Prognosen der 
Gesellschaften und deren Management zu diesem Zeitpunkt wieder.  Diese Meinungen und 
Prognosen beruhen ausschließlich auf den Gesellschaften und deren Management zur 
Verfügung stehenden Informationen sowie auf einer Reihe von Annahmen, die sich als 
richtig oder als unzutreffend erweisen können.  Sie geben die Meinung der Gesellschaften 
und deren Management hinsichtlich möglicher zukünftiger Ereignisse zwar zutreffend 
wieder, sind jedoch ungewiss und unterliegen daher Risiken.  Eine Vielzahl von Faktoren 
kann dazu führen, dass die tatsächlich eintretenden Ereignisse und ihre Auswirkungen auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaften erheblich von den Meinungen und 
Prognosen der Gesellschaft und deren Management abweichen.  Eine Gewähr für den Eintritt 
der getroffenen Prognosen kann nicht übernommen werden.  Gleiches gilt auch hinsichtlich 
des Eintritts der in den Abschnitten II. und III. und im Abschnitt VII. (insbesondere in den 
Lageberichten und Konzernlageberichten der HBAG bzw. der AGIV (alt)) getroffenen 
Aussagen, Wertungen und Prognosen.  Entsprechendes gilt auch für die in diesem Prospekt 
wiedergegebenen und als Zitat kenntlich gemachten Meinungen und Prognosen Dritter. 

Zusammenfassung 

Bei der nachstehenden Zusammenfassung handelt es sich lediglich um einen Auszug aus den 
in diesem Prospekt enthaltenen ausführlicheren Informationen.   

Die fusionierenden Unternehmen 

HBAG Real Estate Aktiengesellschaft (HBAG) 

Die bisherige HBAG Real Estate Aktiengesellschaft („HBAG“) war eine reine 
Immobilienholding, deren operatives Geschäft über Tochtergesellschaften betrieben wurde.  
Als Immobilienaktiengesellschaft konzentrierte sich die HBAG auf die folgenden drei 
Geschäftsbereiche: 

• Bestandsimmobilien. 

• Projektentwicklung von Gewerbeimmobilien. 

• Dienstleistungen/Beteiligungen/Ausland. 

Die drei Geschäftsbereiche wurden jeweils in einzelnen Tochtergesellschaften mit eigenem 
spezialisierten Management betrieben.  Die wichtigsten Tochtergesellschaften der HBAG 
waren die Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft (“Deutsche Real Estate”), die im 
Geschäftsbereich Bestandsimmobilien tätig ist, und die Adler Real Estate Aktiengesellschaft 
(“Adler”), die im Geschäftsbereich Projektentwicklung von Gewerbeimmobilien tätig ist.  
Beide Gesellschaften konzentrieren ihre Aktivitäten auf den deutschen Markt und den 
Bereich Gewerbeimmobilien (Büro- und Einzelhandelsimmobilien).  Der Bereich 

 
  

 



 

Dienstleistungen/Beteiligungen/Ausland wurde von den Beteiligungsgesellschaften 
TAXXUS Real Estate Service GmbH & Co, die typische Konzerndienstleistungen erbringt, 
TAXXUS Real Estate Beteiligungsgesellschaft mbH, die unter anderem Anteile an fünf 
Regionalvertretungen (sogenannte „Partner vor Ort”) hält, und HBAG Net 
Beteiligungsgesellschaft mbH, die innerhalb des Konzerns als IT-Kompetenzzentrum 
aufgebaut wird, vertreten.  In ausgesuchten Einzelfällen nahm die HBAG außerdem über 
speziell für bestimmte Auslandsmärkte verantwortliche Tochtergesellschaften Gelegenheiten 
für besonders attraktive Immobiliengeschäfte im Ausland wahr. 

Als weiteres Tätigkeitsfeld des bisherigen HBAG-Konzerns ist schließlich seit Erwerb der 
Mehrheit an der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft im Jahr 2001 der Bereich 
Wohnimmobilien zu nennen, für den die MÜBAU Real Estate GmbH, eine 
Tochtergesellschaft der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft in erster Linie verantwortlich 
ist.  

AGIV Real Estate Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main (AGIV (alt)) 

Nach dem Verkauf der Industriebeteiligungen, der im Jahr 2000 seinen Abschluss fand, war 
die AGIV Real Estate Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main („AGIV (alt)”) eine reine 
Immobilienholding, die sich in vier Geschäftsbereichen betätigte: 

• Bauträgergeschäft/Projektentwicklung von Wohn- und Gewerbeimmobilien. 

• Kaufmännische, technische und infrastrukturelle Verwaltung von Immobilien 
(Immobilienmanagement). 

• Vermietete Immobilien/Bestandsimmobilien. 

• Generalmietverträge/Mietgarantien. 

Das operative Immobiliengeschäft wurde im Wesentlichen über die Münchener 
Baugesellschaft mbH, die seit Anfang des Jahres 2002 als MÜBAU Real Estate GmbH 
(„Mübau”) firmiert, und deren Tochtergesellschaften betrieben. 

Hauptgeschäftsbereiche des AGIV (alt)-Konzerns waren das Bauträgergeschäft für bzw. die 
Projektentwicklung von Wohnimmobilien (mit Schwerpunkt auf Einfamilien- und 
Reihenhäuser) und Gewerbeimmobilien, das Immobilienmanagement sowie der Bereich 
Vermietete Immobilien/Bestandsimmobilien.  Demgegenüber wurde der Bereich 
Generalmietverträge/Mietgarantien nicht als Kerngeschäftsbereich betrachtet. 

AGIV Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg (AGIV (neu)) 

Die heutige AGIV Real Estate Aktiengesellschaft wurde am 17. April 2002 als „AGIV Real 
Estate Aktiengesellschaft (NewCo)“ („AGIV (neu)“) mit Sitz in Hamburg gegründet.  

Der Unternehmenszusammenschluss 

Die Vorstände der AGIV (alt), der HBAG und der AGIV (neu) haben am 27. Mai 2002 den 
Entwurf eines Verschmelzungsvertrages aufgestellt, um die Geschäftsaktivitäten der 
AGIV (alt) und der HBAG zusammenzuführen.  Dem Entwurf des Verschmelzungsvertrages 
hat die ordentliche Hauptversammlung der AGIV (alt) am 16. Juli 2002, die ordentliche 
Hauptversammlung der HBAG am 18. Juli 2002 sowie die außerordentliche 
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Hauptversammlung der AGIV (neu) am 18. Juli 2002 zugestimmt.  Der 
Verschmelzungsvertrag wurde am 18. Juli 2002 notariell beurkundet.  Am 20. August 2002 
wurde die Verschmelzung in das für die AGIV (neu) zuständige Handelsregister beim 
Amtsgericht Hamburg eingetragen.  Zu diesem Zeitpunkt wurde die Verschmelzung 
wirksam.    

Die AGIV (alt) und die HBAG haben ihre jeweiligen Vermögen als Ganzes unter Auflösung 
ohne Abwicklung im Wege einer Verschmelzung durch Aufnahme auf die AGIV (neu) 
übertragen.  Als Gegenleistung für die Übertragung der Vermögen der HBAG bzw. der 
AGIV (alt) erhalten die Aktionäre der HBAG bzw. der AGIV (alt) gemäß dem für sie 
maßgeblichen Umtauschverhältnis Aktien der AGIV (neu).  Die Einzelheiten der Fusion sind 
im Verschmelzungsvertrag festgelegt worden.  Der Verschmelzungsvertrag ist im Abschnitt 
IV.3. abgedruckt. 

Die außerordentliche Hauptversammlung der AGIV (neu) hat am 18. Juli 2002 die für die 
Verschmelzung notwendige Kapitalerhöhung beschlossen.  Die Kapitalerhöhung wurde am 1. 
August 2002 in das für die AGIV (neu) zuständige Handelsregister beim Amtsgericht 
Hamburg eingetragen.  Der Vorstand der AGIV (neu) setzt sich aus den ehemaligen 
Mitgliedern der Vorstände der HBAG und der AGIV (alt) zusammen.  Der Aufsichtsrat der 
AGIV (neu) setzt sich aus ehemaligen Mitgliedern der Aufsichtsräte der HBAG und der 
AGIV (alt) zusammen und besteht nur aus Vertretern der Anteilseigner.  Weiterführende 
Angaben zu den Vorständen und Aufsichtsräten der AGIV (neu) finden sich im Abschnitt I.8. 

Mit der Zusammenführung der Aktivitäten der AGIV (alt) und der HBAG verfolgen die 
Vorstände der beteiligten Gesellschaften das Ziel, eine im MDAX notierte reine 
Immobilienholding zu schaffen, deren Beteiligungsgesellschaften für den deutschen Markt 
die gesamte Wertschöpfungskette der Immobilienwirtschaft abdecken.  Eine ausführliche 
Darstellung der Gründe für die Unternehmenszusammenführung findet sich im Abschnitt 
IV.1.  

Umtauschverhältnisse 

Die Ermittlung und die Festlegung der angemessenen Umtauschverhältnisse für den 
Umtausch der Aktien der HBAG und der AGIV (alt) in Aktien der AGIV (neu) beruhen auf 
Unternehmensbewertungen, die für die HBAG und die AGIV (alt) nach einheitlichen 
Grundsätzen und nach einheitlicher Methodik auf stand-alone Basis durchgeführt wurden.  

Auf Grundlage dieser Unternehmensbewertungen gewährt AGIV (neu)  

• den Aktionären der AGIV (alt) für je sieben Aktien der AGIV (alt) im Umtausch drei 
Aktien der AGIV (neu), und  

• den Aktionären der HBAG für je neun Aktien der HBAG im Umtausch elf Aktien der 
AGIV (neu). 

Ausgenommen von diesem Umtausch sind die HBAG-Aktien, die sich im Eigentum der 
HBAG befinden sowie die AGIV (alt)-Aktien, die sich im Eigentum der HBAG befinden.  

Die Aktien der AGIV (neu) sind ab dem 1. Januar 2002 voll gewinnberechtigt. 
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I. Allgemeiner Teil 

1. Verantwortlichkeit für den Prospektinhalt 

Die AGIV (neu) und die Hamburgische Landesbank – Girozentrale –, Gerhart-Hauptmann-
Platz 50, 20095 Hamburg, übernehmen gemäß § 44 Börsengesetz die Verantwortung für den 
Inhalt dieses Prospekts und erklären hiermit, dass ihres Wissens die Angaben in diesem 
Prospekt richtig und keine wesentlichen Umstände ausgelassen sind. 

2. Die an der Verschmelzung beteiligten Gesellschaften 

Die an der Verschmelzung beteiligten Unternehmen sind die AGIV (alt), die HBAG und die 
AGIV (neu).  Im Rahmen der Verschmelzung sind die HBAG und die AGIV (alt) die 
übertragenden Gesellschaften, während die AGIV (neu) die übernehmende Gesellschaft ist.  

3. Einsichtnahme in Unterlagen 

Geschäftsberichte und Zwischenberichte der AGIV (alt) und der HBAG sind bei der 
AGIV (neu), Warburgstraße 50, 20354 Hamburg und in den Geschäftsräumen der 
Hamburgische Landesbank – Girozentrale –, Gerhart-Hauptmann-Platz 50, 20095 Hamburg, 
erhältlich; die in diesem Prospekt genannten Unterlagen, die die Gesellschaften betreffen, 
und die Unterlagen, aus denen sich Einzelheiten der Verschmelzung ergeben (einschließlich 
der Eröffnungsbilanz der AGIV (neu)), sind bei den vorgenannten Stellen während der 
üblichen Geschäftszeiten einzusehen.   

4. Fusionskontrolle 

Wie das Bundeskartellamt mit Schreiben vom 27. Februar 2002 bestätigt hat, unterfällt die 
Verschmelzung von HBAG, AGIV (alt) und AGIV (neu) nicht einer kartellrechtlichen 
Zusammenschlusskontrolle.  

5. Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetz 

Am 1. Januar 2002 ist das neue Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetz (WpÜG) in Kraft 
getreten.  Danach hat jeder, der unmittelbar oder mittelbar die Kontrolle über eine 
Zielgesellschaft erwirbt, diesen Umstand zu veröffentlichen (§ 35(Abs. 1) Satz 1 WpÜG) und 
ein sogenanntes Pflichtangebot zur Übernahme der restlichen Aktien der Zielgesellschaft 
abzugeben (§ 35(Abs. 2) Satz 1 WpÜG).  Nach der gesetzlichen Definition ist Kontrolle das 
Halten von mindestens 30% der Stimmrechte der Zielgesellschaft.  Seit Wirksamwerden der 
Verschmelzung am 20. August 2002 hält die AGIV (neu) jeweils über 30% der Stimmrechte 
an der Adler und der Deutsche Real Estate und hat damit Kontrolle über diese Gesellschaften 
im Sinne des WpÜG erlangt.  Da es sich bei der Verschmelzung jedoch um eine 
„konzerninterne Umstrukturierung” im Sinne des § 36 Nr. 3 WpÜG handelt, besteht keine 
Pflicht der AGIV (neu) zur Abgabe eines Übernahmeangebotes an die außenstehenden 
Aktionäre der Adler und der Deutsche Real Estate.  Die AGIV (neu) hat deshalb am 
23. August 2002 einen Befreiungsantrag nach § 36 Abs. 3 WpÜG bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht („BAFin“) gestellt.  Diesem Antrag gab die BAFin mit 
Bescheid vom 11. September 2002 statt.  Somit ist die AGIV (neu) nicht verpflichtet, ein 
Übernahmeangebot an die außenstehenden Aktionäre der Adler und der Deutsche Real Estate 
abzugeben. 
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6. Gründung, Firma, Sitz, Geschäftsjahr, Unternehmensgegenstand 

Die AGIV (neu) wurde am 17. April 2002 als „AGIV Real Estate Aktiengesellschaft 
(NewCo)“ mit Sitz in Hamburg gegründet.  Sie unterliegt der deutschen Rechtsordnung.  Am 
13. Mai 2002 wurde die AGIV (neu) im Handelsregister des Amtsgerichts Hamburg unter 
HRB 83628 eingetragen.   

Gemäß den gesetzlichen Vorschriften wurde eine Gründungsprüfung durchgeführt.  Das 
Amtsgericht Hamburg bestellte mit Beschluss vom 23. April 2002 die Susat & Partner oHG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg („Susat & Partner“) als Gründungsprüfer.  Der 
von Susat & Partner erstellte Gründungsprüfungbericht vom 8. Mai 2002 endet mit folgender 
Feststellung: 

„Nach dem abschließenden Ergebnis unserer pflichtgemäßen Prüfung nach § 33 
Abs. 2 i.V.m. 33 Abs. 3 bis 5, 34 AktG bestätigen wir aufgrund der uns vorgelegten 
Urkunden, Bücher und Schriften sowie der uns erteilten Aufklärungen und 
Nachweise, dass sowohl die Angaben im Gründungsbericht der Gründerin über die 
Übernahme der Aktien, über die Einlagen auf das Grundkapital und über die 
Festsetzungen nach § 26 AktG als auch die Angaben im Gründungsprüfungs-Bericht 
der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrates richtig und vollständig sind.“   

Da der Verschmelzungsvertrag in den ersten zwei Jahren seit Eintragung der AGIV (neu) in 
das Handelsregister geschlossen wurde, musste gemäß § 67 UmwG im Hinblick auf den 
Verschmelzungsvorgang eine Nachgründungsprüfung durchgeführt werden.  Mit Beschluss 
vom 5. Juni 2002 bestellte das Amtsgericht Hamburg Susat & Partner als 
Nachgründungsprüfer.  Der von Susat & Partner erstellte Bericht über die Prüfung der 
Nachgründung vom 15. Juli 2002 endet mit folgender Feststellung:     

„Nach dem abschließenden Ergebnis unserer pflichtgemäßen Prüfung nach § 67 
UmwG i.V.m. 52 Abs. 4, 33 Abs. 3 bis 5, 34 AktG bestätigen wir aufgrund der uns 
vorgelegten Urkunden, Bücher und Schriften sowie der uns erteilten Aufklärungen 
und Nachweise, dass die Angaben im Nachgründungsbericht des Aufsichtsrats 
richtig und und vollständig sind.  Der Wert der zu erwerbenden 
Vermögensgegenstände erreicht den Betrag der dafür zu gewährenden 
Gegenleistung.“ 

Da die Anschaffungskosten der AGIV (neu) für das von der HBAG übernommene Vermögen 
laut § 1(4) des Verschmelzungsvertrages mit einem Wert angesetzt wurden, der den 
Buchwert des übernommenen Reinvermögens zum 31. Dezember 2001 um einen dem 
Verschmelzungsverlust entsprechenden Betrag übersteigt (siehe dazu Abschnitt IV.2.a.), war 
gemäß § 69 Abs. 1 Satz 1 UmwG i.V.m. § 183 Abs. 3 AktG im Hinblick auf die 
Verschmelzung eine Sacheinlageprüfung vorzunehmen.  Mit Beschluss vom 5. Juni 2002 
bestellte das Amtsgericht Hamburg Susat & Partner als Sachkapitalerhöhungsprüfer.  Der von 
Susat & Partner erstellte Bericht über die Prüfung der Sachkapitalerhöhung vom 15. Juli 2002 
endet mit folgender Feststellung: 

„Nach dem abschließenden Ergebnis unserer pflichtgemäßen Prüfung nach §§ 69 
Abs. 1 Satz 1 UmwG i.V.m. 183 Abs. 3, 33 Abs 3 bis 5, 34 Abs. 2 und 3, 35 AktG 
bestätigen wir aufgrund der uns vorgelegten Urkunden, Bücher und Schriften sowie 
der uns erteilten Aufklärungen und Nachweise, dass der Wert der Sacheinlagen den 
geringsten Ausgabebetrag der dafür zu gewährenden Aktien erreicht.“ 
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Mit Hauptversammlungsbeschluss vom 18. Juli 2002 wurde die Firma in „AGIV Real Estate 
Aktiengesellschaft“ abgeändert.  Diese Änderung wurde am 20. August 2002 im 
Handelsregister beim Amtsgericht Hamburg eingetragen. 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  Das erste Geschäftsjahr beginnt mit der Errichtung 
der Gesellschaft und endet am folgenden 31. Dezember. 

Unternehmensgegenstand der AGIV (neu) ist satzungsgemäß der Erwerb und die 
Veräußerung bebauter und unbebauter Grundstücke, die Bebauung eigener Grundstücke im 
eigenen Namen und für eigene Rechnung, die Verwaltung und die Vermietung unbebauter 
und bebauter Grundstücke sowie das Halten und die Verwaltung von in- und ausländischen 
Beteiligungen und Finanzanlagen im eigenen Namen und für eigene Rechnung.  Geschäfte 
nach § 34c Gewerbeordnung werden nicht ausgeübt.   

Die Gesellschaft ist zudem befugt, alle Geschäfte vorzunehmen, die geeignet erscheinen, den 
Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu fördern.  Sie ist berechtigt, 
Zweigniederlassungen im In- und Ausland zu errichten, andere Unternehmen zu gründen, zu 
erwerben, zu veräußern und sich an ihnen zu beteiligen sowie Unternehmensverträge 
abzuschließen.  

7. Gründerin der AGIV (neu) 

Gründerin der AGIV (neu) ist die Lazard & Co. GmbH mit Sitz in 60325 Frankfurt am Main, 
Ulmenstraße 37-29, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main 
unter HRB 39885.  Bis zum Wirksamwerden der Verschmelzung am 20. August 2002 war 
die Gründerin alleinige Aktionärin der AGIV (neu).   

8. Organe der AGIV (neu) 

Vorstand 

Der Vorstand der AGIV (neu) besteht satzungsgemäß aus zwei oder mehr Personen.  Der 
Aufsichtsrat bestimmt die Zahl der Vorstandsmitglieder.  Der Aufsichtsrat kann auch 
stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellen. 

Derzeit besteht der Vorstand aus den folgenden Personen: 

• Dr. Rainer Behne, Vorsitzender 
• Dr. Wolf Klinz, stv. Vorsitzender 
• Christian Bock 
• Andreas Helwig 

Dr. Rainer Behne übt Aufsichtsratsmandate oder Mandate in vergleichbaren Kontrollgremien 
bei folgenden Gesellschaften aus: 

• Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft (Vorsitzender) 
• Adler Real Estate Aktiengesellschaft (Vorsitzender) 
• german communications dbk ag  
• TRANSATLANTICA Real Estate Aktiengesellschaft (Vorsitzender)  
• myLoc Real Estate & Technology Aktiengesellschaft (Vorsitzender)  
• MÜBAU Real Estate GmbH (Vorsitzender)  
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Dr. Wolf Klinz ist Präsident der IHK Frankfurt und Vorsitzender der Geschäftsführung der 
Arbeitsgemeinschaft hessischer Industrie- und Handelskammern. Dr. Wolf Klinz gehört auch 
dem Rundfunkrat des Hessischen Rundfunks an.  Außerdem übt er Aufsichtsratsmandate 
oder Mandate in vergleichbaren Kontrollgremien bei folgenden Gesellschaften aus:   

• AVECO AG   
• Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft  
• Zumtobel AG  
• MÜBAU Real Estate GmbH  

Christian Bock übt Aufsichtsratsmandate bei folgenden Gesellschaften aus: 

• 3C Deutschland AG  
• Captiva Rückversicherungs-AG (Vorsitzender)  

Andreas Helwig übt Aufsichtsratsmandate oder Mandate in vergleichbaren Kontrollgremien 
bei folgenden Gesellschaften aus: 

• Adler Real Estate Aktiengesellschaft  
• Benelux Real Estate Aktiengesellschaft  
• Deutsche Shopping Aktiengesellschaft  
• DRESTATE Wohnen Aktiengesellschaft  
• Achte TAXXUS Real Estate Aktiengesellschaft  
• Tschechien Real Estate Aktiengesellschaft  
• Espana Real Estate Aktiengesellschaft  
• France Real Estate Aktiengesellschaft   
• MÜBAU Real Estate GmbH  
• myLoc Real Estate & Technology Aktiengesellschaft  

Sämtliche Vorstandsmitglieder sind über die Geschäftsadresse der AGIV (neu) erreichbar. 

Die genannten Vorstandsmitglieder erhielten für ihre Tätigkeiten im Vorstand der 
AGIV (neu) bis zum Wirksamwerden der Verschmelzung keine Vergütung. Bis zum 
Wirksamwerden der Verschmelzung waren Dr. Rainer Behne (Vorsitzender) und Andreas 
Helwig Mitglieder des Vorstands der HBAG.  Dr. Rainer Behne (Vorsitzender), Dr. Wolf 
Klinz (stv. Vorsitzender) und Christian Bock waren bis zu diesem Zeitpunkt Mitglieder des 
Vorstands der AGIV (alt).  Die Aufwendungen der AGIV (alt) im Geschäftsjahr 2001 für den 
Vorstand betrugen T€ 2.004.  Der Vorstand der HBAG erhielt im Geschäftsjahr 2001 Bezüge 
in Höhe von T€ 3.452.  Die Herren Dr. Behne und Christian Bock erhielten vom Zeitpunkt 
ihrer Bestellung als Vorstände der AGIV (alt) ausschließlich eine Vergütung von der 
AGIV (alt) gezahlt.  Die HBAG ersetzte der AGIV (alt) den hälftigen Betrag dieser 
Vergütung.   

Im laufenden Geschäfsjahr 2002 werden die Gesamtbezüge der Vorstandsmitglieder der 
AGIV (neu), unter Einbeziehung der Gesamtbezüge der Vorstandsmitglieder der AGIV (alt) 
und der HBAG insgesamt rund € 1,5 Mio. betragen.  Für ihre Tätigkeiten für 
Tochtergesellschaften der AGIV (neu) erhalten die gegenwärtigen Mitglieder des Vorstands 
der AGIV (neu) keine zusätzliche Vergütung.  
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Die AGIV (neu) wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein 
Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten.  Der Aufsichtsrat kann 
Vorstandsmitglieder vom Verbot der Mehrfachvertretung (§ 181 BGB) befreien.  Eine 
generelle Befreiung vom Verbot der Mehrfachvertretung wurde bisher durch den Aufsichtsrat 
nicht erteilt.  Stellvertretende Vorstandsmitglieder stehen hinsichtlich der Vertretungsmacht 
ordentlichen Mitgliedern gleich. 

Aufsichtsrat 

Der Aufsichtsrat besteht ausschließlich aus Vertretern der Anteilseigner und hat 
satzungsgemäß sechs Mitglieder.  Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich derzeit aus den 
folgenden Mitgliedern zusammen: 

• Dr. Günter Rexrodt, Vorsitzender 
• Dr. Reinhard Volk, stv. Vorsitzender 
• Dr. Alexander Erdland 
• Dr. Walter Kuna 
• Dr. Lutz Mellinger 
• Peter Rieck 

Sämtliche Aufsichtsratsmitglieder sind über die Geschäftsadresse der AGIV (neu) erreichbar. 

Dr. Günter Rexrodt ist Mitglied des Deutschen Bundestages und Mitglied des Vorstands 
WMP EuroCom AG. Außerdem übt er Aufsichtsratsmandate oder Mandate in vergleichbaren 
Kontrollgremien bei folgenden Gesellschaften aus: 

• AWD Holding AG  
• Berliner Effektengesellschaft AG  
• DTZ Zadelhoff Holding GmbH  
• Landau Media AG  
• Scandia Insurance Ltd.  

Dr. Reinhard Volk (Mitglied des Vorstands der Energie Baden Württemberg AG (“EnBW”) 
bis 30. Juni 2002) übt Aufsichtsratsmandate oder Mandate in vergleichbaren Kontrollgremien 
bei folgenden Gesellschaften aus: 

• Salamander AG  
• BWK GmbH Unternehmensbeteiligungsgesellschaft mbH  
• EnBW Venture Capital Beteiligungsgesellschaft mbH (Vorsitzender)  
• innotech Beteiligungsgesellschaft mbH & Co.KG (Vorsitzender)  
• Oce Deutschland GmbH  

Dr. Alexander Erdland ist Vorstandsvorsitzender der Bausparkasse Schwäbisch Hall AG und 
übt Aufsichtsratsmandate oder Mandate in vergleichbaren Kontrollgremien bei folgenden 
Gesellschaften aus: 

• Bankhaus Hallbaum AG & Co. KG  
• DEFO Deutsche Fonds für Immobilienvermögen GmbH (Vorsitzender) 
• CMSS Ceskomoravska stavebni sporitelna, a.s.  
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• PSS Prva stavebna sporitel’na a.s.  
• VR Kreditwerk Hamburg-Schwäbisch Hall AG (Vorsitzender) 
• Landeszentralbank Baden-Württemberg (Beirat)  
• Landesbank Baden-Württemberg (Beirat)  

Dr. Walter Kuna ist Geschäftsführer der Lazard & Co GmbH und übt Aufsichtsratsmandate 
oder Mandate in vergleichbaren Kontrollgremien bei folgenden Gesellschaften aus: 

• Engel + Völkers AG (Vorsitzender)  
• VDN AG  
• Zimmer + Rohde GmbH (Vorsitzender)  

Dr. Lutz Mellinger übt bei der folgenden Gesellschaft ein Aufsichtsratsmandat aus: 

• Heller & Partner Marketing Services AG  

Peter Rieck ist stellvertretender Vorsitzender des Vorstands der Hamburgische Landesbank – 
Girozentrale –, ferner übt er Aufsichtsratsmandate oder Mandate in vergleichbaren 
Kontrollgremien bei folgenden Gesellschaften aus: 

• GEHAG Aktiengesellschaft  
• Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft  
• pflegen & wohnen AöR  
• SaGeBau-AG Sanierungs- und Gewerbebau-Aktiengesellschaft  
• Sprinkenhof AG  
• B&L Immobilien AG  
• DEKA Immobilien Investment GmbH  
• HGA Hamburgische Grundbesitz Beteiligungs AG (Vorsitzender)  
• LEG Schleswig-Holstein Landesentwicklungsgesellschaft mbH  
• PLUS BANK AG (Vorsitzender)  

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben dem Ersatz ihrer Auslagen eine jährliche 
Vergütung in Höhe von je € 30.000.  Der Vorsitzende erhält das Doppelte und sein 
Stellvertreter erhält das Eineinhalbfache dieses Betrags.  Die Gesellschaft trägt des Weiteren 
die Versicherungsprämien für eine Haftpflichtversicherung, durch welche die Tätigkeit der 
Aufsichtsratsmitglieder versichert wird.  Unterliegen die Vergütung und der Auslagenersatz 
eines Aufsichtsratsmitglieds der Umsatzsteuer, wird diese von der AGIV (neu) erstattet, 
wenn diese vom Aufsichtsratsmitglied gesondert in Rechnung gestellt werden kann.  

Für das Geschäftsjahr 2002, welches das erste Geschäftsjahr der AGIV (neu) ist, kann gemäß 
§ 113 Abs. 2 AktG allerdings nur die Hauptversammlung eine Vergütung für die Tätigkeit 
des Aufsichtsrates der AGIV (neu) bewilligen.  Im Rahmen der ordentlichen 
Hauptversammlung im Jahre 2003, die über die Entlastung der Mitglieder des ersten 
Aufsichtsrates der AGIV (neu) beschließt, wird die Hauptversammlung auch über die 
Vergütung des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2002 beschließen.   

Aktienbesitz der Organe der AGIV (neu) 

Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats der AGIV (neu) besaßen am 5. August 
2002 zusammen 3.897.200 auf den Inhaber lautende Stückaktien der HBAG.  Keiner der 
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Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats der AGIV (neu) besaß am 5. August 2002 auf 
den Inhaber lautende Stückaktien der AGIV (alt).   

Hauptversammlung 

Die Hauptversammlungen finden am Sitz der AGIV (neu) oder an einem deutschen 
Börsenplatz statt. Sie werden vom Vorstand einberufen. 

Jede AGIV (neu)-Aktie gewährt eine Stimme. 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die ihre 
Aktien spätestens am siebten Tage vor der Hauptversammlung bei der AGIV (neu), einer 
Wertpapiersammelbank, einem deutschen Notar oder einer sonstigen in der Einladung 
bekanntgegebenen Stelle hinterlegt haben und bis zum Ende der Hauptversammlung dort 
belassen.  Fällt dieser Tag auf einen Samstag, Sonntag oder einen am Ort der Hinterlegung 
staatlich anerkannten allgemeinen Feiertag, so kann die Hinterlegung auch am hierauf 
folgenden Werktag vorgenommen werden.  Das Erfordernis der Hinterlegung ist auch erfüllt, 
wenn die Aktien mit Zustimmung einer Hinterlegungsstelle vom letzten Hinterlegungstag bis 
zur Beendigung der Hauptversammlung bei einem anderen Kreditinstitut gesperrt werden.  
Im Falle der Hinterlegung bei einer Wertpapiersammelbank oder einem deutschen Notar ist 
die Bescheinigung über die erfolgte Hinterlegung spätestens einen Werktag nach dem letzten 
Hinterlegungstag bei der Gesellschaft einzureichen.  Dabei gelten Samstage nicht als 
Werktage.   

9. Kapitalverhältnisse 

a. Grundkapital der AGIV (neu) vor der Verschmelzung 

Die AGIV (neu) wurde unter der Firma „AGIV Real Estate Aktiengesellschaft (NewCo)“ mit 
einem Grundkapital von € 50.000 gegründet.  Das Grundkapital war eingeteilt in 50.000 auf 
den Inhaber lautende Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von 
€ 1,00 je Stückaktie. 

b. Grundkapital der HBAG und der AGIV (alt) 

Das Grundkapital der HBAG betrug unmittelbar vor Eintragung der Verschmelzung 
€ 14.880.000,00 und war eingeteilt in 14.880.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien mit 
einem jeweiligen rechnerischen Anteil am Grundkapital in Höhe von € 1,00.  Auf Grundlage 
der Beteiligungsmitteilungen nach §§ 21 ff. WpHG, die der HBAG zum 9. August 2002 
vorlagen, war zu diesem Zeitpunkt die Familie Dr. Behne (direkt und über eine 
Familiengesellschaft) insgesamt zu 30,6% am Grundkapital der HBAG beteiligt.  Die Familie 
Knapp Voith hielt (direkt und über die Familiengesellschaft ALCON Holdings GmbH) zu 
diesem Zeitpunkt insgesamt 27,2% des Grundkapitals der HBAG.  Die übrigen Anteile 
befanden sich im Streubesitz.  

Am 31. Dezember 1999 betrug das Grundkapital der HBAG € 14.725.206,18, eingeteilt in 
14.400.000 Stückaktien.  Am 23. Mai 2000 beschloss die Hauptversammlung die 
vereinfachte Herabsetzung des Grundkapitals von € 14.725.206,18 um € 325.206,18 auf 
€ 14.400.000,00 zum Zwecke der Einstellung dieses Betrages in die Kapitalrücklage.  Dieser 
Beschluss sowie die Durchführung der Kapitalherabsetzung wurden am 31. Juli 2000 in das 
Handelsregister eingetragen.  Aufgrund der am 10. November 1998 beschlossenen bedingten 
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Erhöhung des Grundkapitals wurden Bezugsaktien im Nennwert von insgesamt € 480.000,00, 
eingeteilt in 480.000 Stückaktien, ausgegeben.  Die Bezugsaktien wurden an die Vorstände 
der HBAG zur Bedienung ihrer Aktienoptions- bzw. Wandlungsrechte, die im Dezember 
2001 von den Vorständen geltend gemacht wurden, ausgegeben.  Infolge der Ausgabe der 
Bezugsaktien wurde das Grundkapital der HBAG auf € 14.880.000,00, eingeteilt in 
14.880.000 Stückaktien, erhöht.  Die entsprechende Eintragung im Handelsregister wurde am 
16. April 2002 vorgenommen. 

Das Grundkapital der AGIV (alt) betrug unmittelbar vor Eintragung der Verschmelzung 
€ 98.072.840,00 und war eingeteilt in 98.072.840 auf den Inhaber lautende Stückaktien mit 
einem jeweiligen rechnerischen Anteil am Grundkapital in Höhe von € 1,00.  Auf Grundlage 
der Beteiligungsmitteilungen nach §§ 21 ff. WpHG, die der AGIV (alt) zum 9. August 2002 
vorlagen, war zu diesem Zeitpunkt die HBAG mit 56,5%, die EnBW mit 12,2% und die 
BHF-Bank AG (“BHF-Bank”) mit 11,4% beteiligt.  Die übrigen Aktien befanden sich im 
Streubesitz.   

Am 31. Dezember 1999 betrug das Grundkapital der AGIV (alt) DM 191.000.000,00 und war 
in 38.200.000 Stückaktien eingeteilt.  Die Hauptversammlung der AGIV (alt) beschloss am 
25. Februar 2000 die Herabsetzung des Grundkapitals von DM 191.000.000,00 um einen 
Gesamtbetrag von bis zu DM 51.000.000,00 auf bis zu DM 140.000.000,00 durch Einziehung 
voll eingezahlter Aktien im Wege der vereinfachten Einziehung gemäß § 237 Abs. 3 bis 5 
AktG.  Aufgrund ensprechender Ermächtigungen durch die Hauptversammlung erwarb die 
Gesellschaft im April 2000 6.000.000 eigene Aktien und zog diese ein.  Daraufhin wurde die 
in der Hauptversammlung vom 25. Februar 2000 beschlossene Herabsetzung des 
Grundkapitals in Höhe von DM 30.000.000,00 durchgeführt.  Nach Durchführung der 
Kapitalherabsetzung, die am 26. Juni 2000 in das Handelsregister eingetragen wurde, betrug 
das Grundkapital der AGIV (alt) DM 161.000.000,00 und war in 32.200.000 Stückaktien 
eingeteilt.  Am 27. August 2001 beschloss die Hauptversammlung der AGIV (alt) die 
Umstellung des Grundkapitals auf € 82.317.992,87.  Durch Beschluss derselben 
Hauptversammlung wurde das Grundkapital aus Gesellschaftsmitteln ohne Ausgabe neuer 
Aktien um € 14.282.007,13 erhöht und durch einen Aktiensplit im Verhältnis 1:3 neu 
eingeteilt.  Diese Beschlüsse wurden am 12. Dezember 2001 in das Handelsregister 
eingetragen.  Nach Durchführung dieser Maßnahmen betrug das Grundkapital der AGIV (alt) 
€ 96.600.000,00, eingeteilt in 96.600.000 Stückaktien.  Im Juni 2002 wurde eine 
Barkapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital (Ermächtigungsbeschluss der 
Hauptversammlung vom 27. August 2001) um € 1.472.840,00 auf € 98.072.840,00, eingeteilt 
in 98.072.840 Stückaktien, durchgeführt.  Die Kapitalerhöhung und ihre Durchführung 
wurden am 10. Juni 2002 in das Handelsregister eingetragen. (Siehe auch Abschnitt III.1.a.)   

c. Verschmelzung der HBAG und der AGIV (alt) 

Die Zusammenführung wurde rechtlich im Wege einer Verschmelzung durch Aufnahme (§ 2 
Nr. 1 UmwG) mit der AGIV (alt) und der HBAG als den übertragenden Rechtsträgern und 
der AGIV (neu) als dem übernehmenden Rechtsträger durchgeführt.   

Mit Wirksamwerden der Verschmelzung durch Eintragung in das Handelsregister der 
AGIV (neu) beim Amtsgericht Hamburg am 20. August 2002 ging jeweils das Vermögen als 
Ganzes der HBAG und der AGIV (alt) mit allen Rechten und Pflichten auf die AGIV (neu) 
über.  Zu diesem Zeitpunkt erloschen die übertragenden Gesellschaften HBAG und 
AGIV (alt) und die an diesen Gesellschaften bestehenden Mitgliedschaftsrechte.  Kraft 
Gesetzes und nach Maßgabe der jeweiligen Umtauschverhältnisse wurden die Aktionäre der 
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HBAG (mit Ausnahme der HBAG selbst in Bezug auf die eigenen Aktien der HBAG) und 
die Aktionäre der AGIV (alt) (mit Ausnahme der HBAG) (zusammen, die 
„umtauschberechtigten Aktionäre“) zu diesem Zeitpunkt Aktionäre der AGIV (neu) (§ 20 
Abs. 1 Nr. 3 UmwG).  Die Aktien der AGIV (alt) und der HBAG verbriefen seit dem 
Wirksamwerden der Verschmelzung keine Aktienrechte an der AGIV (alt) bzw. an der 
HBAG mehr, sondern Ansprüche auf Umtausch in Aktien der AGIV (neu).  Die unmittelbar 
vor Wirksamwerden der Verschmelzung von der HBAG gehaltenen Aktien der AGIV (alt) 
sowie die unmittelbar vor Wirksamwerden der Verschmelzung von der HBAG gehaltenen 
eigenen Aktien sind mit Wirksamwerden der Verschmelzung ersatzlos erloschen; sie 
verbriefen keinen Anspruch auf Umtausch in Aktien der AGIV (neu).   

Um den umtauschberechtigten Aktionären der HBAG und der AGIV (alt) Aktien der 
AGIV (neu) gewähren zu können, hat die außerordentliche Hauptversammlung der 
AGIV (neu) am 18. Juli 2002 beschlossen, das Grundkapital von € 50.000 um € 36.141.201 
auf € 36.191.201 durch Ausgabe von 36.141.201 neuer auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien mit einem jeweiligen rechnerischen Anteil am Grundkapital von € 1,00 zu 
erhöhen. 

Die Kapitalerhöhung und ihre Durchführung wurden am 1. August 2002 in das 
Handelsregister der AGIV (neu) beim Amtsgericht Hamburg eingetragen. 

Gemäß § 66 UmwG ist die Eintragung der Durchführung der Kapitalerhöhung Voraussetzung 
für die Eintragung der Verschmelzung in das Handelsregister der AGIV (neu).  Die 
Kapitalerhöhung gilt mit Vorliegen der Zustimmungsbeschlüsse der Hauptversammlungen 
der AGIV (alt), der HBAG und der AGIV (neu) sowie der notariellen Beurkundung des 
Verschmelzungsvertrages, die am 18. Juli 2002 erfolgte, als durchgeführt. 

Aufgrund der im Verschmelzungsvertrag festgelegten Umtauschverhältnisse werden die 
neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien der AGIV (neu) den umtauschberechtigten 
Aktionären kostenfrei wie folgt zur Verfügung gestellt: 

• Je sieben auf den Inhaber lautende Stückaktien der AGIV (alt) (Wertpapier-Kenn-
Nummer 502820) mit einem auf die einzelne Aktie entfallenden rechnerischen Anteil am 
Grundkapital von € 1,00 werden in drei auf den Inhaber lautende Stückaktien der 
AGIV (neu) (Wertpapier-Kenn-Nummer 691132) mit einem auf die einzelne Aktie 
entfallenden rechnerischen Anteil am Grundkapital von € 1,00 getauscht. 

• Je neun auf den Inhaber lautende Stückaktien der HBAG (Wertpapier-Kenn-Nummer 
633700) mit einem auf die einzelne Aktie entfallenden rechnerischen Anteil am 
Grundkapital von € 1,00 werden in elf auf den Inhaber lautende Stückaktien der 
AGIV (neu) (Wertpapier-Kenn-Nummer 691132) mit einem auf die einzelne Aktie 
entfallenden rechnerischen Anteil am Grundkapital von € 1,00 getauscht.  

Einzelheiten des Umtauschverfahrens sind im Abschnitt I.14. dargestellt. 

Bis zum Ablauf von zwei Monaten nach Bekanntmachung der Eintragung der 
Verschmelzung in das für die AGIV (neu) zuständige Handelsregister kann durch einen 
Aktionär von HBAG oder AGIV (alt) eine gerichtliche Nachprüfung der 
Umtauschverhältnisse im Spruchverfahren nach § 305 UmwG beantragt werden.  Falls 
rechtskräftig festgestellt wird, dass das Umtauschverhältnis für die HBAG-Aktien oder die 
AGIV (alt)-Aktien zu niedrig bemessen wurde, werden alle ehemaligen Aktionäre der HBAG 
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bzw. alle ehemaligen Aktionäre der AGIV (alt) von AGIV (neu) einen Ausgleich durch bare 
Zahlung erhalten.  Die bare Zuzahlung, die in einem Spruchverfahren festgesetzt werden 
kann, ist in ihrer Höhe nicht auf einen bestimmten Betrag beschränkt.  Die Zuzahlung kann 
abhängig von der Höhe des festgesetzten Betrages und der Zahl der begünstigten Aktien eine 
erhebliche Belastung der AGIV (neu) darstellen.  Für die weitere Entwicklung der 
Geschäftstätigkeit benötigte liquide Mittel müssten dann für die Zahlung der Verbesserung 
des Umtauschverhältnisses gewährt werden. 

Ehemalige Aktionäre der AGIV (alt) haben beim Landgericht Frankfurt am Main ein 
Spruchverfahren eingeleitet.  Der Vorstand der AGIV (neu) ist der Auffassung, dass die 
Wertverhältnisse angemessen waren und einer gerichtlichen Überprüfung standhalten.  
Gleichwohl kann nicht ausgeschlossen werden, dass es zu einer Festsetzung einer baren 
Zuzahlung kommt.   

d. Zustimmung der Hauptversammlungen 

Die ordentliche Hauptversammlung der AGIV (alt) vom 16. Juli 2002, die ordentliche 
Hauptversammlung der HBAG vom 18. Juli 2002 und die außerordentliche 
Hauptversammlung der AGIV (neu) vom 18. Juli 2002 haben dem Verschmelzungsvertrag 
zugestimmt. 

Gegen den Verschmelzungsbeschluss der AGIV (alt) und der HBAG wurden 
Anfechtungsklagen erhoben, die jedoch erst nach Wirksamwerden der Verschmelzung 
zugestellt wurden.  Darüber hinaus haben weitere Aktionäre erklärt, sie hätten Klagen gegen 
die Wirksamkeit der Verschmelzungsbeschlüsse bei Gericht eingereicht, diese sind der AGIV 
(neu) bislang aber noch nicht zugestellt worden.  Die AGIV (neu) prüft derzeit, ob die bereits 
erhobenen Klagen weitergeführt werden müssen.  Nach erster Prüfung der Klagschriften geht 
der Vorstand davon aus, dass die Klagen unbegründet sind.  Selbst wenn jedoch diese Klagen 
oder weitere Klagen, die sich gegen die Wirksamkeit der Zustimmungsbeschlüsse richten und 
die rechtzeitig eingereicht wurden, aber erst nach Wirksamwerden der Verschmelzung 
zugestellt werden, letztlich erfolgreich sein sollten, geht der Vorstand nicht davon aus, dass 
solche Klagen negative Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage der 
AGIV (neu) haben werden.  Insbesondere werden die Klagen nach Einschätzung des 
Vorstandes auf Grund der unten beschriebenen Bestandskraft der Eintragung nicht zu einer 
Rückabwicklung der Verschmelzung führen. 

Die Verschmelzung wurde am 19. August 2002 in das für die AGIV (alt) zuständige 
Handelsregister beim Amtsgericht Frankfurt am Main und am 20. August 2002 in das für die 
HBAG zuständige Handelsregister beim Amtsgericht Hamburg eingetragen.   

Schließlich wurde die Verschmelzung am 20. August 2002 in das für die AGIV (neu) 
zuständige Handelsregister beim Amtsgericht Hamburg eingetragen.  Mit dieser Eintragung 
wurde die Verschmelzung wirksam und es traten gemäß § 20 Abs. 1 UmwG folgende 
Wirkungen ein: im Zeitpunkt der Eintragung gingen die Vermögen der AGIV (alt) sowie der 
HBAG (jeweils einschließlich der Verbindlichkeiten) auf die AGIV (neu) über, AGIV (alt) 
und HBAG erloschen und die umtauschberechtigten Aktionäre der HBAG und der 
AGIV (alt) wurden Anteilsinhaber der AGIV (neu). 

Die Eintragung der Verschmelzung in das für die AGIV (neu) zuständige Handelsregister 
verleiht der Verschmelzung gemäß dem Gesetz eine „Bestandskraft“ in dem Sinne, dass 
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gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 4 UmwG Mängel der Verschmelzung die genannten Wirkungen der 
Eintragung unberührt lassen.   

Ein Aktionär hat beim Amtsgericht Hamburg Beschwerde gegen die Eintragung der 
Verschmelzung im Handelsregister der AGIV (neu) eingelegt und begehrt Löschung der 
Verschmelzung.  Angesichts der vorstehend beschriebenen Bestandskraft der Eintragung 
erwartet der Vorstand der AGIV (neu) nicht, dass diesem Begehren stattgegeben wird. 

e. Verschmelzungsprüfer 

Die Ermittlung und die Festlegung der angemessenen Umtauschverhältnisse für den 
Umtausch der Aktien der HBAG und der AGIV (alt) in Aktien der AGIV (neu) beruhen auf 
Unternehmensbewertungen, die für die AGIV (alt) und die HBAG nach einheitlichen 
Grundsätzen und nach einheitlicher Methodik auf stand-alone Basis durchgeführt worden 
sind.  Für die Bewertung von AGIV (alt) und HBAG wurden die nach herrschender Meinung 
in der Betriebswirtschaftslehre, im Berufsstand der Wirtschaftsprüfer und in der 
Rechtsprechung allgemein anerkannten Bewertungsregeln angewandt.   

Die AGIV (neu), die speziell für den Zweck der Verschmelzung von HBAG und AGIV (alt) 
gegründete wurde, wies vor der Verschmelzung ein Grundkapital von € 50.000 eingeteilt in 
50.000 Stückaktien auf.  Wegen der geringen Höhe sind das Gründungskapital und die 
Anzahl der Aktien der AGIV (neu) für die Ermittlung der Umtauschverhältnisse nicht von 
Bedeutung und wurden daher nicht berücksichtigt.   

Auf gemeinsamen Antrag der Vorstände der AGIV (alt), der HBAG und der AGIV (neu) hat 
das Landgericht Hamburg mit Beschluss vom 14. Mai 2002 (Az: 414088/92) die Susat & 
Partner zum gemeinsamen Verschmelzungsprüfer gemäß §§ 10 und 60 Abs. 3 UmwG 
bestellt. 

Der von den Vorständen der beteiligten Gesellschaften am 27. Mai 2002 aufgestellte Entwurf 
des Verschmelzungsvertrages wurde von Susat & Partner geprüft.  Neben dem von den 
Vorständen der beteiligten Gesellschaften am 27. Mai 2002 aufgestellten Entwurf des 
gemeinsamen Verschmelzungsberichts lag Susat & Partner unter anderem auch ein Entwurf 
des gemeinsamen Verschmelzungsberichtes der Vorstände der beteiligten Gesellschaften in 
der Fassung vom 22. Mai 2002 sowie frühere Entwürfe dieses Berichtes vor. 

Der Verschmelzungsprüfer hat gemäß § 12 UmwG schriftlich über das Ergebnis seiner 
Prüfung berichtet.  Der Prüfungsbericht des Verschmelzungsprüfers vom 27. Mai 2002 endet 
mit folgender Feststellung:  

„Nach dem abschließenden Ergebnis unserer pflichtgemäßen Prüfung gemäß der §§ 
9-12 UmwG aufgrund der uns vorgelegten Urkunden, Bücher und Schriften sowie 
nach den uns gegebenen Auskünften und Nachweisen sind Einwendungen gegen den 
Entwurf des Verschmelzungsvertrags nicht zu erheben.  Wir erteilen die 
abschließende Erklärung gemäß § 12 UmwG wie folgt: 

Das vorgeschlagene Umtauschverhältnis, nach dem die Aktionäre der AGIV Real 
Estate Aktiengesellschaft, Frankfurt a.M., kostenfrei rechnerisch für je 

7 Aktien der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft 
3 Aktien der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft (NewCo) erhalten 
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und die Aktionäre der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, kostenfrei 
rechnerisch für je 

9 Aktien der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft 
11 Aktien der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft (NewCo) 

erhalten, ist angemessen.“ 

f. Kapitalverhältnisse 

Grundkapital 

Das Grundkapital der AGIV (neu) beträgt derzeit € 36.191.201,00 und ist eingeteilt in 
36.191.201 auf den Inhaber lautende Stückaktien.   

Die Aktien der AGIV (neu) sind ab dem 1. Januar 2002 voll gewinnberechtigt.  Alle Aktien 
der AGIV (neu) sind voll eingezahlt. 

Sämtliche aus der im Zuge der Verschmelzung vorgenommenen Kapitalerhöhung in Höhe 
von € 36.141.202,00 stammende Aktien der AGIV (neu) sind den Aktionären der AGIV (alt) 
und der HBAG im Rahmen des Umtauschs gewährt worden.  Zusätzlich hat die Lazard & Co. 
GmbH, die Gründerin und ehemalige Alleinaktionärin der AGIV (neu), 45.310 ihrer 50.000 
AGIV (neu)-Aktien der AGIV (neu) zur Verfügung gestellt, die ebenfalls den Aktionären der 
AGIV (alt) und der HBAG im Rahmen des Umtausch gewährt worden sind. 

Infolge der Eintragung der Verschmelzung wurden die Anteilsinhaber der AGIV (alt) und der 
HBAG entsprechend dem für sie maßgeblichen Umtauschverhältnis Anteilsinhaber der 
AGIV (neu).  Bei Zugrundelegung der Beteiligungsmitteilungen nach §§ 21 ff WpHG, die 
der AGIV (alt) und der HBAG zum 9. August 2002 vorlagen, ergibt sich folgende 
Beteiligungsstruktur der AGIV (neu): 

Die Familie Dr. Behne hält (direkt und über eine Familiengesellschaft) insgesamt 15,4% und 
die Familie Knapp Voith (direkt und über die Familiengesellschaft ALCON Holdings GmbH) 
insgesamt 13,7% an der AGIV (neu).  14,2% werden von der EnBW und 13,2% von der 
BHF-Bank gehalten.  Die übrigen Anteile befinden sich im Streubesitz.  Insgesamt entfällt 
vom Grundkapital der AGIV (neu) auf die bisherigen Aktionäre der AGIV (alt) ein Anteil 
von 50,5% und auf die bisherigen Aktionäre der HBAG ein Anteil von 49,5%.  

Genehmigtes Kapital; Bedingtes Kapital; Aktienrückkauf 

Genehmigtes Kapital 

Gemäß § 4 Abs. 4 der Satzung ist der Vorstand der AGIV (neu) ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrates bis zum 17. Juli 2007 das Grundkapital der Gesellschaft gegen 
Bareinlagen und/oder gegen Sacheinlagen durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender 
Stückaktien einmalig oder mehrfach, insgesamt jedoch höchstens um bis zu nominal 
€ 18.095.600 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital).  

Das Genehmigte Kapital kann durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlagen ausgenutzt 
werden.  Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen.  
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Das Bezugsrecht der Aktionäre kann ausgeschlossen werden, (1) soweit Spitzenbeträge 
auszugleichen sind und (2) soweit der auf die neuen Aktien entfallende Anteil am 
Grundkapital insgesamt weder zehn vom Hundert des zum Zeitpunkt der Eintragung des 
Genehmigten Kapitals bestehenden Grundkapitals noch insgesamt zehn vom Hundert des im 
Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien bestehenden Grundkapitals übersteigt und der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 
1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet.  Diese Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss vermindert sich soweit, wie der Vorstand von der durch die 
Hauptversammlung vom 18. Juli 2002 zu Tagesordnungspunkt 3 beschlossenen 
Ermächtigung Gebrauch macht, eigene Aktien der Gesellschaft ohne Bezugsrecht der 
Aktionäre in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre zu 
einem Preis zu veräußern, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher 
Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. 

Das Genehmigte Kapital kann durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlagen zum Zwecke 
der Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder verbundener Unternehmen 
ausgenutzt werden.  Dabei ist das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen. 

Das Genehmigte Kapital kann außerdem durch Ausgabe neuer Aktien gegen Sacheinlagen 
bzw. gegen Sacheinlagen und Bareinlagen ausgenutzt werden.  Dabei ist das Bezugsrecht der 
Aktionäre ausgeschlossen, wenn das Genehmigte Kapital für Akquisitionen im Rahmen des 
Unternehmensgegenstandes der Gesellschaft verwandt wird. 

Über den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe 
entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates. 

Die AGIV (neu) hat derzeit kein Aktienoptionsprogramm für Mitglieder des Vorstands oder 
Mitarbeiter der AGIV (neu) oder ihrer Tochtergesellschaften.  Es ist allerdings vorgesehen, 
ein Aktienoptionsprogramm für die Führungskräfte des Konzerns einzuführen.   

Es bestehen keine ausstehende Aktienoptionsrechte, Wandlungsrechte oder vergleichbare 
Rechte, die dazu berechtigen würden, von der AGIV (neu) die Ausgabe von Aktien der 
AGIV (neu) zu verlangen.   

Bedingtes Kapital 

Die Satzung der AGIV (neu) sieht kein bedingtes Kapital vor.  Es wird erwartet, dass die 
Schaffung eines bedingten Kapitals der nächsten ordentlichen Hauptversammlung 
vorgeschlagen wird.   

Aktienrückkauf 

Mit Beschluss der Hauptversammlung der AGIV (neu) vom 18. Juli 2002 wurde die 
AGIV (neu) ermächtigt, bis zum 17. Januar 2004 eigene Aktien im Umfang von bis zu 10% 
des Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben.  Dabei darf der Kaufpreis einer Aktie den 
durchschnittlichen Schlussauktionspreis der Aktien im XETRA-Handel an der 
Wertpapierbörse Frankfurt am Main an den jeweils fünf vorangegangenen Börsentagen um 
nicht mehr als 5% übersteigen oder unterschreiten; im Falle eines öffentlichen Kaufangebotes 
darf der Angebotspreis den durchschnittlichen Schlussauktionspreis der Aktien fünf 
Börsentage vor dem Datum der Veröffentlichung des Angebotes um nicht mehr als 10% 
übersteigen oder unterschreiten.  Die Veräußerung der eigenen Aktien außerhalb der Börse ist 

 
16  

 



 

zulässig. Insoweit kann das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden, wenn die 
erworbenen Aktien zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs von Aktien der 
Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Verkaufspreises nicht wesentlich 
im Sinne von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet (vereinfachter 
Bezugsrechtsausschluss), oder soweit dies zu dem Zweck erfolgt, Akquisitionen im Rahmen 
des Unternehmensgegenstandes der Gesellschaft vorzunehmen.  Der Vorstand wurde 
außerdem ermächtigt, die eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats ohne weiteren 
Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. 

10. Gegenstand des Prospektes 

Gegenstand diese Prospektes ist das gesamte Grundkapital der AGIV (neu) in Höhe von 
€ 36.191.201,00, eingeteilt in 36.191.201 auf den Inhaber lautende Stückaktien der 
AGIV (neu) mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von jeweils € 1,00 und zwar 

• € 50.000,00 eingeteilt in 50.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien (bisheriges 
Grundkapital) 

• € 36.141.201,00 eingeteilt in 36.141.201 auf den Inhaber lautende Stückaktien aus der 
Kapitalerhöhung 2002 im Zuge der Verschmelzung der AGIV (alt) und der HBAG auf 
die AGIV (neu). 

11. Allgemeine Angaben über die Aktien der AGIV (neu) 

Börsenzulassung und Notierung; MDAX 

Die Aktien der AGIV (alt) waren bis zur Eintragung der Verschmelzung an den 
Börsenplätzen Berlin, Bremen, Düsseldorf, Frankfurt am Main, Hamburg, Hannover, 
München und Stuttgart zum amtlichen Markt zugelassen.  Außerdem waren die Aktien der 
AGIV (alt) in das elektronische Handelssystem XETRA einbezogen und im MDAX  
aufgenommen. 

Die Aktien der HBAG waren bis zur Eintragung der Verschmelzung an den Börsenplätzen 
Hamburg und Frankfurt am Main zum amtlichen Markt zugelassen und an den Börsenplätzen 
Berlin, Düsseldorf, Stuttgart und München in den Freiverkehr einbezogen.  Außerdem waren 
die Aktien der HBAG in das elektronische Handelssystem XETRA einbezogen. 

Es ist vorgesehen, die Aktien der AGIV (neu) zum amtlichen Markt der Frankfurter 
Wertpapierbörse und der Hanseatische Wertpapierbörse Hamburg zuzulassen.  Es wird 
erwartet, dass die Notierung der AGIV (neu)-Aktien an diesen beiden Börsen am 
16. September 2002 aufgenommen wird, wobei Gegenstand der Zulassung das gesamte 
Grundkapital der AGIV (neu) in Höhe von € 36.191.201,00, eingeteilt in 36.191.201 auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien der AGIV (neu), sein wird.  Darüber hinaus wird erwartet, 
dass die Aktien der AGIV (neu) in das elektronische Handelssystem XETRA einbezogen 
werden.  Die Aktien der AGIV (neu) werden unter dem Börsenkürzel „AGV“ gehandelt 
werden.  

Vom 21. August 2002 bis zu dem Tag, an dem die Notierung der AGIV (neu)-Aktien an der 
Frankfurter Wertpapierbörse und der Hanseatische Wertpapierbörse Hamburg aufgenommen 
wird, werden die Inhaberaktien der HBAG und der AGIV (alt) als Umtauschansprüche auf 
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die Aktien der AGIV (neu) an den Börsen, an denen bislang die Aktien der HBAG bzw. der 
AGIV (alt) notiert waren, notiert.  

Die Aktie der AGIV (neu) wird nach Ziffer 3.13.2 des Leitfadens zu den Aktienindizes der 
Deutschen Börse in der Fassung von Juni 2002 im MDAX weiter geführt werden.  Die 
Aktien der AGIV (neu) werden im MDAX voraussichtlich zunächst genauso gewichtet 
werden wie zuvor die Aktien der AGIV (alt).  Eine Anpassung der Gewichtung der Aktien 
der AGIV (neu) an die tatsächliche Marktkapitalisierung der AGIV (neu) ist im Rahmen der 
periodischen Neugewichtung des MDAX zu erwarten. 

Die AGIV (alt) hat zum 31. Juli 2002 die beiden für den Verbleib im MDAX zu erfüllenden 
„harten“ Kriterien (Marktkapitalisierung und Handelsumsatz) nicht erfüllt.  Der Arbeitskreis 
Indizes hat indes in seiner Sitzung am 13. August 2002 entschieden, dass die AGIV dennoch 
zunächst im MDAX verbleiben soll, da sich insofern nach der Verschmelzung eine deutliche 
Verbesserung ergeben könnte.  Eine außerplanmäßige Überprüfung der MDAX-Kriterien bei 
der AGIV (neu) wird November 2002 erfolgen. 

Lieferbarkeit der Aktien 

Die Aktien der AGIV (neu) sind in einer Globalurkunde verbrieft, die bei der Clearstream 
Banking AG, Frankfurt am Main, hinterlegt wurde.  Der Anspruch der Aktionäre auf 
Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen, soweit nicht eine Verbriefung nach den Regeln 
einer Börse erforderlich ist, an der die Aktien der AGIV (neu) zugelassen sind.  Gemäß der 
Satzung bestimmt der Vorstand die Form der Aktienurkunden sowie der Erneuerungs- und 
Gewinnanteilscheine mit Zustimmung des Aufsichtsrats.   

Bekanntmachungen 

Gemäß der Satzung der AGIV (neu) erfolgen Bekanntmachungen der Gesellschaft 
ausschließlich im Bundesanzeiger. Soweit Vorschriften anwendbarer Gesetze oder 
Verordnungen dies verlangen, wird die Gesellschaft Bekanntmachungen in der in diesen 
Vorschriften vorgeschriebenen Art und Weise vornehmen.   

Zahl- und Hinterlegungsstellen 

Der Zahl- und Hinterlegungsstellendienst ist bei der Hamburgische Landesbank – 
Girozentrale – zentralisiert.  

Mit den Aktien der AGIV (neu) verbundene Rechte 

Die Aktien verbriefen volle Mitgliedschaftsrechte an der AGIV (neu), insbesondere das 
Recht auf die Teilnahme an der Hauptversammlung, das Stimmrecht auf der 
Hauptversammlung, das Recht auf die Beteiligung am Unternehmensgewinn (Dividende) 
und, im Falle einer Auflösung und Abwicklung der Gesellschaft, das Recht auf die 
Beteiligung am Liquidationserlös. 

Die Aktien des bisherigen Grundkapitals der AGIV (neu) sowie die Aktien der AGIV (neu) 
aus der Kapitalerhöhung im Zuge der Verschmelzung sind mit voller Gewinnberechtigung ab 
dem 1. Januar 2002 ausgestattet.  

Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 
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Übertragbarkeit der Aktien 

Die Aktien der AGIV (neu) lauten auf den Inhaber und können nach den allgemeinen 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts und des Handelsrechts frei übertragen werden. 

12. Besteuerung 

a. Steuerliche Folgen der Verschmelzung 

Eine Darstellung der steuerlichen Folgen der Verschmelzung von AGIV (alt), HBAG und 
AGIV (neu) für die an der Verschmelzung beteiligten Unternehmen und die Aktionäre der 
HBAG und der AGIV (alt) enthält der Abschnitt IV.2.c. 

b. Besteuerung in der Bundesrepublik Deutschland 

Dieser Abschnitt "Besteuerung in der Bundesrepublik Deutschland" enthält eine kurze 
Zusammenfassung einiger wichtiger deutscher Besteuerungsgrundsätze, die im 
Zusammenhang mit dem Erwerb, dem Halten oder der Übertragung von Aktien bedeutsam 
sind oder werden können. Es handelt sich dabei jedoch nicht um eine umfassende und 
vollständige Darstellung sämtlicher steuerlicher Aspekte, die für Aktionäre relevant sein 
können. Grundlage dieser Zusammenfassung ist das zur Zeit der Erstellung dieses Prospektes 
geltende nationale deutsche Recht sowie Bestimmungen typischer 
Doppelbesteuerungsabkommen, wie sie derzeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und anderen Staaten bestehen. In beiden Bereichen können sich Bestimmungen – unter 
Umständen auch rückwirkend – kurzfristig ändern.  

Potentiellen Käufern von Aktien wird dringend empfohlen, wegen der steuerlichen Folgen 
des Kaufs, des Haltens sowie der Veräußerung bzw. unentgeltlichen Übertragung von Aktien 
und wegen des bei einer gegebenenfalls möglichen Erstattung deutscher Quellensteuer 
(Kapitalertragsteuer) einzuhaltenden Verfahrens ihre steuerlichen Berater zu konsultieren. 
Nur diese sind in der Lage, die besonderen steuerlichen Verhältnisse des einzelnen Aktionärs 
angemessen zu berücksichtigen.   

Besteuerung der Gesellschaft 

Deutsche Kapitalgesellschaften unterliegen grundsätzlich einer ertragsabhängigen 
Gewerbesteuer, der Körperschaftsteuer einschließlich eines Solidaritätszuschlags. Die 
Bemessung der Gewerbesteuer ist abhängig davon, in welcher Gemeinde die Gesellschaft 
Betriebstätten unterhält. Je nach Gemeinde beträgt die Belastung mit Gewerbesteuer im 
Allgemeinen 12 % bis 21 % des Gewerbeertrages. Bei der Ermittlung des 
körperschaftsteuerlichen Gewinns der Kapitalgesellschaft ist die Gewerbesteuer als 
Betriebsausgabe abzugsfähig.  

Besteuerung von Dividenden 

Kapitalertragsteuer  

Die Gesellschaft hat für Rechnung der Aktionäre von ihren Gewinnausschüttungen eine 
Quellensteuer (Kapitalertragsteuer) in Höhe von 20 % des Ausschüttungsbetrages und einen 
auf die Kapitalertragsteuer erhobenen Solidaritätszuschlag in Höhe von 5,5 % einzubehalten 
und abzuführen. Somit beträgt die gesamte Quellensteuerlast 21,1 %. Der 
Kapitalertragsteuerabzug erfolgt unabhängig davon, ob und in welchem Umfang die 
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Gewinnausschüttung auf Ebene des Anteilseigners von der Steuer befreit ist. Bei Aktionären, 
die im Inland ansässig sind, sowie bei im Ausland ansässigen Aktionären, die ihre Aktien im 
Betriebsvermögen einer Betriebsstätte oder festen Einrichtung im Inland halten, wird die 
einbehaltene und abgeführte Kapitalertragsteuer (einschließlich Solidaritätszuschlag) im 
Rahmen der Veranlagung auf die deutsche Einkommen- bzw. Körperschaftsteuerschuld 
angerechnet bzw. in Höhe eines etwaigen Überhanges erstattet.  

Für Ausschüttungen an im Ausland ansässige Aktionäre wird der Kapitalertragsteuersatz, 
soweit die Bundesrepublik Deutschland mit dem Ansässigkeitsstaat ein 
Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen hat und soweit die Aktionäre ihre Aktien nicht 
im Betriebsvermögen einer Betriebstätte oder festen Einrichtung im Inland halten, i.d.R. auf 
15 % reduziert. Die Kapitalertragsteuerermäßigung wird grundsätzlich in der Weise gewährt, 
dass die Differenz zwischen dem einbehaltenen Gesamtbetrag einschließlich des 
Solidaritätszuschlages und der unter der Anwendung des einschlägigen 
Doppelbesteuerungsabkommens tatsächlich geschuldeten Kapitalertragsteuer auf Antrag 
durch die deutsche Finanzverwaltung (Bundesamt für Finanzen, Friedhofstraße 1, D-53221 
Bonn) erstattet wird. Formulare für das Erstattungsverfahren sind beim Bundesamt für 
Finanzen sowie den deutschen Botschaften und Konsulaten erhältlich.  

Soweit für Ausschüttungen der Gesellschaft Beträge aus dem steuerlichen Einlagekonto als 
verwendet gelten, unterliegen die Ausschüttungen nicht der Kapitalertragsteuer. 

Besteuerung auf Ebene des Anteilseigners 

Im Inland ansässige Aktionäre 

Bei im Inland ansässigen Aktionären, die nicht der Körperschaftsteuer unterliegen, werden 
lediglich 50 % der Dividende in die einkommensteuerrechtliche Bemessungsgrundlage 
einbezogen (sog. Halbeinkünfteverfahren). Allerdings können die mit solchen 
Dividendeneinnahmen in wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden Werbungskosten bzw. 
Betriebsausgaben bei der Ermittlung der Einkünfte nur zur Hälfte abgezogen werden. Eine 
Anrechnung der von der Gesellschaft gezahlten Körperschaftsteuer auf Ebene der Aktionäre 
erfolgt nicht. 

Für im Inland ansässige natürliche Personen, die ihre Aktien im Privatvermögen halten, wird 
ein sog. "Sparerfreibetrag" in Höhe von € 1.550 p.a. (für Ledige) bzw. € 3.100 (für zusammen 
veranlagte Ehegatten) zzgl. einer Werbungskostenpauschale von € 51 p.a. (für Ledige) bzw. 
€ 102 p.a. (für zusammen veranlagte Ehegatten) gewährt. Übersteigen die in die 
Bemessungsgrundlage einzubeziehenden  Dividendenbeträge und andere Einnahmen aus 
Kapitalvermögen diese Beträge nicht, so bleiben sie regelmäßig steuerfrei. Legt ein im Inland 
ansässiger Aktionär (Privatperson) eine Nichtveranlagungs-Bescheinigung seines 
Wohnsitzfinanzamtes bei der jeweiligen Depotbank vor, wird die Dividende ohne Abzug der 
Kapitalertragsteuer und des Solidaritätszuschlages ausgezahlt. Gleiches kann auch durch 
einen Freistellungsauftrag im Rahmen der oben genannten Freibeträge erreicht werden. 

Dividendenzahlungen an einen Aktionär, der eine natürliche Person ist und die Aktien im 
Vermögen einer gewerblichen Betriebstätte im Inland hält, sind grundsätzlich voll 
gewerbesteuerpflichtig. Die Dividenden sind dagegen nicht gewerbesteuerpflichtig, wenn die 
Beteiligung des Aktionärs zu Beginn des Erhebungszeitraums der Gesellschaft mindestens 
10 % des Grundkapitals der Gesellschaft beträgt. Die Gewerbesteuer ist jedoch grundsätzlich 
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im Wege eines pauschalierten Anrechnungsverfahrens auf die persönliche Einkommensteuer 
des Aktionärs anrechenbar. 

Dividendenausschüttungen an im Inland ansässige Körperschaften, d.h. Körperschaften mit 
Sitz oder Geschäftsleitung im Inland, unterliegen grundsätzlich in voller Höhe der 
Gewerbesteuer. Die Dividenden sind dagegen gewerbesteuerfrei, wenn die Beteiligung der 
inländischen Körperschaft zu Beginn des Erhebungszeitraums mindestens 10 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft beträgt. Von der Körperschaftsteuer und dem 
Solidaritätszuschlag sind die Dividendenausschüttungen in vollem Umfang befreit. Mit den 
Dividenden in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehende Aufwendungen sind 
jedoch in Höhe der Dividende nicht als Betriebsausgaben abziehbar. Steuerbefreiten 
Körperschaften kann die Depotbank bei Vorlage einer Nichtveranlagungs-Bescheinigung die 
Dividende ohne Abzug von Kapitalertragsteuer und Solidaritätszuschlag auszahlen.  

Die hälftige bzw. völlige Steuerfreiheit der Dividendenzahlung sowie die Beschränkung der 
Abziehbarkeit von Aufwendungen gelten nicht, wenn die Aktien bei Kreditinstituten oder 
Finanzdienstleistungsinstituten (im Sinne des Kreditwesengesetzes) dem Handelsbuch 
zuzurechnen sind bzw. von Finanzunternehmen (im Sinne des Kreditwesengesetzes) mit dem 
Ziel der kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolges erworben werden. Dies gilt auch 
für Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute und Finanzunternehmen mit Sitz in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft oder einem anderen Vertragsstaat des 
EWR-Abkommens. 

Soweit für Ausschüttungen der Gesellschaft Beträge aus dem steuerlichen Einlagekonto als 
verwendet gelten, unterliegen die Ausschüttungen keiner Besteuerung in Deutschland. 

Im Ausland ansässige Aktionäre 

Bei im Ausland ansässigen Aktionären – natürlichen Personen oder Körperschaften – ohne 
Betriebstätte oder feste Einrichtung im Inland wird die (unter Umständen nach einem 
anwendbaren Doppelbesteuerungsabkommen ermäßigte) Kapitalertragsteuer weder 
angerechnet noch erstattet. Die deutsche Steuerschuld dieser Aktionäre gilt vielmehr als mit 
Einbehaltung der ggf. nach einem Doppelbesteuerungsabkommen ermäßigten 
Kapitalertragsteuer abgegolten.  

Ist der im Ausland ansässige Aktionär eine natürliche Person, so unterliegt er mit dem in 
einer festen Einrichtung oder Betriebstätte im Inland erzielten Gewinn aus Dividenden der 
Gesellschaft zu 50 % der Einkommensteuer zu dem für ihn geltenden Einkommensteuersatz 
zzgl. Solidaritätszuschlag. Ebenso unterliegen die Dividendeneinkünfte wie im Falle eines 
inländischen Aktionärs entweder voll oder hälftig der Gewerbesteuer, wenn er die Aktien in 
einer inländischen (gewerblichen) Betriebsstätte hält. Die Gewerbesteuer ist jedoch 
grundsätzlich im Wege eines pauschalierten Anrechnungsverfahrens auf die persönliche 
Einkommensteuer des Aktionärs anrechenbar.  

Dividendenzahlungen auf Aktien, die zum Vermögen einer Betriebstätte oder festen 
Einrichtung im Inland gehören, die eine im Ausland ansässige Körperschaft im Inland 
unterhält, unterliegen grundsätzlich in voller Höhe der Gewerbesteuer. Die Dividenden sind 
dagegen gewerbesteuerfrei, wenn die in der Betriebsstätte gehaltene Beteiligung an der 
Gesellschaft zu Beginn des Erhebungszeitraums mindestens 10 % des Grundkapitals der 
Gesellschaft beträgt. Von der Körperschaftsteuer und dem Solidaritätszuschlag sind die 
Dividendenzahlungen dagegen in jedem Falle befreit. Mit solchen Dividenden in 

 
21  

 



 

unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehende Aufwendungen sind jedoch in Höhe 
der Dividende nicht als Betriebsausgaben abziehbar. Bei einer Transferierung von Gewinnen 
der Betriebstätte oder der festen Einrichtung an das ausländische Stammhaus fällt keine 
deutsche Kapitalertragsteuer an.  

Soweit die anrechenbare Kapitalertragsteuer zzgl. Solidaritätszuschlag die Einkommensteuer 
bzw. Körperschaftsteuer zzgl. Solidaritätszuschlag übersteigt, wird der darüber hinaus 
gehende Betrag erstattet.  

Die hälftige bzw. völlige Steuerfreiheit der Dividendenzahlung sowie die Beschränkung der 
Abziehbarkeit von Aufwendungen gelten nicht, wenn die Aktien bei Kreditinstituten oder 
Finanzdienstleistungsinstituten (im Sinne des Kreditwesengesetzes) dem Handelsbuch 
zuzurechnen sind bzw. von Finanzunternehmen (im Sinne des Kreditwesengesetzes) mit dem 
Ziel der kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolges erworben werden. Dies gilt auch 
für Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute und Finanzunternehmen mit Sitz in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft oder einem anderem Vertragsstaat des 
EWR-Abkommens.  

Soweit für Ausschüttungen der Gesellschaft Beträge aus dem steuerlichen Einlagekonto als 
verwendet gelten, unterliegen die Ausschüttungen keiner Besteuerung in Deutschland. 

Besteuerung von Veräußerungsgewinnen 

Gewinne aus der Veräußerung von im Privatvermögen gehaltenen Aktien eines im Inland 
ansässigen Aktionärs sind grundsätzlich steuerpflichtig, wenn die Veräußerung innerhalb 
eines Jahres nach dem Erwerb stattfindet (sog. „Spekulationsfrist“). Diese Gewinne werden 
jedoch nur noch zu 50 % in die steuerliche Bemessungsgrundlage einbezogen. Gewinne aus 
Veräußerungen von im Privatvermögen gehaltenen Aktien eines in Deutschland ansässigen 
Aktionärs sind darüber hinaus steuerpflichtig, wenn – nach Ablauf der vorgenannten 
Jahresfrist – der Aktionär oder im Falle eines unentgeltlichen Erwerbes sein(e) 
Rechtsvorgänger zu irgendeinem Zeitpunkt während der der Veräußerung vorangegangenen 
fünf Jahre zu mindestens 1 % unmittelbar oder mittelbar am Kapital der Gesellschaft beteiligt 
waren (sog. "wesentliche Beteiligung"). Solche Veräußerungsgewinne unterliegen lediglich 
zu 50 % der Besteuerung. Betriebsausgaben, die mit solchen Veräußerungsgewinnen in 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, sind lediglich zur Hälfte abziehbar. 

Ein nicht im Inland ansässiger Aktionär, der die Aktien nicht im Vermögen einer 
Betriebstätte oder festen Einrichtung im Inland hält, unterliegt mit Gewinnen aus der 
Veräußerung von Aktien nur dann der deutschen Besteuerung, wenn er zu irgend einem 
Zeitpunkt während der der Veräußerung vorangegangenen fünf Jahre wesentlich am Kapital 
der Gesellschaft beteiligt war. Die meisten Doppelbesteuerungsabkommen sehen insoweit 
jedoch eine uneingeschränkte Befreiung von der deutschen Besteuerung vor. 

Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, die von einer im Inland ansässigen natürlichen 
Person im Betriebsvermögen oder von einer im Ausland ansässigen natürlichen Person in 
einer Betriebsstätte oder festen Einrichtung im Inland gehalten werden, unterliegen zur Hälfte 
der Einkommensteuer (zzgl. Solidaritätszuschlag) und, soweit gewerblich, auch der 
Gewerbesteuer. Die Gewerbesteuer ist jedoch grundsätzlich im Wege eines pauschalierten 
Anrechnungsverfahrens auf die persönliche Einkommensteuer der natürlichen Person 
anrechenbar. Betriebsausgaben, die mit solchen Veräußerungsgewinnen in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen, sind lediglich zur Hälfte abziehbar. 
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In allen vorgenannten Fällen wirken sich mögliche Veräußerungsverluste, soweit sie unter 
bestimmten Voraussetzungen steuerlich geltend gemacht werden können, nur zur Hälfte aus.  

Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, die eine Körperschaft erzielt, sind grundsätzlich 
von der Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer befreit. Entsprechend können 
Veräußerungsverluste steuerlich nicht abgezogen werden. Betriebsausgaben, die mit solchen 
steuerfreien Veräußerungsgewinnen in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, sind nicht 
abzugsfähig.  

Die hälftige bzw. völlige Steuerfreiheit der Veräußerungsgewinne sowie die Beschränkung 
von Aufwendungen gelten nicht, wenn die Aktien bei Kreditinstituten oder 
Finanzdienstleistungsinstituten (im Sinne des Kreditwesengesetzes) dem Handelsbuch 
zuzurechnen sind bzw. von Finanzunternehmen (im Sinne des Kreditwesengesetzes) mit dem 
Ziel der kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolges erworben werden. Dies gilt auch 
für Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute und Finanzunternehmen mit Sitz in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft oder einem anderen Vertragsstaat des 
EWR-Abkommens. 

Vermögensteuer 

Für Veranlagungszeiträume seit dem 1. Januar 1997 wird in der Bundesrepublik Deutschland 
keine Vermögensteuer erhoben.  

Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer 

Der Übergang von Aktien auf eine andere Person durch Schenkung oder von Todes wegen 
unterliegt der deutschen Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer nur, wenn zum Zeitpunkt des 
Vermögensüberganges 

(1) der Erblasser, der Schenker, der Erbe, der Beschenkte oder der sonstige Erwerber 
seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hatte oder sich als 
deutscher Staatsangehöriger nicht länger als fünf Jahre dauernd im Ausland 
aufgehalten hat, ohne im Inland einen Wohnsitz zu haben, oder 

(2) außer im Fall von (1) die Aktien beim Erblasser oder Schenker zu einem 
Betriebsvermögen gehören, für das im Inland eine Betriebstätte unterhalten wurde, 
oder 

(3) der Erblasser oder Schenker entweder allein oder zusammen mit anderen ihm 
nahestehenden Personen i.S.d. § 1 Abs. 2 Außensteuergesetz zu mindestens 10 % am 
Kapital der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligt war, oder 

(4) der Erblasser oder Schenker mit deutscher Staatsangehörigkeit nach einem Wegzug 
aus der Bundesrepublik Deutschland der erweiterten beschränkten Steuerpflicht 
unterliegt. 

Die wenigen gegenwärtig in Kraft befindlichen deutschen Erbschaftsteuer-Doppelbe-
steuerungsabkommen sehen i.d.R. vor, dass deutsche Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer nur in 
Fall (1) und mit Einschränkungen in Fall (2) erhoben werden kann. 
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Sonstige Steuern in Deutschland 

Bei Kauf, Verkauf oder sonstiger Veräußerung von Aktien fällt keine deutsche 
Kapitalverkehrsteuer, Umsatzsteuer, Stempelsteuer oder ähnliche Steuer an.  

13. Emissionskosten 

Die mit der Börseneinführung und dem Aktienumtausch verbundenen Kosten werden 
voraussichtlich rund € 700.000 betragen, einschließlich der Vergütung an die betreuende 
Bank in Höhe von rund € 430.000.  Die Gesamtkosten der Verschmelzung, in denen die 
Kosten für die Börseneinführung und den Aktienumtausch enthalten sind, sind im Abschnitt 
IV.1.e. dargestellt.   

14. Umtauschverfahren 

Die Hamburgische Landesbank – Girozentrale – hat die Aufgabe des Treuhänders gemäß 
§ 71 UmwG für die HBAG und die AGIV (alt) übernommen und führt ab der Eintragung der 
Verschmelzung in das für die AGIV (neu) zuständige Handelsregister beim Amtsgericht 
Hamburg den Umtausch der Aktien der AGIV (alt) und der HBAG in Aktien der AGIV (neu) 
durch. Dabei kann sich die Hamburgische Landesbank – Girozentrale – für die 
wertpapiertechnische Abwicklung weiterer Bankinstitute bedienen. 

Entsprechend den Umtauschverhältnissen werden für die Aktien der AGIV (alt) und der 
HBAG insgesamt 36.186.511 Aktien der AGIV (neu) gewährt.  Insgesamt 36.141.201 Aktien 
stammen aus der Kapitalerhöhung, die im Zuge der Verschmelzung durchgeführt wurde.  
Weitere 45.310 Aktien, die bereits vor der Kapitalerhöhung bestanden, wurden der 
AGIV (neu) unentgeltlich für den Umtausch zur Verfügung gestellt.  Die Aktien der 
AGIV (neu) sind in einer Globalurkunde verbrieft, die der Hamburgische Landesbank – 
Girozentrale – von der AGIV (neu) vor der Eintragung der Verschmelzung in das für die 
AGIV (alt) bzw. die HBAG zuständige Handelsregister übergeben wurde.  An dieser 
Globalurkunde, die bei der Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main, hinterlegt wurde, 
erwerben die umtauschberechtigten Aktionäre der AGIV (alt) und der HBAG im Zuge des 
Umtauschs Miteigentumsanteile im Wege der Girosammeldepotgutschrift.   

Die Hamburgische Landesbank – Girozentrale – stellt die auszugebenden Aktien der 
AGIV (neu) den umtauschberechtigten Aktionären entsprechend den im 
Verschmelzungsvertrag festgelegten Umtauschverhältnissen zur Verfügung.  Der 
Aktienumtausch erfolgt ausschließlich auf dem Girosammelwege.  

Von den Aktionären der HBAG und der AGIV (alt) ist nichts zu veranlassen, da deren Aktien 
sich vollständig in Girosammelverwahrung befinden, so dass der Aktienumtausch ohne 
besonderen Auftrag der Depotkunden durch entsprechende Depotgutschrift erfolgt.    

Aufgrund des gebrochenen Umtauschverhältnisses von sieben zu drei ist ein glatter 
Umtausch von Aktien der AGIV (alt) in Aktien der AGIV (neu) nur dann möglich, wenn ein 
Aktionär der AGIV (alt) sieben oder ein Vielfaches von sieben Aktien der AGIV (alt) hält.  
In allen anderen Fällen verbleiben aufgrund des gebrochenen Umtauschverhältnisses 
Aktienspitzen.  
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Aufgrund des gebrochenen Umtauschverhältnisses von neun zu elf ist ein glatter Umtausch 
von Aktien der HBAG in Aktien der AGIV (neu) nur dann möglich, wenn ein Aktionär der 
HBAG neun oder ein Vielfaches von neun Aktien der HBAG hält.  In allen anderen Fällen 
verbleiben aufgrund des gebrochenen Umtauschverhältnisses Aktienspitzen.   

Soweit ein glatter Umtausch nicht möglich ist und Aktienspitzen der AGIV (neu)-Aktien 
entstehen, bemühen sich die in den Aktientausch eingeschalteten Banken, einen Ausgleich zu 
vermitteln, so dass Aktionäre die Möglichkeit haben, Aktienspitzen zu veräußern oder die zur 
Erreichung einer vollen Aktie erforderlichen Aktienspitzen zu erwerben.  Hierzu wurden die 
umtauschberechtigen Aktionäre von ihren Depotbanken aufgefordert.   

Soweit ein solcher Ausgleich nicht erfolgt, werden die Aktienspitzen zusammengelegt und 
zum amtlichen Börsenpreis durch Vermittlung eines Kursmaklers veräußert.  Der Erlös wird 
den betreffenden Aktionären entsprechend den auf sie entfallenden Aktienspitzen kosten- und 
spesenfrei ausbezahlt. 

Nachdem im Jahre 1998 die Firma der HBAG geändert wurde, die Euroumstellung und die 
Umstellung von Nennbetragsaktien auf Stückaktien vorgenommen sowie der Anspruch des 
Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ausgeschlossen wurde, und nachdem im Jahre 1999 
die Neueinteilung des Grundkapitals (Aktiensplit) durchgeführt wurde, forderte die HBAG 
durch dreimalige Veröffentlichung im Bundesanzeiger (16. März 2000, 20. April 2000 und 
20. Mai 2000) ihre Aktionäre unter Androhung der Kraftloserklärung auf, ihre alten, 
unrichtig gewordenen Aktienurkunden bei der Hamburgischen Landesbank – Girozentrale –, 
Hamburg, zur Erlangung von Miteigentumsanteilen an einem von der Clearstream Banking 
AG, Frankfurt am Main, gehaltenen Sammelbestand an Aktien einzureichen.  Mit 
Veröffentlichung im Bundesanzeiger vom 24. Juni 2000 wurden sämtlich nicht eingereichten 
Aktienurkunden gemäß § 73 AktG für kraftlos erklärt.  Aktien der AGIV (neu), die auf nicht 
eingereichte und für kraftlos erklärte Aktienurkunden der HBAG entfallen, werden von der 
AGIV (neu) für die Berechtigten hinterlegt, soweit – bezogen auf jeweils eine einzureichende 
Aktie – volle Aktien auszugeben sind.  Die auf je eine einzureichende Aktie entfallenden 
Aktienspitzen werden zusammengelegt und zum amtlichen Börsenpreis durch Vermittlung 
eines Kursmaklers veräußert.  Der Erlös wird hinterlegt. 

Nachdem im Jahre 2001 die Firma der AGIV (alt) geändert wurde, die Euroumstellung und 
eine Neueinteilung des Grundkapitals durch einen Aktiensplit im Verhältnis 1:3 
vorgenommen wurde und der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils 
ausgeschlossen wurde, forderte die AGIV (alt) durch dreimalige Veröffentlichung im 
Bundesanzeiger (26. März 2002, 30. April 2002 und 29. Mai 2002) und in der Börsen-
Zeitung ihre Aktionäre unter Androhung der Kraftloserklärung auf, ihre alten, unrichtig 
gewordenen Aktienurkunden bis zum 2. Juli 2002 bei der Hamburgischen Landesbank – 
Girozentrale –, Hamburg, oder einem sonstigen Kreditinstitut, das für Kunden 
Wertpapierdepots führt, zur Erlangung von Miteigentumsanteilen an einem von der 
Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main, gehaltenen Sammelbestand an Aktien 
einzureichen.  Mit Veröffentlichung im Bundesanzeiger vom 5. Juli 2002 wurden sämtlich 
nicht eingereichten Aktienurkunden gemäß § 73 AktG für kraftlos erklärt.  Aktien der 
AGIV (neu), die auf nicht eingereichte und für kraftlos erklärte Aktienurkunden der 
AGIV (alt) entfallen, werden von der AGIV (neu) für die Berechtigten hinterlegt, soweit – 
bezogen auf jeweils eine einzureichende Aktie – volle Aktien auszugeben sind.  Die auf je 
eine einzureichende Aktie entfallenden Aktienspitzen werden zusammengelegt und zum 
amtlichen Börsenpreis durch Vermittlung eines Kursmaklers veräußert.  Der Erlös wird 
hinterlegt. 
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Der Aktienumtausch und die Verwertung der Aktienspitzen ist für die Aktionäre provisions- 
und spesenfrei.  (Zu dem im Hinblick auf das Umtauschverhältnis beim Landgericht 
Frankfurt am Main anhängige Spruchverfahren, siehe Abschnitt I.9.c.). 

15. Gewinnverwendung, Dividenden, Ergebnis je Aktie 

Die Satzung der AGIV (neu) trifft folgende Regelungen im Hinblick auf die 
Gewinnverwendung:  Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können 
sie Beträge bis zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen; sie 
sind darüberhinaus ermächtigt, weitere Beträge bis zu einem Viertel des Jahresüberschusses 
in andere Gewinnrücklagen einzustellen, soweit die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des 
Grundkapitals nicht übersteigen oder soweit sie nach der Einstellung die Hälfte des 
Grundkapitals nicht übersteigen würden.  Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss 
fest, so ist ein Viertel des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einzustellen.  Bei 
der Berechnung des in andere Gewinnrücklagen einzustellenden Teils des Jahresüberschusses 
sind vorweg Zuweisungen zur gesetzlichen Rücklage und Verlustvorträge abzuziehen. 

Über die Verwendung des sich aus dem festgestellten Jahresabschlusses ergebenden 
Bilanzgewinns entscheidet die Hauptversammlung.  Die Hauptversammlung kann auch eine 
andere Verwendung bestimmen, als sie in § 58 Abs. 3 Satz 1 Aktiengesetz vorgesehen ist. 
Nach Ablauf des Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats an 
die Aktionäre eine Abschlagsdividende gemäß § 59 AktG ausschütten. 

Bei einer Erhöhung des Grundkapitals kann im Kapitalerhöhungsbeschluss die 
Gewinnbeteiligung abweichend von § 60 AktG bestimmt werden. 

Für die Geschäftsjahre 1999, 2000 und 2001 haben AGIV (alt) und HBAG folgende 
Dividenden ausgeschüttet bzw. nachstehende Ergebnisse je Aktie erzielt.  Die Berechnung 
der Ergebnisse je Aktie bzw. der Dividenden beruht der besseren Vergleichbarkeit halber auf 
der Annahme, dass die Anzahl der Aktien schon vom Beginn des Geschäftsjahres 1999 an 
96,6 Mio. (AGIV (alt)) bzw. 14,4 Mio. (HBAG) betrug. 

AGIV (alt) 

Geschäfts-
jahr 

Jahresüberschuss 
Konzern 

Ergebnis je Aktie 
(bezogen auf 

Konzern-
jahresüberschuss) 

 

Jahres-
überschuss/ 

-fehlbetrag AG 

Ergebnis je Aktie 
(bezogen auf 

Jahresüberschuss/
fehlbetrag der 

AG) 

Dividende je 
Aktie 

1999 € 353,1 Mio. € 3,66 € 363,6 Mio. € 3,76 € 2,28 

2000 € 100,8 Mio. € 1,04 € 51,3 Mio. € 0,53 € 0,08 

2001 € 5,4 Mio. € 0,06 - € 38,1 Mio. - € 0,39  
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HBAG 

Geschäfts-
jahr 

Jahresüberschuss 
Konzern 

Ergebnis je Aktie 
(bezogen auf 

Konzern-
jahresüberschuss) 

Jahres-
überschuss/ 

-fehlbetrag AG 

Ergebnis je Aktie 
(bezogen auf 

Jahresüberschuss/
fehlbetrag der 

AG) 

Dividende je 
Aktie 

1999 - € 1,4 Mio. - € 0,10 € 2,4 Mio. € 0,17 € 0,14 

2000 € 5,0 Mio. € 0,35 € 9,0 Mio. € 0,62 € 0,50 

2001 - € 8,9 Mio. - € 0,62   € 0,4 Mio. € 0,03  

 
 
Zukünftige Bilanzgewinne werden entweder thesauriert oder ausgeschüttet.  Nach den derzeit 
geltenden steuerlichen Regelungen zeichnet sich ab, dass die Thesaurierung von Gewinnen 
steuerliche Vorteile hat.  Ob im Falle eines Bilanzgewinns auch Dividenden ausgeschüttet 
werden, wird in den einzelnen Geschäftsjahren jeweils individuell beschlossen werden.  Eine 
Aussage über eine Dividendenausschüttung der AGIV (neu) für das laufende Geschäftsjahr 
läßt sich derzeit noch nicht treffen.  

16. Abschlussprüfer 

Die Jahres- und Konzernabschlüsse der AGIV (alt) für die Geschäftsjahre 1999, 2000 und 
2001 wurden von den folgenden Abschlussprüfern geprüft und jeweils mit 
uneingeschränktem Bestätigungsvermerk versehen.   

1999: Dornhof Kloss und Partner Revisions- und Beratungs-Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft und KPMG Deutsche 
Treuhand-Gesellschaft Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

2000: Allrevision Dornhof Kloss und Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatergesellschaft und KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft 
Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  

2001: KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Die Jahres- und Konzernabschlüsse der HBAG für die Geschäftsjahre 1999, 2000 und 2001 
wurden von den folgenden Abschlussprüfern geprüft und jeweils mit uneingeschränktem 
Bestätigungsvermerk versehen.   

1999: Arthur Andersen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft mbH 

2000: Arthur Andersen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft mbH  

2001: KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
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Zum Abschlussprüfer für das am 31. Dezember 2002 endende Rumpfgeschäftsjahr der 
AGIV (neu) ist die KPMG Deutsche Treuhand Gesellschaft Aktiengesellschaft, 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, bestellt worden. 

17. Rechtsstreitigkeiten 

Mit Ausnahme der im Abschnitt V.4. dargestellten Rechtsstreitigkeiten sind gegen die 
AGIV (neu) oder ihre Tochtergesellschaften keine Gerichts- oder Schiedsverfahren anhängig, 
die einen erheblichen Einfluss auf die wirtschaftliche Lage der AGIV (neu) haben können.  
Mit Ausnahme der im Abschnitt V.4. dargestellten Rechtsstreitigkeiten bestanden auch in den 
letzten zwei Geschäftsjahren keine Verfahren mit Beteiligung der AGIV (alt), der HBAG 
oder ihrer Tochtergesellschaften, die einen erheblichen Einfluss auf die wirtschaftliche Lage 
dieser Unternehmen gehabt haben.  

18. Anlageerwägungen (mögliche Risikofaktoren) 

Potentielle Anleger sollten die nachstehenden Anlageerwägungen sowie die anderen in 
diesem Prospekt enthaltenen Informationen eingehend lesen und prüfen, bevor sie eine 
Anlageentscheidung in Bezug auf die mit diesem Prospekt zum Börsenhandel zugelassenen 
Aktien treffen.  Die Reihenfolge, in der die Anlageerwägungen dargestellt sind, impliziert 
weder eine Aussage zur Wahrscheinlichkeit des Eintritts der beschriebenen Risiken noch zu 
ihrer Bedeutung für die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage im Falle des Eintritts der 
beschriebenen Risiken.  

a. Abhängigkeit von der Entwicklung der rechtlichen Rahmenbedingungen des 
Immobilienmarktes 

Veränderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen des Immobilienmarktes, wie zum 
Beispiel Änderungen im Bauplanungs-, Bauordnungs- oder Mietrecht, können die 
Projektierung und den Betrieb von Objekten erschweren.  Änderungen staatlicher 
Förderprogramme sowie Änderungen des Steuerrechts können sich nachteilig auf 
Immobilienaktivitäten auswirken.  Sollten derartige Entwicklungen eintreten, könnte sich 
dies negativ auf die Geschäftstätigkeit sowie die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft auswirken.  

b. Wettbewerbsumfeld 

Die AGIV (neu) steht in allen Märkten, in denen sie tätig ist, mit einer Vielzahl von 
Unternehmen im Wettbewerb.  Aufgrund der regionalen Ausrichtung der 
Immobilienwirtschaft können auch lokale Gesellschaften eine starke Wettbewerbsposition 
besitzen.  Dieses Umfeld kann sich auf die Wachstumspläne der Gesellschaft und somit auch 
auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft negativ auswirken.  

c. Vermietung von Immobilien 

Einkünfte aus Vermietungen werden von verschiedenen Faktoren bestimmt.  Neben 
allgemeinen konjunkturellen Rahmenbedingungen und dem Wettbewerbsumfeld gehören zu 
diesen Faktoren u.a. Standort, Nutzbarkeit, die technische Ausstattung und die äußere 
Gestaltung der einzelnen Immobilienobjekte.  Soweit sich die vorgenannten oder sonstige für 
den Erfolg der Vermietung von Immobilienprojekten maßgebliche Umstände für die 
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Gesellschaft negativ entwickeln, könnte sich dies negativ auf die Geschäftstätigkeit sowie die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft auswirken.  

d. Projektentwicklungen 

Der wirtschaftliche Erfolg einzelner Immobilienprojekte ist davon abhängig, inwieweit sich 
das Projekt innerhalb des geplanten Zeitrahmens zu den kalkulierten Kosten realisieren läßt.  
Während der Durchführung kann es zu unvorhergesehenen Schwierigkeiten kommen.  
Beispielsweise kann die Insolvenz eines an der Ausführung beteiligten Unternehmens oder 
die nicht fachgerechte Werkleistung eines solchen Unternehmens Verzögerungen und 
zusätzliche Kosten auslösen.  Die AGIV (neu) versucht, diese Risiken durch die 
entsprechende Gestaltung der zur Durchführung des Projekts abzuschließenden Verträge zu 
minimieren.  Es kann jedoch nicht gewährleistet werden, daß dies stets genügt, um Risiken 
für die Gesellschaft vollständig auszuschließen.  Soweit sich derartige Risiken realisieren, 
kann sich dies auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft negativ 
auswirken. 

e. Bestimmte Verträge 

Die HBAG hat im Vorfeld des Erwerbes der Mehrheitsbeteiligung an der AGIV (alt) im Mai 
2001 jeweils einen Optionsvertrag mit der BHF-Bank und der EnBW geschlossen 
(zusammen, die “Optionen”).  Hintergrund war, dass die BHF-Bank sich bereit erklärt hatte, 
der HBAG eine bestimmte Zahl von Aktien, hinsichtlich derer das Übernahmeangebot 
angenommen worden war, abzukaufen.  Im Ergebnis erwarb die BHF-Bank danach 
(splitbereinigt) 11.161.506 der AGIV (alt) Aktien von der HBAG.  Die EnBW erklärte sich 
bereit, das Übernahmeangebot für die von ihr gehaltenen AGIV (alt)-Aktien (splitbereinigt 
12.006.000 Stück) nicht anzunehmen.  Im Gegenzug gewährte die HBAG der BHF-Bank und 
der EnBW jeweils die Option, diese Aktien zu einem (splitbereinigten) Preis von € 4,87 
(BHF-Bank) bzw. € 4,17 zuzügl. 8,5% p.a bis zur Optionsausübung (EnBW) zu kaufen.  Die 
Optionen können nur bis zum 30. September 2002 (BHF-Bank) bzw. bis zum 1. April 2003 
(EnBW) mit Wirkung zum 31. März 2003 (BHF-Bank) bzw. 31. Oktober 2003 (EnBW) 
ausgeübt werden. 

In Folge der Verschmelzung der HBAG auf die AGIV (neu) ist der Stillhalter der Option 
(HBAG) untergegangen.  Bei dem Rechtsnachfolger (AGIV (neu)) würde die Ausübung der 
Optionen zu einer Verpflichtung zum Erwerb eigener Aktien führen, die nach Ansicht des 
Vorstands in dieser Form gegen aktienrechtliche Vorschriften verstoßen würde und daher 
nicht durchgeführt werden kann. 

Im Hinblick auf diese aktienrechtliche Problematik hat die HBAG bereits vor 
Wirksamwerden der Verschmelzung Gespräche mit der EnBW und der BHF-Bank 
aufgenommen.  Mit der EnBW wurde eine grundsätzliche Einigung erzielt, dass die EnBW 
die Aktien zunächst weiter hält und – falls die EnBW die Option ausübt, was bislang nicht 
geschehen ist – bei einer marktschonenden Platzierung an einen Drittinvestor mitwirken wird. 

Mit der BHF-Bank wurde eine solche Einigung bislang nicht erzielt.  Die BHF-Bank hat die 
Option mittlerweile ausgeübt und verlangt Abnahme der Aktien.  Der Vorstand der AGIV 
(neu) ist nach wie vor der Ansicht, dass ein Rückkauf der Aktien durch die AGIV (neu) aus 
Rechtsgründen nicht erfolgen kann.  Die BHF-Bank hat diesbezüglich die Erhebung einer 
Feststellungsklage angedroht.  In jedem Fall wird sich die AGIV (neu) aber weiter um eine 
Einigung bemühen. 
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Der Vorstand der AGIV (neu) hat die Rechtslage sorgfältig geprüft und geht auf dieser Basis 
nicht davon aus, dass die Abnahmeverpflichtungen aus den Optionen erfüllt werden müssen.  
Allerdings ist diese Problematik bislang nicht Gegenstand höchstrichterlicher 
Rechtsprechung gewesen.  Wenn also ein Optionsberechtigter auf der Grundlage der 
Optionen Klagen erhebt, kann nicht ausgeschlossen werden, dass es bei Erfolg der Klagen 
oder im Rahmen einer vergleichsweisen Einigung zu einer Abnahmepflicht oder zu einer 
sonstigen Zahlungspflicht der AGIV (neu) und damit zu negativen Auswirkungen auf die 
Vermögens- und Finanzlage der AGIV (neu) kommen kann.  Der maximale 
Vermögensnachteil, der die AGIV (neu) im Falle solcher Zahlungspflichten treffen könnte, 
würde sich aus der Differenz zwischen (i) dem jeweiligen Ausübungspreis, multipliziert mit 
der jeweiligen Anzahl der optionierten AGIV (neu)-Aktien (wie oben dargestellt) und (ii) 
dem maßgeblichen Wert dieser Aktien ergeben. 

 

II. Die ehemalige HBAG Real Estate Aktiengesellschaft (HBAG) 

1. Wirtschaftliche und betriebliche Verhältnisse der HBAG 

Im Folgenden wird die Geschäftstätigkeit der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft 
(„HBAG“), wie sie von der HBAG vor der Eintragung der Verschmelzung betrieben wurde, 
dargestellt.  Da die Geschäftstätigkeit der HBAG von der AGIV (neu) fortgesetzt wird, ist die 
folgende Darstellung im Präsens gehalten.   

Die HBAG ist eine reine Immobilienholding, deren operatives Geschäft über 
Tochtergesellschaften betrieben wird.  Als Immobilienaktiengesellschaft konzentriert sich die 
HBAG auf die folgenden drei Geschäftsbereiche: 

• Bestandsimmobilien. 

• Projektentwicklung von Gewerbeimmobilien. 

• Dienstleistungen/Beteiligungen/Ausland. 

Die drei Geschäftsbereiche werden jeweils in einzelnen Tochtergesellschaften mit eigenem 
spezialisierten Management betrieben.  Die wichtigsten Tochtergesellschaften der HBAG 
sind die Deutsche Real Estate, die den Geschäftsbereich Bestandsimmobilien betreibt, und 
die Adler, die im Geschäftsbereich Projektentwicklung von Gewerbeimmobilien tätig ist.  
Beide Gesellschaften konzentrieren ihre Aktivitäten auf den deutschen Markt und den 
Bereich Gewerbeimmobilien (Büro- und Einzelhandelsimmobilien).  Der Bereich 
Dienstleistungen/Beteiligungen/Ausland wird von den Beteiligungsgesellschaften TAXXUS 
Real Estate Service GmbH & Co, die typische Konzerndienstleistungen erbringt, TAXXUS 
Real Estate Beteiligungsgesellschaft mbH, die unter anderem Anteile an fünf 
Regionalvertretungen (sogenannte „Partner vor Ort”) hält, und HBAG Net 
Beteiligungsgesellschaft mbH, die innerhalb des Konzerns als IT-Kompetenzzentrum 
aufgebaut wird, vertreten.  In ausgesuchten Einzelfällen nimmt die HBAG außerdem über 
speziell für bestimmte Auslandsmärkte verantwortliche Tochtergesellschaften Gelegenheiten 
für besonders attraktive Immobiliengeschäfte im Ausland wahr. 

Als weiteres Tätigkeitsfeld des HBAG-Konzerns ist schließlich seit Erwerb der Mehrheit an 
der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft („AGIV (alt)“) der Bereich Wohnimmobilien zu 
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nennen, für den die AGIV (alt)-Tochter MÜBAU Real Estate GmbH in erster Linie 
verantwortlich ist.  Dieser Bereich wird bei der Beschreibung des AGIV-Teilkonzerns 
dargestellt. 

a. Unternehmensgeschichte und Entwicklung 

Die HBAG ging aus der im Jahre 1920 in Hamburg gegründeten „Kühltransit 
Aktiengesellschaft” hervor. Im Jahre 1998 erwarb die Familie Dr. Behne einen Teil der 
Aktien der Gesellschaft, die zu diesem Zeitpunkt nur noch als börsennotierte 
„Mantelgesellschaft” ohne operatives Geschäft fortbestand.  Die Gesellschaft wurde 
daraufhin grundlegend als reine Holding im Immobilienbereich neu ausgerichtet. In diesem 
Zusammenhang erhielt sie 1998 ihren heutigen Namen „HBAG Real Estate 
Aktiengesellschaft”. 

Seit der strategischen Neuausrichtung expandiert die HBAG kontinuierlich. So erwarb die 
HBAG bereits im Oktober 1998 die Aktienmehrheit an der börsennotierten Geestemünder 
Verwaltungs- und Grundstücks Aktiengesellschaft, Bremerhaven, heute firmierend als 
„Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft“.  Im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Verschmelzung hielt die HBAG 56,6% an der Deutsche Real Estate.  1999 erwarb die HBAG 
98,3% an der ebenfalls börsennotierten Adlerwerke vorm. Heinrich Kleyer 
Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, heute firmierend als „Adler Real Estate 
Aktiengesellschaft“.  Im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Verschmelzung betrug der 
Anteil der HBAG an der Adler 88,7%.   

Im Jahre 2001 erwarb die HBAG die Mehrheit an der AGIV (alt).  Im Zeitpunkt der 
Verschmelzung hielt die HBAG 56,5% an der AGIV (alt). 

b. Konzernstruktur und Geschäftstätigkeit des HBAG-Konzerns vor der 
Verschmelzung 

Im Konzern übt die HBAG als Obergesellschaft reine Holdingfunktionen aus, während das 
operative Geschäft von fokussierten Tochtergesellschaften mit spezialisiertem Management 
wahrgenommen wird. 

Als Holding ist die HBAG im Konzern insbesondere für die Bereiche Strategie, Planung, 
Koordination und Finanzierung zuständig. 

Im operativen Bereich wird der Geschäftsbereich Bestandsimmobilien von der Deutsche Real 
Estate betrieben, während die Adler im Bereich Projektentwicklung von Gewerbeimmobilien 
tätig ist.  Die für den Geschäftsbereich Dienstleistungen/Beteiligungen/Ausland 
verantwortlichen Tochterunternehmen erbringen hauptsächlich immobiliennahe 
Dienstleistungen (auch für Dritte) sowie typische Konzerndienstleistungen und nehmen in 
begrenztem Umfang eigene Investitionen vor. 

Aufgrund des Erwerbs der Mehrheitsbeteiligung an der AGIV (alt) im Geschäftsjahr 2001 
konnte der HBAG-Konzern sein Tätigkeitsfeld um die Geschäftsbereiche der MÜBAU Real 
Estate GmbH erweitern. Die Geschäftsaktivitäten der MÜBAU Real Estate GmbH werden im 
Rahmen der Beschreibung des Teilkonzerns AGIV (alt) dargestellt.  
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Das folgende Schaubild gibt einen vereinfachten Überblick über die Konzernstruktur des 
HBAG-Konzerns (ohne den Teilkonzern AGIV (alt)): 
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c. Geschäftsbereiche  

Bestandsimmobilien 

Der Geschäftsbereich Bestandsimmobilien wird im HBAG-Konzern von der Deutsche Real 
Estate wahrgenommen. 

Die Deutsche Real Estate betreibt den strategischen Aufbau, den Ausbau und die 
Weiterentwicklung des eigenen Immobilienportfolios sowie die Realisierung von 
Wertzuwächsen aus dem Portfolio.  Neben langfristig vermieteten Anlageobjekten erwirbt 
die Deutsche Real Estate gezielt Immobilien, die mittelfristig, d.h. innerhalb von drei bis 
sechs Jahren, wirtschaftlich und technisch weiterentwickelt werden können.  Das zur 
mittelfristigen Weiterentwicklung von Bestandsimmobilien betriebene Portfolio- und Asset-
Management, welches strategisch von der Deutsche Real Estate gesteuert wird, wird regional 
von den sogenannten „Partnern vor Ort“, an denen die HBAG beteiligt ist, durchgeführt.  
Gemeinsam mit den „Partnern vor Ort“ werden im Rahmen des „aktiven“ Portfolio- und 
Asset-Managements Ertragspotenziale aus Leerständen sowie Mietsteigerungspotenziale im 
Zusammenhang mit bestehenden oder auslaufenden Mietverträgen erschlossen, der 
Mietermix optimiert und wertsteigernde Ausbauten, Umbauten oder Modernisierungen 
vorgenommen, bis hin zu umfassenden Bestandsentwicklungen (Neubauten).  Die 
Immobilien werden dabei mittelbar über Tochter- bzw. Enkelgesellschaften der Deutsche 
Real Estate gehalten, an denen die Deutsche Real Estate überwiegend mehrheitlich beteiligt 
ist. 
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Die Deutsche Real Estate verfolgt ein Geschäftsmodell, das in dieser Form weder von der 
einzelkaufmännisch geprägten Immobilienwirtschaft noch von den Publikums-
Immobilienfonds abgedeckt wird.  Während die einzelkaufmännisch geprägte 
Immobilienwirtschaft in der Regel auf Objekte mit kleinerem Investitionsvolumen angelegt 
ist und aufgrund eingeschränkter Finanzkraft zumeist an einer frühzeitigen Veräußerung der 
Objekte interessiert ist, hat die Deutsche Real Estate die Mittel und die Kompetenz, 
entwicklungsfähige Objekte zu erwerben, diese für einige Jahre im Bestand zu halten und 
unter Einsatz zusätzlichen Kapitals weiter zu entwickeln, um sie schließlich gewinnbringend 
zu verkaufen.  Insbesondere geschlossene Immobilienfonds sind aufgrund ihrer rechtlichen 
und finanziellen Struktur in der Regel auf eine langfristige Bestandshaltung (zehn Jahre und 
mehr) angelegt, weisen also im Gegensatz zur Deutsche Real Estate eine weniger flexible 
Anlagestrategie auf. 

Das Geschäft der Deutsche Real Estate basiert auf folgenden Säulen: 

• „Aktives Ankaufsmanagement”.  Dieser Begriff bezeichnet den gezielten Ankauf von 
Immobilien, die nach umfänglicher Analyse der Geschäftsleitung und Sichtung des Marktes 
über ein besonderes Wertsteigerungspotenzial oder eine hohe Mietrendite verfügen.  
Während der Erwerb bisher überwiegend im Einzelobjektbereich erfolgte, gewinnen in 
zunehmendem Maße auch Käufe von „Immobilienpaketen” an Bedeutung, etwa wenn sich 
große Konzerne oder Versicherungen von ihren Immobilienportfolios trennen wollen.  
Grundsätzlich konzentriert sich die Deutsche Real Estate auf bereits existierende Objekte 
(sogenannte Bestandsimmobilien), beteiligt sich aber in ausgesuchten Einzelfällen auch an 
der Errichtung von Neubauten. 

• „Aktives Bestandsmanagement”.  Hierunter ist die Wertsteigerung der Objekte, die 
sich im Bestand der Deutsche Real Estate befinden, zu verstehen.  Solche Wertsteigerungen 
werden etwa erzielt durch die Optimierung des Mietermixes und des Vermietungsstandes.  
Ferner zählt dazu die ständige Überprüfung (und Senkung) der Verwaltungs- und 
Betriebskosten der Objekte, aber auch die Weiterentwicklung der Immobilie, zum Beispiel 
durch Nutzung vorhandener Baureserven (d.h. der zusätzlichen Bebauung der erworbenen 
Grundstücke) oder durch Vornahme von Modernisierungsmaßnahmen.  

• „Aktives Verkaufsmanagement”.  Dieser Begriff steht für die ständige Beobachtung 
des Immobilienmarktes und die Prüfung, ob bei den jeweiligen Bestandsobjekten noch 
weitere Wertsteigerungen möglich sind.  Wenn dies nicht der Fall ist, wird das betreffende 
Objekt veräußert, und der Veräußerungserlös wird reinvestiert.  Es ist vorgesehen, ein Objekt 
im Durchschnitt ca. fünf Jahre im Bestand zu halten. 

Die Einkünfte aus Vermietung sowie die Erträge aus Objektverkäufen bilden die 
wesentlichen Ertragsquellen der Deutsche Real Estate.  Die Umsatzerlöse der Deutsche Real 
Estate und ihrer konsolidierten Tochtergesellschaften, die hauptsächlich Einnahmen aus 
Vermietung widerspiegeln, betragen im Geschäftsjahr 2001 € 32,4 Mio., während die Erträge 
aus Objektverkäufen, die als “sonstige betriebliche Erträge” ausgewiesen sind, im 
Geschäftsjahr 2001 € 14,1 betragen.   

Der Bestand der Deutsche Real Estate setzt sich hauptsächlich aus Gewerbeimmobilien 
(Büro- und Einzelhandelsimmobilien) zusammen.  Maßgeblicher Faktor für sämtliche 
Investitionsentscheidungen der Deutsche Real Estate ist das Vorliegen einer hohen Rendite 
und/oder Wertsteigerungschance.  Im Einklang mit diesem Anforderungsprofil werden 
Städtelagen mit einer Einwohnerzahl von mindestens 100.000 und einer guten 

 
33  

 



 

Verkehrsanbindung bevorzugt.  Die Objekte sind ausschließlich in Deutschland belegen.  Der 
regionale Schwerpunkt des Engagements der Deutsche Real Estate liegt in den 
Ballungsgebieten Berlin, Rhein-Main, Rhein-Ruhr, München und Hamburg. 

Im Geschäftsjahr 2001 hat sie ihren Objektbestand von 59 Objekten auf 66 erhöht.  Zum 
31. Dezember 2001 beträgt ihr Investitionsvolumen rund € 0,6 Mrd.  Der Begriff 
„Investitionsvolumen” bezeichnet die Summe der Anschaffungs- und Herstellungskosten 
einschließlich eingeleiteter und geplanter Baumaßnahmen.  Das „Volumen under 
Management” der Deutsche Real Estate beträgt rund € 1,0 Mrd.  Unter „Volumen under 
Management” ist das gesamte Investitionsvolumen zu verstehen, also sowohl der Wert, der 
auf Objektebene rechnerisch auf die Deutsche Real Estate entfällt (sog. „Eigenanteile”) als 
auch der Wert, der rechnerisch auf Dritte entfällt (sog. „Fremdanteile”).  

Die Grundstücksfläche der Objekte beträgt zum 31. Dezember 2001 ca. 925.000 m2 und die 
Mietfläche ca. 757.000 m2 (jeweils Eigen- und Fremdanteile).  Die Deutsche Real Estate 
zählt damit zu den großen deutschen Immobilien-Bestandshaltern.  

Bei ihren Geschäftsaktivitäten arbeitet die Deutsche Real Estate eng mit dem von der HBAG 
aufgebauten Netz von fünf Regionalvertretungen, sogenannten „Partnern vor Ort“, 
zusammen.  Diese Immobiliendienstleister stellen dem HBAG-Konzern ihre lokale 
Marktkompetenz zur Verfügung und ermöglichen dadurch Markt- und Kundennähe sowie 
flexible und schnelle Reaktionen auf Marktchancen und –risiken vor Ort.  Die Deutsche Real 
Estate profitiert von diesem Netzwerk insbesondere dadurch, dass die „Partner vor Ort“ 
attraktive Immobilien identifizieren, den Ankaufprozess begleiten, die Vermietung und die 
Mieterbetreuung organisieren und den Verkauf von Objekten unterstützen. 

Projektentwicklung von Gewerbeimmobilien 

Der Geschäftsbereich Projektentwicklung von Gewerbeimmobilien wird im HBAG-Konzern 
von der Adler wahrgenommen. 

Die Projekte werden dabei über Tochter- bzw. Enkelgesellschaften der Adler betrieben, an 
denen die Adler überwiegend mehrheitlich beteiligt ist.  Im Falle von Joint Ventures werden 
die Projekte von Gesellschaften betrieben, an denen die Adler eine Beteiligung hält. 

Die Aktivitäten der Adler, die auf Projekte im Gewerbeimmobilienbereich in Deutschland 
fokussiert sind, basieren auf den folgenden Säulen: 

• Auftragsdevelopment.  Das derzeit wichtigste Geschäftsfeld betrifft das sogenannte 
Auftragsdevelopment für Gewerbe-Projekte.  Hier erbringt die Adler 
Projektentwicklungsleistungen (wie zum Beispiel die Beplanung, die Entwicklung und die 
Bebauung von Grundstücken) für fremde Rechnung.  Die Projekte werden nach den 
Vorgaben und Bedürfnissen der Kunden entwickelt.  Kunden sind institutionelle Anleger 
sowie Eigennutzer.  In diesem Bereich entwickelt das Unternehmen zur Zeit eine 
Kernkompetenz in der Verwirklichung von Technologieparks.  Diese Bauten müssen in 
kurzer Zeit bedarfsgerecht für Hochtechnologieunternehmen erstellt werden.  Beispiel hierfür 
ist die Fortentwicklung des deutschen Zentrums für Biotechnologie und die Errichtung eines 
Neubaus im Auftrag des Deutschen Krebsforschungszentrums im Rahmen der Erweiterung 
des Technologieparks Heidelberg.  Bei diesen Projektentwicklungsleistungen erhält die Adler 
für die erbrachten Leistungen ein Entgelt, sie trägt also – anders als im Rahmen des 
Eigendevelopments – nicht das Risiko eines wirtschaftlichen Misserfolges des Projektes.  
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• Eigendevelopment.  Das zweite Geschäftsfeld ist im Wesentlichen gekennzeichnet 
durch die Akquisition geeigneter Grundstücke, die Entwicklung von Projekten auf diesen 
Grundstücken und die anschließende Veräußerung der Grundstücke für eigene Rechnung.  
Der Verkauf, der durch entsprechende Maßnahmen frühzeitig vorbereitet wird, erfolgt in der 
Regel an konzernfremde Investoren.  

Bei der Entwicklung gewerblicher Projekte steht eine organisatorisch-strategische Leistung 
im Vordergrund:  Der Grundtypus des Geschäftsmodells geht von dem Nutzer (Mieter) aus, 
der sein Interesse an der Anmietung eines bestimmten, noch zu entwickelnden Objekts 
gegenüber dem Entwickler bekundet.  Der Entwickler muss dann für diesen Nutzer einen 
geeigneten Standort finden und an dem Standort ein den Bedürfnissen des Nutzers 
entsprechendes Objekt entwickeln.  Die Entwicklung umfasst dabei die Erfassung der 
baurechtlichen Gegebenheiten, gegebenenfalls auch die Herbeiführung baurechtlicher 
Maßnahmen, die Erschließung des Grundstücks sowie die Planung und die Herstellung des 
Objekts.  Parallel zur Entwicklung des Projekts betreibt die Adler die aktive Vermarktung, 
d.h. die Veräußerung des fertigen, an den Nutzer bereits vermieteten und betriebsfähigen 
Objekts an einen Investor. 

Das mit der Projektentwicklung auf eigene Rechnung verbundene Risiko wird durch 
entsprechendes Risikomanagement eingegrenzt.  Instrumente für Risikomanagement sind 
insbesondere eine frühzeitige Vermarktung des Projekts und die rechtlich abgesicherte 
Gestaltung der Grundstückskaufverträge, der Mietverträge und der sonstigen 
Vereinbarungen.  

Zu den von der Adler betriebenen Projekten gehört unter anderem die Entwicklung eines 
Bürogebäudes in München Riem, eines aus einem Einkaufszentrum und einem Baumarkt 
bestehenden Komplexes in Homburg (Saar) sowie eines Büro-, Hotel- und Geschäftshauses 
in der Mannheimer Innenstadt. 

Im Rahmen des Eigendevelopments beteiligt sich die Adler auch gemeinsam mit Partnern an 
geeigneten und interessanten Projekten („Joint Ventures”).  Gegenstand der Joint Ventures 
sind in der Regel große Projekte mit hohem Kapitalbedarf und komplexen Anforderungen an 
Finanzierung, Planung und Durchführung.  Ein Beispiel für dieses Geschäftsfeld ist die 
Beteiligung in Höhe von einem Drittel an dem AIRRAIL-Konsortium, in dem zusammen mit 
anderen Partnern die Projektentwicklung sowie die Überbauung des neuen ICE-Bahnhofs am 
Frankfurter Flughafen mit einem Büro- und Geschäftszentrum realisiert werden soll.   

Im Geschäftsjahr 2002 hat die Adler eine Beteiligung in Höhe von 49% an der 3C 
Deutschland AG erworben.  Die 3C Deutschland AG wird künftig als Dienstleister für die 
Adler das Segment Entwicklung von Einzelhandelsimmobilien aufbauen und abdecken.  

Das Gesamtprojektvolumen der Adler beträgt zum 31. Dezember 2001 einschließlich 
Fremdanteile rund € 0,8 Mrd. und ohne Fremdanteile rund € 0,5 Mrd.  Im Geschäftsjahr 2001 
erzielten die Adler und ihre konsolidierten Tochtergesellschaften Umsatzerlöse aus dem 
Projektentwicklungsgeschäft in Höhe von € 12,0 Mio.  Zum 31. Dezember 2001 betreibt die 
Adler insgesamt 13 Projekte.  

Dienstleistungen/Beteiligungen/Ausland 

Die weiteren Dienstleistungs- und Beteiligungsbereiche des HBAG-Konzerns werden im 
Folgenden dargestellt: 
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• TAXXUS REAL Estate Service GmbH & Co.  Im Konzern der HBAG werden die 
typischen Konzerndienstleistungen durch die TAXXUS Real Estate Service GmbH & Co. 
erbracht.  So hält die TAXXUS Real Estate Service GmbH & Co. zum Beispiel Büro- und 
Personalausstattung für Konzerngesellschaften vor und erbringt darüber hinaus Leistungen in 
den Bereichen Recht, Controlling, IT und Rechnungswesen. 

• TAXXUS Real Estate Beteiligungen GmbH.  Über ihre Tochtergesellschaft TAXXUS 
Real Estate Beteiligungen GmbH hält die HBAG Beteiligungen an den „Partnern vor Ort“.  
Diese Immobiliendienstleister stellen dem HBAG-Konzern ihre lokale Marktkompetenz zur 
Verfügung und ermöglichen dadurch Markt- und Kundennähe sowie flexible und schnelle 
Reaktionen auf Marktchancen und –risiken vor Ort.  Unter anderem identifizieren sie 
attraktive Kaufobjekte, unterstützen den Verkauf von Bestandsobjekten und 
Projektentwicklungen, akquirieren und betreuen Mieter und koordinieren Bestands- und 
Projektentwicklungen.  Sie stellen für die Konzerngesellschaften die für das 
Immobiliengeschäft wichtige Marktnähe her. 

• HBAG Net Beteiligungsgesellschaft mbH.  Die HBAG Net Beteiligungsgesellschaft 
mbH, eine 100%ige Tochtergesellschaft der HBAG, hält Beteiligungen an IT-
Dienstleistungsgesellschaften, unter anderem 50% an der myLoc Real Estate & Technology 
AG.  Die myLoc Real Estate & Technology AG bietet Dritten Dienstleistungen in den 
Bereichen Server- und IT-Housing (Unterbringung von Servern oder Rechenzentren in 
besonders ausgestatteten und sicheren Räumen mit direktem Anschluss an die 
entsprechenden Carrier-Netze) und Webhosting (Einrichtung, Wartung und Überwachung 
von Webserver-Systemen) an.  Bis zum Ende des Geschäftsjahres 2002 soll die HBAG Net 
Beteiligungsgesellschaft mbH innerhalb des HBAG-Konzerns als IT-Kompetenzzentrum 
aufgebaut werden.  In dieser Funktion soll sie den Konzerngesellschaften auf deren 
Bedürfnisse zugeschnittene Dienstleistungen im IT-Bereich zur Verfügung stellen.  

• Auslandsaktivitäten.  In Bezug auf Auslandsmärkte verfolgt HBAG die 
opportunistische Strategie, Investitionen nur dann zu tätigen, wenn sich kurzfristig in 
ausgesuchten Einzelfällen eine Gelegenheit zu einem besonders attraktiven 
Immobiliengeschäft ergibt.  Die jeweilige Auslandsaktivität wird von separaten, in 
Deutschland ansässigen Aktiengesellschaften betrieben.  Die HBAG war im Zeitpunkt der 
Verschmelzung über Konzerngesellschaften in Spanien (España Real Estate AG), in den 
Vereinigten Staaten (Transatlantica Real Estate AG) und im Benelux-Raum (Benelux Real 
Estate Aktiengesellschaft) aktiv. 

• Sonstige Beteiligungen.  Die HBAG hält weitere Beteiligungen, die jedoch für das 
operative Geschäft des HBAG-Konzerns nicht von wesentlicher Bedeutung sind.  (Eine 
Aufstellung der wesentlichen Beteiligungen der HBAG im Sinne des § 24 BörsZulV ist im 
Abschnitt II.8. enthalten.) 

2. Grundbesitz 

Die HBAG als Holding-Gesellschaft hält selbst keine Grundstücke in ihrem eigenen 
Vermögen.  Im folgenden sind die Grundstücke, die über Tochtergesellschaften gehalten 
werden, angegeben.  
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Grundbesitz Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft 

Stadt Straße Anteil 
% 

Grundstücks-
fläche m2 

Mietfläche 
m2 Nutzungsart 

      
Goslar Im Schleeke 115/116 100 27.497 13.850 Gewerbe 
Norderstedt Kohfurth 15 90 6.732 4.957 Gewerbe 
Hamburg Friedrich-Ebert-Damm 110-112 100 11.641 7.862 Gewerbe 
Hamburg Elbberg 1 49 424 2.603 Gewerbe 
Hamburg Mendelssohnstraße 15 100 14.631 14.227 Gewerbe 
Lübeck Bei der Lohmühle 21a 90 7.678 6.177 Gewerbe 
Berlin Friedrichstraße 231 100 2.389 5.896 Gewerbe 
Berlin Grolmanstraße 40 6 902 3.318 Gewerbe 
Berlin Sophienstraße 6 / Rosenthaler Str. 40-41 45 8.899 26.828 Gewerbe 
Berlin Hauptstraße 13 100 27.088 23.565 Gewerbe 
Berlin Taubenstraße 19 45 878 4.190 Gewerbe 
Berlin Sickingerstraße 20-28  40 34.911 34.304 Gewerbe 
Berlin Sickingerstraße 70-71 40 11.869 44.872 Gewerbe 
Berlin Kurfürstendamm 12-15 26 4.199 14.939 Gewerbe 
Berlin Einemstraße 20-24 25 6.824 11.330 Gewerbe 
Berlin Seestraße 64 (Forum Seestraße)  47 8.493 18.648 Gewerbe 
Berlin Oudenarder Straße (Osramhöfe) 47 28.151 56.975 Gewerbe 
Berlin Krausenstraße 8 50 561 2.131 Gewerbe 
Dresden Wiesentorstraße 3 100 1.719 487 Gewerbe 
Teltow Potsdamer Straße 10, Neißestraße 1 100 8.000 5.980 Gewerbe 
Düsseldorf Bonner Straße 155 100 9.457 6.707 Gewerbe 
Düsseldorf Wahlerstraße  100 40.162 25.637 Gewerbe 

Duisburg Averdunk-Centrum, Landfermannstraße 
26 70 10.676 5.322 Gewerbe 

Köln Edmund-Rumpler-Straße 6  40 17.992 14.831 Gewerbe 
Dietzenbach Waldstraße 29 100 47.130 44.620 Gewerbe 
Dietzenbach Waldstraße 66-76a 100 28.998 16.238 Gewerbe 
Frankfurt/Main Westerbachstraße 47 100 13.055 17.870 Gewerbe 
Frankfurt/Main Zeil 41 100 866 3.231 Gewerbe 
Frankenthal Beindersheimer Straße 79 100 18.398 8.163 Gewerbe 
Heidelberg Mannheimer Straße 1 44 1.331 2.502 Gewerbe 
Heidelberg Im Neuenheimer Feld 515 / 517-519 49 12.118 10.138 Gewerbe 
Heidelberg Vangerowstraße 18 100 3.757 3.029 Gewerbe 
Limburgerhof Burgunderplatz / Chenover Straße 100 1.018 1.014 Gewerbe 
Ludwigshafen Carl-Bosch-Straße 71 100 116 414 Gewerbe 
Saarbrücken Kaiserstraße 25 100 1.934 5.149 Gewerbe 
Saarbrücken Hafenstraße 16 100 1.420 2.054 Gewerbe 
Böblingen Otto-Lilienthal-Straße 38 100 10.630 5.032 Gewerbe 
Freising Alois-Steinecker-Straße 20 94 10.587 12.000 Gewerbe 
München Heidemannstraße 164 10 88.829 71.153 Gewerbe 
München Maria-Probst-Straße 37 100 7.940 5.414 Gewerbe 
Stuttgart-Bad 
Cannstatt Lehmfeldstraße 7 95 448 847 Gewerbe 

Stuttgart Rosensteinstraße 22-24 100 2.435 6.593 Gewerbe 
Stuttgart Friedrichstraße 13 100 1.900 7.800 Gewerbe 
Bremen Vegesacker Heerstraße 198 100 6.578 2.824 Einzelhandel 
Bremerhaven An der Mühle 44 100 5.000 1.117 Einzelhandel 
Berlin Idunastraße 1-2 100 29.304 4.805 Einzelhandel 
Berlin Teilestraße 34-38 100 10.823 8.340 Einzelhandel 
Berlin Wiesenweg 3-4 100 5.673 2.274 Einzelhandel 
Berlin Wittenauer Straße 6-8 100 13.982 3.253 Einzelhandel 
Dresden Kesselsdorfer Straße 240 100 22.818 8.061 Einzelhandel 
Engelsdorf Risaer Straße 102  100 25.283 8.764 Einzelhandel 
Halle/Saale Brauhausstraße 100 26.840 8.320 Einzelhandel 
Bottrop Friedrich-Ebert-Straße 106 100 6.201 4.349 Einzelhandel 
Düren Bahnstraße 11 100 11.486 3.938 Einzelhandel 
Düsseldorf Ulmenstraße 315 100 5.468 2.532 Einzelhandel 
Köln Bernkasteler Straße 77 100 17.867 2.830 Einzelhandel 
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Stadt Straße Anteil Grundstücks-
2

Mietfläche 
2 Nutzungsart % fläche m  m

Gießen / 
Großen Linden Robert-Bosch-Straße  100 7.621 1.886 Einzelhandel 

Worms Am Ochsenplatz 17 100 17.046 3.970 Einzelhandel 
Augsburg Bürgermeister-Fischer-Straße 11 90 1.900 10.212 Einzelhandel 
Berlin Wilhelmsruher Damm 229 (K-Witt) 94 26.448 11.472 Einzelhandel 
Nordenham Objekte Nordenham 6 88.840 28.215 Wohnen 
Neu-Isenburg Dornhofstraße 38 (Objekt im Bau) 80 10.900 8.610 Gewerbe 
Berlin Reichpietschufer (Objekt im Bau) 100 3.370 13.566 Gewerbe 
Hamburg Osterfeldstraße 12-14 (Objekt im Bau) 62 9.444 11.588 Gewerbe 
München Promenadeplatz 8 (Objekt im Bau) 100 919 3.535 Gewerbe 
München Prinzregentenstraße 18 (Objekt im Bau) 65 1.049 4.900 Gewerbe 

Heidelberg Im Neuenheimer Feld 581 (TP II) (Objekt 
im Bau) 49 18.328 24.803 Gewerbe 

 
Grundbesitz Adler Real Estate Aktiengesellschaft 
 

Stadt Objektname Anteil 
% 

Grundstücks-
fläche  

Mietfläche 
m2 Nutzungsart 

Berlin Fanny-Zobel-Straße 100 7.001 m2 unbebaut Gewerbliches 
Baugrundstück 

Berlin Späthstraße 100 49.000 m2 unbebaut Bauerwartungsland 
Dornach II Einsteinring 100 9.173 m2 unbebaut Baugrundstück 

Frankfurt/Main Herriottstraße 5 100 
 

13.834 m2 3.750 
Büro, 
Bestandsgebäude 
mit Baureserve 

Frankfurt/Main Hanauer Landstraße 100 6.995 m2 unbebaut Baugrundstück 

Frankfurt/Main AIRRAIL Center Frankfurt 33,33  unbebaut Gewerbliches 
Baugrundstück 

Homburg Fachmarktzentrum 100 72.100 m2 unbebaut Baugrundstück 
Offenbach Kaiserlei 100 9.996 m2 unbebaut Baugrundstück 
Saarbrücken Hafenstraße 100 4.364 m2 unbebaut Baugrundstück 
Schiphol  Businesspark 50 23 ha unbebaut Bauerwartungsland 
 
 
Grundbesitz der TRANSATLANTICA Real Estate 
 

Stadt Objektname Gesellschaft Anteil % Grundstücks-
fläche  Mietfläche Nutzungsart 

Dallas Park Central 
Park Central 
Associates, 
L.P. 

25 15,6 acres 387.820 sqft Wohnen 

Atlanta Avalon Ridge 

4975 Avalon 
Ridge 
Associates, 
L.P. 

1 5,8 acres 56.884 sqft Büro 

Atlanta Blue Grass 
1685 Blue 
Grass Lakes 
Parkway, L.P. 

1 7,2 acres 80.000 sqft Büro 

Washington/
DC New Sun 

New Sun 
Associates, 
L.P. 

1 6.027 sqft 41.338 sqft Büro und 
Einzelhandel 
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Grundbesitz der ESPANA Real Estate 
 

Stadt Objektname Gesellschaft Anteil % Grundstücks-
fläche m2  

Mietfläche 
m2 Nutzungsart 

Getafe/Madri
d Getafe Getafe Real 

Estate, S.A. 80,2 25.000 10.000 Einzelhandel 
und Shopping 

Villaverde/M
adrid Villaverde 

Villaverde 
Real Estate, 
S.A. 

80,2 2.370 3.500 Einzelhandel 

Montecarmel
o/Madrid Montecarmelo 

Montecarmel
o Real Estate, 
S.A. 

50 19.000 11.000 Einzelhandel 
und Shopping 

 
Grundbesitz der Taxxus Real Estate Beteiligungen GmbH 
 

Stadt Objektname Gesellschaft Anteil % Grundstücks-
fläche  Mietfläche  Nutzungsart 

Hong Kong South Seas Centre Saxmere Ltd. 98 14.542 sqft 14.542 sqft Büro 

Sydney Homebush Bay 

Taxxus Real 
Estate 
Beteiligungen 
GmbH 

50 8.402 m2 4.136 m2 Büro und 
Lager 

 
Sonstiger Grundbesitz 
 

Stadt Objektname Gesellschaft Anteil % Grundstücks-
fläche m2 

Mietfläche 
m2 Nutzungsart 

Luxemburg Airport Center 

Airport 
Center 
Luxembourg 
GmbH 

94,9 4.850 17.500 Gewerbe 

 
Angaben zum Grundbesitz der AGIV (alt) und ihrer Tochtergesellschaften sind im Abschnitt 
III.2. enthalten. 

3. Patente und Lizenzen 

Die HBAG ist nicht abhängig von Patenten, Lizenzen, Verträgen oder neuen 
Herstellungsverfahren.  Patente, Lizenzen, Verträge oder neue Herstellungsverfahren, die von 
wesentlicher Bedeutung für die Geschäftstätigkeit oder Rentabilität der HBAG sind, bestehen 
nicht.  Die HBAG verfügt über die Internet-Domain „hbag.de“.  Das Firmenlogo der HBAG, 
der „Tempel“, ist als eingetragene Marke geschützt. 

4. Gerichts- und Schiedsverfahren 

Mit Ausnahme der im Abschnitt V.4. dargestellten Rechtsstreitigkeiten bestanden weder zum 
Zeitpunkt der Eintragung der Verschmelzung noch in den letzten zwei Geschäftsjahren 
Verfahren mit Beteiligung der HBAG oder ihrer Tochtergesellschaften, die einen erheblichen 
Einfluss auf die wirtschaftliche Lage der HBAG gehabt haben. 
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5. Investitionen 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die von der HBAG vorgenommenen Investitionen für die 
Geschäftsjahre 1999, 2000 und 2001: 

 2001 2000 1999 

Investitionen 
der HBAG 

€ 272.544.343 € 54.069.269 € 60.940.185 

Mit einem Umfang von rund € 271 Mio. stellte der Erwerb der AGIV (alt) im Geschäftsjahr 
2001 die wesentliche Investition der HBAG dar.  Im Mai 2001 übernahm die HBAG durch 
Börsenkäufe sowie den Kauf eines 49%-Paketes von der BHF-Bank die Mehrheit an der 
AGIV (alt).  Im Rahmen der kaufvertraglichen Verpflichtungen hat die HBAG den freien 
Aktionären der AGIV (alt) anschließend ein Übernahmeangebot unterbreitet, das im Juli 
2001 abgewickelt wurde.  Nach Abschluss des Übernahmeangebots hielt die HBAG 
kurzfristig 62,5% an der AGIV (alt).  Nach Durchführung verschiedener 
Aktienübertragungen betrug der Anteil der HBAG an der AGIV (alt) unmittelbar vor 
Wirksamwerden der Verschmelzung 56,5%.  Der Kauf der AGIV (alt)-Aktien wurde durch 
einen Bankkredit finanziert. 

Wesentliche Investitionen sind in der ersten Hälfte des laufenden Geschäftsjahres nicht 
getätigt worden.  Siehe auch Abschnitt V.5. 

6. Arbeitnehmer 

Im HBAG-Konzern waren im Geschäfsjahr 2001 durchschnittlich 223 Arbeitnehmer 
beschäftigt.  Davon entfielen 120 auf den AGIV (alt)-Konzern, 40 auf die TAXXUS Real 
Estate Service GmbH & Co. und 63 auf den übrigen HBAG-Konzern. 

7. Forschung und Entwicklung 

Die Forschung und Entwicklung neuer Erzeugnisse und Verfahren sind für die 
Geschäftstätigkeit der HBAG nicht von Bedeutung.  Gesonderte Aufwendungen für 
Forschung und Entwicklungen wurden deshalb in der Vergangenheit von der HBAG nicht 
getätigt.  Allerdings müssen neue Tendenzen auf den Immobilienmärkten beobachtet werden, 
um abschätzen zu können, ob die vorhandenen oder erworbenen Liegenschaften oder 
Beteiligungsgesellschaften dauerhaft marktgerecht betrieben werden können oder ob neue 
Konzepte erarbeitet werden müssen.  Es ist vorgesehen, künftig Projekte von 
Forschungsinstituten und Lehrstühlen an Universitäten zu unterstützen, soweit sie geeignet 
sind, zur Verbesserung der Markttransparenz im Immobilienbereich in Deutschland 
beizutragen.  Darüber hinaus wird eine generelle Kennzahlensystematik entwickelt, die auch 
von anderen Gesellschaften der Immobilienwirtschaft anwendbar sein soll.  Damit wäre die 
Basis für eine bessere unternehmensübergreifende Vergleichbarkeit in diesem Sektor 
gegeben.  Die Entwicklung aussagefähiger Kennzahlen ist für die Analyse von Aktien von 
entscheidender Bedeutung.  Hier herrscht in Deutschland im Vergleich zu den 
angelsächsischen Ländern erheblicher Nachholbedarf.  Es ist vorgesehen Projekte zu 
unterstützen, die zu einer Verbesserung dieser Situation beitragen. 
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8. Wesentliche Beteiligungen der HBAG gemäß § 24 BörsZulV 

Nachfolgend sind die wesentlichen Beteiligungen der HBAG im Sinne des § 24 BörsZulVO 
aufgelistet.  

Name, Sitz Adler Real Estate Aktiengesellschaft

Tätigkeitsbereich Projektentwicklung Gewerbeobjekte 

Gezeichnetes Kapital (31. Dezember 2001) € 10.000.000 

Rücklagen (31. Dezember 2001) € 23.212.948 

Jahresüberschuss (2001) € 7.365.680 

Anteil am gezeichneten Kapital (31. Dezember 2001) 88,72% (voll eingezahlt) 

Erträge der HBAG (Dividende 2001) € 4.435.788 

Forderungen der AGIV (alt) gegen die Adler 
Real Estate AG (31. Dezember 2001) 

€ 4.149.836 

Verbindlichkeiten der AGIV (alt) gegenüber der 
Adler Real Estate AG (31. Dezember 2001) 

Keine 

 

Name, Sitz Deutsche Real Estate 
Aktiengesellschaft 

Tätigkeitsbereich Bestandsgeschäft 

Gezeichnetes Kapital (31. Dezember 2001) € 18.480.000 

Rücklagen (31. Dezember 2001) € 85.270.000 

Jahresüberschuss (2001) € 11.653.000 

Anteil am gezeichneten Kapital/noch einzuzahlender 
Betrag (31. Dezember 2001) 

56,64% (voll eingezahlt) 

Erträge der HBAG (Dividende 2001) Keine 

Forderungen der AGIV (alt) gegen die 
Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft 
(31. Dezember 2001) 

Keine 

Verbindlichkeiten der AGIV (alt) gegenüber der 
Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft 
(31. Dezember 2001) 

Keine 
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Name, Sitz AGIV Real Estate Aktien-
gesellschaft (AGIV (alt)) 

Tätigkeitsbereich Holding 

Gezeichnetes Kapital (31. Dezember 2001) € 96.600.000 

Rücklagen (31. Dezember 2001) € 259.360.975 

Jahresfehlbetrag (2001) € - 38.139.317 

Anteil am gezeichneten Kapital (31. Dezember 2001) 54,41%  

Erträge der HBAG (Dividende 2001) Keine 

Forderungen der HBAG gegen die 
AGIV (alt) (31. Dezember 2001) 

Keine 

Verbindlichkeiten der HBAG gegenüber der 
AGIV (alt) (31. Dezember 2001) 

€ 9.197.814 

 

Die Angaben zu der MÜBAU Real Estate GmbH und der AGIV Beteiligungs GmbH, die 
beide Tochtergesellschaft der AGIV (alt) sind, sind in Abschnitt III.8. enthalten. 

9. Umsatzerlöse 

Nachfolgend sind die anhand der Geschäftsbereiche aufgegliederten Umsatzerlöse des 
HBAG-Konzerns dargestellt. 

 
Umsatzerlöse (in Mio. €) 1999 2000 2001* 

Bestandsimmobilien (Gewerblich gemischt 
genutzte Immobilien, Shopping, Wohnen) 

9,7 24,5 32,4

Projektentwicklung (Entwicklungsimmobilien) 0,0 19,6 12,0
Dienstleistungen/Beteiligungen/Ausland (Übrige 
Immobilien- und Servicegesellschaften) 

4,5 0,6 6,3

Konsolidierungen -3,0 0 0
Summe HBAG-Konzern 11,1 44,7 50,7
* Ohne Umsatzerlöse AGIV (alt) 

III. Die ehemalige AGIV Real Estate Aktiengesellschaft (AGIV (alt)) 

1. Wirtschaftliche und betriebliche Verhältnisse der AGIV (alt) 

Im Folgenden wird die Geschäftstätigkeit der AGIV (alt), wie sie von der AGIV (alt) vor der 
Eintragung der Verschmelzung betrieben wurde, dargestellt.  Da die Geschäftstätigkeit der 
AGIV (alt) von der AGIV (neu) fortgesetzt wird, ist die folgende Darstellung im Präsens 
gehalten.    
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Nach dem Verkauf der Industriebeteiligungen ist die AGIV (alt) eine reine 
Immobilienholding, die gegenwärtig in vier Geschäftsbereichen tätig ist: 

• Bauträgergeschäft/Projektentwicklung von Wohn- und Gewerbeimmobilien. 

• Kaufmännische, technische und infrastrukturelle Verwaltung von Immobilien 
(Immobilienmanagement). 

• Vermietete Immobilien/Bestandsimmobilien. 

• Generalmietverträge/Mietgarantien. 

Das operative Immobiliengeschäft wird im Wesentlichen über die Münchener 
Baugesellschaft mbH, die seit Anfang des Jahres 2002 als MÜBAU Real Estate GmbH 
(„Mübau”) firmiert, und deren Tochtergesellschaften betrieben. 

Hauptgeschäftsbereiche des AGIV (alt)-Konzerns sind das Bauträgergeschäft für bzw. die 
Projektentwicklung von Wohnimmobilien (mit Schwerpunkt auf Einfamilien- und 
Reihenhäuser) und Gewerbeimmobilien, das Immobilienmanagement sowie der Bereich 
Vermietete Immobilien/Bestandsimmobilien.  Demgegenüber wird der Bereich 
Generalmietverträge/Mietgarantien nicht als Kerngeschäftsbereich betrachtet. 

a. Unternehmensgeschichte und Entwicklung 

Die AGIV (alt) ging aus der im Jahre 1974 vollzogenen Verschmelzung der „ALOKA 
Allgemeine Organisations- und Kapitalbeteiligungs-AG” und der „Aktiengesellschaft für 
Industrie und Verkehrswesen” (AGIV) hervor.  Die BHF-Bank war von Anfang an mit rund 
49% Hauptaktionärin der AGIV (alt). 

Die AGIV (alt) fungierte von Anfang an als Holding-Gesellschaft, zunächst im Wesentlichen 
im Segment Industriebeteiligungen.  Im Sommer 1999 entschieden Vorstand und 
Aufsichtsrat, alle Industriebeteiligungen zu veräußern.  Mit Abschluss des Jahres 2000 war 
mit dem Verkauf aller Industriebeteiligungen und dem Verbleib der Mübau als einzige 
wesentliche Tochtergesellschaft die faktische Neuausrichtung der AGIV (alt) zu einem reinen 
Immobilienkonzern abgeschlossen. 

Nach Abschluss der faktischen Neuausrichtung verkaufte die BHF-Bank mit Vertrag vom 
7. Mai 2001 ihren AGIV (alt)-Anteil von 49,0% an die HBAG.  Parallel dazu erwarb die 
HBAG zusätzlich 1,0% der AGIV (alt)-Aktien über die Börse.  Nach Durchführung eines 
öffentlichen Übernahmeangebotes und verschiedener sich daran anschließender, bereits im 
Vorfeld vereinbarter Aktienübertragungen betrug der Anteil der HBAG an der AGIV (alt) 
zum Zeitpunkt der Eintragung der Verschmelzung 56,5%. 

Im Zusammenhang mit den Unternehmensverkäufen der AGIV (alt) sind gegen die 
Beschlüsse der Hauptversammlungen in den Jahren 1999 und 2000 zahlreiche Anfechtungs- 
und Nichtigkeitsklagen erhoben worden.  (Siehe Abschnitt V.4.). 

Nach der Übernahme der Aktienmehrheit von der BHF-Bank durch die HBAG hat die 
AGIV (alt) im Zusammenwirken mit dem neuen Mehrheitsaktionär (der HBAG) 
unverzüglich Vergleichsgespräche mit den Aktionären, die gegen 
Hauptversammlungsbeschlüsse der vergangenen Jahre Klagen erhoben haben, aufgenommen.  
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Diese Gespräche dienten dazu, die AGIV (alt) von Lasten aus der Vergangenheit zu befreien.  
Bereits im zweiten Halbjahr 2001 konnte mit einem Teil der Prozessbeteiligten eine 
vergleichsweise Beilegung der Rechtsstreitigkeiten erzielt und umgesetzt werden. 

Am 14. Mai 2002 wurde auch mit allen übrigen Klägern eine vergleichsweise Einigung 
erzielt.  Kernpunkt dieses Vergleichs ist eine Barkapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital 
bei der AGIV (alt), bei der allen Aktionären Aktien der AGIV (alt) im Verhältnis 9 zu 1 zum 
Ausgabebetrag von € 1 angeboten werden.  Der Ausgabebetrag wurde von der HBAG 
getragen.  Die Großaktionäre der AGIV (alt) – unter anderem die HBAG – haben ihr 
Bezugsrecht nicht ausgeübt.  Mit dieser vergleichsweisen Einigung sind alle gegen die 
Hauptversammlungsbeschlüsse der AGIV (alt) gerichteten Klagen erledigt. 

b. Konzernstruktur und Geschäftstätigkeit des AGIV (alt)-Konzerns vor der 
Verschmelzung 

Im Konzern übt die AGIV (alt) als Obergesellschaft reine Holdingfunktionen aus, während 
das operative Geschäft derzeit im Wesentlichen von der Mübau wahrgenommen wird.  Dabei 
basiert das Geschäft auf den folgenden drei Säulen: (i) Bauträgergeschäft/Projektentwicklung 
von Wohn- und Gewerbeimmobilien, (ii) Immobilienmanagement und (iii) Vermietete 
Immobilien/Bestandsimmobilien.  Demgegenüber wird der vierte Geschäftsbereich – 
Generalmietverträge/Mietgarantien – nicht als Kerngeschäft angesehen. 

Geographisch sind diese Aktivitäten der AGIV (alt) auf die Regionen Rhein-Main, Berlin, 
Dresden, München sowie – seit Anfang 2002 – auf Freiburg konzentriert. 

Das folgende Schaubild gibt einen vereinfachten Überblick über die Konzernstruktur des 
AGIV (alt)-Konzerns.  Dabei berücksichtigt das Schaubild die geplanten strukturellen 
Maßnahmen, mit deren Umsetzung im Geschäftsjahr 2002 bereits begonnen wurde.  
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Mübau
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c. Geschäftsbereiche  

Bauträgergeschäft/Projektentwicklung 

Der Geschäftsbereich Bauträgergeschäft/Projektentwicklung wird von der Mübau und ihren 
Tochterunternehmen betrieben.  Das Geschäft der Mübau in diesem Geschäftsbereich besteht 
darin, Grundstücke bzw. große Areale zu erwerben, zu erschließen und zu entwickeln, 
Immobilien darauf zu errichten und diese zu veräußern.  Kernkompetenz der Mübau ist die 
städtebauliche Entwicklung (einschließlich der öffentlichen Erschließung) sowie die 
Bebauung großer Wohnbauareale mit Einfamilienhäusern und Reihenhäusern.  Neben der 
Errichtung von neuen Objekten kauft die Mübau in kleinerem Umfang aber auch bestehende 
Wohnobjekte und modernisiert und entwickelt diese, um sie nach Abschluss der 
Entwicklungsmaßnahmen zu veräußern.  Ein weiteres Betätigungsfeld ist der Ankauf 
ehemals gewerblich genutzter Standorte, die zu attraktiven Wohnimmobilien entwickelt und 
verkauft werden.  Darüber hinaus werden große Wohnbestände von der Mübau angekauft, 
modernisiert und entwickelt und künftig auch „privatisiert”, was bedeutet, dass der Bestand 
vor dem Verkauf in verkehrsfähige Einzelobjekte, zum Beispiel Eigentumswohnungen, 
aufgeteilt wird. 

Die Mübau betreibt derzeit mehrere Projekte (zum Beispiel im Raum Berlin, im Rhein-Main 
Gebiet und in Dresden), die sich in verschiedenen Entwicklungsphasen befinden. 

Im Gegensatz zur Adler, die auch im Bereich des Auftragsdevelopments (Entwicklungen 
nach Vorgaben und für Rechnung eines Kunden) tätig ist, führt die Mübau ihre Projekte 
ausschließlich auf eigene Rechnung durch (sogenanntes Eigendevelopment).  Das heißt, sie 
erwirbt die Objekte/Projekte und entwickelt und verkauft sie auf eigene Rechnung.  Die 
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Mübau trägt somit die mit dem Verkauf auf eigene Rechnung verbundenen Chancen und 
Risiken. 

Um eine noch schärfere Fokussierung der Mübau auf den Bereich Wohnen als 
Kernkompetenz zu erreichen, sollen die Gewerbe-Projekte, die derzeit noch betrieben 
werden, fertig gestellt und anschließend an Dritte verkauft bzw. als eigener Geschäftsbereich 
in einer anderen Tochtergesellschaft der AGIV (alt) fortgeführt werden.  

Zum 31. Dezember 2001 betreibt die Mübau acht Projekte, die sich in der 
Grundstücksentwicklungs-, Bau- oder Vermarktungsphase befinden.  Weitere fünf Projekte 
werden derzeit beplant.  Von diesen 13 Projekten sind vier Projekte dem Bereich 
Gewerbeimmobilien zuzuordnen, während die restlichen neun Projekte zum Bereich Wohnen 
gehören.  Insgesamt befinden sich damit Entwicklungsgrundstücke mit einer Gesamtfläche 
von ca. 467.000 m2  im Eigentum des Mübau-Konzerns. 

Das Gesamtprojektvolumen der zum 31. Dezember 2001 von der Mübau betriebenen 
Projekte beträgt rund € 0,6 Mrd.  Im Geschäftsjahr 2001 erzielt der AGIV (alt)-Konzern im 
Geschäftsbereich Bauträgergeschäft/Projektentwicklung Umsatzerlöse in Höhe von 
€ 38,4 Mio.  

Immobilienmanagement 

Das Immobilienmanagement ist durch die kaufmännische, technische und infrastrukturelle 
Verwaltung von Immobilien gekennzeichnet.  Dabei wird z.B. mit Hilfe von entsprechender 
Software die Abrechnung der Mieten und Nebenkosten sowie die Annahme und 
Weiterleitung der Mietzahlungen für den Kunden durchgeführt (kaufmännisches 
Immobilienmanagement).  Darüber hinaus besitzen die Mitarbeiter der DIM Deutsche 
Immobilien Management GmbH langjährige Erfahrung hinsichtlich des Managements, der 
Instandhaltung und der Pflege von Objekten (technisches Immobilienmanagement) sowie in 
Bezug auf das Management sonstiger Hausverwaltungstätigkeiten, wie z.B. 
Reinigungsdienste, Bewachung und Wartung (infrastrukturelles Immobilienmanagement). 

Diese Aktivitäten sind bisher durch die Mübau betrieben worden und werden gegenwärtig auf 
eine Schwestergesellschaft der Mübau, die DIM Deutsche Immobilien Management GmbH, 
übertragen.  Die DIM Deutsche Immobilien Management GmbH wird – wie bisher die 
Mübau – für die Verwaltung der Immobilienbestände konzernintern verantwortlich sein, ihre 
Dienstleistungen in Zukunft aber auch verstärkt konzernfremden Dritten anbieten.  Im 
Geschäftsjahr 2001 erzielt der AGIV (alt)-Konzern im Geschäftsbereich 
Immobilienmanagement einen Umsatz von € 1,6 Mio.   

Vermietete Immobilien/Bestandsimmobilien 

Dieser Geschäftsbereich beschränkt sich derzeit im Wesentlichen auf reine 
Mietbewirtschaftung, das heißt auf die Erzielung von Mieterlösen.  Ein „aktives Portfolio-
Management”, wie es die Deutsche Real Estate praktiziert, wird zur Zeit von der Mübau nicht 
betrieben.  Im Rahmen einer Portfolio-Bereinigung sollen die derzeitigen Bestände 
mittelfristig veräußert werden, weil derzeit keine Wertsteigerungspotenziale zu erwarten sind.  
Um künftig den Bereich Gewerbeimmobilien im Konzern abzudecken, bedarf es mittelfristig 
des Neuaufbaus eines Bestandes, entweder durch Zukauf von Immobilien oder Immobilien-
Portfolien, die hohe Rendite- und Wertsteigerungschancen aufweisen, oder durch Erwerb von 
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Beteiligungen an Unternehmen, die bereits einen solchen Bestand halten.  Diese Aktivitäten 
sollen als selbständiger Bereich im AGIV (alt)-Konzern angelegt werden.  

Zum 31. Dezember 2001 besitzt der Mübau-Konzern in zehn Städten vermietete Immobilien 
mit einer Wohn- bzw. Nutzfläche von ca. 110.000 m2 und einer Grundstücksfläche von ca. 
168.000 m2.  Im Geschäftsjahr 2001 erzielt der AGIV (alt)-Konzern in dem Geschäftsbereich 
Vermietete Immobilien/Bestandsimmobilien einen Umsatz in Höhe von € 8,8 Mio. 

Generalmietverträge/Mietgarantien 

Soweit Unternehmen des AGIV (alt)-Konzerns Mietgarantien übernommen bzw. 
Generalmietverträge abgeschlossen haben, sollen diese im laufenden Geschäftsjahr 2002 auf 
eine 100%ige Tochtergesellschaft der AGIV (alt), die VIGA ZWEITE Beteiligungs GmbH, 
übertragen werden.  Die Übertragung soll der Bündelung der bestehenden Verpflichtungen 
zum Zwecke der optimierten Abwicklung mit eigenem spezialisierten Management dienen.  

Im Falle von Mietgarantien wird dem Käufer einer Immobilie über eine bestimmte Laufzeit 
eine Mindestmiete garantiert.  Solche Mietgarantien werden häufig von Käufern großer 
Immobilienobjekte im Rahmen der Kaufverhandlungen verlangt.  Vorteil der Mietgarantie 
aus Sicht des Erwerbers ist die Absicherung des Vermietungsrisikos durch die garantierte 
Mindestmiete. 

Eine ähnliche Funktion erfüllen Generalmietverträge.  Dabei wurden durch Gesellschaften 
des Mübau-Konzerns in der Regel große Immobilien zum Zweck der Weitervermietung 
angemietet.  Die Ertragschance bzw. das Verlustrisiko besteht in der Differenz zwischen den 
Kosten aus der Anmietungsverpflichtung und den Erlösen aus der Weitervermietung.  Vorteil 
des Generalmietvertrages aus Sicht des Vermieters ist die Mietgarantie und damit die 
Abwälzung des Vermietungsrisikos sowie des Mietermanagements auf den Generalmieter. 

Die im Rahmen der Projektentwicklung von Wohn- und Gewerbeimmobilien der Mübau 
eingegangenen Mietgarantien wurden mit der Generalanmietung dieser Objekte gekoppelt.  
Damit hat die Mübau nicht nur das Risiko aus einer Unterdeckung der Generalmiete, sondern 
auch die Chance auf ein Übertreffen.  Zusätzlich bestehen noch Generalmietverträge, die im 
Rahmen des Verkaufes der Wayss & Freytag AG durch die AGIV (alt) von der Mübau gegen 
eine Gegenleistung übernommen wurden. 

Insgesamt bestehen zum 31. Dezember 2001 im AGIV (alt)-Konzern Rückstellungen für 
Generalmietverträge/Mietgarantien in Höhe von € 53,4 Mio.  Die Umsatzerlöse des 
AGIV (alt)-Konzerns in diesem Geschäftsbereich betragen im Geschäftsjahr 2001 € 15,6 
Mio. 

Sonstige Beteiligungen 

Die AGIV (alt) hält weitere Beteiligungen, die jedoch für das operative Geschäft des 
AGIV (alt)-Konzerns nicht von wesentlicher Bedeutung sind.  (Eine Aufstellung der 
wesentlichen Beteiligungen der AGIV (alt) im Sinne des § 24 BörsZulV ist im Abschnitt 
III.8. enthalten.) 
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2. Grundbesitz 

Grundbesitz AGIV (alt) 
 
Die AGIV (alt) als Holding-Gesellschaft hält selbst keine Grundstücke in ihrem eigenen 
Vermögen.  Im Folgenden sind die Grundstücke, die über Tochtergesellschaften gehalten 
werden, angegeben. 
 
Grundbesitz Mübau-Konzern 

 

Stadt Straße Anteil 
% 

Grundstücks- 
fläche m2 

Wohn-
Nutzfläche m2 Nutzungsart 

Bad Homburg Nesselbornfeld 100 4.056 unbebaut Grünland 
Berlin Bornimer Straße 11, 12, 13 100 3.426 4.197 Wohnen 
Berlin Hellersdorfer Straße 171-173 100 10.945 unvermietet Wohnen 
Berlin Hohenschönhausen, Hauptstraße 10 100 6.954 unbebaut Bauland 
Bonn Kölnstraße 189 100 - 87 Wohnen 
Dallgow Triftweg 100 48.709 - Bauland 
Darmstadt Elisabethenstraße 55-57 100 2.314 4.334 Büro 
Dresden Neumarkt 4-7/ Landhausstraße 1 100 2.164 unbebaut  Bauland 
Dresden Feuerbachstraße 15-17, 19-21 100 2.820 im Verkauf  Wohnen 
Dresden Leipziger Straße 195 100 745 - Bauland 
Dresden Nagelstraße 28-30 100 1.636 im Verkauf Wohnen 
Dresden Schnorrstraße 78 100 2.670 - Bauland 
Dresden Semperstraße 2  100 19.283 8.822 Gewerbe 
Dresden Semperstraße 2 (BLK) 100 6.463 9.100 Gewerbe/Büro 
Dresden Semperstraße 2 (OFRA) 100 - 2.777 Gewerbe/Büro 
Dresden Steinbach II, Steinweg 100 1.000 330 Wohnen 
Dresden Steinbach III, Steinweg 100 2.500 - Bauland 
Dresden Lommatzscher Straße 100 840 - Bauland 
Dresden  Berggießhübler Straße 100 856 - Bauland 
Dresden Berthold-Brecht-Allee 14 100 830 476 Wohnen 
Dresden Cauerstraße 7 100 1.520 433 Wohnen 
Dresden Donndorfstraße 15-17 100 1.440 596 Wohnen 
Dresden Eugen-Dietrich-Straße 13 100 1.060 374 Wohnen 
Dresden Feuerbachstraße 14-30 100 - 1.633 Wohnen 
Dresden Feuerbachstraße, Stellplätze 100 3.241 - Wohnen 
Dresden Geinitzstraße  100 1.079 - Bauland 
Dresden Knappestraße  100 1.572 - Bauland 
Dresden Nöthnitzer Straße 8 100 860 591 Wohnen 
Dresden Oberwachwitzer Weg 29-33 100 3.752 635 Wohnen 
Dresden Rembrandtstraße 1-1b 100 - 1.340 Wohnen 
Dresden Sosaer Straße 20 100 1.570 351 Wohnen 
Dresden Sosaer Straße 5 100 860 602 Wohnen 
Dresden Winterbergstraße 84a-86a  100 2.379 1.006 Wohnen 

Dresden Amaryllenweg 7-9a 
Heidenauer Straße 6-6b 100 3.327 2.712 Wohnen 

Dresden Prof.-Billroth-Straße 3-9 100 4.340 1.609 Wohnen 
Dresden Niedersedlitzer Platz 1-4a, 6-14 100 7.422 10.714 Gewerbe 
Dresden Alttrachau 100 107.713 - Bauland 
Dresden Wöhlerstraße 16-32 100 8.021 7.261 Wohnen 
Frankfurt Heddernheimer Landstraße 155 100 11.778 10.752 Gewerbe 
Frankfurt Mainzer Landstraße 4. + 5. BA 100 6.649 (im Bau) Gewerbe/Büro 
Frankfurt Mainzer Landstraße I. BA 100 2.682 7.135 Gewerbe/Büro 
Frankfurt Niedereschbach, Berner Straße 31 100 2.481 - Bauland 
Oberursel Im Taunusgarten 100 -- 2 ETW Wohnen 
Großbeeren Trebbiner Straße  100 151.470 - Bauland 
Grünstadt Hauptstraße 45 100 444 1.060 Gewerbe 
Gütersloh Verler Straße / An der Autobahn 100 37.222 19.753 Gewerbe 
Hanau Großauheim - Marienhütte 100 34.325 im Bau/Verkauf Wohnen 
Murnau Murnau 75 -- 323 Wohnen 
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Stadt Straße Anteil Grundstücks- 
2

Wohn-
2 Nutzungsart % fläche m  Nutzfläche m  

Oranienburg Sachsenhauser Straße 22 100 19.810 3.000 Gewerbe 
Stadtbergen Ulmer Straße 249-255 100 76.903 24.992 Gewerbe 
Windenreute Kirschgarten 90 7.067 im Bau Bauland 
Wolfratshausen Bahnhofstraße 90 -- 1 ETW Wohnen 
Würzburg-Kist An der Ringstraße  100 8.538 - Grundstück 

 

Sonstiger Grundbesitz 
 

Stadt Straße Gesellschaft Anteil % Grundstücks-
fläche m2 

Mietfläche 
m2 Nutzungsart 

Seesen Triftstraße GbR Seesen 100 22.329 9.842 Lagerfläche 
 

3. Patente und Lizenzen  

Die AGIV (alt) ist nicht abhängig von Patenten, Lizenzen, Verträgen oder neuen 
Herstellungsverfahren.  Patente, Lizenzen, Verträge oder neue Herstellungsverfahren, die von 
wesentlicher Bedeutung für die Geschäftstätigkeit oder Rentabilität der AGIV (alt) sind, 
bestehen nicht.  Die AGIV (alt) verfügt über die Internet-Domain „agiv.de“.  Das Firmenlogo 
der AGIV (alt), der „Tempel“, ist als eingetragene Marke geschützt.  

4. Gerichts- und Schiedsverfahren 

Mit Ausnahme der im Abschnitt V.4. dargestellten Rechtsstreitigkeiten bestanden weder zum 
Zeitpunkt der Eintragung der Verschmelzung noch in den letzten zwei Geschäftsjahren 
Verfahren mit Beteiligung der AGIV (alt) oder ihrer Tochtergesellschaften, die einen 
erheblichen Einfluss auf die wirtschaftliche Lage der AGIV (alt) gehabt haben. 

5. Investitionen 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die von der AGIV (alt) vorgenommenen Investitionen für die 
Geschäftsjahre 1999, 2000 und 2001: 

 2001 2000 1999 

Investitionen der 
AGIV (alt) 

€ 3.325.626 € 742.883 € 65.057.802 

Im Geschäftsjahr 2001 wurden rund € 1.818.000 in Sachanlagen investiert.  Dabei handelte es 
sich im Wesentlichen um EDV-Geräte.  Die übrigen Investitionen im Geschäftsjahr 2001 
wurden in Finanzanlagen getätigt, wobei rund € 501.000 auf Anteile an verbundenen 
Unternehmen entfielen.  Es handelte sich dabei um den Erwerb von 50% der Anteile an der 
myLocReal Estate & Technology Aktiengesellschaft, um den Erwerb einer 19%-Beteiligung 
an der HVM-Hamburger Versicherungsmakler GmbH sowie um Bareinlagen bei sechs 
Tochterunternehmen im Rahmen der Umstellung des gezeichneten Kapitals.    

Wesentliche Investitionen sind in der ersten Hälfte des laufenden Geschäftsjahres nicht 
getätigt worden.  Siehe auch Abschnitt V.5. 

 
49  

 



 

6. Arbeitnehmer 

Im AGIV (alt)-Konzern waren im Geschäfsjahr 2001 durchschnittlich 120 Mitarbeiter 
beschäftigt.  Davon waren 14 in der AGIV (alt) tätig. 

7. Forschung und Entwicklung 

Die Forschung und Entwicklung neuer Erzeugnisse und Verfahren sind für die 
Geschäftstätigkeit der AGIV (alt) nicht von Bedeutung.  Gesonderte Aufwendungen für 
Forschung und Entwicklungen wurden deshalb in der Vergangenheit von der AGIV (alt) 
nicht getätigt. Allerdings müssen neue Tendenzen auf den Immobilienmärkten beobachtet 
werden, um abschätzen zu können, ob die vorhandenen oder erworbenen Liegenschaften oder 
Beteiligungsgesellschaften dauerhaft marktgerecht betrieben werden können oder ob neue 
Konzepte erarbeitet werden müssen.  Es ist vorgesehen, künftig Projekte von 
Forschungsinstituten und Lehrstühlen an Universitäten zu unterstützen, soweit sie geeignet 
sind, zur Verbesserung der Markttransparenz im Immobilienbereich in Deutschland 
beizutragen.  Darüber hinaus wird eine generelle Kennzahlensystematik entwickelt, die auch 
von anderen Gesellschaften der Immobilienwirtschaft anwendbar sein soll.  Damit wäre die 
Basis für eine bessere unternehmensübergreifende Vergleichbarkeit in diesem Sektor 
gegeben.  Die Entwicklung aussagefähiger Kennzahlen ist für die Analyse von Aktien von 
entscheidender Bedeutung.  Hier herrscht in Deutschland im Vergleich zu den 
angelsächsischen Ländern erheblicher Nachholbedarf.  Es ist vorgesehen Projekte zu 
unterstützen, die zu einer Verbesserung dieser Situation beitragen. 

8. Wesentliche Beteiligungen der AGIV (alt) gemäß § 24 BörsZulV 

Nachfolgend sind die wesentlichen Beteiligungen der AGIV (alt) im Sinne des 
§ 24 BörsZulVO aufgelistet. 

Name, Sitz MÜBAU Real Estate GmbH 

Tätigkeitsbereich Projektentwicklung Wohnobjekte 

Gezeichnetes Kapital (31. Dezember 2001) € 31.200.000 

Rücklagen (31. Dezember 2001) € 20.587.000 

Jahresfehlbetrag (2001) € – 4.257.000 

Anteil am gezeichneten Kapital (31. Dezember 2001) 94.9% (voll eingezahlt) 

Erträge der AGIV (alt) (2001) (aus Gewinnabführung) € 0 

Aufwendungen aus Verlustübernahmen der AGIV (alt) 
(2001) 

€ 40.392.000 

Forderungen der AGIV (neu) gegen die MÜBAU Real 
Estate GmbH (31. Dezember 2001) 

€ 15.433.000 

Verbindlichkeiten der AGIV (neu) gegenüber der MÜBAU 
Real Estate GmbH (31. Dezember 2001) 

€ 0 
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Name, Sitz AGIV Beteiligungs GmbH 

Tätigkeitsbereich Beteiligungsverwaltung 

Gezeichnetes Kapital (31. Dezember 2001) € 51.641.000 

Rücklagen (31. Dezember 2001) € 0 

Jahresüberschuss (2001) € 7.805.592 

Anteil am gezeichneten Kapital (31. Dezember 2001) 100% (voll eingezahlt) 

Erträge der AGIV (alt) (2001) € 7.158.086 

Forderungen der AGIV (alt) gegen die AGIV Beteiligungs 
GmbH (31. Dezember 2001) 

€ 0  

Verbindlichkeiten der AGIV (alt) gegenüber der AGIV 
Beteiligungs GmbH (31. Dezember 2001) 

€ 63.307.514  

 

9. Umsatzerlöse 

Nachfolgend sind die Umsatzerlöse des AGIV(alt)-Konzerns gemäß der im jeweiligen 
Konzernanhang enthaltenen Segmentberichterstattung dargestellt. 

Umsatzerlöse (in Mio. €) 1999 
Spectris 344,1 
Sonstige Gesellschaften 418,7 
Konsolidierungen -0,5 
Summe AGIV-Konzern 762,3 

Aufgrund des Verkaufs aller verbliebenen Industriebeteiligungen im Jahre 2000 und der 
damit verbundenen Neuausrichtung zu einem reinen Immobilienkonzern wurde für die Jahre 
2000 und 2001 eine andere Einteilung der Segmente gewählt. 

Umsatzerlöse (in Mio. €) 2000 2001* 

Bestand 10,0 7,0 
Projektentwicklung/Bauträger 17,8 40,3 
Mietgarantien 12,7 16,5 
Holding und sonstige Gesellschaften 0,5 0,6 
Konsolidierungen 0 0 
Summe AGIV-Konzern 41,0 64,4 

* Zu beachten ist, dass die im Abschnitt III.1.c. genannten Umsatzerlöse sich auf die dort beschriebenen 
Geschäftsbereiche beziehen und gemäß Formblatt-VO für Wohnungsunternehmen erstellt werden.  Dies 
erklärt, dass die in Abschnitt III.1.c dargestellte Aufteilung der gesamten Umsatzerlöse auf die einzelenen 
Bereiche von derjenigen in der Segmentberichterstattung abweicht. 
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IV. Verschmelzung der HBAG und der AGIV (alt) auf die AGIV (neu) 

1. Wirtschaftliche Begründung und Erläuterung der Verschmelzung 

Im Folgenden werden die Kapitel III.1., III.2. sowie III.4.a. und b. aus dem gemeinsamen 
Verschmelzungsbericht der Vorstände der HBAG, der AGIV (alt) und der AGIV (neu) vom 
27. Mai 2002 wiedergegeben.  Die Gliederung der Überschriften wurde der Gliederung 
dieses Prospekts angepasst. 

a. Ausgangslage 

Im Mai 2000 veräußerte die AGIV (alt) die letzten beiden Industriebeteiligungen, Spectris 
AG und Ernst Peiniger GmbH.  Im AGIV (alt)-Konzern verblieb die Mübau als einzige 
wesentliche Beteiligung mit Fokus auf das Bauträger-/Projektentwicklungsgeschäft. Damit 
wurde die faktische Neuausrichtung des AGIV (alt)-Konzerns zu einem reinen 
Immobilienkonzern abgeschlossen. 

Unter diesem neuen Vorzeichen konnte die bisherige Großaktionärin BHF-Bank die seit 
langem kommunizierte Absicht, ihre 49,0%-Beteiligung an der AGIV (alt) abzugeben, 
umsetzen und die Beteiligung an die HBAG veräußern. Nach Abschluss eines öffentlichen 
Übernahmeangebotes an alle freien Aktionäre der AGIV (alt) und einiger im Vorfeld der 
Transaktion vereinbarter Aktienübertragungen beläuft sich der Anteil der HBAG an der 
AGIV (alt) gegenwärtig auf 57,4%1. Die HBAG ist eine reine Immobilienholding mit Fokus 
auf Bestandsimmobilien sowie Projektentwicklung von Gewerbeimmobilien in Deutschland. 

Mit der Verschmelzung beider Gesellschaften soll den Veränderungen im deutschen 
Immobilienmarkt konsequent Rechnung getragen und ein gemeinsames wertorientiertes 
Wachstum realisiert werden.  Ein Zusammenschluss ermöglicht beiden Unternehmen, ihre 
Stellung auf dem deutschen Immobilienmarkt zu stärken sowie ihre gute Ausgangsposition in 
den Kerngeschäftsbereichen durch wechselseitige Ergänzung bzw. Verstärkung weiter zu 
verbessern. 

b. Wesentliche Gründe für die Verschmelzung von AGIV (alt) und HBAG 

Marktumfeld des Immobiliensektors 

Gesamtwirtschaftliches Umfeld 

Nach viel versprechendem Start hat sich die Entwicklung der Wirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland im Verlauf des Geschäftsjahres 2001 deutlich abgeschwächt.  Während noch im 
Jahr 2000 das Bruttoinlandsprodukt gegenüber 1999 um 3,0% anstieg, hat sich die 
konjunkturelle Entwicklung in Deutschland im Jahr 2001 mit einem Anstieg des 
Bruttoinlandsproduktes um nur 0,6% deutlich abgekühlt.  Das Wirtschaftswachstum in 
Deutschland wird vor allem von der nachlassenden Weltwirtschaft und insbesondere den 
damit verbundenen sinkenden Exporten und Investitionen gebremst. 

                                                 
1  Zum Zeitpunkt der Eintragung der Verschmelzung betrug der Anteil der HBAG an der AGIV (alt) 
56,5%. 
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Die Bauwirtschaft konnte sich von dieser negativen Entwicklung nicht abkoppeln.  Im 
Vergleich zum Vorjahr lag in diesem Bereich im Geschäftsjahr 2001 die Wertschöpfung 
sogar 6,6% unter der des Vorjahres, was einen Rückgang im siebten Jahr in Folge bedeutet. 

Eine Wiederbelebung der Wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland wird nur unter der 
Voraussetzung einer Erholung der Weltkonjunktur und einer sinkenden Inflation erwartet.  
Die Aussichten für das Jahr 2002 sind eher verhalten: in der ersten Jahreshälfte dürfte sich 
die Wirtschaft nur geringfügig verbessern.  Aufgrund der positiven Signale aus den USA 
rechnen die Forschungsinstitute jedoch mit einer spürbaren Erholung im zweiten Halbjahr 
2002.  Im Jahresdurchschnitt wird vom Sachverständigenrat nur eine Wachstumsrate von ca. 
0,7% erwartet. 

Das gegenwärtige negative makro-ökonomische Umfeld verstärkt den Druck auf Kosten und 
Margen in allen Industrien, womit weitere Kostensenkungspotenziale erschlossen werden 
müssen, um das Ergebnisniveau zu halten.  Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, 
dass vor allem Unternehmen mit einer hinreichenden Größe, einer soliden Kapitalstruktur, 
einem kundenorientierten Leistungsangebot und damit auch einem hohen Bekanntheitsgrad 
im Wettbewerb bestehen werden. 

Entwicklung des deutschen Gewerbeimmobilienmarktes 

In den letzten Jahren hat sich der deutsche Gewerbeimmobilienmarkt wieder sehr positiv 
entwickelt, wobei die Entwicklung der beiden Marktsegmente Büroimmobilien und 
Einzelhandelsimmobilien Unterschiede aufweisen. 

Büroimmobilien 

Im Gegensatz zu der allgemeinen wirtschaftlichen Situation behauptete der Markt für 
Büroimmobilien in der Bundesrepublik Deutschland wie in den letzten beiden Jahren seine 
anhaltend positive Entwicklung, auch wenn sich diese im zweiten Halbjahr 2001 leicht 
abkühlte und deutliche regionale Unterschiede zu verzeichnen sind.  Diese positive Tendenz 
war insbesondere in den Ballungszentren der Alten Bundesländer durch eine anhaltend hohe 
Flächennachfrage, kombiniert mit einer Leerstandsquote auf weiterhin niedrigem Niveau, 
gekennzeichnet.  Demzufolge konnten auch im letzten Jahr steigende bzw. stabile Mietpreise 
und damit verbunden auch steigende bzw. stabile Immobilienpreise realisiert werden.  Dabei 
beeinflusste insbesondere der Nachfrageüberhang aus dem Jahr 2000 aufgrund des geringen 
Fertigstellungsvolumens von neuen Büroflächen in den letzten Jahren den deutschen 
Immobilienmarkt positiv.  Demgegenüber blieb die Marktlage in den Neuen Bundesländern 
sowie den westdeutschen Nebenlagen weiterhin angespannt.  Der Großteil der 
Flächennachfrage bzw.  Mietvertragsabschlüsse in 2001 kam aus den Bereichen 
Finanzwirtschaft und professionelle Dienstleistungen für Unternehmen sowie – mit 
regionalen Schwerpunkten – aus den Sektoren Medien, Telekommunikation und IT. 

Die Abkühlung des Büroimmobilienmarktes im zweiten Halbjahr 2001 - bedingt durch die 
allgemeine schwache Konjunkturentwicklung - zeigte sich insbesondere in einem Rückgang 
des Vermietungsvolumens.  Die Leerstandsquoten insbesondere in den attraktiven Lagen der 
westdeutschen Ballungszentren blieben jedoch weiterhin auf einem sehr niedrigen Niveau 
bzw. sind noch einmal gesunken.  Es wird geschätzt, dass die Leerstandsquoten im 
Durchschnitt rund 4,0% betragen, was ein im internationalen Vergleich sehr niedriges Niveau 
darstellt. 
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Für die nächsten Jahre wird weiterhin von einer guten, wenn auch eher verhaltenen 
Entwicklung des Büroimmobilienmarktes in Deutschland ausgegangen.  Insbesondere wird 
mit einer leicht gedämpften Nachfrage nach Büroflächen gerechnet.  Vor diesem Hintergrund 
wird ein leichter Anstieg der Leerstandsquoten erwartet, da in den nächsten beiden Jahren 
vermehrt Neuentwicklungen, die in den vergangenen Jahren begonnen wurden, auf den 
Markt kommen werden (z.B. rund 5,5 Mio. m2 in den westdeutschen Ballungszentren). 

In den letzten Jahren hat sich damit in den Alten Bundesländern einschließlich Berlin an den 
wichtigsten Wirtschaftszentren München, Frankfurt, Hamburg, Düsseldorf, Köln, Stuttgart 
und Berlin wieder ein attraktiver Markt für gut ausgestattete Büroimmobilien in guten Lagen 
entwickelt.  Im Jahr 2001 führte die gesamtwirtschaftliche konjunkturelle Abkühlung zwar 
aufgrund des Nachfragerückgangs nach Büroimmobilien gegen Ende des Jahres nur zu einem 
stabilen bzw. leicht rückgläufigen Mietpreisniveau und einem leichten Rückgang im 
Vermietungsergebnis.  Für das dritte bzw. vierte Quartal 2002 wird jedoch bereits eine 
Erholung der gesamtwirtschaftlichen Lage und damit auch des Büroimmobilienmarktes 
(Vermietung und Verkauf) erwartet, so dass die Entwicklung im Jahr 2001 eine kleine 
konjunkturelle Delle bleiben könnte. 

Im Gegensatz zu den Alten Bundesländern besteht in den Neuen Bundesländern weiterhin 
Nachholbedarf hinsichtlich Wirtschaftswachstum und Beschäftigungssituation, was sich auch 
im Markt für Büroimmobilien, wie z.B. in den ostdeutschen Wirtschaftszentren Leipzig und 
Dresden, widerspiegelt.  Dem hohen Angebot an kurzfristig verfügbaren Büroflächen (hohe 
Leerstandsquoten) steht nur eine sehr geringe Nachfrage und damit Vermietungsleistung 
gegenüber, weshalb auch Miet- und Immobilienpreise auf einem niedrigen Niveau verharren. 

Einzelhandelsimmobilien 

Der Markt für Einzelhandelsimmobilien konnte aufgrund der anhaltend rezessiven 
Entwicklung des Einzelhandels nicht in gleichem Umfang von dem positiven 
gesamtwirtschaftlichen Umfeld der letzten Jahre profitieren. 

Insgesamt zeichnet sich der Einzelhandelssektor in Deutschland zum einen durch eine 
zunehmenden Filialisierung und Globalisierung und zum anderen eine Polarisierung 
zwischen Discountanbieter und Fachmärkten auf der einen und Premium- und 
Markenanbieter auf der anderen Seite aus.  In diesem Umfeld konzentrierte sich die 
Nachfrage nach Einzelhandelsimmobilien vor allem auf 1a-Innenstadtlagen in Ober- und 
Mittelzentren und dabei insbesondere auf großflächige Immobilien durch internationale 
Filialisten.  Entsprechend der Polarisierung der Einzelhandelsanbieter zog auch die 
Nachfrage nach verkehrsgünstig gelegenen und attraktiven, großflächigen Spezialimmobilien 
in Stadtteilzentren an.  In diesen Lagen hat sich das Miet- und Immobilienpreisniveau 
zumindest in den Alten Bundesländern seit dem Jahr 1998 leicht verbessert.  Im Gegensatz 
dazu hat sich die Vermietungs- und Verkaufssituation in den Neuen Bundesländern und 
außerhalb der großstädtischen Ballungszentren im Vergleich zu den Vorjahren im 
Allgemeinen noch einmal verschlechtert. 

Für das Jahr 2002 wird von einem Anhalten dieser Polarisierung ausgegangen: steigendes 
Miet- und Preisniveau in den westdeutschen Ballungszentren für attraktive Immobilien in 
sehr guten Innenstadtlagen und in Stadtteilzentren mit entsprechendem Nutzungskonzept 
sowie weiterhin sinkendes Miet- und Preisniveau in den Neuen Bundesländern sowie 
außerhalb der großen Ballungszentren. 
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Entwicklung des deutschen Wohnimmobilienmarktes 

Der seit sieben Jahren anhaltende Abwärtstrend im Wohnimmobilienmarkt hat sich auch im 
Jahr 2001 weiter fortgesetzt.  Trotz günstiger Rahmenbedingungen aufgrund niedriger Preise 
und Zinsen sank die Zahl der Wohnungsbaugenehmigungen erstmals seit langem unter die 
Marke von 300.000.  Gemäß Statistischem Bundesamt betrug die Zahl der 
Baugenehmigungen im Jahr 2001 nur 291.000 Einheiten, was einem Rückgang von nahezu 
17% – ähnlich wie im Vorjahr – gleichkommt.  Wie im Jahr 2000 betraf diese negative 
Entwicklung alle Bereiche des Wohnimmobilienmarktes – Ein-, Zwei- und 
Mehrfamilienhäuser. 

Diese negative Entwicklung ist vor allem auf die verschlechterten Rahmenbedingungen für 
Investitionen in Wohnimmobilien zurückzuführen.  Erstens hat der Gesetzgeber mit der 
Novellierung des Mietrechtes, das zum 1. September 2001 in Kraft getreten ist, die Position 
des Vermieters verschlechtert.  Zweitens werden Wohnimmobilien als Anlageform durch die 
Verfünffachung der Spekulationsfrist von zwei auf zehn Jahre im Vergleich zu anderen 
Anlageformen stark benachteiligt.  Machte zudem die Börsenhausse Wohnimmobilien als 
Anlageform starke Konkurrenz, hat die negative Entwicklung an den Kapitalmärkten in 
vielen Fällen zu einer Vernichtung des für langfristige Investitionen erforderlichen 
Eigenkapitals geführt.  Vor diesem Hintergrund hat im Jahr 2001, wie auch in den Vorjahren, 
das für die Branche wichtige Kundensegment „Kapitalanleger” weiterhin an Bedeutung 
verloren. 

Vielmehr wurde die – wenn auch schwache – Nachfrage, weitgehend von Eigennutzern 
gestützt, für die angesichts des im langfristigen Vergleichs sehr niedrigen Zinsniveaus für 
Hypothekendarlehen weiterhin sehr gute Voraussetzungen für den Erwerb einer eigenen 
Wohnimmobilie bestanden.  Vor dem Hintergrund der nachlassenden konjunkturellen 
Entwicklung, verbunden mit der Sorge um die Sicherheit der Beschäftigung, konnte dies 
jedoch nicht in eine stärkere Nachfrage nach Eigenheimen umgesetzt werden. 

Angesichts des leichten Anstiegs des Mietpreisniveaus aufgrund der in den letzten Jahren 
stark sinkenden Neubautätigkeit und der Zunahme der Haushalte verbunden mit einem 
steigenden Wohnflächenbedarf wird jedoch erwartet, dass sich dieser Trend mittelfristig 
umkehren wird und sich positive Impulse für den Wohnimmobilienmarkt ergeben.  Zum 
einen könnte mit steigenden Mietrenditen der Markt für Wohnimmobilien für Kapitalanleger 
wieder an Attraktivität gewinnen.  Zum anderen verringert sich mit einem steigenden 
Mietpreisniveau auch der Unterschied in der finanziellen Belastung zwischen Mietzahlungen 
und Finanzierungskosten, was dem Wohnungsbau für Eigennutzer Auftrieb verleihen sollte. 

Entwicklung relevanter ausländischer Gewerbeimmobilienmärkte 

Neben Deutschland bieten lokale Märkte in einzelnen westeuropäischen Ländern und 
Nordamerika interessante Investitionsmöglichkeiten für selektive und profitable 
Immobilientransaktionen.  Anders ist die Situation in Zentraleuropa (Polen, Tschechien, 
Ungarn), wo die Immobilienmärkte trotz guter Renditeaussichten aufgrund der 
Unsicherheiten bedingt durch die politischen und genehmigungsrechtlichen 
Rahmenbedingungen auch aus opportunistischer Sicht nicht attraktiv sind. 

In Auslandsmärkten werden, unabhängig von der allgemeinen Lage des spezifischen 
Immobilienmarktes, regelmäßig exzellente und profitable Investitionsmöglichkeiten 
bestehen, die durch chancen- und renditeorientierte Unternehmen genutzt werden können. 
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Wettbewerbsumfeld des Immobiliensektors 

Die Wettbewerbsituation im deutschen Immobilienmarkt ist nicht so konkurrenzbetont wie in 
anderen ausländischen Immobilienmärkten wie z.B. den Vereinigten Staaten oder 
Großbritannien.  Der deutsche Markt wird derzeit vor allem durch privaten Grundbesitz, 
offene und geschlossene Immobilienfonds, große institutionelle Anleger und in zunehmenden 
Ausmaß auch durch Immobilien-Aktiengesellschaften dominiert.  Insgesamt ist der deutsche 
Immobilienmarkt jedoch noch extrem fragmentiert, so dass auch keine gesicherten 
Erkenntnisse über die Marktposition bzw. –anteile von Wettbewerbern vorliegen. 

Ähnlich wie in vielen anderen Immobilienmärkten in Europa befindet sich der deutsche 
Markt derzeit jedoch in einem grundlegenden Umbruch: 

• Immobilien werden in zunehmendem Ausmaß aus der Perspektive eines „normalen” 
Wirtschaftsgutes betrachtet.  Nicht mehr steuerliche Vorteile, sondern vielmehr 
Renditeüberlegungen stehen im Vordergrund, wenn Immobilien entwickelt, 
bewirtschaftet oder verkauft werden.  In diesem Zusammenhang gewinnt ein 
professionelles Management von Immobilien zunehmend an Bedeutung. 

• Vor dem Hintergrund der vom Kapitalmarkt geforderten Renditeerwartungen stehen in 
großem Umfang Verkäufe von Immobilienpaketen aus dem Nicht-Kerngeschäftsbereich 
von zahlreichen Industrie- und Dienstleistungsunternehmen an.  Zudem wird von Seiten 
der öffentlichen Hand die Privatisierung ihrer Immobilienportfolios angestrebt.  
Entsprechend dieser Entwicklung beabsichtigen öffentliche Verwaltung und 
Privatwirtschaft verstärkt, erforderliche Flächen nur noch anzumieten, anstatt diese 
Investitionen selbst zu finanzieren und damit unnötig Mittel zu binden.  In diesem 
Zusammenhang wird erwartet, dass die Konzentration im deutschen Immobilienmarkt 
zunimmt. 

• Die Nachfrage nach Gewerbeimmobilien, d.h. Büro- und Einzelhandelsimmobilien, 
konzentriert sich in steigendem Ausmaß auf die Innenstadtlagen in den großen 
Wirtschaftszentren der Alten Bundesländer inklusive Berlin.  Vor diesem Hintergrund 
wird davon ausgegangen, dass die Wettbewerbsintensität in diesen Regionen weiter 
zunimmt. 

Unterstützt wird der Umbruch auf den Immobilienmärkten zudem durch die aktuelle 
Steuerreform, die zu einer deutlichen Entlastung von Kapitalgesellschaften führt.  
Insbesondere der Verzicht auf die Besteuerung von Veräußerungsgewinnen und die 
steuerfreie Vereinnahmung von Dividenden von Tochtergesellschafen bietet 
Kapitalgesellschaften positive Gestaltungsspielräume.  Werden Immobilien nicht direkt, 
sondern über Kapitalgesellschaften gehalten, so kann durch die Veräußerung der 
Haltegesellschaft und nicht der Immobilie selbst die Besteuerung von Veräußerungsgewinnen 
vermieden werden. 

Die Veränderungen im deutschen Immobilienmarkt zusammen mit den Effekten aus der 
aktuellen Steuerreform führt nicht zuletzt dazu, dass Immobilienwerte für den Kapitalmarkt 
erheblich an Attraktivität gewinnen.  In diesem Umfeld entwickelt sich die Immobilien-Aktie 
immer mehr als attraktive Alternative zu offenen und geschlossenen Immobilienfonds sowie 
der Direktanlage insbesondere für Kleinanleger.  Die Attraktivität für Privatanleger und 
institutionelle Investoren ist zudem in der besseren Liquidität der Aktien im Vergleich zu den 
anderen Anlageformen begründet. 
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Die Landschaft der deutschen Immobilien-Aktiengesellschaften ist von einer Vielzahl 
überwiegend kleiner Gesellschaften geprägt, die aufgrund ihrer geringen Größe und 
Investitionskraft nur in sehr geringem Umfang auf das Wettbewerbsumfeld im deutschen 
Immobilienmarkt Einfluss nehmen können.  So vereinigen, gemessen an der 
Marktkapitalisierung, die 10 größten deutschen Immobilien-Aktiengesellschaften bereits rund 
75% der gesamten Marktkapitalisierung des vom Bankhaus Ellwanger & Geiger 
zusammengestellten Deutschen Immobilienaktienindex (DIMAX) mit gegenwärtig 58 
Gesellschaften.  Zahlreiche dieser Gesellschaften, die im geregelten Markt oder Freiverkehr 
notiert sind, besitzen nur einen sehr geringen Free-Float und damit eine sehr geringe 
Liquidität der Aktie.  In diesem Sinne sind diese Immobilien-Aktiengesellschaften keine 
„echten” Publikumsaktiengesellschaften. 

Um jedoch die Chancen aus der zukünftigen Entwicklung des deutschen Immobilienmarktes 
nutzen zu können, ist es erforderlich, eine führende Rolle im Umbruch- und 
Konzentrationsprozess des deutschen Immobilienmarktes einzunehmen.  Dies erfordert eine 
kritische Größe und Finanzkraft, die die Akquisition auch größerer Immobilienportfolios 
ermöglicht. 

Strategie und Optionen der HBAG (Stand-Alone) 

Zielsetzung der HBAG ist es, die Position der Gesellschaft als eine der führenden 
börsennotierten Immobilien-Aktiengesellschaften in Deutschland zu stärken und auszubauen.  
Vor diesem Hintergrund orientiert sich die Strategie der HBAG an den drei Eckpfeilern: 
konsequenter Ausbau der Geschäftsfelder Bestandsimmobilien und Projektentwicklung von 
Gewerbeimmobilien, Abdeckung der gesamten Wertschöpfungskette der 
Immobilienwirtschaft und Fokussierung der Geschäftsaktivitäten auf Deutschland. 

Der konsequente Ausbau der Kerngeschäftsfelder Bestandsimmobilien sowie 
Projektentwicklung von Gewerbeimmobilien ist die logische Umsetzung der übergeordneten 
strategischen Zielsetzung der HBAG, die Position als eine der führenden Immobilien-
Aktiengesellschaften auszubauen.  Vor diesem Hintergrund positioniert sich die HBAG als 
aktiver Teilnehmer im laufenden Konsolidierungs- und Privatisierungsprozess in der 
deutschen Immobilienwirtschaft.  Bestandteil dieser Strategie ist unter anderem die 
Akquisition der Mehrheitsbeteiligung an der AGIV (alt) im Jahr 2001.  Unter der Prämisse 
der Steigerung der Ertragskraft und der nachhaltigen Wertsteigerung der Aktie verfolgt die 
HBAG im Einzelnen folgende Zielsetzungen: 

• Zügiger Ausbau des Immobilienbestandes mit Fokus auf Gewerbeimmobilien, d.h. 
Wohnimmobilien sind kein Kernbereich des Geschäftsbereiches Bestandsimmobilien; 

• Ausbau des Bereichs Projektentwicklung für Gewerbeimmobilien und Erweiterung des 
Geschäftsfeldes um den Bereich Wohnimmobilien; 

• Konsequentes Risikomanagement für Projektentwicklungen durch Auftragsdevelopments 
oder Beteiligungen an Joint Ventures bei größeren Projekten; 

• Effizienter Einsatz der umfangreichen lokalen Marktkompetenz („Partner vor Ort”) beim 
Ausbau der Geschäftsaktivitäten; 
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• Erweiterung der Geschäftsaktivitäten um den Bereich kaufmännisches, technisches und 
infrastrukturelles Immobilienmanagement und damit Abdeckung der gesamten 
Wertschöpfungskette der Immobilienwirtschaft; 

• Selektive Investitionen in Auslandsmärkten, wenn sich attraktive Renditechancen bei 
geringem Risiko bieten; 

• Nutzung aller internen Optimierungs- und Wertsteigerungspotenziale; und 

• Aktive Beteiligung am laufenden Konsolidierungs- und Privatisierungsprozess in der 
deutschen Immobilienwirtschaft. 

In einem Umfeld, das von geringen Marktvolumenszuwächsen gekennzeichnet ist, kommen 
Akquisitionen und Fusionen für die Umsetzung einer wertorientierten Wachstumsstrategie 
eine besondere Bedeutung zu.  Dadurch lassen sich zügig angestrebte Marktpositionen und 
-anteile sichern und ausbauen sowie Größen- und Wettbewerbsvorteile realisieren, die durch 
internes Wachstum alleine nicht erreicht werden können.  Vor diesem Hintergrund ist auch 
die Akquisition der Mehrheitsbeteiligung an der AGIV (alt) im Jahr 2001 sowie die 
angestrebte Verschmelzung beider Gesellschaften zu betrachten. 

Strategie und Optionen der AGIV (alt) (Stand-Alone) 

Mit dem Verkauf der letzten Industrie-Beteiligungen und damit der faktischen 
Neuausrichtung des AGIV (alt)-Konzerns zu einer reinen Immobilienholding hat die 
AGIV (alt) die strategische Neuausrichtung des AGIV (alt)-Konzerns durch den Ausbau der 
Geschäftsfelder zu einer führenden Immobilien-Aktiengesellschaft in Deutschland 
eingeleitet. 

Vor diesem Hintergrund verfolgt die AGIV (alt) zwei übergeordnete strategische 
Zielsetzungen: (1) Fokussierung der Mübau auf klar definierte Geschäftsfelder und (2) Aus- 
und Aufbau immobilienwirtschaftlicher Aktivitäten als selbständige Geschäftsbereiche. 

Fokussierung der Mübau 

Hinsichtlich der Restrukturierung der Mübau werden im Einzelnen folgende Ziele angestrebt: 

• Fokussierung auf den Bereich Bauträgergeschäft/Projektentwicklung von 
Wohnimmobilien; 

• Ausbau der Kompetenz im Bereich Modernisierung und Privatisierung größerer 
Wohnungsbestände; 

• Effiziente Nutzung des hohen Bestandes an Grundstücksreserven; 

• Begrenzung des Risikos bei großen Wohnungsbauprojekten durch eine verstärkte 
Zusammenarbeit mit Partnern im Rahmen von Joint Ventures; und 

• Ausgliederung der Geschäftsaktivitäten in den Bereichen Immobilienmanagement, 
Vermietete Immobilien/Bestandsimmobilien, Projektentwicklung von 
Gewerbeimmobilien und Generalmietverträge/Mietgarantien auf 
Schwestergesellschaften. 
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Aus- und Aufbau immobilienwirtschaftlicher Aktivitäten 

Im Rahmen der stand-alone Betrachtung erfordert der Ausbau der AGIV (alt) zu einer 
führenden Immobiliengesellschaft den Auf- und Ausbau der immobilienwirtschaftlichen 
Aktivitäten.  Neben der Mübau als Kompetenzträger für den Bereich Wohnen umfassen diese 
Geschäftsfelder insbesondere die Bereiche gewerblicher Bestandsimmobilien, gewerbliche 
Projektentwicklung und Immobilienmanagement.  Teile dieser Bereiche werden bereits jetzt 
durch die Mübau wahrgenommen und sollen im laufenden Geschäftsjahr auf 
Schwestergesellschaften ausgegliedert werden. 

Im Einzelnen strebt die AGIV (alt) unter Verwendung der vorhandenen Liquidität 
hinsichtlich des Auf- und Ausbaus der immobilienwirtschaftlichen Aktivitäten Folgendes an: 

• Stärkung der Marktposition im Bereich Bauträgergeschäft/Projektentwicklung von 
Wohnimmobilien; 

• Ausbau der Aktivitäten und Kompetenz in der Projektentwicklung von 
Gewerbeimmobilien; 

• Portfoliobereinigung des bestehenden Immobilienbestandes durch Verkauf an fremde 
Dritte oder Konzerngesellschaften und paralleler Aufbau des Bereiches 
Bestandsimmobilien mit aktivem Management und Fokus auf renditestarke 
Gewerbeimmobilien; 

• Ausbau des Bereiches Immobilienmanagement als konzerninterner Dienstleister sowie als 
Anbieter für außenstehende Dritte; 

• Optimierte Abwicklung des Bereiches Generalmietverträge/Mietgarantien; 

• Aufbau lokaler Marktkompetenzen als Basis für den Ausbau der Geschäftsaktivitäten; 

• Nutzung aller Optimierungs- und Wertsteigerungspotenziale; und 

• Aktive Beteiligung am laufenden Konsolidierungs- und Privatisierungsprozess in der 
deutschen Immobilienwirtschaft. 

Um seine Position zu einem führenden Immobilienunternehmen in Deutschland auszubauen, 
muss der AGIV (alt)-Konzern seine Marktposition insbesondere in den Geschäftsfeldern 
Projektentwicklung und Bestandsaufbau (aus stand-alone Sicht) deutlich verbessern.  In 
diesem Umfeld gewinnen Akquisitionen von oder Zusammenschlüsse mit komplementären 
Immobiliengesellschaften, die die Position des AGIV (alt)-Konzerns in diesen 
Geschäftsfeldern stärken, zunehmend an Bedeutung.  Denn diese Ziele können nur durch 
internes Wachstum allein in angemessener Zeit nicht erreicht werden.  Finanzielle Mittel für 
den Ausbau des Konzerns sind nach dem Verkauf der Industriebeteiligungen vorhanden.  Die 
angestrebten Wachstumsziele sollen jedoch nur unter der Prämisse der Erhöhung der 
Ertragskraft verfolgt werden, um eine nachhaltige Wertsteigerung für die Aktionäre zu 
erzielen. 

Vor diesem Hintergrund hat die AGIV (alt) in einem ersten Schritt zur Umsetzung ihrer 
Strategie den Einstieg der HBAG als neuen Mehrheitsaktionär, der die strategische 
Neuausrichtung der Gesellschaft unterstützt, begrüßt.  Insbesondere sind die für den Auf- und 
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Ausbau weiterer immobilienwirtschaftlicher Aktivitäten erforderlichen Geschäftsbereiche bei 
der HBAG bereits vorhanden. 

Strategie und Unternehmenskonzept des gemeinsamen Unternehmens (AGIV (neu)) 

Die Zielsetzungen der Gesellschaften vorangestellt, stellt die Verschmelzung von HBAG und 
AGIV (alt) die konsequente Umsetzung der bereits im Zusammenhang mit dem Einstieg der 
HBAG als Mehrheitsaktionär der AGIV (alt) von beiden Unternehmen angekündigten 
Zusammenführung der Aktivitäten des HBAG-Konzerns und des AGIV (alt)-Konzerns dar. 

Zielsetzung von HBAG und AGIV (alt) ist es, alle Aktivitäten beider Gesellschaften unter 
dem Dach einer gemeinsamen im MDAX notierten Holding für Immobilienbeteiligungen zu 
bündeln.  Die Vorteile der Verschmelzung für die Aktionäre von HBAG und AGIV (alt) sind 
vor allem begründet in der: 

(1) Komplementarität der Geschäftsfelder von HBAG und AGIV (alt); 

(2) Optimierung der Führungs- und Organisationsstruktur des AGIV (neu)-Konzerns; und 

(3) Verbesserung der Positionierung des AGIV (neu)-Konzerns am Kapital- und 
Immobilienmarkt. 

Durch die Verschmelzung soll damit vor allem die Marktposition, der Bekanntheitsgrad, die 
Ertragskraft und die Schlagkraft der fusionierten Gruppe im deutschen Immobilienmarkt 
gestärkt werden.  Langfristig soll dadurch der Börsenwert der Gesellschaft nachhaltig 
gesteigert werden. 

Aufgrund der Komplementarität beider Gesellschaften sowohl auf Ebene der 
Geschäftsbereiche als auch auf Ebene der regionalen Tätigkeitsschwerpunkte ergänzen sich 
HBAG und AGIV (alt) in hervorragender Weise.  Mit den beiden börsennotierten 
Gesellschaften Deutsche Real Estate und Adler bringt die HBAG ein umfangreiches Portfolio 
an Gewerbeimmobilien sowie eine attraktive Pipeline an Projektentwicklungen von 
Gewerbeimmobilien in die AGIV (neu) ein.  Zudem zeichnen sich beide Gesellschaften 
durch umfassendes Know-how in den Bereichen Bestandsaufbau und Portfolio-/Asset-
Management bzw. Projektmanagement von Gewerbeimmobilien aus.  Demgegenüber bringt 
die AGIV (alt) mit der Mübau einen (zukünftig) auf die Kernkompetenz der 
Projektentwicklung von Wohnimmobilien (Einfamilien- und Reihenhäuser) fokussierten 
Geschäftsbereich ein.  Auch im Servicebereich ergänzen sich beide Gesellschaften 
hervorragend.  Über ein Netz von Regionalvertretungen, die die Interessen der 
Konzerngesellschaften vor Ort wahrnehmen, verfügt die HBAG über eine ausgezeichnete 
lokale Marktkompetenz, während AGIV (alt) über langjährige Erfahrung im Bereich 
Immobilienmanagement im Sinne der kaufmännischen, technischen und infrastrukturellen 
Verwaltung verfügt.  Beide Gesellschaften zusammen decken damit die gesamte 
Wertschöpfungskette der Immobilienwirtschaft ab. 

Zudem liegt der Schwerpunkt der Geschäftstätigkeit beider Unternehmen in Deutschland.  
Während die Mübau vor allem auf die Regionen Rhein-Main, Berlin, Dresden und München 
sowie – seit Anfang 2002 –auch Freiburg fokussiert ist, ist die HBAG mit ihren Aktivitäten 
flächendeckend mit Schwerpunkt in den Ballungszentren Hamburg, München, Rhein-Main 
und Rhein-Ruhr sowie Berlin vertreten.  Aus Sicht der AGIV (alt) wird damit durch die 
Verschmelzung beider Gesellschaften die Präsenz in den Bereichen Bestandsimmobilien und 
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Projektentwicklung auf die westdeutschen Ballungszentren ausgeweitet, während sich die 
HBAG in den Kernregionen der AGIV (alt) weiter verstärkt (dazu näher unten (1)). 

Mit der Verschmelzung erhält die Gruppe zudem eine schlankere und transparentere 
Führungs- und Organisationsstruktur sowie einen einheitlichen Aktionärskreis.  Damit kann 
AGIV (neu) als geschäftsführende Holding das operative Geschäft effizient, unmittelbar, 
konzernübergreifend und befreit von Interessenkonflikten zwischen unterschiedlichen 
Aktionärskreisen führen.  Mit dieser organisatorischen Straffung entsteht insbesondere ein 
Effizienzgewinn hinsichtlich der Koordination der Geschäftsbereiche, des Austausches von 
Know-how und Erfahrung sowie der Wahrnehmung konzernübergreifender 
Leitungsfunktionen.  Damit wird zum einen die zur Sicherung der Marktposition 
erforderliche Flexibilität und Schlagkraft des Konzerns gewährleistet.  Zum anderen erreicht 
die fusionierte Gesellschaft dadurch auch eine Steigerung der Ertragskraft durch Nutzung von 
Kostensenkungspotenzialen und Synergien zwischen HBAG und AGIV (alt) (dazu näher 
unten (2)). 

Darüber hinaus wird durch die Zusammenführung der Aktionärskreise HBAG und 
AGIV (alt) die neue Gesellschaft AGIV (neu) auf eine wesentlich breitere Aktionärsbasis 
gestellt, was den Streubesitz und damit die Liquidität der Aktie der AGIV (neu) verbessert.  
Vor diesem Hintergrund wird gleichzeitig die Wahrscheinlichkeit des Erhalts der MDAX-
Notierung der AGIV (neu) nachhaltig verbessert. 

Durch die Zusammenführung beider Gesellschaften erreicht die fusionierte Gruppe eine 
kritische Größe in Bezug auf den Immobilienbestand und positioniert sich damit als eine der 
führenden deutschen börsennotierten Immobiliengesellschaften mit Fokus auf 
Gewerbeimmobilien in Deutschland.  Die Größe der neuen Gesellschaft sichert nicht nur eine 
führende Marktposition, sondern auch die erforderliche Kapital- und Finanzkraft als 
wesentliche Voraussetzung für eine wertorientierte Wachstumsstrategie (dazu näher unten 
(3)). 

Komplementarität der Geschäftsfelder von HBAG und AGIV (alt) 

Die Komplementarität von HBAG und AGIV (alt) zeigt sich in der wechselseitigen 
Ergänzung und Verstärkung der Geschäftsfelder hinsichtlich der Geschäftsbereiche (a) 
Bestandsimmobilien, (b) Projektentwicklung und (c) 
Dienstleistungen/Beteiligungen/Ausland. 

a. Geschäftsbereich Bestandsimmobilien 

HBAG bringt mit ihrer Tochtergesellschaft Deutsche Real Estate einen Bestand an 
Gewerbeimmobilien in Deutschland mit einer Grundstücksfläche von ca. 925.000 m2 (Eigen- 
und Fremdanteil) und einer Mietfläche von ca. 757.000 m2 (Eigen- und Fremdanteil) ein 
(Stand 31. Dezember 2001).  Zum 31. Dezember 2001 repräsentieren die Objekte ein 
“Volumen under Management” von rund € 1,0 Mrd., mit dem die Deutsche Real Estate und 
ihre konsolidierten Tochtergesellschaften im Geschäftsjahr 2001 Umsatzerlöse von € 32,4 
Mio. (im Wesentlichen aus Mieten) und sonstige betriebliche Erträge von € 14,1 Mio. aus 
Objektverkäufen erzielt hat.  Das Portfolio besitzt eine gesunde Diversifizierung sowohl 
hinsichtlich Nutzungsart (Büro- und Einzelhandelsimmobilien) als auch geographisch 
(Fokussierung auf Ober- und Mittelzentren verteilt über Deutschland, aber mit Schwerpunkt 
auf die Alten Bundesländer). 
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Demgegenüber besitzt die Mübau zum Geschäftsjahresende 2001 Gewerbe- und 
Wohnimmobilien in Deutschland mit einer Grundstücksfläche von ca. 168.000 m2 und einer 
Wohn-/Nutzfläche von ca. 110.000 m2.  Im Geschäftsbereich Vermietete 
Immobilien/Bestandsimmobilien erzielt der AGIV (alt)-Konzern € 8,8 Mio. im Geschäftsjahr 
2001.  Durch Objektverkäufe aus dem Bestand der Mübau werden Erträge von € 3,4 Mio. 
erzielt.  Im Rahmen einer Portfoliobereinigung verbunden mit der Fokussierung der Mübau 
auf ihre Kernkompetenz, der Projektentwicklung von Wohnimmobilien, soll der Bestand der 
Mübau an fremde Dritte bzw. Konzerngesellschaften veräußert werden. 

Auf Basis der Werte vom 31. Dezember 2001 würde die Deutsche Real Estate rund 87,3% 
(gemessen an der Mietfläche) zum Geschäftsbereich Bestandsimmobilien der AGIV (neu) 
beitragen, wodurch die Zielsetzung der AGIV (alt), sich in diesem Bereich signifikant zu 
verstärken, erfolgreich umgesetzt werden wird.  Neben dem Immobilienbestand ist aus Sicht 
der AGIV (alt) vor allem auch das Know-how im Bereich Portfolio-/Asset-Management der 
Deutsche Real Estate von besonderem Interesse, wodurch nicht nur die Qualität des gesamten 
Immobilienbestandes sichergestellt, sondern auch der Wert der Immobilien kontinuierlich 
gesteigert wird. 

b. Geschäftsbereich Projektentwicklung 

Auf der Basis der Werte zum 31. Dezember 2001 umfasst der Geschäftsbereich 
Projektentwicklung bei der HBAG und AGIV (alt) zusammen 26 Projekte.  Davon sind 17 
Projekte Gewerbeprojekte und 9 Projekte Wohnbauprojekte mit einem 
Gesamtprojektvolumen von rund € 1,4 Mrd. (Eigen- und Fremdanteil).  Insgesamt umfassen 
die Projekte eine Grundstücksfläche von ca. 792.500 m2 (Eigen- und Fremdanteil) und eine 
geplante Mietfläche von ca. 641.400 m2 (Eigen- und Fremdanteil).  Auf Basis der Werte vom 
31. Dezember 2001 erwirtschaftet der Geschäftsbereich einen Umsatz von € 50,4 Mio. 

Auf Basis der Werte vom 31. Dezember 2001 würde die Adler rund 58,7% und die Mübau 
rund 41,3% (gemessen am Gesamtprojektvolumen) zum Projektentwicklungsgeschäft der 
Gruppe beitragen.  Im Rahmen der geplanten Neuausrichtung soll sich die Mübau in Zukunft 
auf den Bereich Wohnimmobilien fokussieren, während der Bereich Gewerbeimmobilien in 
Zukunft nur von der Adler abgedeckt werden soll. 

Durch die Integration beider Gesellschaften erreicht der Geschäftsbereich einen der 
führenden Plätze unter den Projektentwicklern in Deutschland.  Zudem ergänzt sich die 
Expertise beider Gesellschaften in hervorragender Weise.  Beide Gesellschaften besitzen 
langjährige und ausgewiesene Erfahrungen in den jeweiligen Marktsegmenten, Wohn- bzw. 
Gewerbeimmobilien.  Um das Know-how und die Synergien zwischen beiden Gesellschaften 
effizient zu nutzen, sind die Hauptniederlassungen von Adler und Mübau bereits an einem 
Standort in Frankfurt zusammengelegt worden. 

Auf dieser Basis kann AGIV (neu) die Marktsegmente (Gewerbe und Wohnen) des 
profitablen Geschäftsbereiches Projektentwicklung abdecken.  Die Qualität des 
Projektportfolios und die Profitabilität der Projekte wird dabei über ein aktives 
Risikomanagement durch vertragliche Regelungen (z.B. Genehmigungen, feste Baupreise, 
gesicherte Finanzierung) oder Vorvermietungen sichergestellt.  Aufbauend auf dieser 
gesicherten Basis kann der Geschäftsbereich Projektentwicklung seine Marktposition in 
beiden Marktsegmenten festigen und bei entsprechendem Risikoprofil auch ausbauen. 
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c. Geschäftsbereich Dienstleistungen/Beteiligungen/Ausland 

Der dritte Geschäftsbereich umfasst die Aktivitäten bzw. Beteiligungen in den Bereichen 
Immobilienmanagement, Konzerndienstleistungen, „Partner vor Ort”, Ausland und 
Generalmietverträge/Mietgarantien. 

Immobilienmanagement:  Der Geschäftsbereich Immobilienmanagement soll im laufenden 
Geschäftsjahr im Zuge der Konzentration der Mübau auf ihre Kernkompetenz der 
Projektentwicklung von Wohnimmobilien auf die DIM Deutsche Immobilien Management 
GmbH, eine Tochter der AGIV (alt), ausgegliedert werden.  Die Mitarbeiter verfügen über 
langjährige Erfahrung im Bereich Immobilienmanagement im Sinne der kaufmännischen, 
technischen und infrastrukturellen Verwaltung von Immobilien.  Diese Leistungen sollen 
sowohl konzernintern als auch zukünftig verstärkt konzernextern angeboten werden. 

Demgegenüber besitzt die HBAG keine Aktivitäten in diesem Bereich und hat die 
Bestandsverwaltung des Portfolios der Deutsche Real Estate bisher an externe Dienstleister 
vergeben.  In Zukunft kann damit die Deutsche Real Estate konzernintern auf die langjährige 
Erfahrung der AGIV (alt) in diesem Bereich zurückgreifen. 

Im Sinne der Abdeckung der kompletten immobilienwirtschaftlichen Wertschöpfungskette 
unter einem Konzerndach stellt damit die DIM Deutsche Immobilien Management GmbH für 
den Bereich Bestandsimmobilien eine hervorragende Ergänzung dar. 

Konzerndienstleistungen:  Nach der Verschmelzung können alle Leitungsfunktionen der 
Holding AGIV (neu) durch Servicegesellschaften gebündelt wahrgenommen werden.  Dazu 
sollen vor allem die Bereiche Recht, Steuern, Personal, Controlling, Rechnungswesen und 
Kommunikation von der HBAG-Tochtergesellschaft TAXXUS Real Estate Service GmbH & 
Co. übernommen werden.  Denn die Kapazitäten für die Leitungsfunktionen sind in der 
Vergangenheit bei der AGIV (alt) im Zuge der Verkäufe der Industriebeteiligungen stark 
reduziert worden. 

Der Bereich IT soll in Zukunft bei der HBAG Net Beteiligungsgesellschaft mbH, die im 
laufenden Geschäftsjahr als konzernweite IT-Kompetenzstelle ausgebaut werden soll, 
angesiedelt werden.  In dieser Funktion soll sie den Konzerngesellschaften auf deren 
Bedürfnisse zugeschnittene Dienstleistungen im IT-Bereich zur Verfügung stellen.  In diesem 
Bereich hat HBAG als Vorreiter Erfahrung und Kompetenz bei der Umsetzung eines SAP-
gestützten Steuerungs- und Kontrollsystems für die Immobilienwirtschaft gewonnen. 

Beteiligungen:  Auch im Geschäftsbereich Beteiligungen ergänzen sich beide Gesellschaften.  
HBAG verfügt über ihre Tochtergesellschaft TAXXUS Real Estate Beteiligungsgesellschaft 
mbH über Beteiligungen an einem Netz von fünf Regionalvertretungen („Partner vor Ort”).  
Diese nehmen auf der Grundlage ihrer lokalen Marktkompetenz die Interessen der 
Konzerngesellschaften für Bestandsimmobilien und Projektentwicklungen vor Ort wahr. 

Die AGIV (alt) erschließt sich damit zusätzliche lokale Marktkompetenz, um den Ausbau des 
Kerngeschäftsbereiches Projektentwicklung von Wohnimmobilien voranzutreiben. 

Ausland:  Mit dem Bereich Ausland entsteht auf Ebene der fusionierten Gesellschaft ein 
Geschäftsfeld, das gegenwärtig nur von der HBAG auf selektiver Basis verfolgt wird.  Über 
länderspezifische Tochtergesellschaften ist die HBAG gemeinsam mit länderspezifischen 
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Partnern vor Ort zur Zeit in Spanien, dem Benelux-Raum und den Vereinigten Staaten als 
Bestandshalter oder Projektentwickler aktiv. 

Mit den ausländischen Aktivitäten wird ein opportunistisch geprägtes Geschäftsmodell 
verfolgt, d.h. Investitionen werden nur sehr vereinzelt allein nach Renditeerwartungen ohne 
speziellen Länderfokus getätigt.  AGIV (neu) ist damit in der Position, selektiv einzelne 
Auslandsinvestments bei sehr attraktiven Renditeerwartungen zu verfolgen. 

Generalmietverträge/Mietgarantien:  Die bestehenden Generalmietverträge/Mietgarantien der 
AGIV (alt) sollen zum Zwecke der optimierten Abwicklung auf einen selbständigen 
Rechtsträger übertragen werden. 

Optimierung der Führungs- und Organisationsstruktur 

Die Optimierung der Führungs- und Organisationsstruktur hat zwei grundlegende Aspekte: 
(1) Straffung der Führungs- und Organisationsstruktur und als Konsequenz (2) die 
Realisierung von Synergiepotenzialen. 

Führungs- und Organisationsstruktur 

Um heute eine führende Position im deutschen Immobilienmarkt zu schaffen und 
auszubauen, muss ein Konzern seine Flexibilität und Schlagkraft sichern.  Dies setzt die 
Integration der Strukturen und die Vereinfachung der Koordination der Aktivitäten im 
Konzern voraus.  Um dieses Ziel für HBAG und AGIV (alt) zu erreichen, müssen direkte 
Führungsstrukturen geschaffen werden, die nicht durch potenzielle Interessenkonflikte 
zwischen den bisherigen Geschäftsbereichen infolge unterschiedlicher Aktionärskreise und 
Aufsichtsgremien belastet sind. 

Mit der Verschmelzung der beiden Holdinggesellschaften HBAG und AGIV (alt) auf 
AGIV (neu) entfällt eine Zwischenholding, wodurch die geschäftsbereichsspezifische 
Organisationsstruktur auch in der gesellschaftsrechtlichen Struktur abgebildet wird.  Dadurch 
erhält der fusionierte Konzern zum einen eine schlankere und transparentere Organisations- 
und Führungsstruktur und zum anderen einen einheitlichen Aktionärskreis.  AGIV (neu) wird 
als geschäftsführende Holding das Geschäft unmittelbar, konzernübergreifend und befreit von 
Interessenkonflikten führen und steuern.  Dies ist eine wesentliche Voraussetzung für die 
stärkere Integration der Geschäftsbereiche sowie deren Koordination und Management, 
insbesondere im Bereich Projektentwicklungen. 

Mit dieser organisatorischen Straffung entsteht zum einen ein Effizienzgewinn im Sinne des 
Managements der Geschäftsbereiche, da alle Geschäftsbereiche unter einheitlicher und 
direkter Leitung der neuen Konzernholding AGIV (neu) stehen.  Zum anderen wird der 
konzernübergreifende Austausch von Know-how und Erfahrung wesentlich vereinfacht.  So 
kann beispielsweise die Mübau als Bauträger/Projektentwickler von Wohnimmobilien auf die 
lokale Marktkompetenz der HBAG über deren “Partner vor Ort” direkt zugreifen.  Zudem 
kann die Deutsche Real Estate auf die Erfahrung der DIM Deutsche Immobilien Management 
GmbH im Bereich Immobilienmanagement zurückgreifen.  Darüber hinaus ergibt sich aber 
auch ein Effizienzgewinn bei der Wahrnehmung der konzernübergreifenden 
Leitungsfunktionen.  AGIV (neu) wird als Konzernobergesellschaft und geschäftsführende 
Holding alle zentralen Leitungsfunktionen über die Gesellschaften TAXXUS Real Estate 
Service GmbH & Co. und HBAG Net Beteiligungsgesellschaft mbH wahrnehmen. 
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Synergiepotenziale 

Durch die Integration der Geschäftsaktivitäten beider Gesellschaften erwarten AGIV (alt) und 
HBAG Synergie- und Kosteneinsparungseffekte.  Das Ziel der Integration ist es, die 
jeweiligen Stärken der einzelnen Einheiten zu kombinieren und die neuen Strukturen durch 
die Konzentration der Geschäftsbereiche in fokussierten Gesellschaften zu optimieren. 

Vor diesem Hintergrund ist vor allem die bereits angekündigte Neuausrichtung der Mübau 
mit einer Fokussierung auf die Kernkompetenz Bauträgergeschäft/Projektentwicklung von 
Wohnimmobilien zu sehen.  In diesem Zusammenhang sollen die gegenwärtigen 
Geschäftsaktivitäten der Mübau in den Bereichen Immobilienmanagement, 
Bestandsimmobilien, Projektentwicklung von Gewerbeimmobilien und 
Generalmietverträge/Mietgarantien auf selbständige Rechtsträger ausgegliedert bzw. in 
Bezug auf die Projektentwicklung von Gewerbeimmobilien und Bestandsimmobilien an 
fremde Dritte bzw. Konzerngesellschaften veräußert werden. 

Gleichzeitig soll die neue Gesellschaft DIM Deutsche Immobilien Management GmbH die 
kaufmännische, technische und infrastrukturelle Verwaltung der Bestandsimmobilien für die 
gesamte fusionierte Gruppe, d.h. also auch für die Deutsche Real Estate, übernehmen.  Um 
das Know-how und die Synergien zwischen den beiden Projektentwicklern Adler und Mübau 
effizient zu nutzen, sind die Hauptniederlassungen beider Gesellschaften bereits an einem 
Standort in Frankfurt zusammengelegt worden. 

Schließlich werden durch die Verschmelzung die beiden börsennotierten 
Holdinggesellschaften HBAG und AGIV (alt) in einer neuen Gesellschaft AGIV (neu) 
zusammengeführt.  Dadurch entfallen die Kosten für die Führung und Verwaltung einer 
zweiten börsennotierten Gesellschaft, was zu Kosteneinsparungen (Beratungskosten, 
Durchführung von Hauptversammlungen, Pflichtpublikationen etc.) führt.  Nach der 
Verschmelzung können zudem alle zentralen Holdingfunktionen innerhalb der Gruppe in 
spezialisierten Servicegesellschaften gebündelt werden. 

Durch die Zusammenführung der Aktivitäten kann ein gemeinsames 
Kostensenkungspotenzial von jährlich € 2 Mio. realisiert werden.  Zusätzlich können 
einmalig Investitionen von rund € 2 Mio. eingespart werden.  Diese Synergien betreffen 
insbesondere den Wegfall von Investitionen in IT-Systeme und Verwaltungsfunktionen auf 
Ebene der AGIV (alt).  Die Kosteneinsparungen bestehen zum größten Teil aus 
Sachkostenreduktionen für Personal und bezogene Leistungen und resultieren überwiegend 
aus den Geschäftsbereichen Projektentwicklung und Dienstleistungen. 

Verbesserte Positionierung am Kapital- und Immobilienmarkt 

Im Sinne der verbesserten Positionierung am Kapitalmarkt bietet die Verschmelzung den 
Vorteil (a) einer erhöhten Liquidität der Aktie und (b) der Schaffung einer Plattform für 
weiteres Wachstum. 

Liquidität der Aktie 

Die Verschmelzung führt für beide Aktionärskreise zu dem Vorteil, dass alle HBAG-
Aktionäre und alle AGIV (alt)-Aktionäre – außer HBAG, deren Beteiligung an AGIV (alt) im 
Rahmen der Verschmelzung untergeht – infolge der Verschmelzung zu einem einheitlichen 
Aktionärskreis AGIV (neu) zusammengeführt werden.  Aus Sicht beider Aktionärskreise 
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führt dies zu einer Erhöhung der Liquidität der Aktie der AGIV (neu), da die fusionierte 
Gesellschaft eine wesentlich breitere Aktionärsbasis und damit auch einen höheren 
Streubesitz aufweist.  Dadurch wird gleichzeitig die Wahrscheinlichkeit des Erhalts der 
MDAX-Notierung der AGIV (neu) nachhaltig verbessert, und zwar aus den folgenden 
Gründen. 

Zum Juni 2002 wird die Deutsche Börse die Kriterien für die Aufnahme einer Gesellschaft in 
einen Auswahlindex (z.B. den MDAX) auf die sogenannte „Free-Float Gewichtung” 
umstellen.  Das heißt, dass die Marktkapitalisierung der Gesellschaft (die neben dem 
Börsenumsatz eines der Hauptkriterien für die Aufnahme und den Verbleib im Index ist) 
nicht mehr anhand aller börsennotierten Aktien, sondern nur noch anhand der im Streubesitz 
befindlichen Aktien errechnet wird.  Zum Streubesitz zählt der Aktienbesitz eines Aktionärs 
grundsätzlich dann, wenn dieser Aktienbesitz kleiner als 5,0% des Grundkapitals der 
Gesellschaft ist.  Aus den von der Deutschen Börse monatlich veröffentlichten „Ranglisten” 
ergibt sich, dass die AGIV (alt) derzeit den erforderlichen Listenplatz für das Kriterium 
„Marktkapitalisierung” nicht erreichen würde.  Dies soll sich nach der Verschmelzung 
ändern, da der Streubesitz der AGIV (neu) deutlich höher sein wird.2 

Plattform für Wachstum 

Nach der Verschmelzung besitzt AGIV (neu) eine neue Basis für die weitere Expansion in 
Deutschland.  Zum 31. Dezember 2001 erreichen HBAG und AGIV (alt) einen gemeinsamen 
Immobilienbestand mit einem Investitionsvolumen von über € 2,6 Mrd. (Eigen- und 
Fremdanteile) (davon rund € 1,4 Mrd. Projektvolumen).  Neben der Stärkung der 
Marktposition erreicht die Gruppe damit die erforderliche kritische Größe im deutschen 
Immobiliensektor, die als Ausgangsbasis für weiteres Wachstum im sich konsolidierenden 
Immobiliensektor dient. 

Zielsetzung ist es nach der Verschmelzung der Gesellschaften, die neue Gesellschaft 
AGIV (neu) durch Ausnutzung der zahlreichen existierenden Wachstumspotenziale zu 
stärken.  Erhebliches Potenzial liegt vor allem im Erwerb von Immobilienpaketen von- 
Industrie- und Dienstleistungsunternehmen, die sich auf ihre Kerngeschäftsbereiche 
fokussieren.  Des Weiteren bietet die Privatisierung von Immobilienportfolios durch die 
öffentliche Hand attraktive Wachstumschancen. 

Mit den bei der AGIV (alt) vorhanden liquiden Mitteln ist bereits eine gute Ausgangsbasis für 
die Umsetzung der Wachstumsstrategie gegeben.  Aus diesen liquiden Mitteln soll zunächst 
der Großteil des von der HBAG zur Finanzierung der AGIV (alt)-Übernahme 
aufgenommenen Kredites zurückgeführt werden.  Mit der verbesserten Kapitalstruktur der 
neuen Gruppe wird damit die erforderliche Kapital- und Finanzkraft im Hinblick auf 
Eigenkapital- und Fremdkapitalbeschaffung als wesentliche Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Wachstumsstrategie geschaffen.  Wachstum ist dabei nicht nur Selbstzweck.  
Oberstes Ziel ist vielmehr die Erhöhung der Ertragskraft der Gruppe, um eine nachhaltige 
Steigerung des Börsenkurses zu erreichen. 

Die Komplementarität der Tochtergesellschaften der HBAG mit den Aktivitäten des 
AGIV (alt)-Konzerns bildet die Basis für eine erfolgreiche Positionierung der Gruppe im sich 

                                                 
2  Anmerkung: Siehe dazu oben Kapitel I.11 – Börsenzulassung und Notierung; MDAX. 
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verändernden Immobilienmarkt in Deutschland und die Steigerung des Unternehmenswertes.  
Die Zusammenführung der Aktivitäten von AGIV (alt) und HBAG ist ein wichtiger Schritt 
für beide Gesellschaften zur Stärkung der Marktposition in den Kerngeschäftsbereichen 
Bestandsimmobilien und Projektentwicklung sowie zum Aufbau einer Plattform für die 
weitere Expansion in Deutschland. 

c. Struktur, Organisation und Führung des neuen Unternehmens 

Rechtliche Konzernstruktur 

Die rechtliche Struktur des AGIV (neu)-Konzerns gestaltet sich nach der Verschmelzung wie 
folgt: 
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haftReal Estate Aktie
Deutsc

56,6 %

______________

Die AGIV (neu) wird nach der Verschmelzung die Firma der AGIV (alt), „AGIV Real Estate 
Aktiengesellschaft“, gemäß § 18(1) UmwG ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis 
andeutenden Zusatzes fortführen und als reine Beteiligungsholding Aufgaben der 
Konzernführung wahrnehmen.  Der neue Konzern wird eine schlankere und transparentere 
Struktur haben, weil aufgrund der Verschmelzung von AGIV (alt) und HBAG eine 
Beteiligungsebene entfällt.   

Die operative Tätigkeit wird ausschließlich auf Ebene der Beteiligungsgesellschaften 
angesiedelt sein.  Jede Beteiligungsgesellschaft wird einem der Geschäftsbereiche 
Bestandsimmobilien, Projektentwicklung und Dienstleistungen/Beteiligungen/Ausland 
zugeordnet werden. 
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Führungs- und Organisationsstruktur des neuen Unternehmens 

Die strategische Führung des AGIV (neu)-Konzerns obliegt nach der Verschmelzung dem 
Vorstand der Konzernobergesellschaft (AGIV (neu)), der aus vier Mitgliedern besteht.  Der 
Konzernvorstand ist verantwortlich für die strategische Ausrichtung und die werthaltige 
Entwicklung der Gruppe.  Die Servicegesellschaften unterstützen die Holding bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben.  Zu den Aufgaben der Holding gehören: 

• Festlegung und Entwicklung der Konzernstrategie. 

• Beteiligungsmanagement. 

• Kommunikation mit dem Kapitalmarkt und der Öffentlichkeit. 

• Identifikation und Initiierung von neuen Geschäftsmöglichkeiten. 

• Unternehmens-/Portfolioakquisitionen. 

• Koordination von Leitungsfunktionen im Konzern. 

• Sicherstellung der Konzernfinanzierung. 

• Identifikation von Synergiepotenzialen und deren Umsetzung im Konzern. 

• Know-how Transfer innerhalb des Konzerns. 

Die Vorstände bzw. Geschäftsführer der Beteiligungsgesellschaften sind für die Leitung der 
operativen Aktivitäten ihrer Gesellschaft zuständig und tragen die Ergebnisverantwortung.  
Sie werden dabei von der Konzernleitung und den Servicegesellschaften unterstützt.   

Es ist vorgesehen, für die Führungskräfte des Konzerns (sowohl auf Holdingebene als auch 
auf Ebene der Beteiligungsgesellschaften) ein Aktienoptionsprogramm einzuführen, das 
einen Vergütungsanteil in Abhängigkeit setzt von der nachhaltigen Wertentwicklung der 
AGIV (neu)-Aktie. 

d. Kosten der Verschmelzung 

Aufgrund verschiedener Maßnahmen, die noch vor Wirksamwerden der Verschmelzung im 
AGIV (alt)-Konzern durchgeführt werden (Umstieg von der Personengesellschaft auf die 
Kapitalgesellschaft durch Formwechsel und Anwachsung in Bezug auf Gesellschaften des 
AGIV (alt)-Konzerns sowie Absenkung der grunderwerbsteuerlich relevanten unmittelbaren 
Beteiligungquote der AGIV (alt) an der Mübau auf weniger als 95%), wird die 
Verschmelzung von HBAG und AGIV (alt) auf AGIV (neu) voraussichtlich nur zu einer 
Grunderwerbsteuerbelastung von T€ 20 führen.  Für die Bewertungsgutachter, 
Verschmelzungsprüfer sowie Rechts- und sonstige Beratung fallen im Zusammenhang mit 
der Verschmelzung Kosten an, ferner für den Umtauschtreuhänder, die Durchführung des 
Aktienumtauschs und die Zulassung der Aktien der AGIV (neu) an der Frankfurter 
Wertpapierbörse und der Hanseatische Wertpapierbörse Hamburg.  Insgesamt ist mit einem 
Aufwand von rund € 3,2 Mio. zu rechnen. 
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2. Bilanzielle, finanzwirtschaftliche und steuerliche Auswirkungen der 
Verschmelzung 

Im Folgenden werden die Kapitel IV.1. – 3. aus dem gemeinsamen Verschmelzungsbericht 
der Vorstände der HBAG, der AGIV (alt) und der AGIV (neu) vom 28. Mai 2002 
wiedergegeben.  Die Gliederung der Überschriften wurde der Gliederung dieses Prospekts 
angepasst. 

a. Bilanzielle Folgen  

Vorbemerkung 

Die Verschmelzung von HBAG und AGIV (alt) auf AGIV (neu) wird mit wirtschaftlicher 
Wirkung zum Verschmelzungsstichtag (1. Januar 2002) erfolgen. 

Durch die Verschmelzung wird zum Verschmelzungsstichtag jeweils das Vermögen von 
HBAG und AGIV (alt) gemäß § 20(1) Nr. 1 UmwG im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf 
AGIV (neu) übertragen. 

Das Vermögen der HBAG wird dabei zwecks Kompensation des aus der Verschmelzung 
resultierenden Verschmelzungsverlustes im Eigenkapital der AGIV (neu) zu über den 
Buchwerten der Schlussbilanz der HBAG zum 31. Dezember 2001 liegenden 
Zwischenwerten angesetzt.  Das Vermögen der AGIV (alt) wird zu den Buchwerten der 
Schlussbilanz der AGIV (alt) zum 31. Dezember 2001 übernommen. 

Die Aktionäre der HBAG und der AGIV (alt) erhalten als Gegenleistung Aktien der 
AGIV (neu) aus der zur Durchführung der Verschmelzung bei der AGIV (neu) 
vorgenommenen Kapitalerhöhung sowie aus dem Bestand der derzeitigen Alleinaktionärin 
der AGIV (neu), die diese unentgeltlich zur Verfügung stellt. 

Pro-forma Bilanz der AGIV (neu) 

Auf der Grundlage der geprüften und testierten Bilanzen der HBAG und der AGIV (alt) zum 
31. Dezember 2001 werden nachfolgend die bilanziellen Auswirkungen der Verschmelzung 
in Form einer verkürzten Pro-forma Bilanz der AGIV (neu) zum 1. Januar 2002 dargestellt. 

Bei der AGIV (neu) handelt es sich vor der Verschmelzung um eine Gesellschaft ohne 
Geschäftstätigkeit und ohne Verbindlichkeiten.  Die Vermögensgegenstände der AGIV (neu) 
(€ 50.000,00 Guthaben bei Kreditinstituten entsprechend dem Betrag des Grundkapitals) 
haben damit keinen wesentlichen Einfluss auf die Pro-forma Bilanz zum 1. Januar 2002. 
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in T€ HBAG  AGIV (alt) AGIV (neu)  
31.12.2001 31.12.2001 01.01.2002 

Immaterielle Vermögensgegenstände 5 8 13
Sachanlagen 1 159 160
Finanzanlagen 355.391 127.689 289.402
Anlagevermögen 355.397 127.856 289.575
Forderungen gegen verbundene  
Unternehmen 38.913 44.467 74.182
Übrige Forderungen und sonstige  
Vermögensgegenstände 23.893 11.704 35.597
Wertpapiere des Umlaufvermögens 1.965 8.043 8.043
Flüssige Mittel 4.107 320.416 324.523
Umlaufvermögen 68.878 384.630 442.345
Rechnungsabgrenzung 5 0 5

 
Summe Aktiva 424.280 512.486 731.925

 
Gezeichnetes Kapital 14.400* 96.600** 36.191
Kapitalrücklage 76.233 238.512 262.235
Gewinnrücklagen 2.006 20.849 0
Gewinnvortrag 723 0 0
Verschmelzungsverlust 0 0 -44.746
Eigenkapital 93.362 355.961 253.680
Rückstellungen 2.736 53.215 55.951
Verbindlichkeiten gegenüber  
Kreditinstituten 309.296 15.596 324.892
Verbindlichkeiten gegenüber  
verbundenen Unternehmen 16.031 84.446 91.279
Übrige Verbindlichkeiten 2.855 3.268 6.123
Verbindlichkeiten 328.182 103.310 422.294

 
Summe Passiva 424.280 512.486 731.925
   
* Seit Januar 2002: 14.880. 
** Nach einer noch vor der für den 16. Juli 2002 vorgesehenen Hauptversammlung der AGIV (alt) einzutragenden 

Kapitalerhöhung: 98.072.840.3 
 

Hierbei wurden folgende Anpassungen vorgenommen: 

Das gezeichnete Kapital der HBAG und der AGIV (alt) geht mit Wirksamwerden der 
Verschmelzung bilanziell unter.  Das gezeichnete Kapital der AGIV (neu) umfasst das 
Grundkapital der AGIV (neu) vor Durchführung der Kapitalerhöhung im Rahmen der 
Verschmelzung in Höhe von T€ 50 und den Betrag der im Rahmen der Verschmelzung 
vorgenommenen Kapitalerhöhung in Höhe von T€ 36.141, der bereits in die Pro-forma 
Bilanz der AGIV (neu) einbezogen wurde. 

                                                 
3  Anmerkung:  Die Kapitalerhöhung wurde im Juni 2002 im Handelsregister der AGIV (alt) eingetragen.   
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Durch die Verrechnung des Buchwerts der HBAG für die Beteiligung an der AGIV (alt) mit 
dem hierauf entfallenden Reinvermögen der AGIV (alt) entsteht ein Verschmelzungsverlust 
in Höhe von T€ 44.746. 

Die Kapital- und Gewinnrücklagen sowie die übrigen Eigenkapitalposten der HBAG und der 
AGIV (alt) gehen mit Wirksamwerden der Verschmelzung bilanziell ebenfalls unter.  Die 
Anschaffungskosten der AGIV (neu) für das von der HBAG übernommene Vermögen 
werden laut § 1(4) des Verschmelzungsvertrages mit einem Wert angesetzt, der den 
Buchwert des übernommenen Reinvermögens zum 31. Dezember 2001 um einen dem 
Verschmelzungsverlust entsprechenden Betrag übersteigt.  Hierbei werden stille Reserven im 
Vermögen der HBAG aufgedeckt, welche dem Finanzanlagevermögen zuzuordnen sind.  Bei 
der AGIV (neu) wird daher das von der HBAG übernommene Finanzanlagevermögen zu 
entsprechend höheren Werten angesetzt.  Die Differenz zwischen den so ermittelten 
Anschaffungskosten und dem Nominalbetrag der auf die ehemaligen HBAG-Aktionäre 
entfallenden Kapitalerhöhung der AGIV (neu) wird in die Kapitalrücklage gemäß § 272(2) 
Nr. 1 HGB eingestellt.  In der Jahresbilanz der AGIV (neu) zum 31. Dezember 2002 besteht 
die Möglichkeit, einen eventuellen Jahresfehlbetrag, in den auch der Verschmelzungsverlust 
eingehen würde, durch entsprechende Auflösung von Kapitalrücklagen auszugleichen. 

Die Beteiligung der HBAG an der AGIV (alt) geht im Zusammenhang mit der 
Verschmelzung unter.  Für diese Beteiligung sind – ebenso wie für die von der HBAG 
gehaltenen eigenen Aktien – keine Aktien der AGIV (neu) auszugeben.  Die Differenz 
zwischen dem Nominalbetrag der auf die übrigen Aktionäre der AGIV (alt) entfallenden 
Kapitalerhöhung und dem Buchwert des anteiligen Reinvermögens der AGIV (alt) wird 
ebenfalls in die Kapitalrücklage nach § 272(2) Nr. 1 HGB der AGIV (neu) eingestellt. 

Forderungen und Verbindlichkeiten zwischen den beteiligten Gesellschaften werden 
eliminiert. 

Pro-forma Bilanz des AGIV (neu)-Konzerns 

Die bilanziellen Auswirkungen im Bereich des AGIV (neu)-Konzerns zeigt die folgende Pro-
forma Konzernbilanz zum 1. Januar 2002.  Die Darstellung basiert auf der Konzernbilanz der 
HBAG zum 31. Dezember 2001, in die der Teilkonzern der AGIV (alt) erstmalig einbezogen 
wurde. 

 
71  

 



 

in T€ HBAG-Konzern AGIV (neu)-Konzern
31.12.2001 01.01.2002 

Immaterielle Vermögensgegenstände 27.954 27.954
Sachanlagen 625.826 625.826
Finanzanlagen 38.820 38.820
Anlagevermögen 692.600 692.600
Vorräte 217.862 217.862
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 26.744 26.744
Forderungen gegen verbundene Unternehmen 14.661 14.661
Forderungen gegen assoziierte Unternehmen 15.017 15.017
Übrige Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände 118.039 118.039
Wertpapiere des Umlaufvermögens 11.311 9.346
Flüssige Mittel 400.409 400.409
Umlaufvermögen 804.043 802.078
Rechnungsabgrenzung 5.727 5.727
Latente Steuern 710 710

Summe Aktiva 1.503.080 1.501.115

Gezeichnetes Kapital 14.400* 36.191
Kapitalrücklage 76.233 215.022
Gewinnrücklagen 2.335 329
Konzernverlust -23.706 -24.429
Unterschiedsbetrag aus der 
Kapitalkonsolidierung 

566 566

Anteile anderer Gesellschafter 209.071 49.255
Eigenkapital 278.899 276.934
Rückstellungen 145.916 145.916
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 969.206 969.206
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 

63.231 63.231

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen 
Unternehmen 2.884 2.884
Verbindlichkeiten gegenüber assoziierten 
Unternehmen 

9.799 9.799

Übrige Verbindlichkeiten 33.098 33.098
Verbindlichkeiten 1.078.218 1.078.218
Rechnungsabgrenzungsposten 47 47

Summe Passiva 1.503.080 1.501.115
   
* Seit Januar 2002: 14.880. 
 

Die Pro-forma-Konzernbilanz der AGIV (neu) zeigt die voraussichtliche Bilanzstruktur des 
AGIV (neu)-Konzerns.  Gegenüber der bisherigen Bilanzstruktur des HBAG Konzerns 
(einschließlich des Teilkonzerns AGIV (alt)) ergeben sich neben der Änderung des 
Eigenkapitals nur geringfügige Änderungen. 
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Im Konzerneigenkapital ist das gezeichnete Kapital der AGIV (neu) ausgewiesen.  Die 
Anteile anderer Gesellschafter am Eigenkapital reduzieren sich um den Anteil der bisherigen 
Fremdgesellschafter an der AGIV (alt), die nach der Verschmelzung Eigenkapitalgeber des 
Konzerns sind. 

Der in der Pro-forma-Bilanz der AGIV (neu) zum 1. Januar 2002 ausgewiesene 
Verschmelzungsverlust sowie die Buchwertaufstockung des von der HBAG übernommenen 
Finanzanlagevermögens sind für die Pro-forma-Konzernbilanz der AGIV (neu) zum 1. Januar 
2002 rückgängig zu machen, da es sich um konzerninterne Vorgänge handelt, die die 
Konzernbilanz nicht beeinflussen. 

b. Finanzwirtschaftliche Aspekte 

Die Bilanzsumme der AGIV (neu) beträgt zum Verschmelzungsstichtag T€ 731.925.  Den 
wesentlichen Anteil an den Aktiva bilden die Finanzanlagen mit T€ 289.402.  Die 
Eigenkapitalquote der AGIV (neu) beträgt 34,7%. 

Die Bilanzsumme des AGIV (neu)-Konzerns beträgt T€ 1.501.115.  Mit einem Eigenkapital 
von T€ 276.934 ergibt sich für den AGIV (neu)-Konzern eine Eigenkapitalquote von 18,4% 
gegenüber 55,5% im AGIV (alt)-Konzern und 18,6% im HBAG-Konzern.  Das 
Anlagevermögen des AGIV (neu)-Konzerns in Höhe von T€ 692.600 wird zu 40,0% durch 
Eigenkapital gedeckt.  Im AGIV (alt)-Konzern betrug diese Quote 351,8% und im HBAG-
Konzern 40,3%. 

c. Steuerliche Auswirkungen 

Folgen für die an der Verschmelzung beteiligten Unternehmen 

Ertragsteuern 

• HBAG und AGIV (alt) als übertragende Rechtsträger.  Die Verschmelzung der 
HBAG und der AGIV (alt) auf die AGIV (neu) kann nach den Regelungen des 
Umwandlungssteuergesetzes (UmwStG) ohne ertragsteuerliche Belastungen vollzogen 
werden. 

Das steuerliche Einkommen und das Vermögen der HBAG, der AGIV (alt) und der 
AGIV (neu) sind aufgrund des Verschmelzungsstichstags 1. Januar 2002 gemäß 
§ 2(1) UmwStG i.V.m. § 17(2) UmwG so zu ermitteln, als ob das Vermögen der 
übertragenden Rechtsträger mit Ablauf des Stichtages der Schlussbilanzen 
(31. Dezember 2001) auf die AGIV (neu) übergegangen wäre („steuerlicher 
Übertragungsstichtag“). 

In den steuerlichen Schlussbilanzen der HBAG und der AGIV (alt) zum steuerlichen 
Übertragungsstichtag werden nach § 11(1) UmwStG die steuerlichen Buchwerte des zu 
übertragenden Vermögens angesetzt werden.  Daher entsteht im Rahmen der 
Buchwertfortführung kein steuerpflichtiger Gewinn aufgrund der Verschmelzung. 

• AGIV (neu) als übernehmender Rechtsträger.  Gemäß §§ 12(1) S. 1 i.V.m. 4(1) 
UmwStG übernimmt die AGIV (neu) die steuerbilanziellen Buchwerte der von der HBAG 
und der AGIV (alt) übertragenen Aktiva und Passiva und führt diese fort.  Das sich ergebende 
Verschmelzungsergebnis bleibt gemäß § 12(2) S. 1 UmwStG bei der steuerlichen 
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Gewinnermittlung von AGIV (neu) außer Ansatz.  Die Ansetzung des 
Finanzanlagevermögens der HBAG zu über den Buchwerten der Schlussbilanz der HBAG 
vom 31. Dezember 2001 liegenden Zwischenwerten in der Handelsbilanz der AGIV (neu), 
wie in § 1(4) des Verschmelzungsvertrages vorgesehen, wird steuerbilanziell nicht 
nachvollzogen. 

Die AGIV (neu) tritt gemäß § 12(3) S. 1 UmwStG in die steuerliche Rechtsstellung der 
übertragenden Rechtsträger ein.  Dies betrifft insbesondere die Absetzungen für Abnutzung, 
die erhöhten Absetzungen, die Sonderabschreibungen, die Inanspruchnahme von 
Bewertungswahlrechten oder Bewertungsabschlägen und die den steuerlichen Gewinn 
mindernden Rücklagen.  Die Verschmelzung ist damit auch insoweit ertragsteuerlich neutral. 

Die AGIV (neu) tritt auch in die steuerliche Rechtsstellung der AGIV (alt) im Verhältnis zu 
ihren steuerlichen Organgesellschaften ein.  Die bestehenden körperschaftsteuerlichen und 
gewerbesteuerlichen Organschaften mit den Gewinnabführungsverträgen werden daher ohne 
Unterbrechung fortgeführt. 

Die Bestände der steuerlichen Einlagekonten (§ 27 Körperschaftsteuergesetz (KStG)) von 
HBAG und AGIV (alt) sind AGIV (neu) zuzurechnen.  Hinsichtlich des steuerlichen 
Einlagekontos von AGIV (alt) gilt dies jedoch nicht im Verhältnis des Anteils, in dem HBAG 
an AGIV (alt) beteiligt ist. 

Gemäß §§ 12(3) S. 2, 19(2) UmwStG tritt die AGIV (neu) hinsichtlich des 
körperschaftsteuerlichen und des gewerbesteuerlichen Verlustvortrags unter der 
Voraussetzung in die Rechtsstellung der AGIV (alt) und der HBAG ein, dass der Betrieb oder 
Betriebsteil, der den Verlust verursacht hat, über den Verschmelzungsstichtag hinaus in 
einem nach dem Gesamtbild der Verhältnisse vergleichbaren Umfang in den folgenden fünf 
Jahren fortgeführt wird.  Bei der AGIV (alt) bestehen zum steuerlichen Übertragungsstichtag 
ein körperschaftsteuerlicher Verlustvortrag in Höhe von ca. € 75 Mio. und ein 
gewerbesteuerlicher Verlustvortrag in Höhe von ca. € 275 Mio.  Bei der HBAG bestehen zum 
steuerlichen Übertragungsstichtag ein körperschaftsteuerlicher Verlustvortrag in Höhe von 
ca. € 10 Mio und ein gewerbesteuerlicher Verlustvortrag in Höhe von ca. € 8 Mio.  Die bei 
unmittelbaren Beteiligungen der HBAG und der AGIV (alt) bestehenden 
körperschaftsteuerlichen und gewerbesteuerlichen Verlustvorträge sind unter den 
Voraussetzungen des § 8(4) KStG und des § 10a S. 4 Gewerbesteuergesetz (GewStG) auch 
nach der Verschmelzung nutzbar. 

Verkehrssteuern 

• Umsatzsteuer.  Die Vermögensübertragungen aufgrund der Verschmelzung sind nicht 
umsatzsteuerbar, da sie umsatzsteuerlich Geschäftsveräußerungen im Ganzen darstellen 
(§ 1(1a) Umsatzsteuergesetz (UStG)). 

• Grunderwerbsteuer.  Bei einer Verschmelzung unterliegen die unmittelbar von den 
übertragenden Gesellschaften (hier: AGIV (alt) und HBAG) gehaltenen inländischen 
Grundstücke und die mittelbar gehaltenen inländischen Grundstücke, die in 
Tochtergesellschaften und weiteren nachgeschalteten Gesellschaften mit einer 
ununterbrochenen stufenweisen Beteiligungsquote von mindestens 95% gehalten werden, der 
Grunderwerbsteuer.  Weder HBAG noch AGIV (alt) halten unmittelbar inländische 
Grundstücke, die aufgrund der Verschmelzung eine Grunderwerbsteuerpflicht auslösen 
würden.  HBAG und AGIV (alt) halten nur mittelbar inländische Grundstücke, HBAG dabei 
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jeweils nur mit einer Beteiligungsquote von unter 95%, so dass hier die Verschmelzung keine 
Grunderwerbsteuer auslöst.  Zur weitgehenden Vermeidung der Grunderwerbsteuer auf die 
mittelbar von AGIV (alt) gehaltenen inländischen Grundstücke bis auf einen Restbetrag von 
ca. T€ 20 werden vor Vollzug der Verschmelzung (Eintragung im Handelsregister der 
AGIV (neu)) bei AGIV (alt) Umstrukturierungen vorgenommen.  Diese Umstrukturierungen 
stellen sich dar als Umstieg von der Personengesellschaft auf die Kapitalgesellschaft durch 
Formwechsel und Anwachsung in Bezug auf Gesellschaften des AGIV (alt)-Konzerns.  
Außerdem wird durch Absenkung der grunderwerbsteuerlich relevanten unmittelbaren 
Beteiligungquote der AGIV (alt) an der Mübau auf weniger als 95% die 
grunderwerbsteuerliche Zurechnung unterbrochen. 

Als Bemessungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer werden die in einem besonderen 
Verfahren nach dem Bewertungsgesetz zu ermittelnden Grundbesitzwerte zugrunde gelegt.  
Der Steuersatz beträgt 3,5%.  Nach den geschätzten Bemessungsgrundlagen ergibt sich 
voraussichtlich eine Grunderwerbsteuerbelastung von insgesamt T€ 20.  

Folgen für die Aktionäre der HBAG und der AGIV (alt) 

Nachfolgend werden die steuerlichen Folgen der Verschmelzung für die Aktionäre nach 
deutschem Recht erläutert.  Den Aktionären wird grundsätzlich empfohlen, bei Unsicherheit 
über die bei ihnen eintretenden steuerlichen Auswirkungen der Verschmelzung eine ihre 
persönlichen Verhältnisse berücksichtigende steuerliche Beratung einzuholen.  Dies gilt 
insbesondere für in der Bundesrepublik Deutschland beschränkt steuerpflichtige Aktionäre, 
da die steuerlichen Auswirkungen von dem nationalen Steuerrecht des Ansässigkeitsstaates 
des jeweiligen Aktionärs und von den Regelungen eines ggf. bestehenden Abkommens zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung abhängen. 

Für die Aktionäre der HBAG und der AGIV (alt) ist die Verschmelzung nach deutschem 
Recht ertragsteuerneutral.  Eine Gewinnrealisierung tritt aufgrund des Tausches ihrer Aktien 
an den übertragenden Rechtsträgern gegen neue Aktien der AGIV (neu) nicht ein. 

Soweit Aktien an HBAG oder AGIV (alt) mit einem sogenannten Sperrbetrag im Sinne des 
§ 50c EstG behaftet sind, geht dieser auf die erhaltenen Aktien an AGIV (neu) über 
(§ 13(4) UmwStG). 

Aktien im Betriebsvermögen 

Soweit die Aktien in einem inländischen steuerlichen Betriebsvermögen gehalten werden, 
werden die bisherigen Buchwerte für die neu erhaltenen Aktien fortgeführt 
(§ 13(1) UmwStG).  Die bisher gehaltenen Aktien gelten als zum Buchwert veräußert und die 
an ihre Stelle tretenden Anteile als zu diesem Wert angeschafft.  Die Verschmelzung ist für 
die Aktionäre auch gewerbesteuerlich neutral. 

Aktien im Privatvermögen  

Wenn die Aktien im steuerlichen Privatvermögen gehalten werden und innerhalb eines Jahres 
(sog. Spekulationsfrist gemäß § 23(1) Nr. 2 Einkommensteuergesetz (EStG)) vor der 
Verschmelzung erworben wurden, gelten die Aktien als zu ihren Anschaffungskosten 
veräußert und die an ihre Stelle tretenden Aktien an der AGIV (neu) als zu diesem Wert 
angeschafft (§ 13(2) i.V.m. § 13(1) UmwStG).  Daher entsteht durch die Verschmelzung 
beim Aktionär kein steuerpflichtiger Gewinn (Verlust) aus privatem Veräußerungsgeschäft.  
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Dasselbe gilt für den Fall, dass ein Aktionär bei der Verschmelzung oder zu irgendeinem 
Zeitpunkt innerhalb der letzten fünf Jahre vor der Verschmelzung mit mindestens 1% der 
Anteile an der HBAG oder der AGIV (alt) beteiligt gewesen ist (Beteiligung gemäß 
§17 EStG).  Sind bei den eingetauschten Anteilen die Voraussetzungen des § 17 EStG erfüllt, 
gelten die im Zuge der Verschmelzung gewährten Anteile ebenfalls als Anteile im Sinne des 
§ 17 EStG, auch wenn die Anteile nach dem Vermögensübergang die Voraussetzungen des 
§ 17 EStG nicht mehr erfüllen (§ 13(2) S. 2 UmwStG). 

Bei zum Privatvermögen gehörenden einbringungsgeborenen Anteilen treten die erworbenen 
Anteile an die Stelle der hingegebenen Anteile (§ 13(3) UmwStG).  

Nach Auffassung der Finanzverwaltung wird durch die Verschmelzung in jedem Fall eine 
neue Spekulationsfrist i.S.d. § 23(1) Nr. 2 EStG in Gang gesetzt.  Dies gilt auch dann, wenn 
die Spekulationsfrist für die umgetauschten Aktien bereits abgelaufen ist.  Es ist unklar, ob 
die neue Spekulationsfrist bereits mit dem steuerlichen Übertragungsstichtag oder erst mit 
dem Wirksamwerden der Verschmelzung beginnt.  Die Aktionäre sollten davon ausgehen, 
dass der Lauf der neuen Spekulationsfrist erst mit dem Wirksamwerden der Verschmelzung, 
d.h. deren Eintragung im Handelsregister der AGIV (neu), beginnt. 

Bei einer Veräußerung der im Zuge der Verschmelzung gewährten Aktien vor Ablauf der 
(neuen) Spekulationsfrist soll sich die Höhe des Spekulationsgewinns (-verlusts) in 
Abhängigkeit davon errechnen, ob die Spekulationsfrist für die Aktien der HBAG bzw. 
AGIV (alt) im Zeitpunkt der Verschmelzung bereits abgelaufen war oder noch lief.  War die 
Spekulationsfrist für die umgetauschten Aktien bereits abgelaufen, dann sollen die Aktien der 
AGIV (neu) als zum Kurs der umgetauschten Aktien am steuerlichen Übertragungsstichtag 
erworben gelten, so dass sich der Spekulationsgewinn (-verlust) aus der Differenz zwischen 
dem Veräußerungserlös und diesem Kurs errechnet.  Lief die Spekulationsfrist für die 
umgetauschten Aktien noch, dann soll sich der Spekulationsgewinn (-verlust) aus der 
Differenz zwischen dem Veräußerungserlös und den (ursprünglichen) Anschaffungskosten 
der umgetauschten Aktien errechnen. 

Spitzenausgleich 

Soweit im Zuge der Verschmelzung bei dem festgesetzten Umtauschverhältnis aufgrund der 
Zahl der von den einzelnen Aktionären getauschten HBAG-Aktien bzw. AGIV (alt)-Aktien 
ein Anspruch auf volle Stücke nicht entsteht, werden die sich ergebenden Spitzen verwertet.  
Ein sich ergebender Veräußerungsgewinn unterliegt nach Maßgabe des steuerlichen Status 
der Aktie der Besteuerung beim Aktionär. 

3. Verschmelzungsvertrag 

Der Verschmelzungsvertrag wurde von den Vorständen der AGIV (neu), der AGIV (alt) und 
der HBAG am 27. Mai 2002 als Entwurf aufgestellt.  Die Hauptversammlung der HBAG 
vom 18. Juli 2002, die Hauptversammlung der AGIV (alt) vom 16. Juli 2002 und die 
Hauptversammlung der AGIV (neu) vom 18. Juli 2002 haben der Verschmelzung mit der 
gesetzlich erforderlichen Mehrheit zugestimmt.  Der Verschmelzungsvertrag wurde am 
18. Juli 2002 notariell beurkundet.  Der Verschmelzungsvertrag hat den folgenden Wortlaut: 
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VERSCHMELZUNGSVERTRAG 

zwischen 

AGIV Real Estate Aktiengesellschaft, 
Wöhlerstraße 10, 

60323 Frankfurt am Main, 

- im Folgenden „AGIV (alt)” - 

und 

HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, 
Warburgstraße 50, 
20354 Hamburg, 

- im Folgenden „HBAG” - 

als übertragende Gesellschaften 

sowie 

AGIV Real Estate Aktiengesellschaft (NewCo), 
Warburgstraße 50, 
20354 Hamburg, 

in Zukunft firmierend als AGIV Real Estate Aktiengesellschaft, 

- im Folgenden „AGIV (neu)” - 

als übernehmende Gesellschaft
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§ 1 
Vermögensübertragung 

(1) Die AGIV (alt) mit Sitz in Frankfurt am Main, eingetragen im Handelsregister des 
Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HRB 8748, und die HBAG mit Sitz in Hamburg, 
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hamburg unter HRB 1976, übertragen 
jeweils ihr Vermögen als Ganzes mit allen Rechten und Pflichten unter Auflösung ohne 
Abwicklung gemäß § 2 Nr. 1 Umwandlungsgesetz (UmwG) auf die AGIV (neu) mit Sitz 
in Hamburg, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hamburg unter HRB 
83628, gegen Gewährung von Aktien der AGIV (neu) (Verschmelzung durch Aufnahme).  
Die AGIV (neu) führt gemäß § 18 Abs. 1 UmwG die Firma „AGIV Real Estate 
Aktiengesellschaft” als die Firma eines der übertragenden Rechtsträger ohne Beifügung 
eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zusatzes fort.  

(2) Der Verschmelzung werden die mit dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk der 
KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main, versehene Bilanz der AGIV (alt) 
zum 31. Dezember 2001 und die mit dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk der 
KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, versehene Bilanz der HBAG zum 
31. Dezember 2001 als Schlussbilanzen zu Grunde gelegt. 

(3) Die Übernahme der Vermögen der HBAG und der AGIV (alt) durch die AGIV (neu) 
erfolgt im Innenverhältnis mit Wirkung zum Ablauf des 31. Dezember 2001.  Dabei 
erfolgt die Übernahme des Vermögens der HBAG durch die AGIV (neu) unmittelbar vor 
der Übernahme des Vermögens der AGIV (alt) durch die AGIV (neu).  Vom Beginn des 
1. Januar 2002 (Verschmelzungsstichtag), 00:00 Uhr an gelten alle Handlungen und 
Geschäfte der HBAG und der AGIV (alt) als für Rechnung der AGIV (neu) 
vorgenommen. 

(4) Die AGIV (neu) wird die in der Schlussbilanz der AGIV (alt) angesetzten Werte der 
übergehenden Aktiva und Passiva in ihrer Rechnungslegung fortführen 
(Buchwertfortführung).  Zur Kompensation des handelsrechtlichen 
Verschmelzungsverlusts im Eigenkapital der AGIV (neu), der sich aus der Differenz 
zwischen dem bei der HBAG für die Beteiligung an der AGIV (alt) angesetzten Buchwert 
und dem auf diese Beteiligung entfallenden Anteil am Nettobuchwertvermögen der 
AGIV (alt) ergibt, wird das in der Schlussbilanz der HBAG ausgewiesene Vermögen zu 
um den Betrag des Verschmelzungsverlusts erhöhten Werten bei der AGIV (neu) 
fortgeführt.  Die Gesamtanschaffungskosten der AGIV (neu) für das Vermögen der 
HBAG übersteigen somit dessen Nettobuchwert um den Betrag, der dem 
handelsrechtlichen Verschmelzungsverlust entspricht. 

§ 2 
Gegenleistung, Umtausch der Aktien 

(1) Die AGIV (neu) gewährt mit Wirksamwerden der Verschmelzung den Aktionären der 
AGIV (alt) (mit Ausnahme der HBAG) als Gegenleistung für die Übertragung des 
Vermögens der AGIV (alt) kostenfrei für je sieben auf den Inhaber lautende Stückaktien 
der AGIV (alt) drei auf den Inhaber lautende Stückaktien der AGIV (neu). 
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(2) Die AGIV (neu) gewährt mit Wirksamwerden der Verschmelzung den Aktionären der 
HBAG (mit Ausnahme der HBAG selbst in Bezug auf die eigenen Aktien der HBAG) als 
Gegenleistung für die Übertragung des Vermögens der HBAG kostenfrei für je neun auf 
den Inhaber lautende Stückaktien der HBAG elf auf den Inhaber lautende Stückaktien der 
AGIV (neu). 

(3) Die von der AGIV (neu) nach § 2 Absatz (1) und (2) zu gewährenden Aktien sind ab dem 
1. Januar 2002 gewinnberechtigt. 

(4) Falls die AGIV (neu) einem Aktionär der AGIV (alt) eine bare Zuzahlung gewährt, um 
eine zu niedrige Bemessung des Umtauschverhältnisses auszugleichen, wird die 
AGIV (neu) alle übrigen Aktionäre der AGIV (alt) durch eine entsprechende bare 
Zuzahlung gleichstellen. 

Falls die AGIV (neu) einem Aktionär der HBAG eine bare Zuzahlung gewährt, um eine 
zu niedrige Bemessung des Umtauschverhältnisses auszugleichen, wird die AGIV (neu) 
alle übrigen Aktionäre der HBAG durch eine entsprechende bare Zuzahlung gleichstellen. 

§ 3 
Kapitalerhöhung, Börseneinführung 

(1) Zur Durchführung der Verschmelzung nach § 1 wird die AGIV (neu) ihr Grundkapital 
von € 50.000 um € 36.141.201 auf € 36.191.201 durch Ausgabe von 36.141.201 neuen 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien jeweils mit Gewinnberechtigung ab dem 
1. Januar 2002 erhöhen. 

(2) Die AGIV (neu) wird die Zulassung ihrer Aktien zum amtlichen Handel an der Börse in 
Frankfurt am Main und Hamburg beantragen. 

§ 4 
Treuhänder 

(1) Die AGIV (alt) bestellt die Hamburgische Landesbank – Girozentrale – als Treuhänder 
für den Empfang der zu gewährenden Aktien. 

(2) Die HBAG bestellt die Hamburgische Landesbank – Girozentrale – als Treuhänder für 
den Empfang der zu gewährenden Aktien. 

(3) Die AGIV (neu) wird die zu gewährenden Aktien der AGIV (neu) dem Treuhänder vor 
der Eintragung der Verschmelzung in die für die AGIV (alt) und die HBAG zuständigen 
Handelsregister übergeben und ihn anweisen, sie nach Eintragung der Verschmelzung in 
das für die AGIV (neu) zuständige Handelsregister den Aktionären der AGIV (alt) (mit 
Ausnahme der HBAG) und den Aktionären der HBAG (mit Ausnahme der HBAG selbst 
in Bezug auf die eigenen Aktien der HBAG) Zug-um-Zug gegen Aushändigung ihrer 
Aktien der AGIV (alt) und der HBAG zu übergeben. 
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§ 5 
Besondere Rechte und Maßnahmen 

(1) Der übernehmende Rechtsträger, die AGIV (neu), gewährt einzelnen Anteilsinhabern 
oder anderen der in § 5 Abs. 1 Nr. 7 UmwG genannten Personen keine Rechte im Sinne 
von § 5 Abs. 1 Nr. 7 UmwG und sieht für diese Personen auch keine Maßnahmen vor. 

(2) Es werden – vorbehaltlich der Regelung in § 5 Absatz (3) – keine besonderen Vorteile im 
Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 8 UmwG für ein Vorstands- oder Aufsichtsratsmitglied oder 
einen Abschlussprüfer einer beteiligten Gesellschaft oder für den Verschmelzungsprüfer 
gewährt.  

(3) Hinsichtlich der Vorstandsmitglieder der AGIV (alt) und der HBAG sind die 
nachfolgenden Regelungen getroffen worden: 

Die Herren Dr. Rainer Behne, Christian Bock, Andreas Helwig und Dr. Wolf Klinz, 
derzeit noch Mitglieder des Vorstands der AGIV (alt) bzw. der HBAG, sind am 
18. April 2002 zu Mitgliedern des Vorstands der AGIV (neu) bestellt worden.  Die 
Herren nehmen ihr Amt als Mitglieder des Vorstands der AGIV (neu) zu 
Anstellungskonditionen wahr, die gegenüber ihren Anstellungskonditionen als Mitglieder 
des Vorstandes der HBAG bzw. der AGIV (alt) unverändert bleiben.  Die bestehenden 
Anstellungsverträge gehen auf die AGIV (neu) über.  Solange die Herren noch Mitglieder 
des Vorstands der AGIV (alt) bzw. der HBAG sind, erhalten sie aus ihrer Bestellung als 
Vorstandsmitglieder der AGIV (neu) keine gesonderten Bezüge.  Das Vorstandsamt der 
Herren bei der AGIV (alt) bzw. der HBAG endet mit Wirksamwerden der 
Verschmelzung. Herr Dr. Rainer Behne ist zum Vorsitzenden des Vorstands der 
AGIV (neu) und Herr Dr. Wolf Klinz zum Stellvertreter des Vorsitzenden des Vorstands 
der AGIV (neu) bestimmt worden. 

§ 6 
Folgen der Verschmelzung für die Arbeitnehmer und ihre Vertretungen 

(1) Mit dem Wirksamwerden der Verschmelzung gehen sämtliche Arbeitsverhältnisse, die 
mit der AGIV (alt) bestehen, gemäß § 324 UmwG in Verbindung mit § 613a Abs. 1 
Satz 1 BGB mit allen Rechten und Pflichten auf die derzeit arbeitnehmerlose AGIV (neu) 
über.  Die bei der AGIV (alt) erbrachten Zeiten der Betriebszugehörigkeit gelten in 
vollem Umfang als bei der AGIV (neu) erbracht.  Soweit Aufhebungsverträge oder 
sonstige das Arbeitsverhältnis betreffende Verträge zwischen der AGIV (alt) und ihren 
Arbeitnehmern bestehen, gehen auch diese auf die AGIV (neu) über.  Zusammen mit den 
Arbeitsverhältnissen gehen auch die im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Verschmelzung bestehenden Versorgungsanwartschaften der Arbeitnehmer der 
AGIV (alt) auf die AGIV (neu) über.  In die Versorgungsansprüche bereits 
ausgeschiedener Arbeitnehmer der AGIV (alt) tritt die AGIV (neu) mit dem 
Wirksamwerden der Verschmelzung kraft Gesamtrechtsnachfolge ein.  Bei der HBAG 
bestehen keine Arbeitsverhältnisse, so dass ein Übergang von Arbeitsverhältnissen bzw. 
Versorgungsanwartschaften nicht stattfindet.  Es bestehen auch keine 
Versorgungsansprüche ausgeschiedener Arbeitnehmer der HBAG.  

(2) Entlassungen oder Versetzungen von Arbeitnehmern der AGIV (alt) aus Anlass der 
Verschmelzung sind nicht geplant.  Bereits in dem Zeitraum zwischen Dezember 1999 
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und Mai 2000 wurden mit verschiedenen Arbeitnehmern der AGIV (alt) 
Aufhebungsverträge geschlossen, die eine Beendigung der Arbeitsverhältnisse zum 
31. Dezember 2002 bzw. zum 31. März 2003 vorsehen.  Diese Aufhebungsverträge 
wurden unabhängig von den Plänen bezüglich der Verschmelzung verhandelt und 
abgeschlossen. 

(3) Die Arbeitsverhältnisse von Arbeitnehmern der mit der HBAG und der AGIV (alt) 
verbundenen Unternehmen werden von der Verschmelzung nicht unmittelbar betroffen.  

Unabhängig von den Plänen bezüglich der Verschmelzung sind folgende Maßnahmen im 
Hinblick auf Arbeitnehmer der mit der HBAG und der AGIV (alt) verbundenen 
Unternehmen vorgesehen: 

• Verschiedene im Bereich Immobilienmanagement tätige Arbeitnehmer der TAXXUS 
Real Estate Service GmbH & Co. (Tochtergesellschaft der HBAG), der MÜBAU Real 
Estate GmbH („Mübau”) (Tochtergesellschaft der AGIV (alt)) und der Mübau Berlin 
GmbH (Tochtergesellschaft der Mübau) sollen aufgrund individueller Vereinbarungen 
auf die DIM Deutsche Immobilien Management GmbH, eine 100%ige 
Tochtergesellschaft der AGIV (alt), übergeleitet werden.  Zum Teil wurden diese 
Maßnahmen bereits umgesetzt. In der DIM Deutsche Immobilien Management GmbH 
sollen in Zukunft sämtliche Aktivitäten im Bereich Immobilienmanagement 
zusammengefasst werden.  

• Im Bereich Gewerbebau tätige Mitarbeiter der Mübau sollen aufgrund individueller 
Vereinbarungen auf die Adler Real Estate Service GmbH, eine Tochtergesellschaft der 
Adler Real Estate Aktiengesellschaft („Adler”), die wiederum eine Tochtergesellschaft 
der HBAG ist, übergeleitet werden.  Im Adler-Teilkonzern sollen in Zukunft sämtliche 
Aktivitäten im Bereich Projektentwicklung (Gewerbeobjekte) zusammengefasst werden. 

(4) Derzeit werden im Hinblick auf die Realisierung von Kosteneinsparungspotenzialen bei 
den mit der HBAG und der AGIV (alt) verbundenen Unternehmen Personaleinsparungen 
geprüft.  Es wird damit gerechnet, dass es in den nächsten Monaten an verschiedenen 
Standorten bei Unternehmen des Adler-Teilkonzerns und des Mübau-Teilkonzerns zu ca. 
15 Entlassungen kommen könnte.  Soweit möglich, sollen Entlassungen durch 
konzerninterne Umsetzungen vermieden werden, die diesbezügliche Prüfung ist aber 
noch nicht abgeschlossen. 

(5) Ein Betriebsrat besteht derzeit nur für den Betrieb der AGIV (alt).  Die Verschmelzung 
hat auf diesen Betriebsrat keine Auswirkungen, da die betriebliche Einheit des bei der 
AGIV (alt) bestehenden Betriebs erhalten bleibt und von der Verschmelzung nicht 
betroffen ist. Ansonsten bestehen derzeit für die bei der AGIV (alt), den mit der 
AGIV (alt) verbundenen Unternehmen und den mit der HBAG verbundenen 
Unternehmen existierenden Betrieben keine Betriebsräte. Betriebsvereinbarungen 
bestehen derzeit für die bei der AGIV (alt), den mit der AGIV (alt) verbundenen 
Unternehmen und den mit der HBAG verbundenen Unternehmen existierenden Betrieben 
nicht.  

(6) Eine Tarifbindung besteht derzeit weder bei der HBAG oder AGIV (neu), die keine 
Arbeitnehmer beschäftigen, noch bei AGIV (alt). Auch für die Zeit nach dem 
Wirksamwerden der Verschmelzung ist für die AGIV (neu) arbeitgeberseits keine 
Tarifbindung vorgesehen.  
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(7) Die Aufsichtsräte der HBAG und der AGIV (neu) sind derzeit nach den Vorschriften des 
Aktiengesetzes ausschließlich aus Vertretern der Anteilseigner zusammengesetzt.  Bei der 
AGIV (alt) besteht derzeit ein nach § 96 AktG in Verbindung mit 
§ 76 Betriebsverfassungsgesetz 1952 gebildeter Aufsichtsrat, der zu einem Drittel aus 
Arbeitnehmervertretern besteht.  Mit Wirksamwerden der Verschmelzung erlöschen die 
AGIV (alt) und die HBAG.  Infolgedessen enden in diesem Zeitpunkt die Mandate der 
Mitglieder der Aufsichtsräte der AGIV (alt) und der HBAG.  Der Aufsichtsrat der 
AGIV (neu) wird im Anschluss an die Verschmelzung nach den für ihn maßgebenden 
gesetzlichen Vorschriften wie bisher ausschließlich aus Vertretern der Anteilseigner 
zusammengesetzt sein.  Da die AGIV (neu) nicht vor dem 10. August 1994 in das 
Handelsregister eingetragen worden ist und auch nach Wirksamwerden der 
Verschmelzung weniger als 500 Arbeitnehmer beschäftigt, muss der Aufsichtsrat der 
AGIV (neu) nach Wirksamwerden der Verschmelzung nicht gemäß §§ 76 Abs. 6, 77a 
Betriebsverfassungsgesetz 1952 zu einem Drittel aus Vertretern der Arbeitnehmer 
bestehen.  Daher muss der Vorstand der AGIV (neu) nach der Verschmelzung kein 
Verfahren gemäß § 97 AktG zur Ergänzung des Aufsichtsrates einleiten.  

§ 7 
Kosten 

Die durch die Vorbereitung, den Abschluss und die Ausführung dieses Vertrags entstehenden 
Kosten einschließlich der Kosten des Treuhänders werden, falls die Verschmelzung nicht 
wirksam werden sollte, von der HBAG und der AGIV (alt) je zur Hälfte getragen.  Davon 
ausgenommen sind die Kosten der über die Verschmelzung beschließenden 
Hauptversammlungen, die von jeder Partei selbst getragen werden. 

§ 8 
Stichtagsänderung 

(1) Falls die Verschmelzung nicht bis zum Ablauf des 31. März 2003 in das für die 
AGIV (neu) zuständige Handelsregister eingetragen wird, gilt abweichend von § 1 Absatz 
(2) der 31. Dezember 2002 als Stichtag der Schlussbilanzen.  Außerdem gilt in diesem 
Fall abweichend von § 1 Absatz (3) der Ablauf des 31. Dezember 2002 und der Beginn 
des 1. Januar 2003, 00:00 Uhr als Stichtag für die Übernahme des Vermögens und den 
Wechsel der Rechnungslegung.  Bei einer weiteren Verzögerung der Eintragung über den 
31. März des Folgejahres hinaus verschiebt sich der Stichtag für die Schlussbilanzen 
entsprechend der vorstehenden Regelung um ein Jahr auf den 31. Dezember und der 
Stichtag für die Übernahme des Vermögens und den Wechsel der Rechnungslegung auf 
den 1. Januar, 00:00 Uhr des nächstfolgenden Jahres. 

(2) Falls die Verschmelzung nicht bis zum Ablauf des 31. März 2003 in das Handelsregister 
der AGIV (neu) eingetragen wird, soll die Eintragung erst nach den ordentlichen 
Hauptversammlungen der AGIV (alt) und der HBAG erfolgen, die über die Verwendung 
des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2002 beschließen.  Die AGIV (alt) und die 
HBAG werden dies gegebenenfalls durch einen entsprechenden Nachtrag zur 
Registeranmeldung sicherstellen.  Entsprechendes gilt, wenn sich die Eintragung über den 
31. März des Folgejahres hinaus verzögert. 
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(3) Falls die Verschmelzung erst nach der ordentlichen Hauptversammlung der AGIV (alt) 
oder der HBAG für das Geschäftsjahr 2002 im Jahre 2003 in das für AGIV (neu) 
zuständige Handelsregister eingetragen wird, sind die zur Durchführung der 
Verschmelzung ausgegebenen neuen Aktien der AGIV (neu) abweichend von § 2 Absatz 
(3) und § 3 Absatz (1) erst ab dem 1. Januar 2003 gewinnberechtigt.  Bei einer weiteren 
Verzögerung der Eintragung über die folgenden ordentlichen Hauptversammlungen der 
AGIV (alt) und der HBAG hinaus verschiebt sich der Beginn der Gewinnberechtigung 
jeweils entsprechend der vorstehenden Regelung um ein Jahr. 

§ 9 
Rücktrittsvorbehalt 

Jeder Vertragspartner kann von diesem Vertrag durch eingeschriebenen Brief mit sofortiger 
Wirkung zurücktreten, wenn die Verschmelzung nicht bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2003 wirksam geworden ist. 
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V. Die neue AGIV Real Estate Aktiengesellschaft (AGIV (neu))  

1. Wirtschaftliche und betriebliche Verhältnisse der AGIV (neu) 

Die Geschäftsbereiche sowie die Organisations- und Führungsstruktur der AGIV (neu) sind 
im Abschnitt IV.1. ausführlich dargestellt.  Die jüngsten Geschäftsentwicklungen und 
Aussichten  sind im Abschnitt VI. dargestellt.   

2. Grundbesitz 

Der Grundbesitz der AGIV (neu) entspricht dem Grundbesitz des ehemaligen HBAG-
Konzern (einschließlich des ehemaligen AGIV (alt)-Teilkonzerns).  Insofern wird auf die 
Abschnitte II.2. und III.2. verwiesen.  

3. Patente und Lizenzen 

Die AGIV (neu) ist nicht abhängig von Patenten, Lizenzen, Verträgen oder neuen 
Herstellungsverfahren.  Genau wie die übertragenden Gesellschaften HBAG und AGIV (alt) 
verfügt auch die AGIV (neu) weder über Patente, Lizenzen, Verträge noch über neue 
Herstellungsverfahren, die von wesentlicher Bedeutung für die Geschäftstätigkeit oder 
Rentabilität der AGIV (neu) sind.  Die AGIV (neu) verfügt über die Internet-Domain 
„agiv.de“.  Das Firmenlogo der AGIV (neu), der „Tempel“, ist als eingetragene Marke 
geschützt. 

4. Gerichts- und Schiedsverfahren 

Aktionärsklagen von Aktionären der AGIV (alt) 

Aufgrund von Vorgängen, die zeitlich vor der Übernahme der Mehrheit der Aktien an der 
AGIV (alt) durch die HBAG lagen, wurde von Aktionären der AGIV (alt) eine Vielzahl 
gerichtlicher Anfechtungs-, Nichtigkeits-, bzw. Feststellungsklagen verfolgt.  Diese 
Aktionärsklagen standen hauptsächlich im Zusammenhang mit dem Verkauf der 
Industriebeteiligungen der AGIV (alt).  Sämtliche dieser Aktionärsklagen konnten 
inzwischen beigelegt werden. 

Nachfolgend werden zunächst die Gegenstände der Akionärsklagen und anschließend der 
Vergleich beschrieben, durch den sämtliche nicht bereits zuvor beigelegte Aktionärsklagen 
beigelegt wurden. 

Außerordentliche Hauptversammlung vom 17. November 1999 

Mit Urteil vom 12. Dezember 2000 hatte das Landgericht Frankfurt am Main (3-05 0 149/99) 
den Zustimmungsbeschluss der außerordentlichen Hauptversammlung vom 
17. November 1999 zum Vertrag betreffend die Veräußerung der Beteiligung an der Andritz 
AG und die Ermächtigungsbeschlüsse zur Veräußerung der Beteiligungen an Barmag AG, 
Carl Schenck AG, Spectris AG und Ernst Peiniger GmbH für nichtig erklärt.  Die 
weitergehende Klage eines Aktionärs auf Feststellung der Unwirksamkeit des § 1 Abs. 2 des 
Andritz-Verkaufsvertrags hatte das Gericht abgewiesen.  Die AGIV (alt) hatte gegen dieses 
Urteil Berufung beim Oberlandesgericht Frankfurt am Main eingelegt (5 U 23/01). Auch ein 
mit einem Teilantrag unterlegener Aktionär hatte Berufung eingelegt. 
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Außerordentliche Hauptversammlung vom 25. Februar 2000 

Mit Urteil vom 19. Dezember 2000 hatte das Landgericht Frankfurt am Main die Beschlüsse 
der außerordentlichen Hauptversammlung vom 25. Februar 2000 zu den Verträgen über die 
Veräußerungen der Beteiligungen an der Barmag AG und der Carl Schenck AG sowie die 
Beschlüsse zur Herabsetzung des Grundkapitals für nichtig erklärt (3-05 0 43/00). Gegen 
dieses Urteil hatte die AGIV (alt) beim Oberlandesgericht Frankfurt am Main Berufung 
eingelegt (5 U 24/01). 

Ordentliche Hauptversammlung vom 27. Juni 2000 

Die Anfechtungsklagen von vier Aktionären, denen ein weiterer Aktionär als 
Nebenintervenient beigetreten war, richteten sich gegen die Beschlüsse der ordentlichen 
Hauptversammlung vom 27. Juni 2000 zur Zustimmung bzw. Genehmigung der 
Beteiligungsveräußerungen Spectris AG und Ernst Peiniger GmbH und zur Verwendung des 
Bilanzgewinns.  Einer der Aktionäre hatte seine Klage aufgrund einer außergerichtlichen 
Einigung zurückgenommen. Am 30. November 2001 war mit den verbliebenen Klägern zur 
Beendigung dieses Rechtsstreits ein Prozessvergleich geschlossen worden, dessen 
Wirksamkeit durch eine Beendigung der beiden oben erwähnten Gerichtsverfahren betreffend 
die Hauptversammlungen am 17. November 1999 und 25. Februar 2000 durch 
Prozessvergleich aufschiebend bedingt war. In dem Vergleich erkannten die Kläger die 
Jahresabschlüsse 1999 und 2000 der AGIV als ordnungsgemäß an. Die AGIV trug deren 
Verfahrenskosten. 

Ordentliche Hauptversammlung vom 27. August 2001 

Ein Aktionär hatte Anfechtungsklage gegen die Beschlüsse der ordentlichen 
Hauptversammlung vom 27. August 2001 zur Gewinnverwendung, Entlastung des Vorstands, 
Entlastung des Aufsichtsrats, Änderung der Satzung und Schaffung eines genehmigten 
Kapitals erhoben, diese aber schon vor der ersten mündlichen Verhandlung aufgrund einer 
außergerichtlichen Einigung zurückgenommen. 

Klage in Bezug auf Aufsichtsratsvergütungen 

Die Schutzgemeinschaft der Kleinaktionäre e.V. (SdK) hatte Klage auf Feststellung einer 
angeblichen Verpflichtung der AGIV (alt) erhoben, die Aufsichtsratsvergütung für die im 
Geschäftsjahr 1999 amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats der Hauptversammlung zur 
Bewilligung vorzulegen, und hilfsweise Feststellung begehrt, dass die gezahlte Vergütung 
nicht rechtmäßig sei. Zwei weitere Aktionäre waren der Klage als Nebenintervenienten 
beigetreten. Das Landgericht Frankfurt am Main hatte die Klage in beiden Punkten mit Urteil 
vom 3. April 2001 als unzulässig abgewiesen. Nachdem die SdK Berufung eingelegt hatte, 
wurde das Verfahren durch Prozessvergleich mit der SdK unter Beitritt der HBAG am 
12. Juli 2001 beendet. Kernpunkte des Vergleichs waren: 

• Die AGIV (alt) bemüht sich, die Empfänger der Aufsichtsratsvergütung von insgesamt 
€ 3.148.612 zur Rückzahlung von € 2.045.168 zu veranlassen. Die HBAG verpflichtet 
sich, der AGIV (alt) den Differenzbetrag zu erstatten, um den die bis zum 30. Juni 2002 
erlangten Rückzahlungen hinter € 2.045.168 zurückbleiben. Die AGIV (alt) wird in der 
Hauptversammlung über die Höhe der erwirkten Rückzahlungen berichten. 

• Die AGIV (alt) trägt die gesamten Kosten der SdK. 
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Durch Beschluss des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main vom 6. September 2001 wurde 
das Verfahren durch Kostenauferlegung auf die AGIV (alt) auch gegenüber den beiden 
Nebenintervenienten beendet. Bis zum 25. Februar 2002 waren Aufsichtsratsvergütungen in 
Höhe von € 858.970 zurückgezahlt worden. 

Jahresabschlüsse 1999 und 2000; Gewinnverwendungsbeschluss 1999 

Die SdK hatte Klage gegen den Jahresabschluss 1999 und den auf der ordentlichen 
Hauptversammlung am 27. Juni 2000 gefassten Gewinnverwendungsbeschluss erhoben. Ein 
Aktionär war als Nebenintervenient der Klage beigetreten.  Die SdK vertrat die Auffassung, 
dass die Gewinne aus den Veräußerungen der Beteiligungen an der Barmag AG und der Carl 
Schenck AG erst im Geschäftsjahr 2000 und nicht – wie tatsächlich geschehen – im 
Geschäftsjahr 1999 zu verbuchen waren.  Dieser Ansicht hatte sich das Landgericht Frankfurt 
am Main in seinem die Klage abweisenden Urteil vom 3. Mai 2001 nicht angeschlossen.  Die 
SdK hatte gegen dieses Urteil Berufung eingelegt und während des Berufungsverfahrens die 
Klage aufgrund des oben genannten Prozessvergleichs vom 12. Juli 2001 zurückgenommen.  
Die Berufung des Nebenintervenienten hatte das Oberlandesgericht mit Beschluss vom 
1. November 2001 als unzulässig verworfen.   

Fünf Aktionäre hatten vor dem Landgericht Frankfurt am Main Klage eine separate auf 
Feststellung der Nichtigkeit der Jahresabschlüsse 1999 und 2000 erhoben.  Dieses Verfahren 
wurde durch beiderseitige Erledigungserklärungen aufgrund des unten geschilderten 
Prozessvergleichs vom 14. Mai 2001 beendet. 

Vergleich vom 14. Mai 2002 

Bereits im zweiten Halbjahr 2001 konnte mit einem Teil der Prozessbeteiligten der 
dargestellten Aktionärsklagen eine vergleichsweise Einigung erzielt werden. Mit den noch 
verbleibenden Prozessbeteiligten konnte schließlich am 14. Mai 2002 eine gütliche Einigung 
vor dem Oberlandesgericht Frankfurt am Main erfolgreich abgeschlossen werden.  Letztere 
begünstigt insbesondere die Kleinaktionäre der AGIV (alt).  Dem Vergleich haben sich die 
Mehrheitsaktionäre der AGIV (alt) angeschlossen.  Mit dem Abschluss dieses Vergleichs 
wurden sämtliche Aktionärsklagen, die auf Vorgängen beruhten, die zeitlich vor der 
Übernahme der Mehrheit der Aktien an der AGIV (alt) durch die HBAG lagen, beigelegt.  
Hintergrund und Inhalt des Vergleichs vom 14. Mai 2002 stellen sich wie folgt dar: 

Ursprünglich hatten die Kläger im Hinblick auf die Beteiligungsverkäufe gerügt, dass die 
Kaufpreise für die Beteiligungen zu niedrig bemessen worden seien. Aufgrund von 
Verhandlungen, die von der HBAG initiiert wurden, sind die Parteien als Grundlage für eine 
vergleichsweise Regelung von einer möglichen Fehlbewertung von 10% ausgegangen. Zum 
Ausgleich eines möglichen Schadens wurde allen Aktionären im Rahmen einer 
Barkapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital Aktien der AGIV (alt) im Verhältnis 9:1 zum 
Ausgabebetrag von € 1,0 je Aktie mit Gewinnberechtigung für das Geschäftsjahr 2002 zum 
Bezug angeboten. Den Ausgabepreis von € 1,0 je Aktie trägt die HBAG für die bezugs-
berechtigten Aktionäre. Die Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt werden, wie 
Aktionäre ihr Bezugsrecht ausüben, wobei die maßgeblichen Großaktionäre, u.a. die HBAG, 
ihr Bezugsrecht nicht ausgeübt haben.  
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Sonstige Gerichts- und Schiedsverfahren 

Gegenwärtig sind noch die folgenden beiden Verfahren anhängig: 

Klage Thyssen Hünnebeck GmbH (Verkauf der Ernst Peiniger GmbH) 

Mit Ende der Gewährleistungsfrist am 30. September 2001 hatten die Thyssen Krupp 
Systems & Services GmbH, vormals die Thyssen Hünnebeck GmbH, und die Bergische 
Stahl-Industrie Vermögensverwaltungs GmbH & Co. KG als Erwerber der Beteiligung an der 
Ernst Peiniger GmbH, Gelsenkirchen, Gewährleistungsansprüche aus dem Kaufvertrag vom 
Mai 2000 gegen die AGIV (alt), deren Rechtsnachfolgerin die AGIV (neu) ist, geltend 
gemacht. Die Erwerber hatten gegen die AGIV (alt) vor dem Landgericht Frankfurt am Main 
Klage auf Zahlung von rund € 8 Mio. nebst Zinsen erhoben. Sie stützen ihre Klage primär auf 
die Eigenkapitalgarantie in dem Kaufvertrag.  Am 13. März 2002 hat die erste mündliche 
Verhandlung vor dem Landgericht Frankfurt am Main stattgefunden.  Am 28. August 2002 
hat das Gericht einen Beweisbeschluss erlassen.  Als Termin zur Beweisaufnahme und 
Fortsetzung der mündlichen Verhandlung wurde der 29. Januar 2003 bestimmt.  Gegenstand 
der Beweisaufnahme ist der Inhalt der Vertragsverhandlungen in Bezug auf die 
Eigenkapitalgarantie.   

Im demselben Kaufvertrag wurde ein laufendes Schiedsverfahren bezüglich eines Brü-
ckenbauprogramms in Hongkong gesondert geregelt.  Dieses Verfahren hätte bei Erfolg für 
die AGIV (neu) möglicherweise zu einer nachträglichen Erhöhung des Peiniger-Kaufpreises 
führen können.  Mittlerweile ist dieses Verfahren durch Vergleich beendet worden, wobei es 
nicht zu einer Erhöhung des Peiniger-Kaufpreises kam. 

Klage Peiniger RöRo GmbH (Verkauf der Ernst Peiniger GmbH) 

Die Peiniger RöRo GmbH (aus abgetretenem Recht der Thyssen, der Krupp Systems & 
Services GmbH) und die Bergische Stahl-Industrie Vermögensverwaltungs GmbH & Co. KG 
haben gegen die AGIV (alt), deren Rechtsnachfolgerin die AGIV (neu) ist, vor dem 
Landgericht Frankfurt am Main Klage auf Zahlung von rund € 1 Mio. nebst Zinsen erhoben.  
Auf Grundlage der Gewährleistung in dem Kaufvertrag vom Mai 2000 verlangt die Klägerin 
Erstattung von Zahlungen an die belgische Finanz- und Sozialverwaltung wegen angeblich 
bei der belgischen Tochtergesellschaft der Ernst Peiniger GmbH zu Unrecht nicht 
abgeführten Steuern und Sozialabgaben.  Termin zur mündlichen Verhandlung ist auf den 17. 
Oktober 2002 anberaumt.  

Die AGIV (alt) hat für die vorbezeichneten Rechtsstreitigkeiten Rückstellungen gebildet, die 
nach Ansicht des Vorstandes ausreichend sind. 

Zu weiteren (angedrohten) gerichtlichen Auseinandersetzungen siehe auch Abschnitte I.18. 
(„Bestimmte Verträge“) sowie I.9.c. und I.9.d. 

Sonstige Gerichts- oder Schiedsverfahren, die einen erheblichen Einfluss auf die 
wirtschaftliche Lage der AGIV (neu) haben können, sind derzeit nicht anhängig und waren 
auch in den letzten zwei Geschäftsjahren in Bezug auf AGIV (alt) oder HBAG nicht 
anhängig.  
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5. Investitionen 

In den Abschnitten II.5. und III.5. sind die von der HBAG und der AGIV (alt) in den 
Geschäftsjahren 1999, 2000 und 2001 vorgenommenen Investitionen sowie die wesentlichen 
Investitionen bis zum 30. Juni 2002 dargestellt.  Die AGIV (neu) hat selbst noch keine 
Investitionen getätigt.  Künftige Investitionen (mit Ausnahme der Finanzanlagen) sind nicht 
beschlossen worden.  Allerdings strebt die AGIV (neu) an, bis zum Ende des Jahres 2003 das 
Immobilienvermögen des Konzerns zu verdoppeln.  Konkrete Maßnahmen zur Erreichung 
dieses Ziels werden derzeit geprüft.  Allerdings gibt es keine Gewähr dafür, dass die 
Verdoppelung auch tatsächlich erreicht wird. 

6. Arbeitnehmer 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer im HBAG-
Konzern und im AGIV (alt)-Konzern während der Geschäftsjahre 1999, 2000 und 2001: 

 2001 2000 1999 

HBAG-Konzern 223* 58 20 

AGIV (alt)-Konzern 120 129 7.645 

* unter Einbeziehung des AGIV (alt)-Teilkonzerns und der TAXXUS Real Estate Service GmbH & 
Co. 

7. Wesentliche Beteiligungen der AGIV (neu) gemäß § 24 BörsZulV 

Auf Grundlage der Pro-forma Bilanz des AGIV (neu) Konzerns zum 1. Januar 2002 (siehe 
Kapitel IV.2.a) weisen folgende Konzernunternehmen einen Buchwert auf, der mindestens 
10% des konsolidierten Eigenkapitals der AGIV (neu) darstellt:   

• Deutsche Real Estate  

• Adler  

• MÜBAU Real Estate GmbH 

• AGIV Beteiligungs GmbH 

Die Angaben zur Deutsche Real Estate und zur Adler sind im Abschnitt II.8. und die 
Angaben zur MÜBAU Real Estate GmbH und zur AGIV Beteiligungs GmbH sind im 
Abschnitt III.8. enthalten. 

VI. Jüngste Geschäftsentwicklungen und Aussichten  

Die AGIV (neu) ist erst mit Eintragung in das Handelsregister am 13. Mai 2002 entstanden 
und hat bis zum Wirksamwerden der Verschmelzung am 20. August 2002 kein eigenes 
Geschäft betrieben.  Die folgende Darstellung beschreibt daher zunächst den 
Geschäftsverlauf der AGIV (alt) und der HBAG, die mit Wirksamwerden der Verschmelzung 
untergegangen sind und deren Vermögen auf die AGIV (neu) übergegangen ist.  Dies 
Darstellung ist auch für AGIV (neu) von Bedeutung, weil die Verschmelzung mit Wirkung 
zum 1. Januar 2002 (Verschmelzungsstichtag) erfolgt ist, d.h. alle Geschäftsvorfälle bei 
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HBAG und AGIV (alt) seit dem 1. Januar 2002 gelten seit der Eintragung der Verschmelzung 
(20. August 2002) als für Rechnung der AGIV (neu) erfolgt. 

Im Anschluss daran wird auf den Geschäftsverlauf der AGIV (neu) seit dem 20. August 2002 
sowie auf deren weitere Aussichten für das Geschäftsjahr 2002 eingegangen. 

Geschäftsverlauf 2002 (AGIV (alt)) 

Die AGIV(alt) stand im ersten Halbjahr des Jahres 2002 ganz unter dem Vorzeichen der 
Vorbereitungen auf die Verschmelzung mit der HBAG.  Im Rahmen dieser Verschmelzung 
wurden die Immobiliengeschäfte der AGIV (alt) klar fokussiert nach Geschäftsfeldern in 
separaten Gesellschaften organisiert.  Dabei wird die Münchener Baugesellschaft, die bisher 
das gesamte operative Immobiliengeschäft der AGIV alt umfasste, zu einem reinen 
Wohnungsbauunternehmen.  Die Mübau ist damit vor allem für die Erschließung und 
Entwicklung von überwiegend im Bestand befindlichen Grundstücken mit Einfamilien- und 
Reihenhäusern oder Doppelhaushälften sowie höherwertigem Geschosswohnungsbau von 
exklusiven Eigentumswohnungen in guten innerstädtischen Lagen, vor allem im Großraum 
Frankfurt und Berlin, zuständig. 

Die gewerblichen Bestandobjekte der Mübau werden sukzessive veräußert, wobei auch ein 
Verkauf zu Marktpreisen an Tochtergesellschaften des Verschmelzungspartners HBAG in 
Frage kommt.  Im Zuge der Neuorganisation sind zwei weitere Gesellschaften entstanden: 

Die DIM Deutsche Immobilienmanagement GmbH, wird nicht nur die Immobilien im 
Konzern, sondern auch Liegenschaften Dritter verwalten und diverse Serviceleistungen für 
die Mieter erbringen. 

Die Mietgarantien sind in der VIGA II GmbH als eigenständiger Gesellschaft mit einem 
Vermietungsspezialisten als Manager zusammengefasst worden. 

Das laufende Geschäftsjahr 2002 steht unter den gleichen Vorzeichen wie die letzten Monate 
im vergangenen Jahr.  Der Immobilienmarkt ist weiterhin durch das schwache wirtschaftliche 
Umfeld sowie eine spürbare Zurückhaltung von Banken bei Finanzierungen geprägt.  
Gleichwohl zeigen sich an den Immobilienmärkten regionale Unterschiede.  Die Nachfrage 
konzentriert sich schwerpunktmäßig auf westdeutsche Zentren.  Vor allem Flächen in den 1a-
Lagen der Wachstumsregionen München, Frankfurt am Main, Düsseldorf, Hamburg und 
Berlin behaupten sich auf dem hohen Niveau der Vorjahre. 

Allerdings müssen derzeit in diesen Ballungszentren für nicht adäquate Flächen insbesondere 
in Randlagen Abschläge bei Neuvermietungen hingenommen werden.  Da sich bei 
Büroimmobilien die Entwicklung abgekühlt hat, haben sich die Leerstände wieder leicht 
erhöht.  Einer stärkeren Korrektur sind Einzelhandelsflächen, insbesondere in Randlagen, 
ausgesetzt, da die Branche durch die allgemeine Konsumzurückhaltung deutlich unter Druck 
geraten ist.  Im Wohnungsbau bewegt sich der Gesamtmarkt beschleunigt auf eine 
Verknappung zu.  

Geschäftsverlauf 2002 (HBAG) 

Der Geschäftsverlauf der HBAG als Holding ist weiterhin durch die aktiven 
Tochtergesellschaften geprägt.  Die wichtigste dieser Tochtergesellschaften, die Deutsche 
Real Estate, hat ihre Portfoliostruktur durch aktiven Bestandsaufbau weiter verbessert.  Unter 
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langfristigen Renditegesichtspunkten konnte der Immobilienbestand zum einen durch Erwerb 
und zum anderen Wege von Portfoliobereinigungen weiter gestärkt werden.  Zum Ende des 
ersten Halbjahres lag das Investitionsvolumen bei rund 645 Mio. Euro, das Volumen under 
Management betrug rund 996 Mio. Euro.  Es befanden sich 66 Objekte mit einer 
vermietbaren Fläche von ca. 759.000 m2 im Bestand.  Bei nahezu gleicher Objektzahl hat 
sich die vermietbare Fläche damit im Vergleich zum Vorjahresstichtag um ca. 94.000 m2 
erhöht. 

Die wichtigsten Veränderungen im Objektbestand betrafen den Erwerb eines Einzelhandel- 
und Büroobjektes in der Zeil in Frankfurt am Main, die Fertigstellung des dritten Gebäudes in 
Neu-Isenburg, die Begleitung der Fertigstellung des Technologieparkes in Heidelberg sowie 
die Revitalisierungen bzw. Modernisierungen bei den Objekten Osterfeldstraße in Hamburg 
und München, Prinzregentenstraße. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildeten die Planungsarbeiten für das Objekt am 
Reichpietschufer im Tiergartenviertel in Berlin.  Im Rahmen der Portfoliobereinigungen 
wurde ein kleines nicht rentables Objekt veräußert. 

Der Vermietungsstand für die bewirtschafteten Flächen lag bei rund 94 Prozent und ist somit 
als gut zu bezeichnen.  Die Mieteinnahmen erfolgen planmäßig.  Größere Außenstände sind 
nicht zu verzeichnen. 

Der Bereich der gewerblichen Projektentwicklung wird im Konzern von der Adler abgedeckt.  
Die Gesellschaft hat sich im laufenden Geschäftsjahr auf die Veräußerung eines 
fertiggestellten Objektes in Mannheim sowie die weitere Fertigstellung des Technologieparks 
in Heidelberg konzentriert.  Dabei wird sich die Fertigstellung des Technologieparks in 
Heidelberg, der sich auf die Ansiedlung von „stand up”-Unternehmen aus dem Bio-
Technologiebereich konzentriert, durch die schleppende Vermietung verzögern, da nur in 
Abstimmung mit dem Endnutzer auch der Innenausbau der jeweiligen Flächen erfolgen kann. 

Für drei Entwicklungs-Grundstücke aus dem Bestand der Gesellschaft werden 
Verkaufsgespräche geführt.  Für das Großprojekt am Frankfurter Flughafen, im sogenannten 
AIRRAIL, ist die durch veränderte Brandschutzanforderungen notwendig gewordene 
Umplanung der Bebauung weitgehend abgeschlossen.  Sobald eine entsprechende 
Vorvermietung gesichert ist, wird mit der Realisierung des Projektes begonnen. 

Sehr erfreulich hat sich der weitere Ausbau einer Produktschiene zur Entwicklung und 
Errichtung von Fachmarktzentren im deutschen Mittel- und Regionalzentren bewährt.  Das 
erste Projekt befindet sich in der Realisierung, weitere sind in Verhandlungen. 

Die Entwicklung bei den Auslandstöchtern war verhalten.  Vor dem Hintergrund des hohen 
Dollarkurses und der nicht eindeutigen konjunkturellen Entwicklung in den Vereinigten 
Staaten sind dort keine neuen Engagements eingegangen worden.  Die Gesellschaft in 
Spanien hat sich auf die Fertigstellung bzw. Vollvermietung der ersten beiden 
Einzelhandelsobjekte bei Madrid konzentriert. 

Über den Geschäftsverlauf im Teilkonzern AGIV (alt) wurde bereits vorstehend berichtet. 

Die HBAG konzentrierte sich neben der Umsetzung der Verschmelzung mit der AGIV (alt) 
auf Verhandlungen im Hinblick auf die Übernahme weiterer größerer Immobilienbestände, 
die sich derzeit im Markt befinden. 
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Geschäftsgang der AGIV (neu) und Aussichten für das weitere Geschäftsjahr 2002 

Am 30. August 2002 hat die AGIV (neu) den Kredit, den die Deutsche Bank der HBAG 
gewährt hat und der mit der Verschmelzung auf die AGIV (neu) übergegangen ist, in Höhe 
von € 235 Mio. zurückgezahlt, so dass sich die Zinsbelastung der AGIV (neu) für den Rest 
des Geschäftsjahres 2002 deutlich reduzieren wird.  Zu weiteren Entwicklungen nach 
Wirksamwerden der Verschmelzung siehe auch Abschnitte I.18 (“Bestimmte Verträge”) 
sowie I.9.d. 
 
Aus der Bewirtschaftung der Immobilienbestände - vor allem bei der Deutsche Real Estate - 
werden für das Gesamtjahr 2002 gegenüber dem Vorjahr verbesserte Ergebnisse erwartet.  
Darüber hinaus befinden sich verschiedene marktreife Objekte im Verkauf, so dass die 
Deutsche Real Estate insgesamt für das laufende Geschäftsjahr mindestens ein Ergebnis auf 
Vorjahreshöhe erwartet. 

Die Projekte der Adler haben noch nicht die volle Marktreife erreicht, so dass für das 
laufende Geschäftsjahr nicht mit entsprechenden Gewinnen und einer Dividendenzahlung 
gerechnet wird. 

Aus dem US-Geschäft wird derzeit kein Ergebnisbeitrag erwartet.  In Spanien sind die beiden 
ersten Objekte bis zur Marktreife gediehen.  In Abhängigkeit von den Marktverhältnissen 
zum Jahresende wird die Entscheidung getroffen werden Objekte entweder zu veräußern oder 
diese auf sehr wirtschaftlicher Basis längerfristig zu bewirtschaften. 

Durch den Verkauf mehrerer Bauabschnitte eines großen Gewerbeobjektes - von 
Bestandsimmobilien sowie Wohnimmobilien - erwartet der Vorstand ein positives operatives 
Ergebnis der MüBau. 

Insgesamt erwartet der Vorstand der AGIV (neu) trotz der bisherigen erheblichen 
Zinsbelastung der HBAG aus der Finanzierung des Ankaufes der Mehrheit an der AGIV (alt) 
für das Geschäftsjahr 2002 ein zweistelliges Ergebnis in Mio. Euro. 
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RAHMENBEDINGUNGEN Schwaches konjunkturelles Umfeld 

Nach vielversprechendem Start hat sich 

die Lage der Weltwirtschaft im Verlauf

des Geschäftsjahres 2001 zunehmend 

verschlechtert. Insbesondere in der zwei-

ten Jahreshälfte mussten Prognosen 

ständig nach unten korrigiert werden.

Die Auswirkungen der Terroranschläge

vom 11. September in den USA haben

den Negativtrend noch verstärkt. 

Von der sich abschwächenden US-Kon-

junktur gingen immer weniger Impulse

auf die Weltwirtschaft aus. Japan rutschte

nach nur kurzer Erholungsphase wieder

in die Rezession. Am gesamten asiati-

schen Markt wirkte der Einbruch der

New Economy belastend. Unverändert

labil blieb die wirtschaftliche Verfassung

in den Ländern Südamerikas. Die Krise

Argentiniens zeigt dies deutlich. 

Angesichts der ungünstigen globalen

Rahmenbedingungen konnten auch die

Länder der Europäischen Union bei wei-

tem nicht an das gute Vorjahr anknüpfen.

Deutschland nahm dabei wiederum nur

einen der hinteren Plätze ein. Das Brutto-

inlandsprodukt wuchs 2001 lediglich 

um 0,6 %, nachdem im vorangegangenen

Jahr noch ein Plus von 3,0 % erreicht

worden war. Vor allem das deutlich rück-

läufige Exportwachstum und die schwache

Investitionsneigung waren belastende

Faktoren. 

Am Bau wurden die Investitionen sogar

noch stärker zurückgenommen als ein

Jahr zuvor. Besonders schwach entwickelte

sich der Wohnungsbau, während die

Bereiche sonstiger Hochbau und Tiefbau

unterdurchschnittliche Rückgänge 

verzeichneten. Insgesamt schrumpfte 

der Baumarkt in Ostdeutschland erneut

erheblich stärker als im Westen. 

LAGEBERICHT UND KONZERNLAGEBERICHT
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Positive Entwicklung bei westdeutschen

Gewerbeimmobilien

Die inländische Immobilienwirtschaft

entwickelte sich ebenfalls regional sehr 

differenziert. In den jungen Bundesländern

litt der Markt nach wie vor unter den

bestehenden Überkapazitäten. Weitere

Anpassungen waren unvermeidlich.

Dagegen stellte sich das Umfeld in den

westlichen Bundesländern durchaus 

positiv dar, obgleich auch hier große regio-

nale Unterschiede festzustellen waren. 

Die Nachfrage konzentrierte sich erneut

schwerpunktmäßig auf die westdeutschen

Zentren. Vor allem Flächen in den 1a-

Lagen der Wachstumsregionen München,

Frankfurt am Main, Düsseldorf und

Hamburg sowie Berlin konnten sich auf

dem hohen Niveau des Vorjahres ins-

gesamt gut behaupten. 

Entgegen dem allgemeinen konjunkturel-

len Trend erreichte der Büroimmobilien-

markt 2001 ein weiteres Rekordjahr. Vor

allem in den genannten westdeutschen

Zentren verringerten sich die Leerstände

trotz erweiterten Flächenangebots weiter

bis auf etwa 2 % und teils sogar noch 

darunter. In Berlin sank die Leerstands-

quote auf unter 8 %. Dagegen blieb die

Marktlage in den ostdeutschen Metro-

polen Leipzig und Dresden angespannt. 

Für den deutschen Einzelhandel brachte 

das Jahr 2001 einen spürbaren Rückschlag. 

Ein teils recht gutes Weihnachtsgeschäft

konnte nicht verhindern, dass die Branche

nach zwei Jahren kleiner Umsatzzuwächse

im Berichtsjahr erneut Minuszeichen 

vermelden musste. Damit konnte sich die

Branche auch im zehnten Jahr nicht aus

der Rezession lösen. In diesem Szenario

haben sich der hohe Wettbewerbsdruck

und die Konzentrationstendenzen weiter

verstärkt. 

In der Folge stand das Mietpreisniveau

bei Einzelhandelsimmobilien weiter unter

Druck. Wie im Gesamtmarkt bestanden

jedoch regional große Unterschiede.

Nachgefragt waren in erster Linie Einzel-

handelsflächen in den 1a-Lagen der

Innenstädte und angebotsstarken Ein-

kaufszentren. Dort sind die Mieten seit

1998 nach oben gerichtet. Positiv verlief

die Preisentwicklung auch in Städten mit 

großem Einzugsgebiet und ausreichendem 

Flächenangebot für die Ansiedlung von

Filialunternehmen. Unterhalb von 1b-

Lagen und in den ostdeutschen Städten

hielt die schlechte Stimmungslage 

indes an.

Im Wohnungsbau hat sich der Abwärts-

trend in 2001 fortgesetzt. Trotz niedrige-

rer Zinsen und Preise sank die Zahl der

Wohnungsbaugenehmigungen erstmals

seit langem unter die Marke von 300.000.

Dabei war die Investitionszurückhaltung

im Segment Mehrfamilienhaus besonders

groß. Regional war der Rückgang der

Baugenehmigungen in Ostdeutschland

wiederum stärker als in den westlichen

Bundesländern. 
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Geldmarkt

Am Geldmarkt blieben die Bedingungen

für Investoren im Jahr 2001 günstig. Im

Jahresverlauf hat sich das Zinsniveau

sogar noch deutlich abgesenkt. Nach den

Angaben der Deutschen Bundesbank

beliefen sich die Zinsen für Hypothekar-

kredite auf Wohngrundstücke mit zehn-

jähriger Laufzeit im Dezember auf durch-

schnittlich 5,87 %. Damit lagen die 

Zinsen zwar über dem historischen Tief

des Jahres 1999, aber rund zwei Prozent-

punkte unter dem langjährigen Durch-

schnitt. 

Aufgrund des anhaltend günstigen Zins-

klimas war die Finanzierung von Investi-

tionsvorhaben bei geringem Eigenkapital-

einsatz also weiter vorteilhaft. Auch bei

längerfristigen Zinsfestschreibungen 

ließen sich bei entsprechenden Objekt-

ertragswerten positive Cashflows erzielen.

Entsprechend konnten positive Leverage-

effekte realisiert werden. 

Rechtliche Rahmenbedingungen

Trotz der zunehmenden Globalisierung

blieben die rechtlichen Rahmenbedingun-

gen für die deutschen Immobilienaktien-

gesellschaften im Berichtsjahr weitgehend

stabil. Veränderungen ergaben sich

jedoch durch das Mietrechtsreformgesetz,

das am 1. September 2001 in Kraft trat.

Es gilt sowohl für Mietverhältnisse, die

ab diesem Zeitpunkt geschlossen wurden,

als auch grundsätzlich für schon bestehen-

de Mietverhältnisse. 

Umfassend und substanziell ist der inhalt-

liche Einfluss der Mietrechtsreform auf

das Wohnraummietrecht. Zum einen

wurde die Kappungsgrenze von 30 % auf

20 % gesenkt und zum anderen ist ein

qualifizierter Mietspiegel eingeführt 

worden. Das neue Recht legt ferner ver-

stärktes Augenmerk auf Modernisierungs-

maßnahmen zur Energieeinsparung;

Energien aller Art werden jetzt berück-

sichtigt (bisher nur Heizenergie). Außer-

dem können Staffel- und Indexmieten

ohne zeitliche Beschränkung vereinbart

werden (bisher maximal zehn Jahre).

Darüber hinaus verlängert sich die Kündi-

gungsfrist für die Vermieter, während 

die Fristen für die Mieter nicht verändert

wurden. 

Im gewerblichen Mietrecht sind die Aus-

wirkungen des Mietrechtsreformgesetzes

dagegen nur marginal. Betroffen sind hier

im Wesentlichen die Ersatzansprüche des

Vermieters aufgrund von Veränderungen

oder Verschlechterungen der Mietsache.

Die Verjährung trat hier bislang nach

sechs Monaten ein. Mit dem Inkrafttreten

des neuen Rechts kann diese Frist nun

dadurch gehemmt werden, dass eine 

Partei ein selbständiges Beweisverfahren

beantragt.

Mittelbaren Einfluss auf unser Geschäft

hat die so genannte große Schuldrechts-

reform, die zum 1. Januar 2002 gesetzlich

fixiert wurde. Ferner wurde das Verjäh-

rungsrecht neu geregelt, und zwar wur-

den die Regelverjährung auf drei Jahre 

verkürzt und die Verjährungsfrist bei

Mängelansprüchen im Kauf- und Werk-

vertragsrecht auf zwei Jahre verlängert.

Außerdem wurden das Kauf- und Werk-

vertragsrecht neu gefasst und einander

angenähert.
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Steuerliche Rahmenbedingungen

Im Zuge der Unternehmensteuerreform

2000 haben sich die körperschaftsteuer-

lichen Rahmenbedingungen grundlegend

geändert. Das Vollanrechnungssystem ist

mit Wirkung vom 1. Januar 2001 durch

das so genannte Halbeinkünfteverfahren

abgelöst worden. Auf der einen Seite

müssen Anteilseigner seither nur noch 

die Hälfte ihrer Dividendeneinnahmen

versteuern. Auf der anderen Seite darf

aber die vom Unternehmen bereits

gezahlte Körperschaftsteuer nicht mehr

verrechnet werden. Außerdem wurde

zum 1. Januar 2001 der Körperschaft-

steuersatz auf einheitlich 25 % gesenkt. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 2002 sind

eine Reihe weiterer wichtiger Steuergesetz-

änderungen in Kraft getreten. So sind 

ab dem Veranlagungszeitraum 2002

Gewinne aus der Veräußerung von Antei-

len an Kapitalgesellschaften durch Kapital-

gesellschaften in der Regel steuerfrei.

Damit ist die Aktienanlage für institutio-

nelle Investoren bedeutend attraktiver

geworden. Für eine Finanzholding haben

die Änderungen im Rahmen der Steuer-

reform 2000 einen weiteren bedeutenden

Vorteil. Dividenden von Tochtergesell-

schaften werden ab 2002 steuerfrei ver-

einnahmt.  

Private Anteilseigner können Beteiligun-

gen an Kapitalgesellschaften nach Ablauf

von einem Jahr wie bisher steuerfrei ver-

äußern, wenn sie nicht wesentlich betei-

ligt sind. Die Grenze für die Annahme

einer wesentlichen Beteiligung ist jedoch

mit Wirkung vom 1. Januar 2002 von

10 % auf 1 % gesenkt worden. Bei steuer-

pflichtigen Veräußerungen innerhalb der

Spekulationsfrist oder bei wesentlicher

Beteiligung gilt ab 2002 das Halbeinkünf-

teverfahren. 

Ebenfalls am 1. Januar 2002 wurde im

Einkommensteuerrecht die so genannte

Bauabzugsteuer eingeführt. Sie gilt 

speziell für das Baugewerbe und soll die

illegale Betätigung eindämmen. Nach 

der neuen Regelung müssen Bauherren

bei Rechnungen für Bauleistungen einen

Steuerabzug von 15 % vornehmen und

an das Finanzamt abführen. Der Bauherr 

wird von dieser Pflicht nur dann enthoben, 

wenn das Rechnung stellende Bauunter-

nehmen eine Freistellungsbescheinigung

nachweist. 
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GESCHÄFTSVERLAUF 

IM KONZERN UND 

IN DEN SEGMENTEN

Der HBAG-Konzern ist über Tochter-

gesellschaften und über Beteiligungs-

gesellschaften mit jeweils klarer Aufgaben-

stellung und eigenem Management

gegliedert. Diese Gliederung spiegelt 

sich in einer Segmentierung, so dass die

Segmentberichterstattung über Einzel-

berichte aus den wichtigsten Tochter-

gesellschaften erfolgt. 

Die wichtigste, bestandshaltende Gesell-

schaft im HBAG-Konzern, die Deutsche

Real Estate AG, hat im abgelaufenen

Geschäftsjahr eine Glättung des rechneri-

schen Aktienwertes vorgenommen. Nach

der Euro-Umstellung im März 1999

belief sich das Grundkapital der Gesell-

schaft auf 18.897.347,93 t, eingeteilt 

in 18.480.000 Stücke zu je 1,02 t. Um

den rechnerischen Wert der Aktie auf 

die üblichen 1,00 t anzupassen, hat die

Deutsche Real Estate AG im Berichtsjahr

eine vereinfachte Kapitalherabsetzung 

um 417.347,93 t auf 18.480.000,00 t

durchgeführt. Die Aktienzahl hat sich

durch die Maßnahme nicht verändert.

Die HBAG ist mit 56,54 % an der

Gesellschaft beteiligt.

Die Deutsche Real Estate AG investiert

direkt und indirekt ausschließlich in

deutsche Gewerbeimmobilien. Ihre

Geschäftstätigkeit basiert auf einem akti-

ven Bestandsmanagement und ist kon-

sequent renditeorientiert ausgerichtet.

Neben Bestandsaufbau und -optimierung

werden lukrative Gelegenheiten auch

zum Verkauf von Objekten genutzt.

Regional ist das Portfolio auf deutsche

Wachstumsregionen konzentriert. Großen

Anteil hat der aussichtsreiche Immobi-

lienmarkt Berlin. Die hohe Bedeutung

dieses Marktes wurde durch die Verlegung

des Verwaltungssitzes nach Berlin unter-

mauert, die im August 2001 erfolgte. 

Das Geschäftsjahr 2001 der Deutsche

Real Estate AG war in allen Bereichen 

von starkem Wachstum geprägt. Ein-

schließlich der Tochtergesellschaften

wurde das Immobilienportfolio im Jahres-

verlauf um 7 auf 66 Objekte ausgebaut.

Parallel dazu erhöhte sich die vermietbare

Fläche um rund 121.480 m2 bzw. 19 %

auf ca. 757.200 m2. Das Anlagevermögen 

des Konzerns stieg um 116 Mio. t bzw.

31 % auf 488 Mio. t. Das Volumen

under Management belief sich per Jahres-

ultimo auf ca. 978 Mio. t gegenüber 

ca. 758 Mio. t im Vorjahr.
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Hauptmieter ist das Medien-Kaufhaus

Saturn. Beim Projekt Handelsforum

Homburg kann nach Abschluss der

Grundstückssicherung die Realisierung

kurzfristig beginnen.

Daneben ist Adler über eine Objekt-

gesellschaft an der Entwicklung eines

Gewerbeparks am Flughafen Amsterdam-

Schiphol beteiligt.

Mit der neuen Beteiligung an der 3C

Deutschland AG ist Adler in das attrak-

tive Feld der Entwicklung von Fachmarkt-

zentren vorgestoßen. In Berlin, Frankfurt

am Main, München und Saarbrücken ist

Adler zudem mit Grundstücksverkäufen

erfolgreich. Darüber hinaus hat sich die

Gesellschaft über Grundstücksoptionen

in Dortmund, Frankfurt am Main und

Heilbronn interessante Perspektiven

eröffnet. 

Im Mai 2001 hat die HBAG Real Estate

von der BHF-BANK AG deren Anteile

von rund 49 % an der AGIV Aktien-

gesellschaft übernommen, nachdem

zuvor rund 1 % über die Börse erworben

worden war. Mit Beschluss der Haupt-

versammlung vom 27. August 2001

wurde die Gesellschaft dann in AGIV

Real Estate AG geändert, und mit

Zustimmung der Gesellschafterversamm-

lung vom 21. Dezember 2001 erfolgte

die Umfirmierung der Münchener Bau-

gesellschaft in MÜBAU Real Estate

GmbH. Nach dem Erwerb weiterer

AGIV-Aktien im Rahmen eines öffent-

lichen Übernahmeangebotes und teil-

weiser Anteilsweitergabe war die HBAG

Real Estate AG zum Jahresende 2001 

mit 54,41 % an der AGIV Real Estate

beteiligt. 

Geschäftsverlauf und Lage der AGIV

Real Estate AG werden maßgeblich von

der wirtschaftlichen Entwicklung der

MÜBAU bestimmt.  Zum Jahresende

2001 besaß die MÜBAU in zehn Städten

vermietete Immobilien mit einer Wohn-/

Nutzfläche von 110.000 m2 und einer

Grundstücksfläche von 168.000 m2. Im

Rahmen der geplanten Umstrukturierung

innerhalb des AGIV Real Estate-Konzerns

nach der Zusammenführung mit der

HBAG Real Estate AG soll der Immo-

bilienbestand der MÜBAU entweder an

Schwestergesellschaften oder an fremde

Dritte veräußert werden. Im Zuge der

neuen strategischen Ausrichtung ist Ende

2001 bereits eine Büroimmobilie im

Frankfurter Westend an einen Investor

veräußert worden.

Der Bereich gewerbliche Projektentwick-

lung wird im HBAG-Konzern über die

Adler Real Estate AG, Frankfurt am Main,

durchgeführt. Auch für diese Gesellschaft

waren im abgelaufenen Geschäftsjahr

keine Kapitalmaßnahmen zu verzeichnen.

Die HBAG hält unverändert 88,72% 

der Aktien dieser Gesellschaft.

Über die Drittel-Beteiligung an der 

AIRRAIL Center Frankfurt Verwaltungs-

gesellschaft mbH & Co. Vermietungs 

KG ist Adler mit der Entwicklung des

AIRRAIL-Terminals am Flughafen

Frankfurt am Main befasst. In 2001

konnten hier die wesentlichen planeri-

schen und technischen Voraussetzungen

geschaffen und der Bauantrag eingereicht

werden. Zufrieden stellend ist das Projekt

Technologiepark in Heidelberg verlaufen.

Trotz schwierigerer Rahmenbedingungen

für Start-ups der Biotechnologie, die 

die Hauptnutzerklientel für dieses Projekt

darstellen, konnte die Vermietungsleis-

tung 2001 weiter gesteigert werden. Im

Plan befindet sich Adler bei dem Büro-

und Geschäftshaus in Mannheim, das im 

1. Quartal 2002 fertig gestellt werden soll.
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Parallel zur Abgabe der Aktivitäten im

Bereich der Bestandsimmobilien wird

sich die MÜBAU künftig im Bereich

Wohnimmobilien verstärkt auf das Bau-

trägergeschäft und die Projektentwick-

lung konzentrieren. Insgesamt befanden

sich im Eigentum der MÜBAU Woh-

nungsbau-Entwicklungsgrundstücke mit

einer Fläche von rund 400.000 m2, ein

Jahr zuvor waren es 460.000 m2. Dieser

Rückgang resultiert im Wesentlichen aus

dem Verkauf von Grundstücken, deren

Entwicklungspotential nach sorgfältiger

Analyse als zu gering eingestuft wurde. 

In den nächsten Jahren können auf 

den vorhandenen Entwicklungsgrund-

stücken Projekte mit einem Volumen von

300 Mio. t realisiert werden. 

Die Aktivitäten im Ausland wurden von

der HBAG Real Estate AG nicht aus-

geweitet. Die Projektentwicklung in der

Nähe der tschechischen Hauptstadt Prag

wurde durch den erfolgreichen Verkauf

des Gesamtprojektes abgeschlossen. Die

Aktivitäten in Spanien werden weiter-

geführt. Inzwischen befinden sich drei

Einzelhandelsprojekte im Bau. Mit den

ersten Verkäufen wird im laufenden

Geschäftsjahr gerechnet. 

Die TRANSATLANTICA Real Estate AG

konnte planmäßig von dem sehr günsti-

gen Konjunkturverlauf der letzten Jahre

in den USA profitieren und im ersten

Halbjahr 2001 zwei Objekte sehr erfolg-

reich verkaufen. Der Objektbestand bzw.

der Beteiligungsbestand war so weit ab-

gebaut worden, dass eine Auswirkung der

Ereignisse vom 11. September 2001 auf

den Geschäftsbetrieb nicht gegeben war. 

Im Einzelabschluss weist die HBAG Real

Estate AG zum Jahresende 2001 ein

Anlagevermögen von 355,4 Mio. t aus.

Das Investitionsvolumen im Konzern be-

trug zum gleichen Zeitpunkt 692,6 Mio. t.

Ertragslage der HBAG Real Estate AG

Die HBAG Real Estate AG erzielt als

Konzernholding keine eigenen Umsätze.

Die Ertragslage wird wesentlich beein-

flusst von den Erträgen, die von den

Tochter- und Beteiligungsgesellschaften

vereinnahmt werden. Im Geschäftsjahr

2001 erzielte die Deutsche Real Estate

AG ein Ergebnis aus gewöhnlicher 

Geschäftstätigkeit, das sich von 6,7 Mio. t

auf 12,3 Mio. t verbesserte. Der daraus

resultierende Bilanzgewinn erhöhte sich

von 5,4 Mio. t auf 11,7 Mio. t. Gemäß

Vorschlag an die Hauptversammlung soll

der Bilanzgewinn zur Finanzierung des

künftigen Wachstums vollständig thesau-

riert werden. 

Die Adler Real Estate Aktiengesellschaft

konnte im Geschäftsjahr 2001 das Ergeb-

nis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

deutlich von 5,8 Mio. t auf 10,3 Mio. t

steigern. Der Bilanzgewinn legte von 

4,1 Mio. t auf 8,0 Mio. t zu. Daraus ist

eine Dividende von 0,50 t je Aktie aus-

geschüttet worden. Der auf die HBAG

Real Estate AG entfallende Anteil beläuft

sich auf rund 4,4 Mio. t. 
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Aus den sonstigen Beteiligungsgesellschaf-

ten, einschließlich der Auslandstöchter,

werden insgesamt Beteiligungserträge von

rund 3,4 Mio. t vereinnahmt.

Im Geschäftsjahr 2001 wurden auf den

AGIV Real Estate-Teilkonzern und hier

insbesondere auf die MÜBAU erstmals

die Bewertungsgrundsätze des HBAG-

Konzerns angewendet. Daraus resultieren

zum 31. Dezember 2001 Abwertungen

auf Vorratsgrundstücke in der Projektent-

wicklung, Abwertungen auf Immobilien

im Bestand sowie außerplanmäßige

Zuführungen zu den Rückstellungen für

Generalmietverträge und zukünftige

Abwicklungskosten. 

Diese Neubewertungen können im

Ergebnis nicht durch Gewinne aus dem

laufenden Geschäft ausgeglichen werden,

so dass die MÜBAU für 2001 einen Ver-

lust ausweist. Auch auf der Ebene der

AGIV Real Estate AG kann dieser Verlust

nur teilweise durch die Auflösung von 

für entsprechende Risiken gebildete Rück-

stellungen kompensiert werden. In der

Folge weist die AGIV keinen Gewinn

aus. Der kommenden Hauptversamm-

lung wird folglich keine Dividenden-

Zahlung für das Jahr 2001 vorgeschlagen.

Insgesamt belaufen sich die Beteiligungs-

erträge der HBAG Real Estate AG im

Geschäftsjahr 2001 auf rund 12,8 Mio. t.

Darin enthalten sind auch Erträge in 

Höhe von 5,0 Mio. t, die aus der Dividen-

denzahlung der AGIV Real Estate AG 

für das Jahr 2000 resultieren.

Neben den Beteiligungserträgen wird das

Bild der Gewinn- und Verlustrechnung

der HBAG Real Estate AG geprägt von

den Zinserträgen und Zinsaufwendungen.

Vor allem bedingt durch das Finanzie-

rungserfordernis im Zusammenhang mit

dem Erwerb der Mehrheitsbeteiligung 

an der AGIV Real Estate AG sank 

der Zinssaldo von plus 0,4 Mio. t auf

minus 8,7 Mio. t. 

Vor diesem Hintergrund verringerte 

sich das Ergebnis der gewöhnlichen

Geschäftstätigkeit von 10,7 Mio. t auf

0,3 Mio. t. Der Jahresüberschuss gab

von 9,0 Mio. t auf 0,4 Mio. t nach.

Unter dem Strich stellte sich der Bilanz-

gewinn auf 0,7 Mio. t, der gemäß 

Vorschlag an die Hauptversammlung

vollständig thesauriert werden soll. 

Konzernabschluss

Konsolidiert weisen die Tochter- und

Beteiligungsgesellschaften der HBAG

Real Estate im Geschäftsjahr 2001 einen

Umsatz von 50,8 Mio. t aus. Davon ent-

fielen 37,2 Mio. t auf Mieteinnahmen

und 10,2 Mio. t auf Erlöse aus vertrag-

lichen Regelungen aus einer Freihalte-

und Unterstützungsverpflichtung. Erlöse

aus der Veräußerung von Grundstücken

bei der Deutsche Real Estate AG sind in

den sonstigen betrieblichen Erträgen aus-

gewiesen. Sie betrugen im Berichtsjahr

rund 14,6 Mio. t.

Auf die Deutsche Real Estate AG entfällt

ein Umsatz von konsolidiert 32,4 Mio. t.

Die Adler Real Estate AG konnte im Pro-

jektentwicklungsgeschäft 12,0 Mio. t

umsetzen. Das Umsatzvolumen der sons-

tigen Beteiligungsgesellschaften belief

sich in 2001 auf rund 6,3 Mio. t. 

Die AGIV Real Estate AG ist mit Wir-

kung zum 31. Dezember 2001 lediglich

bilanziell in den Konzernabschluss der

HBAG Real Estate eingeflossen. Die 

mit der Übernahme verbundenen Auf-

wendungen schlagen sich unmittelbar 

im Finanzergebnis nieder, das sich von 

minus 13,3 Mio. t auf minus 29,4 Mio. t

verschlechterte. 



HBAG REAL ESTATE

|29||29|

Da die Erstkonsolidierung der AGIV

Real Estate in der Konzern-Gewinn- und

Verlustrechnung der HBAG Real Estate

erstmals ab dem Geschäftsjahr 2002

erfolgt, standen diesem zusätzlichen Auf-

wand keine entsprechenden Erträge

gegenüber. Unter dem Strich weist die

HBAG Real Estate im Konzernabschluss

trotz der überwiegend positiven Entwick-

lung der konsolidierten Tochter- und

Beteiligungsgesellschaften einen Jahres-

fehlbetrag von 8,9 Mio. t aus. 

Investitionen

Im Mai 2001 hat die HBAG Real Estate

AG durch Börsenkäufe sowie die Über-

nahme eines 49 %-Paketes von der BHF-

BANK die Mehrheit an der AGIV Real

Estate AG erworben. Im Rahmen der

kaufvertraglichen Verpflichtungen hat die

HBAG den freien Aktionären der AGIV

Real Estate AG anschließend ein Über-

nahmeangebot unterbreitet, das im Juli

2001 abgewickelt wurde. Im Zuge dieses

Übernahmeangebotes hat die HBAG

Real Estate AG ihre Beteiligung an der

AGIV Real Estate AG kurzfristig auf

62,5 % erhöht. Einschließlich des Über-

nahmeangebotes lag das Transaktions-

volumen bei insgesamt rund 280 Mio. t. 

Im zweiten Halbjahr wurden rund 8 %

des AGIV-Aktienkapitals weitergegeben.

Dadurch reduzierte sich die Beteiligungs-

quote der HBAG Real Estate AG auf 

derzeit 54,41 %. 

|29||29|

Buchwerte nach Geschäftsbereichen*

Projektentwicklung 23,9 %

Dienstleistungen/Beteiligungen/ 
Ausland 6,6 %

* vgl. Kennzahlen vordere Umschlagklappe

Bestand 69,5 %
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Finanzierung

Vor allem infolge der mehrheitlichen

Übernahme der AGIV Real Estate AG hat

sich die Bilanz bei der HBAG Real Estate

AG per Ende 2001 von 150,3 Mio. t

auf 424,3 Mio. t verlängert. Auf der

Aktivseite schlugen sich die Anschaffungs-

kosten in den Finanzanlagen nieder, so

dass dieser Posten mit 355,4 Mio. t nach

115,5 Mio. t im Vorjahr weiterhin die

größte Position darstellt. 

Insgesamt wurden zur Finanzierung des

Mehrheitserwerbs der AGIV Real Estate

AG Kredite in Höhe von 271 Mio. t in

Anspruch genommen. Durch diesen

weitestgehend kreditfinanzierten Aktien-

erwerb erhöhten sich parallel zu den Finanz-

anlagen auf der Passivseite der Bilanz 

die Verbindlichkeiten gegenüber Kredit-

instituten, und zwar von 29,7 Mio. t auf

309,3 Mio. t. 

Das bilanzielle Eigenkapital verringerte

sich zum Jahresende 2001 aufgrund des

gesunkenen Bilanzgewinns leicht von

98,4 Mio. t auf 93,4 Mio. t. Daraus

ergibt sich eine Eigenkapitalquote von

22,0 %, die nach wie vor einigen Spiel-

raum für weitere Investitionen ermög-

licht. 

Die AGIV Real Estate AG verfügt nach

dem Verkauf ihrer Industriebeteiligungen

über liquide Mittel von über 300 Mio. t.

Somit konnte die konsolidierte Kapital-

basis der HBAG Real Estate entscheidend

verstärkt werden. Bei einem Anlagever-

mögen von rund 693 Mio. t verfügte

der Konzern zum Jahresende über eine

freie Liquidität von rund 412 Mio. t.

Dem stehen im Konzern ein Eigenkapital

von 268 Mio. t sowie Verbindlichkeiten

von rund 1.078 Mio. t gegenüber 

– davon 969 Mio. t gegenüber Kredit-

instituten.

Bilanzstruktur (Einzelabschluss)

in Mio. EUR

1999

115,9

150,3 150,3

424,3

115,9

2000 1999 2000 2001

Aktiva
Anlagevermögen ■

Umlaufvermögen ■

passiva
■ Eigenkapital

■ Rückstellungen/Verbindlichkeiten 

45,9 % 23,1 % 21,0 %

79,0 %

34,4 %

65,6 %

78,0 %

22,0 %

54,1 %
76,9 %

424,3

2001

16,2 %

83,8 %
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Die AGIV Real Estate AG weist kon-

solidiert ein Anlagevermögen von rund 

99,8 Mio. t und liquide Mittel von

337,4 Mio. t aus. Die Kreditmittel 

beliefen sich zum Jahresende 2001 auf

138,9 Mio. t und das Eigenkapital 

auf 350,6 Mio. t. 

Die Deutsche Real Estate AG weist 

konsolidiert ein Anlagevermögen von

488,3 Mio. t und liquide Mittel 

von 48,5 Mio. t aus. Dagegen standen

ein Eigenkapital von 97,0 Mio. t

und Kreditverbindlichkeiten in Höhe

von 417,3 Mio. t.

Die Struktur der Konzernbilanz der 

Adler Real Estate AG ist geprägt von

ihrer Ausrichtung auf die Projektentwick-

lung. Größter Posten auf der Aktiv-

seite sind hier die im Umlaufvermögen

bilanzierten Immobilienprojekte im 

Bau, die sich nach Anzahlungen auf 

58,3 Mio. t stellten und auf die damit

mehr als die Hälfte der Bilanzsumme 

von 109,6 Mio. t entfielen. Das Anlage-

vermögen betrug zum Ende des Berichts-

jahres 14,1 Mio. t bei einer Liquidität

von 20,0 Mio. t. Finanziert war dieses

Vermögen im Wesentlichen durch Eigen-

kapital von 29,4 Mio. t und durch 

Kredite in Höhe von 49,0 Mio. t. 

Mitarbeiter

Die HBAG Real Estate AG beschäftigt

als konzernleitende Holding keine Mit-

arbeiter. Auf konsolidierter Basis hat sich

die Zahl der durchschnittlich beschäftig-

ten Mitarbeiter zum 31. Dezember 2001 

auf 183 gegenüber 58 Beschäftigten erhöht. 

Von diesem Zuwachs entfielen 120 Mit-

arbeiter auf die erstmalige Einbeziehung

des Teilkonzerns der AGIV Real Estate. 

In der nicht in die Konsolidierung einbe-

zogene TAXXUS Real Estate Service

GmbH & Co. wurden 40 Mitarbeiter

beschäftigt.

Organisation und Verwaltung

Die Büroorganisation und -verwaltung

der Liegenschaften für die Bereiche 

Deutsche Real Estate AG und sonstige

Beteiligungsgesellschaften einschließlich

der Auslandstöchter werden vom Ver-

waltungssitz des Konzerns in Hamburg

durch die TAXXUS Real Estate Service

GmbH & Co. wahrgenommen. Diese

Gesellschaft hält auch das erforderliche

Personal für diese Bereiche vor. Ab dem

1. Januar 2002 verfügt der Konzern über

eine eigene Verwaltungsgesellschaft für

alle Liegenschaften. Dies ist die DIM

Deutsche Immobilien Management

GmbH mit Sitz in Frankfurt am Main.

Diese Gesellschaft wird teilweise die Auf-

gaben der TAXXUS übernehmen.

Die Adler Real Estate AG verfügt an

ihrem Verwaltungssitz in Frankfurt am

Main über eine eigene Büroorganisation

und eigenes Personal. Als wesentlicher

Integrationsschritt ist die Zusammen-

legung des Personals der Verwaltungen der

Adler Real Estate AG und der MÜBAU

Real Estate AG in Vorbereitung. 
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Die Deutsche Real Estate AG ist mit

ihrem Verwaltungssitz im Sommer 2001

planmäßig nach Berlin umgezogen. 

Berlin wird auf Sicht der bedeutendste

deutsche Immobilienmarkt sein und 

bleiben. Entsprechend wird an diesem

Standort eine eigene Organisation weiter

ausgebaut. 

Für die Verwaltung der Liegenschaften

und als zentrales Steuerungsinstrument

für die Vorstände im Konzern hat die

HBAG Real Estate AG unter Hinzuzie-

hung externer Fachberater ein Projekt zur

ganzheitlichen Unternehmenssteuerung

auf Basis von SAP-Software gestartet. 

Mit der Einführung von SAP ist am 

1. Januar 2001 begonnen worden. Die

Prozesse der Hausverwaltung in der 

DIM Deutsche Immobilien Management

GmbH sollen ebenfalls über die entspre-

chende SAP-Software abgebildet werden.

Zudem wurde die Erstellung von Jahres-

abschluss und Konsolidierung der HBAG

Real Estate durch das neue System unter-

stützt. Für den Bereich Projektentwick-

lung sind die Einführung und Umstellung

auf SAP für den 1. Januar 2003 vorge-

sehen.

Weitere Projektabschnitte für Analyse

und Berichtswesen im Konzern werden

noch im Jahr 2002 in Betrieb gehen.

Forschung und Entwicklung

Der HBAG-Konzern betreibt keine 

Forschungs- und Entwicklungsabteilung.

Neue Entwicklungen auf den Immobi-

lienmärkten müssen beobachtet werden,

um abschätzen zu können, ob die vor-

handenen oder erworbenen Liegenschaften 

oder Beteiligungsgesellschaften dauerhaft

marktgerecht betrieben werden können

oder ob neue Konzepte erarbeitet werden

müssen. Die HBAG Real Estate AG

unterstützt Projekte von Forschungsinsti-

tuten und Lehrstühlen an Universitäten,

soweit sie geeignet sind, zur Verbesserung

der Markttransparenz im Immobilien-

bereich in Deutschland beizutragen. 

Gemeinsam mit externen Fachberatern

entwickelt der HBAG-Konzern ein 

rechnergestütztes Unternehmenssteue-

rungssystem. Zur endgültigen Umsetzung

werden für ein solches System auch in

erheblichem Umfang externe Daten zum

Abgleichen benötigt. Darüber hinaus

wird auch eine generelle Kennzahlen-

systematik entwickelt, die auch von 

anderen Gesellschaften der Immobilien-

wirtschaft anwendbar sein wird. Damit

wäre die Basis für eine bessere unter-

nehmensübergreifende Vergleichbarkeit

in diesem Sektor gegeben. Die Entwick-

lung aussagefähiger Kennzahlen ist auch

für Analysten im Aktienbereich von 

entscheidender Bedeutung. Hier herrscht

in Deutschland im Vergleich zu den

angelsächsischen Ländern erheblicher

Nachholbedarf. Die HBAG Real Estate

AG wird hier weitere Projekte unterstüt-

zen, die zu einer Verbesserung dieser

Situation beitragen.



HBAG REAL ESTATE

|33||33|

Allgemeine Risiken der HBAG Real 

Estate AG

Die HBAG Real Estate AG ist eine

Finanzholding im Immobilienbereich,

deren unternehmerisches Handeln ein

ständiger Prozess von Abwägung der

Chancen und Risiken ist. Ohne das

bewusste Eingehen von Risiken können

keine überdurchschnittlichen Ergebnisse

erzielt werden. Entscheidend für den

zukünftigen Erfolg eines Unternehmens

ist der systematische und organisatorische

Umgang mit Risiken in Erkennung, 

Analyse und Maßnahme.

Unser Unternehmen hat die Neuausrich-

tung erst Mitte 1998 begonnen. Typische

Altrisiken bestehen daher nicht. Die

Geschäfte – auch in den Beteiligungs-

gesellschaften – wurden im Wesentlichen

von den heute handelnden und verant-

wortlichen Personen getätigt. Die 

Beurteilung einzelner Risiken und deren

Entwicklung wird dadurch bedeutend

erleichtert. Zur systematischen Erfassung

und Steuerung von Risiken werden 

im Rahmen einer Risikomanagement-

analyse Instrumente eingesetzt, weiterent-

wickelt und in einem Handbuch 

festgehalten. Die Risikoanalysen sind

abgeschlossen, und die Aufbereitung des 

Handbuches befindet sich in Vorbereitung.

Auch die Märkte, in denen sich eine auf

Immobilienbeteiligungen ausgerichtete

Holding bewegt, sind gekennzeichnet

von fortschreitender Globalisierung und

Komplexität. Es ist die Aufgabe des Vor-

stands, in diesem Umfeld die Position 

des Unternehmens zu bestimmen, den

Kurs festzulegen und in Planungen zu

dokumentieren. Zur Bewältigung der

umfassenden steuerlichen und rechtlichen

Probleme stehen anerkannte Fachberater

sowie eigene Experten zur Verfügung.

Des Weiteren wird der Personalentwick-

lung besondere Aufmerksamkeit gewidmet.

Priorität für unsere im Aufbau und in

großem Wachstum befindliche Gesell-

schaft hat die Frage der Verfügbarkeit von 

Kapital. Derzeit befinden sich die Finanz-

märkte in einem guten Zustand, so dass

Mittel ausreichend zur Verfügung stehen.

Weitere Instrumente der Kapitalbeschaf-

fung, wie z. B. die Einbringung von

Beteiligungsgesellschaften als Sacheinlage

gegen Ausgabe neuer Aktien oder die

Begebung eigener Anleihen, werden vom

Vorstand aktiv betrieben. Auf das Risiko

vorzeitiger Darlehensfälligkeit bei Nicht-

einhaltung der „Financial Covenants“ im

Hinblick auf die Ankaufsfinanzierung der

Mehrheit an der AGIV Real Estate AG

weisen wir hin.

Die Anlagen der Gesellschaft sind auf

ausgewählte Beteiligungen mit Immobi-

lienbezug konzentriert. Es werden keine

Einzelgeschäfte getätigt, die ein bestands-

gefährdendes Wagnis begründen könn-

ten. Vielmehr wird eine Risikostreuung

durch eine Vielzahl von Beteiligungen

angestrebt, die sich national und inter-

national mit unterschiedlichen Sektoren

innerhalb der gesamten Immobilienwirt-

schaft befassen. 

Die Anlagemittel werden entsprechend

systematisch in den entwicklungsfähigen

Regionen Europas und den in USA einge-

setzt. Dabei werden auch die unterschied-

lichen Nutzungsarten der Immobilien

wie Wohnen, Einzelhandel und Gewerbe

sowie unterschiedliche Geschäftsfelder

wie Bestandshaltung, Projektentwicklung,

Dienstleistungen bis hin zu Internet-

aktivitäten an der Schnittstelle von der

Immobilie zum Netz berücksichtigt.



Risiken des Konzerns 

Zum Zwecke des systematischen und

organisatorischen Umgangs mit Risiken

werden bei den Tochter- und Beteiligungs-

gesellschaften geeignete Instrumente zur

Erkennung, Analyse und Maßnahme 

eingesetzt. Ein Ausbau von konsolidierter

Planung und eines konsolidierten Berichts-

wesens wird durch Einführung eines

SAP-gestützten Rechnungswesens vorge-

nommen. 

Grundsätzlich ist zu berücksichtigen, dass

durch die zugrunde gelegte progressive 

Abschreibungsmethode der Abschreibungs-

aufwand bei den Beteiligungsgesellschaf-

ten mit zunehmender Zeitdauer steigt.

Parallel dazu werden die Erträge belastet.

Diesem negativen Effekt stehen zumin-

dest bis zum Auslaufen der Zinsbindungs-

fristen für langfristige Finanzierungen bei

bestehenden Objekten und planmäßiger

Tilgung sinkende Zinsaufwendungen

gegenüber.

Im Rahmen des Risiko-Managements

wurden für ihre Konzern- und Beteili-

gungsgesellschaften der HBAG Real Estate

die Risikofelder der einzelnen Unterneh-

mensbereiche definiert. Schwerpunkte

liegen dabei auf den Marktrisiken, Pro-

dukt- und Projektrisiken, Beschaffungs-

risiken, Bestands- und Mietrisiken sowie

Finanz- und Liquiditätsrisiken. 

In Bezug auf die AGIV Real Estate AG

sind darüber hinaus spezifische Gewähr-

leistungs- und Prozessrisiken zu beachten,

die sich im Zuge der in den vergangenen

Jahren vollzogenen tiefgreifenden strate-

gischen Neuausrichtung des Konzerns

ergeben haben. 

Marktrisiken

Der deutsche Immobilienmarkt ist von

starkem Wettbewerb und ausgeprägten

zyklischen Schwankungen gekennzeich-

net. Zudem wird das Geschäft durch das

gesetzliche und steuerrechtliche Umfeld,

die Lokalpolitik und die Arbeitsweise 

der Behörden beeinflusst. Um den Markt-

risiken zu begegnen, wird das Umfeld

laufend analysiert und die Konkurrenz-

situation beobachtet. Mit der regionalen

und der produktbezogenen Streuung 

des Immobilienportfolios wird den Markt-

schwankungen begegnet. 

Produkt- und Projektrisiken

Zu den Risikofaktoren des Projekt-

geschäftes zählen Kalkulationsfehler,

Kostenüberschreitungen, Vertriebsdefizite,

unzureichende Finanzierungsmittel, 

niedriges Mietniveau und Nachfrage-

schwankungen. Hinzu kommen zeitliche

Verzögerungen und Unwägbarkeiten 

bei der Bauausführung. 

Die auf dem Gebiet der Projektentwick-

lung tätigen Tochter- und Beteiligungs-

gesellschaften der HBAG Real Estate AG

steuern diese Risiken durch ein striktes

Baucontrolling mit regelmäßigen Kosten-

kontrollen sowie durch eine laufende

Berichterstattung mit Abweichungsanaly-

sen. Ein wesentlicher Grundsatz des

HBAG-Konzerns besteht darin, den Bau-

beginn von Gewerbeobjekten nur dann

zu starten, wenn weitgehende Vermark-

tungserfolge (Vermietung oder Verkauf )

erzielt sind.

HBAG REAL ESTATE
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Beschaffungsrisiken

Beim Ankauf von Grundstücken kommt

es darauf an, die Lagequalität sowie die

Entwicklungsmöglichkeiten und -chancen

adäquat zu bewerten. Gleichzeitig müssen

Altlasten erkannt und das Risiko einer

Lageverschlechterung beurteilt werden.

Bei der Beschaffung von Bauleistungen

gilt es, die Qualität der Architekten und

Bauausführenden als wichtige Voraus-

setzung für eine hohe Bauqualität sicher-

zustellen. Treten dennoch Mängel auf, 

ist es entscheidend, diese zügig beseitigen

zu lassen oder alternativ Preisminderun-

gen zu erwirken. Um diese Risiken zu

begrenzen, werden bewährte Vorgehens-

weisen und Richtlinien eingesetzt.

Bestands- und Mietrisiken 

Grundsätzlich ist der Unternehmens-

gegenstand der Deutsche Real Estate AG,

nämlich der Aufbau und die Bewirtschaf-

tung eines Immobilienportfolios, ein 

risikoarmes Geschäft. Da es sich um eine

Vermögensanlage in Substanzwerte han-

delt, ist das Risiko eines unternehmens-

gefährdenden Totalverlustes als gering

einzustufen. Aber auch innerhalb eines

risikoarmen Geschäfts sind die branchen-

spezifischen relativen Risiken sorgfältig

zu prüfen und abzuwägen.

Bei den einzelnen Anlageobjekten 

bestehen Chancen und Risiken aus der

Vermietung. Über ein entsprechendes

Mietvertrags-Controlling wird eine best-

mögliche vertragliche Absicherung 

hergestellt.

Darüber hinausgehende Risiken werden,

so weit wie möglich, zusätzlich versichert.

Je nach Objektart und Marktsituation

werden im Rahmen eines aktiven

Bestandsmanagements langfristige Miet-

verträge (bis zu 15 Jahren) oder bewusst

nur kurzfristige Bindungen angestrebt.

Die Vermietung leer stehender Flächen

erfolgt strategisch durch die Partner vor

Ort und in Abstimmung mit dem Vor-

stand. Ziel bleibt stets ein langfristiger

Wertzuwachs und nicht nur kurzfristige

Deckungsbeiträge. Eine detaillierte 

Planung auf Objektebene erlaubt im

Zusammenspiel mit einer kontinuier-

lichen Objektberichterstattung ein 

professionelles Objekt-Controlling und

eine regelmäßige Portfolioanalyse.

Finanz- und Liquiditätsrisiken

Bonitätsrisiken werden durch eine strikte

und frühzeitige Kontrolle begrenzt. 

Forderungsausfälle hat es daher in den

vergangenen Jahren in nennenswertem

Umfang nicht gegeben. Ein professionelles

Cash-Management, die Beschleunigung

der Bauplanung und ein permanentes

Monitoring der Kreditlinien tragen dazu

bei, die Finanz- und Liquiditätsrisiken 

zu kontrollieren. 

Gewährleistungsrisiken aus 

Unternehmensverkäufen

Zum Bilanzstichtag bestanden bei der

AGIV Real Estate nachlaufende Risiken

noch im Zusammenhang mit den Ver-

käufen der Ernst Peiniger GmbH, 

Barmag AG und Spectris Aktiengesell-

schaft. Bilanziell sind jeweils entsprechen-

de Vorsorgen getroffen worden. 
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Prozessrisiken

Nach der Übernahme der Aktienmehr-

heit von der BHF-BANK durch die HBAG

Real Estate AG und im Zuge der sich

daran anschließenden Einbeziehung der

AGIV Real Estate in den Konzern der

HBAG hat die AGIV im Zusammenwir-

ken mit dem neuen Mehrheitsaktionär

unverzüglich Vergleichsgespräche mit

denjenigen Aktionären, die gegen Haupt-

versammlungsbeschlüsse der vergangenen

Jahre Klagen erhoben haben, aufgenom-

men. Diese Gespräche dienen dazu, die

AGIV von Lasten aus der Vergangenheit

zu befreien und damit die Neuausrichtung

unserer Gesellschaft zu einer führenden

Immobilien-Holdinggesellschaft im 

MDAX zu gewährleisten. Bereits im

zweiten Halbjahr 2001 konnte mit einem

Teil der Prozessbeteiligten eine vergleichs-

weise Beilegung der Rechtsstreitigkeiten

erzielt und umgesetzt werden, so dass 

dieser Teil der Klagen für die AGIV erle-

digt ist. 

Parallel sind mit den übrigen Prozess-

beteiligten weitere Vergleichsgespräche

geführt worden. Die Einigungsbemühun-

gen mit diesem Kreis von Aktionären

sind ebenfalls aussichtsreich und werden

fortgeführt, wobei mit der überwiegenden

Zahl der Kläger bereits ein Einvernehmen

über die Bedingungen für einen Vergleich

erzielt wurde. Aufgrund des Verlaufes 

der Vergleichsgespräche kann mit einer

vergleichsweisen Beilegung sämtlicher

Aktionärsklagen noch im zweiten Quartal

2002 unter Mitwirkung der Groß-

aktionäre der AGIV, der HBAG, der 

BHF-BANK AG sowie der Energie Baden-

Württemberg AG, gerechnet werden. 

Kernpunkt dieser Gesamteinigung wird

eine Kapitalerhöhung bei der AGIV sein,

die den außenstehenden Aktionären

(sämtlichen Aktionären mit Ausnahme

von HBAG Real Estate AG, BHF-BANK

AG, Energie Baden-Württemberg AG

und RSE Grundbesitz- und Beteiligungs

AG) ein Bezugsrecht von je 1 Aktie 

zum rechnerischen Nennwert von 1,00 t

pro 9 zum Stichtag gehaltener Aktien

gewährt sowie eine Übernahme der 

Verfahrenskosten der Aktionäre durch 

die AGIV. 

Wenn der Vergleich gelingt, wären die

seit 1999 mit Beginn der Unternehmens-

verkäufe erhobenen vielfältigen Aktio-

närsklagen innerhalb eines Zeitraumes

von etwa zwölf Monaten nach der 

Neuausrichtung als Immobilien-Holding-

gesellschaft vollständig beendet worden.

Falls eine Einigung nicht mit allen

Anfechtungsklägern möglich sein sollte,

werden Prozessvergleiche mit den eini-

gungsbereiten Aktionären geschlossen, 

in denen die vorerwähnte Kapitalerhöhung

und Aktienausgabe zum Nennwert unter

die Bedingung einer Einigung mit allen

klagenden Aktionären gestellt wird.

Im Zusammenwirken mit der HBAG

konnte dabei sichergestellt werden, dass

die AGIV im Rahmen der Vergleiche 

nur die jeweiligen Verfahrenskosten trägt.

Im Vergleich zu den im Fall des Weiter-

führens der Prozesse bestehenden Prozess-

und Prozesskostenrisiken stellt sich dieses

Ergebnis für die AGIV als erfreulich dar.
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AUSBLICK Die Konjunkturprognosen für das Jahr

2002 sind insgesamt eher verhalten. Zwar

deuteten einige Indikatoren in den USA

darauf hin, dass dort die Talsohle bereits

durchschritten sein könnte. Allerdings

sind die bestehenden Unsicherheiten

nach wie vor sehr groß. 

Unter der Voraussetzung, dass sich keine

gravierenden negativen Einflüsse ergeben,

erwarten Konjunkturexperten für die 

US-Wirtschaft ein leichtes, etwa auf Vor-

jahresniveau liegendes Wachstum. Dies

wird jedoch kaum ausreichen, um der

Weltwirtschaft entscheidende Impulse 

zu verleihen. Für Japan wird denn auch

zunächst noch mit einer Verschärfung der

Rezession gerechnet und für die Länder

der Europäischen Union mit einem etwas

niedrigeren Wachstum. 

Vor diesem Hintergrund wird für die

deutsche Wirtschaft bestenfalls eine

Erholung möglich sein. Am Vermietungs-

markt wird sich die regional sehr diffe-

renzierte Entwicklung fortsetzen. An 

den Märkten in Ostdeutschland wird das

Umfeld unverändert schwierig bleiben,

ebenso wie in den Nebenlagen im Westen

des Landes. 

Weiter auf hohem Niveau wird sich die

Flächennachfrage nach 1a-Lagen in den

Ballungsgebieten bewegen. Allerdings 

ist hier angesichts der gedämpften Kon-

junkturaussichten damit zu rechnen, dass 

die Ergebnisse der Jahre 2000 und 2001

nicht wiederholt werden können. Dies

gilt insbesondere für den Bereich des 

Einzelhandels, der im Jahr 2002 ohne

Impulse von Seiten privaten Verbrauchs

auf einen weiteren realen Umsatzrück-

gang zusteuert. Zunehmende Chancen

bieten sich dagegen bei Logistikimmo-

bilien. 

Im Wohnungsbau ist von einem weiteren

Rückgang der Baugenehmigungen auf

rund 260.000 Einheiten auszugehen.

Diesem Abwärtstrend steht in den kom-

menden Jahren ein durchschnittlicher

Neubau-Bedarf von mindestens 350.000

Einheiten gegenüber. Der Markt befindet

sich also auf dem Weg zu einer Angebots-

verknappung. Zwangsläufige Folge sind

Preissteigerungen, die zur Zeit nur durch

die schwache konjunkturelle Entwicklung

gebremst werden. 
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Im Hinblick auf die Zinsen sehen die

Prognosen eine tendenziell eher leicht

rückläufige Entwicklung voraus. Damit

blieben die Rahmenbedingungen für

Investoren in Renditeimmobilien aus 

dieser Perspektive unverändert günstig. 

In diesem insgesamt recht positiven

Umfeld wird die HBAG zu einer führen-

den deutschen Immobilien-Holding 

ausgebaut. Ein wesentlicher Schritt in

diese Richtung bildet die geplante

Zusammenführung aller Geschäftsfelder

der HBAG mit den verbliebenen Immo-

bilien-Aktivitäten der AGIV. Die dazu

notwendigen Beschlüsse werden Gegen-

stand der Hauptversammlung am 

18. Juli 2002 sein. 

In ihrer neuen Struktur wird die Gruppe

die gesamte Wertschöpfungskette der

Immobilienbranche abdecken. Der neue

Konzern wird somit als reine Immobilien-

Aktiengesellschaft im MDAX vertreten

sein. Die damit verbundenen Möglich-

keiten werden genutzt, um die geplante

Expansion voranzutreiben. 

In einer ersten Investitionsphase, die 

bis Ende 2003 realisiert sein soll, ist die

Verdoppelung des Immobilienvermögens

der HBAG/AGIV-Gruppe von derzeit

rund 1,25 Mrd. t vorgesehen. Primäres

Ziel dieser ehrgeizigen Pläne ist es, in

eine Größenordnung hineinzuwachsen,

in der die Anforderungen des Marktes

adäquat erfüllt werden können. Neben

gezieltem Wachstum hat die Erwirtschaf-

tung überdurchschnittlicher Renditen

oberste Priorität. Auf dieser Basis wird

eine überdurchschnittliche Ergebnis-

entwicklung geplant.

Hamburg, im März 2002

Der Vorstand

Dr. Rainer Behne Andreas Helwig 



VII.2. Bilanz der HBAG zum 31. Dezember 2001 
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AKTIVA 2001 2000

Anhang TEUR TEUR

Anlagevermögen 1

I. Immaterielle Vermögensgegenstände 5 11

II. Sachanlagen
1. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 1 1

III. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 352.371 112.819
2. Beteiligungen 3.002 2.559
3. Wertpapiere des Anlagevermögens 17 17
4. Anzahlungen auf Finanzanlagen 0 96

355.390 115.491

355.396 115.503

Umlaufvermögen

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 2

1. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 38.913 23.877
2. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein 

Beteiligungsverhältnis besteht 2.993 1.255
3. Sonstige Vermögensgegenstände 20.900 2.414

62.806 27.546

II. Wertpapiere 3 1.965 729

III. Guthaben bei Kreditinstituten 4.107 6.472

68.878 34.747

Rechnungsabgrenzungsposten 5 22

424.279 150.272

BILANZ DER AG 
ZUM 31. DEZEMBER 2001
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PASSIVA 2001 2000

Anhang TEUR TEUR

Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 4 14.400 14.400

II. Kapitalrücklage 6 76.232 74.613

III. Gewinnrücklagen 7

1. Gesetzliche Rücklagen 41 41
2. Rücklagen für eigene Anteile 1.965 729

2.006 770

IV. Bilanzgewinn 5 724 8.755

93.362 98.538

Rückstellungen

I. Steuerrückstellungen 0 19

II. Latente Steuern 353 472

III. Sonstige Rückstellungen 8 2.382 223

2.735 714

Verbindlichkeiten 9

I. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 309.296 29.733

II. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 327 27

III. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 16.031 20.852

IV. Sonstige Verbindlichkeiten 2.528 408
- davon aus Steuern: TEUR 356 (Vorjahr: TEUR 0)

328.182 51.020

424.279 150.272



VII.3. Gewinn- und Verlustrechnng der HBAG für das Geschäftsjahr 
2001 
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2001 2000

Anhang TEUR TEUR

1. Sonstige betriebliche Erträge 1 5.173 214

2. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter -6.105 -219
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung

und für Unterstützung -4 -2
- davon für Altersversorgung: TEUR 4 (Vorjahr: TEUR 2)

-6.109 -221

3. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen -6 -6

4. Sonstige betriebliche Aufwendungen 2 -2.491 -669

5. Erträge aus Beteiligungen 3 12.848 11.042
- davon aus verbundenen Unternehmen: TEUR 12.848 (Vorjahr: TEUR 11.042)

6. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 4 1.540 1.695
- davon aus verbundenen Unternehmen: TEUR 1.331 (Vorjahr: TEUR 1.432)

7. Abschreibungen auf Wertpapiere des Umlaufvermögens -415 -43

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 5 -10.230 -1.270
- davon an verbundene Unternehmen: TEUR 1.498 (Vorjahr: TEUR 757)

9. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 310 10.742

10. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -24 -1.295

11. Latente Steuern 119 -472

12. Jahresüberschuss 405 8.975

13. Gewinnvortrag 1.555 364

14. Ertrag aus der Kapitalherabsetzung 0 325

15. Einstellung in die Kapitalrücklage nach den Vorschriften 
über die vereinfachte Kapitalherabsetzung 0 -325

16. Einstellung in Rücklagen für eigene Anteile -1.236 -584

17. Bilanzgewinn 724 8.755

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG DER AG
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2001
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I. ALLGEMEINE ANGABEN

Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2001 wird nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches und 

des Aktiengesetzes aufgestellt. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2001 wird erstmals in Euro aufgestellt.

Für Zwecke der Vergleichbarkeit werden die Vorjahreswerte in Euro umgerechnet.

II. BILANZIERUNGS- UND BEWERTUNGSGRUNDSÄTZE

Die immateriellen Vermögensgegenstände werden zu Anschaffungskosten, vermindert um planmäßige

Abschreibungen, angesetzt. 

Die Sachanlagen werden zu Anschaffungskosten, vermindert um planmäßige Abschreibungen, angesetzt.

Abschreibungen werden nach Maßgabe der jeweils steuerlich zulässigen Sätze ermittelt. Die lineare 

Abschreibungsmethode wird angewandt. 

Geringwertige Wirtschaftsgüter werden im Jahr ihrer Anschaffung vollständig abgeschrieben und im Jahr

ihres Abgangs als solche erfasst.

Die Finanzanlagen werden zu Anschaffungskosten, unter Berücksichtigung von Anschaffungsnebenkosten,

oder mit dem zum Bilanzstichtag niedrigeren beizulegenden Wert angesetzt.

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände werden mit dem Nennwert oder mit dem niedrigeren

beizulegenden Wert am Bilanzstichtag bewertet.

Abweichend zum Vorjahr wurden die Forderungen gegenüber der Rohrlapper & Co. Berlin real estate

GmbH, Berlin, unter den „Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht“

ausgewiesen (Vorjahr: „Sonstige Vermögensgegenstände“).

Fremdwährungsforderungen und -verbindlichkeiten werden zum Anschaffungskurs oder zum niedrigeren

bzw. höheren Kurs zum Bilanzstichtag bewertet.

Die im Umlaufvermögen ausgewiesenen Wertpapiere werden zum Anschaffungskurs oder zum niedrigeren

beizulegenden Wert zum Bilanzstichtag angesetzt.

Der Rechnungsabgrenzungsposten wird planmäßig entsprechend den zugrunde liegenden Sachverhalten aufgelöst.

Die Rückstellungen werden nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung gebildet und decken alle am

Bilanzstichtag erkennbaren Risiken ab.

Die Verbindlichkeiten werden mit dem Rückzahlungsbetrag angesetzt.

ANHANG DER AG
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Immaterielle Vermögensgegenstände

EDV-Software 19 0 0 19

Sachanlagen

Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 2 0 0 2

Geringwertige Wirtschaftsgüter 0 0 0 0

2 0 0 2

Finanzanlagen

1. Anteile an verbundenen Unternehmen

TAXXUS Real Estate Beteiligungen GmbH, Hamburg 26 974 0 1.000

TRANSATLANTICA Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg 2.101 3 0 2.104

Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft, Bremerhaven 74.209 151 0 74.360

Adler Real Estate Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main 32.358 0 0 32.358

Tschechien Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg 500 0 0 500

España Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg 500 0 0 500

France Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg 500 0 0 500

Benelux Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg 500 0 0 500

HBAG Net Beteiligungsgesellschaft mbH, Hamburg 2.125 0 0 2.125

AGIV Real Estate Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main 0 270.972 32.548 238.424

Summe Anteile an verbundenen Unternehmen 112.819 272.100 32.548 352.371

2. Beteiligungen

TAXXUS Real Estate Service GmbH & Co., Hamburg 2.559 443 0 3.002

3. Wertpapiere des Anlagevermögens

GBWAG Bayerische Wohnungs-AG 15 0 0 15

Bürgerliches Brauhaus Ingolstadt AG 1 0 0 1

B & L Immobilien AG 1 0 0 1
(vormals: Vogtländische Baumwollspinnerei AG)

17 0 0 17

4. Anzahlungen auf Finanzanlagen 96 0 96 0

115.491 272.543 32.644 355.390

115.512 272.543 32.644 355.411

III. ERLÄUTERUNGEN ZUR BILANZ

1. Anlagevermögen

ENTWICKLUNG DER ANSCHAFFUNGS-                  

UND HERSTELLUNGSKOSTEN

1.1.2001 Zugänge Abgänge 31.12.2001

TEUR TEUR TEUR TEUR

I.

II.

III.



HBAG REAL ESTATE

|45|

8 6 0 14 5 11

1 0 0 1 1 1

0 0 0 0 0 0

1 0 0 1 1 1

0 0 0 0 1.000 26

0 0 0 0 2.104 2.101

0 0 0 0 74.360 74.209

0 0 0 0 32.358 32.358

0 0 0 0 500 500

0 0 0 0 500 500

0 0 0 0 500 500

0 0 0 0 500 500

0 0 0 0 2.125 2.125

0 0 0 0 238.424 0

0 0 0 0 352.371 112.819

0 0 0 0 3.002 2.559

0 0 0 0 15 15

0 0 0 0 1 1

0 0 0 0 1 1

0 0 0 0 17 17

0 0 0 0 0 96

0 0 0 0 355.390 115.491

9 6 0 15 355.396 115.503

ENTWICKLUNG DER KUMULIERTEN                                            NETTOBUCHWERTE

ABSCHREIBUNGEN

1.1.2001 Zuführungen Auflösungen 31.12.2001 31.12.2001 31.12.2000

TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR
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2. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Die Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände haben bis auf eine Darlehensforderung in Höhe von

TEUR 2.556 eine Restlaufzeit von unter einem Jahr.

In den sonstigen Vermögensgegenständen sind im Wesentlichen Forderungen aus veräußerten Aktien 

von TEUR 12.825, Forderungen gegenüber dem Finanzamt in Höhe von TEUR 5.406 und aus Darlehen,

inklusive Zinsen, in Höhe von TEUR 2.586 enthalten. Die Forderungen gegenüber dem Finanzamt 

beinhalten, neben den Erstattungsansprüchen aus Vorjahren von TEUR 2.412, die anrechenbaren Steuern 

aus den Gewinnausschüttungen für das Geschäftsjahr 2001 mit steuerlicher Wirkung in 2002 in Höhe 

von TEUR 1.649 und die anrechenbaren Steuern 2001 in Höhe von TEUR 1.345.

3. Wertpapiere des Umlaufvermögens – Eigene Anteile

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft hat einen Bestand von 220.791 Stück an eigenen Aktien. Die

Hauptversammlung hat den Vorstand mit Beschluss von 23. Mai 2000 ermächtigt, eigene Aktien zu erwerben,

um Aktien der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft Dritten im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen

oder Beteiligungen daran anbieten zu können oder sie einzuziehen. Von dieser Ermächtigung hat die HBAG

Real Estate Aktiengesellschaft in den Geschäftsjahren 2000 und 2001 Gebrauch gemacht.

Die eigenen Aktien sind mit einem Kurs von EUR 8,90 bewertet. Der Buchwert beträgt TEUR 1.965 

(Vorjahr: TEUR 729). Weitergaben sind im Geschäftsjahr 2001 nicht erfolgt.

Zu den Angaben gemäß § 160 Abs. 1 Nr. 2 AktG verweisen wir auf nachfolgende Aufstellung:

Anhang Der ag
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Angaben zu eigenen Aktien nach § 160 Abs. 1 Nr. 2 AktG

Grundkapital zum
Zugänge Erwerbs- bzw.

Erwerbs- bzw. Zugänge Anschaffungs- Anteil Veräußerungs-
Veräußerungszeitpunkt Anzahl Zugänge nebenkosten Grundkapital zeitpunkt
Monat Stück TEUR TEUR % TEUR

Anfangsbestand 1.1.2001 63.352 729 0 0,44 14.400

Zugänge
Januar 45.100 439 2 0,31 14.400
Februar 11.700 137 1 0,08 14.400
März 24.900 282 2 0,17 14.400
April 19.100 215 1 0,13 14.400
Mai 12.000 124 0 0,08 14.400
Juni 36.950 372 2 0,26 14.400
Juli 7.689 74 0 0,05 14.400

Bestand zum 31.12.2001 220.791 2.372 8 1,52 14.400

4. Grundkapital

4.1. Zusammensetzung und Ermächtigung des Vorstands

Das Grundkapital beträgt zum Bilanzstichtag TEUR 14.400 (vor Kapitalerhöhung aus dem bedingten Kapital)

und ist in 14.400.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien eingeteilt.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates bis zum 23. Mai 2005 das Grundkapital

der Gesellschaft gegen Bar- und Sacheinlagen durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautende Stückaktien 

einmalig oder mehrfach, insgesamt jedoch höchstens um TEUR 7.200 zu erhöhen (genehmigtes Kapital).
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4.2. Änderungen im Grundkapital und der Satzung

Mit Beschluss des Aufsichtsrates vom 16. Januar 2002 wurde das Grundkapital um TEUR 480 auf  

TEUR 14.880 aus dem bedingten Kapital gemäß den Beschlüssen der Hauptversammlung vom 

10. November 1998 erhöht. Die Anmeldung beim Amtsgericht Hamburg erfolgte Anfang des Geschäftsjah-

res 2002. Eine Eintragung erfolgte bislang nicht. Die Erhöhung des Grundkapitals steht im Zusammenhang

mit der Ausübung der Aktienoptions- bzw. Wandlungsrechte durch die Herren Dr. Rainer Behne und 

Andreas Helwig vom 17. bzw. 19. Dezember 2001 unter Bezugnahme auf die Ermächtigung der Haupt-

versammlung vom 10. November 1998 und auf die Optionsvereinbarung vom 4. Juli 2001. Die Rechte 

wurden jeweils mit 50 % in Anspruch genommen. Für die verbleibenden Rechte wurde von der Gesellschaft

eine Abfindung gezahlt. Die Zuzahlungen gemäß Vereinbarung sind in die Kapitalrücklage zum 

31. Dezember 2001 eingestellt. Die Aushändigung der neu entstandenen 480.000 Stückaktien erfolgt nach

Eintragung im Handelsregister.

Bezüglich der Regelungen in der Satzung (§ 3 Ziffer 2. a-c), Stand 25. Juli 2001, verweisen wir auf folgenden

Inhalt:

Das Grundkapital ist um bis zu TEUR 240, eingeteilt in 240.000 Inhaberstückaktien, bedingt erhöht

(bedingtes Kapital I). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als die Inhaber von

Aktienoptionen, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 10. November 1998 

begeben werden können, von ihrem Optionsrecht Gebrauch machen.

Das Grundkapital ist um bis zu TEUR 720, eingeteilt in 720.000 Inhaberstückaktien, bedingt erhöht

(bedingtes Kapital II). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als die Gläubiger von

Wandelanleihen, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 10. November 1998 begeben

werden können, von ihrem Wandlungsrecht Gebrauch machen.

Durch Beschluss des Aufsichtsrates vom 16. Januar 2002 wurde zu den Aktienoptions- bzw. Wandlungs-

rechten und den Satzungsregelungen Folgendes beschlossen:

Anhang Der ag
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Gemäß der in § 3 Ziffer 2. c) der Satzung vom 25. Juli 2001 gewährten Ermächtigung wird § 3 Ziffer 1.

und 2. der Satzung wie folgt neu gefasst:

§ 3 1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt TEUR 14.880. Es ist eingeteilt in 14.880.000 auf den

Inhaber lautende Stückaktien.

§ 3 2. a) entfällt ersatzlos.

b) entfällt ersatzlos.

c) entfällt ersatzlos.

Alle übrigen Bestimmungen des § 3 bleiben unverändert.

Zur Anmeldung beim Amtsgericht Hamburg wurde Folgendes mitgeteilt:

„Aufgrund der am 10. November 1998 beschlossenen bedingten Erhöhung des Grundkapitals (bedingtes

Kapital I) der Gesellschaft um bis zu TEUR 240 und gemäß § 3 Ziffer 2.a) der Satzung sind in dem am 

31. Dezember 2001 abgelaufenen Geschäftsjahr in Ausübung der Optionsrechte von Inhabern von 

Aktienoptionen 120.000 Stück neue Aktien der Gesellschaft im Nennbetrag von je EUR 1,00 aus der am 

10. November 1998 beschlossenen bedingten Kapitalerhöhung (bedingtes Kapital I) im Gesamtnennbetrag

von TEUR 120 ausgegeben worden.

Aufgrund der am 10. November 1998 beschlossenen bedingten Erhöhung des Grundkapitals (bedingtes

Kapital II) der Gesellschaft um bis zu TEUR 720 sind in dem am 31. Dezember 2001 abgelaufenen

Geschäftsjahr im Umtausch gegen Wandelschuldverschreibungen 360.000 Stück neue Aktien der Gesellschaft

im Nennbetrag von je EUR 1,00 aus der am 10. November 1998 beschlossenen bedingten Kapitalerhöhung

(bedingtes Kapital II) im Gesamtnennbetrag von TEUR 360 ausgegeben worden.

Der Aufsichtsrat hat beschlossen, § 3 der Satzung entsprechend der Ausgabe der Bezugsaktien zu ändern.
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Gemäß § 201 Abs. 3 AktG erklären wir, dass die Bezugsaktien aus den bedingten Kapitalerhöhungen

(bedingtes Kapital I und bedingtes Kapital II), die im Geschäftsjahr 2001 bezogen worden sind, nur in Erfül-

lung des im Beschluss über die bedingten Kapitalerhöhungen (bedingtes Kapital I und bedingtes Kapital II)

festgelegten Zwecke und nicht vor der vollen Leistung des Gegenwertes, der sich aus dem Beschluss ergibt,

ausgegeben worden sind.“

Die Anmeldung der vorgenannten Textstellen zum Handelsregister erfolgte am 25. Januar 2002, eine Ein-

tragung ist bislang nicht erfolgt.

4.3. Weitere Informationen zum Grundkapital

Durch Hauptversammlungsbeschluss vom 23. Mai 2000 wurde die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft

ermächtigt, eigene Aktien im Umfang von bis zu 10 % des jeweils eingetragenen Grundkapitals zu erwerben.

Die Ermächtigung wurde am 1. Juni 2000 wirksam und gilt bis zum 30. November 2001. 

5. Gewinnverwendung

Auf der Hauptversammlung am 9. Juli 2001 wurde beschlossen, den Bilanzgewinn zum 31. Dezember 2000

von TDM 17.123 (TEUR 8.755) wie folgt zu verwenden:

TDM TEUR

Gewinnausschüttung (Dividende) 14.082 7.200

Vortrag auf neue Rechnung 3.041 1.555

Bilanzgewinn 17.123 8.755

6. Kapitalrücklage

Die Kapitalrücklage hat sich im Geschäftsjahr wie folgt entwickelt:

2001

TEUR

Stand 1. Januar 2001 74.613

Zuzahlungen für ausgeübte Aktienoptionen und Wandlungsrechte 1.619

Stand 31. Dezember 2001 76.232
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Die Entnahme zur Umwandlung der Kapitalrücklage in Grundkapital erfolgt bei Eintragung im Handels-

register. Der dafür vorgesehene Betrag von TEUR 480 ist zum Bilanzstichtag in der Kapitalrücklage aus-

gewiesen.

Bezüglich der ausgeübten Aktienoptions- und Wandlungsrechte verweisen wir auf die Ausführungen zu den

Posten „Grundkapital“ und „Hauptversammlung“.

7. Gewinnrücklagen

Die Gewinnrücklagen beinhalten die gesetzliche Rücklage in Höhe vonTEUR 41 sowie die Rücklage für

eigene Anteile in Höhe von TEUR 1.965.

Die Rücklagen für eigene Anteile haben sich wie folgt entwickelt:

2001 2000

TEUR TEUR

Stand 1. Januar 729 0

Zugänge 1.236 729

Stand 31. Dezember 1.965 729

8. Sonstige Rückstellungen

In den sonstigen Rückstellungen sind Ausgleichszahlungen für die Aktionäre der AGIV Real Estate Aktien-

gesellschaft, Frankfurt am Main, sowie Regressansprüche aus zurückgeforderten Aufsichtsratsvergütungen der

AGIV Real Estate Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, von insgesamt TEUR 2.004 enthalten. Die HBAG

Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat diese Verpflichtungen im Rahmen der Übernahme des AGIV-

Aktienpaketes übernommen.

In den sonstigen Rückstellungen sind weiterhin die Rückstellungen für Geschäftsberichte, Hauptversamm-

lung und Veröffentlichungen von TEUR 140 und für die Aufstellung und Prüfung des Jahresabschlusses in 

Höhe von TEUR 84 enthalten. Des Weiteren wird unter dieser Position die Rückstellung für die Aufsichts-

ratsvergütungen in Höhe von TEUR 131 ausgewiesen.
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9. Verbindlichkeiten

Gesamt Restlaufzeit

bis über 1 Jahr  über
1 Jahr bis 5 Jahre 5 Jahre

TEUR TEUR TEUR TEUR

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 309.296 283.346 25.950 0

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 327 327 0 0

3. Verbindlichkeiten gegenüber 

verbundenen Unternehmen 16.031 16.031 0 0

4. Sonstige Verbindlichkeiten 2.528 2.528 0 0

328.182 302.232 25.950 0

IV. ERLÄUTERUNGEN ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

1. Sonstige betriebliche Erträge

Die sonstigen betrieblichen Erträge resultieren mit TEUR 2.653 aus dem Ausweis der Ausübung der Aktien-

options- und Wandlungsrechte als Ertrag. In den Personalaufwendungen erfolgt der Brutto-Ausweis.

In den sonstigen betrieblichen Erträgen sind des Weiteren Konzernumlagen von TEUR 2.500 ausgewiesen.

2. Sonstige betriebliche Aufwendungen

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen resultieren im Wesentlichen aus Kostenübernahmen von 

TEUR 850, Rechts- und Beratungskosten von TEUR 388, Finanzierungskosten und Nebenkosten des Geld-

verkehrs von TEUR 246, Abschluss- und Prüfungskosten, inklusive der Kosten für Zwischenabschlüsse, 

von TEUR 225, Aufsichtsratsvergütungen von TEUR 133, Aufwendungen für Versicherungen und Beiträge

von TEUR 115 und Werbe- und Reisekosten von TEUR 45.
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3. Erträge aus Beteiligungen

Unter dieser Position sind die Gewinnausschüttungen und zugewiesenen Gewinnanteile der Tochtergesell-

schaften ausgewiesen.

In den Beteiligungserträgen sind Gewinnausschüttungen der Tochter-Kapitalgesellschaften in Höhe von 

TEUR 12.847, insbesondere von der Adler Real Estate AG, Frankfurt am Main, in Höhe von TEUR 4.435,

der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, von TEUR 5.015, der TRANSATLANTICA

Real Estate AG, Hamburg, in Höhe von TEUR 2.720, der TAXXUS Real Estate Beteiligungen GmbH,

Hamburg, in Höhe von TEUR 465 und der Tschechien Real Estate AG, Hamburg, von TEUR 196 enthalten.

4. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge

In den sonstigen Zinsen und ähnlichen Erträgen sind Zinserträge aus verbundenen Unternehmen in Höhe

von TEUR 1.331 enthalten. Diese betreffen im Wesentlichen das Verrechnungskonto gegenüber der 

Tschechien Real Estate AG, Hamburg, mit Zinsen in Höhe von TEUR 368, das Verrechnungskonto gegen-

über der TAXXUS Real Estate Beteiligungen GmbH, Hamburg, mit Zinsen in Höhe von TEUR 336, das

Verrechnungskonto gegenüber der España Real Estate AG, Hamburg, mit Zinsen in Höhe von TEUR 242,

das Verrechnungskonto gegenüber der TRANSATLANTICA Real Estate Beteiligungen GmbH, Hamburg,

mit Zinsen in Höhe von TEUR 48 und das Verrechnungskonto gegenüber der TRANSATLANTICA Real

Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, mit Zinsen in Höhe von TEUR 24.

5. Zinsen und ähnliche Aufwendungen

In dieser Position sind Zinsaufwendungen aus verbundenen Unternehmen, insbesondere der Deutsche Real

Estate Aktiengesellschaft, Bremerhaven, von TEUR 480, der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft, Frankfurt

am Main, von TEUR 471, der Adler Real Estate Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, in Höhe von 

TEUR 326 und der TRANSATLANTICA Real Estate AG, Hamburg, in Höhe von TEUR 181 enthalten.

Zinsaufwendungen in Höhe von TEUR 8.732 betreffen Darlehensverbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten. 

Darin enthalten sind Zinsen für die Finanzierung der AGIV-Beteiligung über Kredite bei der Deutsche Bank

Luxembourg S. A., Luxembourg, in Höhe von TEUR 6.933.
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V. HAFTUNGSVERHÄLTNISSE UND SONSTIGE FINANZIELLE VERPFLICHTUNGEN

Zum Bilanzstichtag bestanden folgende Haftungsverhältnisse im Sinne § 298 i.V.m. § 251 HGB und 

finanzielle Verpflichtungen:

1. Patronats- und Verpflichtungserklärungen

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft hat nachfolgend aufgeführte Patronatserklärungen gegenüber 

Kreditinstituten im Zusammenhang mit den verschiedenen verbundenen Unternehmen gewährten Krediten

abgegeben. Die abgegebenen Patronatserklärungen beinhalten im Wesentlichen die Verpflichtung, dass 

die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft die Kreditnehmer finanziell so auszustatten hat, dass diese ihre 

Verpflichtungen zur Rückzahlung der erhaltenen Kredite jederzeit erfüllen können.

1.1. Patronatserklärungen

Kreditnehmer Sicherungsnehmer Haftungsbetrag Erklärung vom

Mio. EUR

ODM Berlin Zweite Objekt-

gesellschaft mbH & Co. KG Berenberg Bank 3,17 16.05.2001

Prime Projekt Offenbach,

Berliner Straße GmbH & Co. KG Eurohypo AG 2,45 26.10.2000

myloc Real Estate  

& Technology AG Hanseatische Leasing GmbH 2,28 13.10.2000

Deutsche Real Estate AG Hamburgische Landesbank 5,12 26.02.2001

Adler Real Estate AG GrundKreditBank 21,83 29.10.1999

Adler Real Estate AG

(„weiche“ Patronatserklärung) Fraport AG 17.10.2001
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1.2. Verpflichtungserklärungen

Kreditnehmer Sicherungsnehmer Haftungsbetrag Erklärung vom

Mio. EUR

La Trobe Immobilien GmbH Bankhaus Lampe KG 5,65 08.01.2001

España Real Estate AG Hamburgische Landesbank 12,27 13.10.2000

Villa Verde Real Estate S. A. Royal Bank of Scotland PLC 6,01 08.10.2001

2. Rangrücktrittserklärungen

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat den Rangrücktritt für ihre Forderungen gegenüber

folgenden Gesellschaften erklärt, um die buchmäßige Überschuldung dieser Unternehmen zu beseitigen:

Gesellschaft Höhe des Rangrücktritts Erklärung vom

TEUR

Benelux Real Estate AG, Hamburg 2.000 31.12.2001

España Real Estate AG, Hamburg 1.000 31.12.2001

3. Sicherheiten

Zur Sicherung der Kreditverbindlichkeiten (Lombardkredite) gegenüber der Hamburgischen Landesbank,

Hamburg, hat die Gesellschaft das Wertpapierdepot 160 093/027 verpfändet. Die Darlehen valutieren zum

Bilanzstichtag mit TEUR 23.341.

Im Rahmen der AGIV-Finanzierung hat die Gesellschaft am 21. Juni 2001 Darlehen von der Deutsche Bank

Luxembourg S. A., Luxembourg, mit einem Gesamtvolumen von TEUR 275.000 vereinbart.

Die Darlehen valutieren zum Bilanzstichtag mit TEUR 260.950, wobei ein Kreditbetrag von TEUR 3.000

nicht in Anspruch genommen wurde und eine Aval-Bürgschaft über TEUR 10.005 besteht.

Im Geschäftsjahr wurde eine Sondertilgung von Mio. EUR 1 geleistet.
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Folgende Sicherheiten für die aufgeführten Darlehen bestehen gegenüber der Deutsche Bank Luxembourg 

S. A., Luxembourg:

Depot-Nr./ Anzahl/Stück

Art der Sicherheit Depotbank Beteiligungshöhe Gesellschaft Rang
AGIV Share Pledge BHF-BANK AG, 45104 AGIV Real 17.521.179

Frankfurt am Main Estate-Aktien (vor Aktiensplit)

Adler Share Pledge Hamburgische Adler Real  

Agreement Landesbank 160 093/007 Estate AG 8.871.575

DREAG Share Hamburgische Deutsche Real 1. Rang: 

Pledge Agreement Landesbank 160 093/017 Estate AG 89.291

Hamburgische Deutsche Real 2. Rang:

Landesbank 160 093/027 Estate AG 10.376.116 

Other Subsidiaries Share Benelux Real

Pledge Agreement (AGs) ohne 100 % Estate AG 500.000

España Real

ohne 100 % Estate AG 500.000

TRANS-

ATLANTICA

ohne 85 % Real Estate AG 4.250.000

Tschechien Real

ohne 100 % Estate AG 500.000

Other Subsidiaries Share TAXXUS Real Die HBAG ist

Pledge Agreement (KGs) Estate Service die einzige

ohne GmbH & Co. Kommanditistin

Other Subsidiaries Share TAXXUS Real 

Pledge Agreement (GmbHs) Estate Beteili-

ohne 100 % gungen GmbH

Account Pledge Konten 

Agreement Deutsche Bank AG, 050838200

Hamburg 100 % und 05083810
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Zusätzlich wurden von Dritten folgende Sicherheiten gestellt:

Depot-Nr./ Anzahl/Stück

Art der Sicherheit Depotbank Beteiligungshöhe Gesellschaft Rang
AGIV Share Pledge Deutsche Bank AG, AGIV Real

Hamburg 209205 Estate-Aktien 1.577.800

AGIV Share Pledge AGIV Real 

Berenberg Bank Estate-Aktien 960.000

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat am 7. Mai 2001 eine Optionsvereinbarung mit 

der BHF-BANK Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main und Berlin, unterzeichnet. Darin verpflichtet sich 

die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, der BHF-BANK Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main 

und Berlin, ein Angebot über den Erwerb von 3.720.502 AGIV-Stückaktien mit einem Kaufpreis von 

EUR 14,60 je Aktie zu unterbreiten. Sobald eine schriftliche Annahmeerklärung bis 30. September 2002

zugeht, kommt der Kaufvertrag zustande. 

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat am 1. Mai 2001 eine Optionsvereinbarung mit 

der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH, Stuttgart, über den Erwerb von 4.002.000 AGIV-Stückaktien zu

einem Kaufpreis von EUR 12,50 je Aktie getroffen. Der Kaufpreis erhöht sich um 8,5 % p. a. ab dem Tag

der Unterzeichnung des Optionsvertrages bis zur Ausübung der Option und Wirksamwerden des Kauf-

vertrages. Die Option läuft bis zum 1. April 2003.
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VI. SONSTIGE ANGABEN

1. Handelsregister und Satzung

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Hamburg und ist beim Amtsgericht Hamburg im Handelsregister, 

Abteilung B, unter Nr. 1976 seit dem 8. Juli 1920 eingetragen.

Die Satzung ist am 11. Mai 1920 errichtet und wurde zuletzt am 9. Juli 2001 in § 17 geändert. Die 

Eintragung erfolgte am 12. September 2001. Der Aufsichtsrat hat mit Beschluss vom 16. Januar 2002 in

Ausübung der Ermächtigung bezüglich des bedingten Kapitals die unter III. Ziffer 4 ausgewiesenen 

Beschlüsse gefasst. Eine Eintragung ins Handelsregister erfolgte bislang nicht.

2. Hauptversammlung

Auf der Hauptversammlung am 9. Juli 2001 wurden die folgenden Beschlüsse gefasst:

. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft und des Konzern-

abschlusses zum 31. Dezember 2000, des zusammengefassten Lageberichtes für die HBAG Real Estate

Aktiengesellschaft und den Konzern sowie des Berichtes des Aufsichtsrates über das Geschäftsjahr 2000.

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn zum 31. Dezember 2000 von 

TDM 17.123 (TEUR 8.755) wie folgt zu verwenden:

TDM TEUR

Gewinnausschüttung (Dividende) 14.082 7.200

Vortrag auf neue Rechnung 3.041 1.555

Bilanzgewinn 17.123 8.755

. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2001. Beschlussfassung über die Änderung von § 17 Abs. 1 Satz 1 der Satzung

(Teilnahme an der Hauptversammlung) 

3. Beteiligungsverhältnisse und Veröffentlichungen gemäß § 25 WpHG

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, stellt einen Konzernabschluss auf, der beim Amts-

gericht Hamburg hinterlegt wird.
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Mit Schreiben vom 17. Dezember 1998 hat die WCM Beteiligungs- und Grundbesitz-Aktiengesellschaft,

Mönchengladbach, mitgeteilt, dass sie seit dem 15. Dezember 1998 die Schwelle von 25 % der Stimmrechte

an der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft unterschritten hatte.

Mit Schreiben vom 17. Juli 1998 hat Herr Dr. Rainer Behne mitgeteilt, dass er 24,48 % der Stimmrechte 

der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft erworben habe. Durch Übernahme von Stückaktien im Rahmen

der Grundkapitalerhöhung (bedingtes Kapital I und II) besitzt Herr Dr. Behne 24,42 % der Stimmrechte.

Mit Schreiben vom 16. Dezember 1998 hat Frau Marina Behne der Gesellschaft mitgeteilt, dass sie die

Schwelle von 10 % der Stimmrechte an der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft unterschritten habe.

Mit Schreiben vom 11. Januar 1999 wurde der Gesellschaft von AGNAAT B. V. (vormals H. M. Shopping

Centers Holding B.V.), Amsterdam/Niederlande, mitgeteilt, dass ihr Stimmrechtsanteil an der HBAG Real

Estate Aktiengesellschaft die Schwelle von 5 % überschritten hat.

Mit Schreiben vom 11. Januar 1999 wurde der Gesellschaft von Herrn Klaus Unger mitgeteilt, dass 

dessen Stimmrechtsanteile am 15. Dezember 1998 die Schwelle von 5 % erreicht haben. Mit Schreiben vom 

21. Dezember 2001 hat Herr Klaus Unger der Gesellschaft mitgeteilt, dass er seit dem 28. November 2001

die Schwelle von 5 % unterschritten hat.

4. Vorstand und Vertretungsbefugnis

Dem Vorstand gehören an:. Dr. Rainer Behne, Hamburg (Vorsitzender). Andreas Helwig, Hamburg 

Der Vorstand erhielt im Geschäftsjahr 2001 vom Unternehmen Bezüge in Höhe von TEUR 3.451. Darin 

sind Abfindungszahlungen für nicht in Anspruch genommene Aktienoptions- und Wandlungsrechte von 

TEUR 3.181 sowie Tantiemen von TEUR 102 enthalten.

Die Tätigkeiten des Vorstands in Aufsichtsräten finden Sie auf Seite 111.

Der Vorstand hatte das Recht, 105.600 Inhaberaktien der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg,

zu einem Basispreis von EUR 3,68 zu erwerben. Das Optionsrecht kann erstmals für 50 % der zu beziehenden

Aktien drei Jahre nach der Begebung der Optionsrechte, für die restlichen 50 % nach vier Jahren, spätestens

bis zum 31. Dezember 2008, ausgeübt werden. Die Ausübung setzt u.a. voraus, dass der Börsenkurs den

Basispreis um mindestens 10 % p.a. übersteigt.
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Des Weiteren hatte der Vorstand der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, Darlehen über 

TEUR 292 gewährt, die mit Wandlungsrechten ausgestattet sind. Die Darlehen sind mit 4 % p.a. zu verzinsen.

Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Darlehen, soweit eine Wandlung nicht erfolgt, am 31. Dezember 2008

zum Nennbetrag zurückzuzahlen. Der Vorstand ist berechtigt, von dem übernommenen Darlehen je 

DM 0,80 Darlehensteilbetrag in eine Inhaberstückaktie der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg,

im rechnerischen Nennwert von EUR 1,02 zu wandeln. Im Fall einer Ausübung des Umtauschrechts ist für

den Erwerb einer Aktie eine Barzuzahlung in Höhe von EUR 3,27 fällig.

Die aufgeführten Rechte wurden im Dezember 2001 mit Genehmigung des Aufsichtsrates und Beschluss

vom 16. Januar 2002 in der zu diesem Zeitpunkt ausübbaren Höhe, also zu 50 %, ausgeübt. Die verbleibenden

Rechte sind durch Abfindungszahlungen an die Vorstände erloschen. Wir verweisen auch auf die Angaben 

zu „Grundkapital“ und „Hauptversammlung“.

Des Weiteren hat Herr Dr. Rainer Behne einen Bestand von 960.000 Stückaktien der AGIV Real Estate

Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, mit einem Kurswert von EUR 13,36 je Aktie unter Vereinbarung

einer Put-Option zum gleichen Kurswert übernommen.

Zu Prokuristen sind zum Bilanzstichtag bestellt:. Volker Lemke, Hamburg. Axel Harloff, Hamburg. Christian Bock, Hamburg

5. Aufsichtsrat

5.1. Zusammensetzung

Dem Aufsichtsrat gehören zum Bilanzstichtag an:. Günter Vollmann (Vorsitzender), Hamburg. Peter Rieck (stellvertretender Vorsitzender), Hamburg. Dr. Hans-Jürgen Ahlbrecht, Berlin. Dr. Alexander Erdland, Schwäbisch Hall. Horst Gobrecht, Hamburg. Alexander Knapp Voith, St. Moritz, Schweiz

Die Bezüge der Aufsichtsratsmitglieder betrugen im Geschäftsjahr 2001 TEUR 131.
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5.2. Weitere Funktionen

Die weiteren Mitgliedschaften in Aufsichtsräten finden Sie auf Seite 112.

6. Anzahl der beschäftigten Arbeitnehmer

Im Geschäftsjahr wurden außer den Vorstandsmitgliedern keine Arbeitnehmer (Vorjahr: keine Arbeitnehmer)

beschäftigt. 

7. Bezüge der Organmitglieder

Die Aufsichtsratsvergütung für das Geschäftsjahr 2001 beträgt TEUR 131. Der Vorstand erhielt im Geschäfts-

jahr 2001 Bezüge in Höhe von TEUR 3.452, inklusive der Abfindungszahlungen für Aktienoptions- und

Wandlungsrechte sowie der Tantiemen. 

8. Beziehungen zu verbundenen Unternehmen

In der Bilanzposition „Forderungen gegen verbundene Unternehmen“ sind Verrechnungskonten ausgewiesen.

Die Verrechnungskonten wurden entsprechend der getroffenen Vereinbarungen verzinst.

Gegenüber der Benelux Real Estate AG, Hamburg, wurde, saldiert mit den Verbindlichkeiten, die Forderung

aus der Übertragung eines verpfändeten AGIV-Aktienbestandes mit TEUR 19.722 ausgewiesen.

In der Bilanzposition „Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen“ sind Verrechnungskonten

enthalten. Die Verrechnungskonten wurden entsprechend der getroffenen Vereinbarungen verzinst.

Ab 2002 wird bei den Tochtergesellschaften mit dem Zusatz „DREAG“ in der Firmierung dieser Zusatz

durch „DRESTATE“ ersetzt.

Hamburg, den 27. März 2002

Der Vorstand                                                                            

Dr. Rainer Behne             Andreas Helwig



VII.5. Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
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Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung der HBAG Real Estate Aktiengesell-

schaft, Hamburg, und ihren Bericht über die Lage der Gesellschaft und des Konzerns für das Geschäftsjahr

vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2001 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-

abschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung

des Vorstands der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 

Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den 

Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen.

Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die

Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung

und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,

mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kennt-

nisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie

die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des

rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung,

Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst

die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des Vor-

stands sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der

Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

BESTÄTIGUNGSVERMERK
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Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg. Der Lagebericht gibt insgesamt eine zutreffende

Vorstellung von der Lage der Gesellschaft und stellt die Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.

Hamburg, den 27. März 2002

KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft

Aktiengesellschaft

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Bagehorn Gajewski

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin

Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts/Konzernlageberichts

in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen)

bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf

unsere Prüfung hingewiesen wird; wir weisen insbesondere auf § 328 HGB hin.



VII.6. Anteilsbesitz der HBAG 
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Gesellschaft Gezeich-
netes Eigenkapital Ergebnis

Kapital Kapital 31.12.2001 2001

Sitz % TEUR TEUR TEUR

1. In den Konzernabschluss einbezogene Tochtergesellschaften der 

HBAG Real Estate Aktiengesellschaft

a) Unmittelbare und mittelbare Tochtergesellschaften 

der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft 

Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft Bremerhaven 56,54 18.480 115.448 11.653

TAXXUS Real Estate Beteiligungen GmbH Hamburg 100,00 1.000 1.002 467

TAXXUS Real Estate Service GmbH & Co. Hamburg 2) 100,00 3.000 1.877 232

Verwaltungsgesellschaft TAXXUS Real Estate mbH Hamburg 2) 100,00 26 24 2

EURO Real Estate GmbH Hamburg 2) 100,00 25 16 -4

HBAG Net Beteiligungsgesellschaft mbH Hamburg 85,00 2.500 1.550 -514

Tschechien Real Estate Aktiengesellschaft Hamburg 100,00 500 707 229

España Real Estate Aktiengesellschaft Hamburg 100,00 500 -95 -429

France Real Estate Aktiengesellschaft Hamburg 100,00 500 487 2

Benelux Real Estate Aktiengesellschaft Hamburg 100,00 500 -756 -1.257

myloc Real Estate & Technology Aktiengesellschaft Hamburg 100,00 1.000 -1.308 -1.728

TRANSATLANTICA Real Estate Aktiengesellschaft Hamburg 85,00 2.560 2.885 3.356

TRANSATLANTICA Real Estate Beteiligungen GmbH Hamburg 100,00 26 126 1.094

TRANSATLANTICA Real Estate Management Inc. Atlanta 2) 100,00

U.S. VIGAVI Holding Inc.        Atlanta 2) 100,00 1

Jewel Box Fonds L.P.        Atlanta 2) 99,00

Adler Real Estate Aktiengesellschaft Frankfurt am Main 88,72 10.000 40.733 7.366

GETAFE Real Estate S. A. Madrid 2) 80,20

VillaVerde Real Estate S. A. Madrid 2) 80,20

Airport Center Luxembourg G.m.b.H. Luxemburg 94,90 375 -1.568 598

AGIV Real Estate Aktiengesellschaft Frankfurt am Main 54,41 96.600 355.961 -38.139

Montecarmelo Real Estate S.A. Madrid 2) 50,00

Leon Real Estate S.A. Madrid 2) 100,00

Springstrasse GP, Inc. Atlanta 2) 90,00

Park Central GP, Inc. Atlanta 2) 100,00

One Liberty Square LLC. Atlanta 2) 100,00

Avalone Ridge GP, Inc. Atlanta 2) 100,00

Pembroke GP, Inc. Atlanta 2) 100,00

ANTEILSBESITZ

1) Die Gesellschaft nimmt die Befreiungsmöglichkeit des § 264 b HGB bezüglich der Offenlegung in Anspruch
2) Nicht in den Konzernabschluss einbezogen
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Gesellschaft Gezeich-
netes Eigenkapital Ergebnis

Kapital Kapital 31.12.2001 2001

Sitz % TEUR TEUR TEUR

19th Street GP, Inc. Atlanta 2) 100,00

1685 GP, Inc. Atlanta 2) 100,00

New Sun GP, Inc. Atlanta 2) 100,00

Jewel Box GP, Inc. Atlanta 2) 100,00

One Liberty Square Associates, L.P. Atlanta 2) 100,00

Saxmere Ltd. Hongkong 2) 98,00

Dallas Churchill GP, Inc. Dallas 2)

b) Unmittelbare und mittelbare Tochtergesellschaften 

der Adler Real Estate Aktiengesellschaft

Adler Real Estate Service GmbH Hamburg 100,00 500 -1.130 -1.239

Erste Verwaltungsgesellschaft Adler Real Estate mbH Hamburg 100,00 25 24 0

Zweite Verwaltungsgesellschaft Adler Real Estate mbH Hamburg 100,00 25 24 1

Dritte Verwaltungsgesellschaft Adler Real Estate mbH Hamburg 100,00 25 24 1

Vierte Verwaltungsgesellschaft Adler Real Estate mbH Hamburg 100,00 30 30 107

Fünfte Verwaltungsgesellschaft Adler Real Estate mbH Hamburg 100,00 25 24 0

Sechste Verwaltungsgesellschaft Adler Real Estate mbH Hamburg 100,00 25 25 621

Siebte Verwaltungsgesellschaft Adler Real Estate mbH Hamburg 100,00 25 25 49

Achte Verwaltungsgesellschaft Adler Real Estate mbH Hamburg 100,00 25 24 1

Neunte Verwaltungsgesellschaft Adler Real Estate mbH Hamburg 100,00 25 24 1

Zehnte Verwaltungsgesellschaft Adler Real Estate mbH Hamburg 100,00 25 24 1

Erste Adler Real Estate GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 51 -180 -72

Zweite Adler Real Estate GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 1.023 -113 -1.033

Dritte Adler Real Estate GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 51 -46 -32

Vierte Adler Real Estate GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 51 51 163

Fünfte Adler Real Estate GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 51 18 -33

Sechste Adler Real Estate GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 1.023 1.023 5.755

Siebte Adler Real Estate GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 51 51 153

Achte Adler Real Estate GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 51 34 -8

Neunte Adler Real Estate GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 51 -16 -36

Zehnte Adler Real Estate GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 51 -129 -173

DREAG Objekt Vierundsechzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 -85 -135

Zwölfte Verwaltungsgesellschaft TAXXUS Real Estate mbH Hamburg 100,00 25 18 -5

Vierzehnte Verwaltungsgesellschaft TAXXUS Real Estate mbH Hamburg 100,00 25 23 -2
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Gesellschaft Gezeich-
netes Eigenkapital Ergebnis

Kapital Kapital 31.12.2001 2001

Sitz % TEUR TEUR TEUR

c) Unmittelbare Tochtergesellschaften 

der Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft

Verwaltungsgesellschaft Deutsche Real Estate mbH Hamburg 100,00 260 260 0

DREAG Objekt Berlin, Friedrichstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 3.000 -57 -3.057

DREAG Objekt Duisburg, Averdunkplatz GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 2.000 1.996 -4

DREAG Objekt Hamburg, 
Friedrich-Ebert-Damm GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 5.000 5.000 211

DREAG Objekt Hamburg, Osterfeldstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 62,40 2.500 1.638 -862

GET Grundstücksgesellschaft mbH Hamburg 60,00 25 -387 -412

DREAG Objekt Hamburg, 
Mendelssohnstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 3.000 3.000 322

DREAG Objekt Stuttgart, 
Rosensteinstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 1.500 1.480 -20

DREAG Objekt Berlin, Hauptstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 900 827 -73

DREAG Objekt Schwedt, Kuhheide GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 250 202 -48

DREAG Objekt Düsseldorf, 
Bonner Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 800 800 125

DREAG Objekt Limburgerhof, 
Burgunderplatz GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 600 588 -12

DREAG Objekt Ludwigshafen,
Carl-Bosch-Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 200 197 -3

DREAG Objekt Böblingen, 
Otto-Lilienthal-Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 1.500 1.271 -229

DREAG Objekt Hamburg, 
Fünfunddreißigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 6.700 6.645 -55 

DREAG Objekt Heidelberg, 
Mannheimer Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 200 135 -65

DREAG Objekt Heidelberg,
Vangerowstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 300 213 -87

DREAG Objekt Dietzenbach, Waldstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 1.100 235 -865

DREAG Objekt Düsseldorf, Wahlerstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 3.200 3.200 165

DREAG Objekt Saarbrücken, Kaiserstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 1.000 680 -320

DREAG Objekt Saarbrücken, Hafenstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 400 114 -286

Anteilsbesitz

1) Die Gesellschaft nimmt die Befreiungsmöglichkeit des § 264 b HGB bezüglich der Offenlegung in Anspruch
2) Nicht in den Konzernabschluss einbezogen



HBAG REAL ESTATE

|67|

Gesellschaft Gezeich-
netes Eigenkapital Ergebnis

Kapital Kapital 31.12.2001 2001

Sitz % TEUR TEUR TEUR

DREAG Objekt Berlin, 
Hackesche Höfe GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 3.200 3.004 -196

DREAG Objekt München, 
Prinzregentenstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 65,00 500 -559 -1.059

DREAG Objekt Norderstedt, Kohfurth GmbH & Co. KG Hamburg 1) 90,00 800 800 158

DREAG Objekt Freising, 
Alois-Steinecker-Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 8.100 8.077 -23

DREAG Objekte Hamburg, 
Vierundzwanzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 150 12.933 -48

DREAG Objekt Stuttgart, Friedrichstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 1.600 950 -650

DREAG Objekt Dresden GmbH Hamburg 100,00 25 17 -8

Deutsche Real Estate Service GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 -1.020 -1.070

Achte TAXXUS Real Estate Aktiengesellschaft Hamburg 100,00 500 509 9

Deutsche Shopping Aktiengesellschaft Hamburg 100,00 500 1.341 791

DREAG Objekt Frankfurt, 
Westerbachstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 1.000 320 -680

DREAG Objekt Berlin, Krausenstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 800 776 -24

DREAG Objekt Dietzenbach II GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 1.200 1.200 92

DREAG Objekt Goslar, Im Schleeke GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 800 741 -59

DREAG Objekt Hamburg, 
Sechsundfünfzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 60 43 -17

DREAG Objekt Frankenthal, 
Beindersheimer Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 500 50 28

DREAG Objekt München, 
Maria-Probst-Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 500 497 -3

DREAG Objekt Berlin, Kurfürstendamm GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 4.100 3.978 -122

DREAG Objekt Hamburg, Sechzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 100 -54 -154

Verwaltungsgesellschaft DREAG München Oberanger mbH Hamburg 70,00 30 30 437

Zweite Verwaltungsgesellschaft DREAG Neu-Isenburg mbH Hamburg 100,00 26 26 -176

Verwaltungsgesellschaft Heide Grund mbH Hamburg 100,00 25 26 1

DREAG Wohnen Aktiengesellschaft Hamburg 100,00 500 476 -74

Fünfte Verwaltungsgesellschaft DREAG mbH Hamburg 100,00 30 26 -4
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Gesellschaft Gezeich-
netes Eigenkapital Ergebnis

Kapital Kapital 31.12.2001 2001

Sitz % TEUR TEUR TEUR

K-Witt Kaufzentrum Wittenau GmbH Berlin 94,00 26 -2.085

DREAG Objekt Berlin-Teltow, 
Potsdamer Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 650 399 -251

DREAG Objekt Berlin, Reichpietschufer GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 -133 -183

DREAG Objekte Hamburg, 
Fünfundsechzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 45 -5

DREAG Objekte Hamburg, 
Sechsundsechzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 94,00 50 3 -47

DREAG Objekte Hamburg, 
Siebenundsechzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 44 -6

DREAG Objekt Lübeck, Lohmühlencenter GmbH & Co. KG Hamburg 1) 90,00 1.000 831 -169

DREAG Objekte Hamburg, 
Neunundsechzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 46 -4

DREAG Objekte Hamburg, Siebzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 46 -4

DREAG Objekte Hamburg, 
Einundsiebzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 47 -3

DREAG Objekte Hamburg, 
Zweiundsiebzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 47 -3

DREAG Objekte Hamburg, 
Dreiundsiebzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 48 -2

DREAG Objekte Hamburg, 
Vierundsiebzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 43 -7

DREAG Objekte Hamburg, 
Fünfundsiebzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 48 -2

DREAG Objekte Hamburg, 
Sechsundsiebzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 48 -2

DREAG Objekte Hamburg, 
Siebenundsiebzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 48 -2

DREAG Objekte Hamburg, 
Achtundsiebzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 48 -2

DREAG Objekte Hamburg, 
Neunundsiebzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 48 -2

DREAG Objekte Hamburg, Achtzigste GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 50 48 -2

Anteilsbesitz

1) Die Gesellschaft nimmt die Befreiungsmöglichkeit des § 264 b HGB bezüglich der Offenlegung in Anspruch
2) Nicht in den Konzernabschluss einbezogen
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Gesellschaft Gezeich-
netes Eigenkapital Ergebnis

Kapital Kapital 31.12.2001 2001

Sitz % TEUR TEUR TEUR

d) Unmittelbare und mittelbare Tochtergesellschaften 

der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft 

AGIV-Beteiligungs-GmbH Frankfurt am Main 100,00 51.641 59.151 7.806

BSE Verwaltungs- und Beteiligungsgesellschaft mbH Frankfurt am Main 100,00 3.068 3.444 -4

Münchener Baugesellschaft mbH Frankfurt am Main 100,00 31.200 72.757 0

Wilmersdorfer Grundstücks-Verwaltungs-GmbH Berlin 96,00 2.051 3.231 0

MÜBAU-Immobilien-Treuhandgesellschaft mbH Frankfurt am Main 100,00 512 767 0

MÜBAU-Berlin Grundstücksverwaltungs-
gesellschaft mbH Frankfurt am Main 100,00 511 1.713 0

Wohnbauten-Aktiengesellschaft Buckow Berlin 52,00 205 479 148

Dresdner Wohnungs- und Gewerbebau-
gesellschaft mbH Dresden 100,00 512 512 0

MÜBAU Grundbesitz Verwaltungsgesellschaft mbH Frankfurt am Main 100,00 26 27 0

Ingenieurgesellschaft mbH für Beratung, 
Entwicklung, Planung und Ausführung 
– Institute für Stahlbeton – Dresden 100,00 1.637 2.343 0

MÜBAU Projekt GmbH Frankfurt am Main 100,00 3.836 4.845 0

KAH-Infrarot-Anlagen GmbH Frankfurt am Main 100,00 1.023 2.371 0

Storchenhof II Grundstücksgesellschaft mbH & Co. 
Verwaltungs KG Frankfurt am Main 100,00 115 101 0

MÜBAU Grundbesitz GmbH & Co. OHG Frankfurt am Main 100,00 2.587 3.133 0

Büro- und Gewerbeparkgesellschaft Ulmer Straße, GbR Frankfurt am Main 100,00 0 -2.858 -2.858

Versandzentrum Gütersloh GbR Frankfurt am Main 100,00 3.731 3.892 161

GV Gesellschaft für Vermögensanlagen GmbH Frankfurt am Main 100,00 10.226 16.991 262

GbR Seesen Frankfurt am Main 100,00 2.733 3.146 413

MBIV AG & Co. Business Center KG Frankfurt am Main 100,00 50 -137 -187

MÜBAU Bayern GmbH Wolfratshausen 75,00 500 843 -157

MÜBAU Südwest Zell am Harmersbach 90,00 2.500 2.044 -353

Erste MÜBAU Grundvermögensgesellschaft mbH Frankfurt am Main 94,50 2.557 2.584 26

ETS Vermögensverwaltungs-GmbH Frankfurt am Main 100,00 2.557 510 15

Eisenwerkstraße Grundstücksverwaltungs-GmbH Frankfurt am Main 100,00 26 20 -10



HBAG REAL ESTATE

|70|

Gesellschaft Gezeich-
netes Eigenkapital Ergebnis

Kapital Kapital 31.12.2001 2001

Sitz % TEUR TEUR TEUR

RGV Grundstücksverwaltungs GmbH Gaggenau-Bad Rotenfels 100,00 767 768 73

VIGA Vermögensanlagen GmbH Frankfurt am Main 100,00 26 31 0

VIGA Vermögensverwaltungs-AG Frankfurt am Main 100,00 51 53 2

VIGA Beteiligungen GmbH Frankfurt am Main 100,00 26 37 2

VIGA ZWEITE Vermögensverwaltungs GmbH Frankfurt am Main 100,00 26 28 3

VIGA VIERTE Vermögensverwaltungs GmbH Frankfurt am Main 100,00 26 28 0

Captiva Rückversicherungs-AG Frankfurt am Main 100,00 511 534 12

PV Profita Vermögensverwaltungs-AG Frankfurt am Main 100,00 51 55 2

Münchener Baugesellschaft Berlin GmbH Berlin 100,00 25

Grundstücksgesellschaft Großbeeren I KG Großbeeren 100,00 17

Grundstücksgesellschaft Großbeeren II KG Großbeeren 100,00 17

Grundstücksgesellschaft Großbeeren III KG Großbeeren 100,00 17

Grundstücksgesellschaft Großbeeren IV KG Großbeeren 100,00 17

e) Mittelbare Tochtergesellschaften über die  

DREAG Objekt Dresden GmbH 

Verwaltungsgesellschaft DREAG Dresden, Narrenhäusl mbH Hamburg 100,00 25 19 -6

DREAG Objekt Dresden, Narrenhäusl GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 500 429 -71

f) Mittelbare Tochtergesellschaft über die 

Zweite Verwaltungsgesellschaft DREAG Neu-Isenburg mbH 

DREAG Objekt Neu-Isenburg II GmbH & Co. KG Hamburg 1) 80,00 51 51 1.674

g) Mittelbare Tochtergesellschaft über die 

Zweite Verwaltungsgesellschaft DREAG München Oberanger mbH

DREAG Objekt München, Oberanger GmbH & Co. KG Hamburg 1) 98,20 1.500 1.804 304

Anteilsbesitz

1) Die Gesellschaft nimmt die Befreiungsmöglichkeit des § 264 b HGB bezüglich der Offenlegung in Anspruch
2) Nicht in den Konzernabschluss einbezogen
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Gesellschaft Gezeich-
netes Eigenkapital Ergebnis

Kapital Kapital 31.12.2001 2001

Sitz % TEUR TEUR TEUR

h) Mittelbare Tochtergesellschaft über die 

Fünfte Verwaltungsgesellschaft DREAG mbH

DREAG Objekt Neu-Isenburg III GmbH & Co. KG 1) 50 -70 -120

i ) Mittelbare Tochtergesellschaften über die 

Deutsche Shopping Aktiengesellschaft

Verwaltungsgesellschaft Deutsche Shopping mbH Hamburg 100,00 25 32 7

DREAG Objekt Bremerhaven, 
An der Mühle GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 250 193 -57

DREAG Objekt Worms, Am Ochsenplatz GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 1.000 959 -41

DREAG Objekt Gießen-Linden, 
Robert-Bosch-Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 700 697 -3

DREAG Objekt Berlin, Wittenauer Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 500 500 -11

DREAG Objekt Berlin, Wiesenweg GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 200 200 168

DREAG Objekt Köln, Bernkasteler Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 450 450 87

DREAG Objekt Düsseldorf, Ulmenstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 260 260 100

DREAG Objekt Bottrop, 
Friedrich-Ebert-Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 500 407 -93

DREAG Objekt Bremen, 
Vegesacker Heerstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 200 200 48

DREAG Objekt Düren, Bahnstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 200 200 77

DREAG Objekt Berlin, Teilestraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 1.000 1.000 389

DREAG Objekt Engelsdorf, 
Riesaer Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 600 600 242

DREAG Objekt Dresden, 
Kesselsdorfer Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 800 800 121

DREAG Objekt Berlin, Idunastraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 800 800 153

DREAG Objekt Halle, Brauhausstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 650 556 -94

DREAG Objekt Augsburg, 
Bürgermeister-Fischer-Straße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 100,00 350 -882 -1.232

GbR Augsburg, Bürgermeister-Fischer-Straße Hamburg 90,00 0 -3.162 43
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Kapital Kapital 31.12.2001 2001

Sitz % TEUR TEUR TEUR

j) Mittelbare Tochtergesellschaft über die 

DREAG Objekt Freising, Alois-Steinecker-Straße GmbH & Co. KG

GbR Freising, Alois-Steinecker-Straße Hamburg 94,00 -2.790 480

k) Mittelbare Tochtergesellschaften über die 

DREAG Objekte Hamburg, Vierundzwanzigste GmbH & Co. KG

GbR Stuttgart, Lehmfeldstraße Hamburg 95,00 0 632 -23

Verwaltungsgesellschaft DREAG mbH Hamburg 100,00 26 -180 -212

l ) Mittelbare Tochtergesellschaft über die 

GET Grundstücksgesellschaft mbH, Hamburg

DREAG Objekt Hamburg, Osterfeldstraße GmbH & Co. KG Hamburg 1) 94,00 2.500 1.658 -862

2. Assoziierte Unternehmen

Verwaltungsgesellschaft Hackesche Höfe Berlin GmbH Hamburg 50,00 26 64 5

GfG-Beteiligungsgesellschaft mbH Hamburg 40,00 9.100 10.342 -129

Technologiepark Heidelberg II GmbH & Co. KG Hamburg 49,00 1.000 1.696 -757

GbR Heidelberg, Mannheimer Straße Hamburg 43,75 0 -1.190 -39

GbR Hackesche Höfe, Berlin Hamburg 44,91 14.037 -18.637 -1.660

Krausenstraße 8 Berlin GbR Berlin 25,00 800 776 -17

58. Hanseatische Grundbesitz GmbH & Co. KG Hamburg 26,00 81.807 731 -2.137

Technologiepark Heidelberg I GmbH & Co. KG Hamburg 49,00 1.790 313 -49

XENDA Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH Hamburg 32,00

Sechzehnte DWI Grundbesitz GmbH Hamburg 49,00 51 -923 -154

Carrée Seestraße (GbR) Berlin 47,00 0 -9.836 -1.849

Forum Seestraße Grundstücksgesellschaft mbH Berlin 47,00 51 -477 -528

WDT Real Estate GmbH Berlin 33,33

Anhang Der ag

1) Die Gesellschaft nimmt die Befreiungsmöglichkeit des § 264 b HGB bezüglich der Offenlegung in Anspruch
2) Nicht in den Konzernabschluss einbezogen
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Kapital Kapital 31.12.2001 2001
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BGB HHD Büro-Center Lützowplatz Berlin 25,00 4.967 -7.719 0

GbR Köln-Gremberghoven Heidelberg 40,00 2.526 2.526 114

Grundstücksgesellschaft Taubenstraße 19 Heidelberg 45,00 645 298 -347

La Trobe Real Estate Hamburg GmbH & Co. KG Hamburg 49,00 102 102 137

Kündgen Düsseldorf Real Estate GmbH & Co. KG Hamburg 49,00 102 50 -21

Rohrlapper & Co. Berlin real estate GmbH Berlin 49,00 102 138 237

Reiß & Co. real estate München GmbH München 49,00 100 102 647

ProjektM Real Estate Frankfurt GmbH Frankfurt am Main 49,00 100 112 197

Park Central Associates L.P., Dallas, Texas Atlanta 25,55

La Trobe Real Estate GmbH Hamburg 49,00 100 100 133

ARGE ComCon Center OHG Frankfurt am Main 50,00

colo-engineers GmbH Hamburg 20,00

Ernst Hispano GbR Deutschland 50,00

Reduce Gesellschaft für Facility Management Consulting mbH Hamburg 9,50 50

AIRRAIL Center Frankfurt Verwaltungsgesellschaft
mbH & Co. Vermietungs KG München 33,33 26 24 -3

AIRRAIL Center Frankfurt Verwaltungsgesellschaft mbH München 33,33 15.000 14.909 -255

ARGE „De Hoek“ GbR (Flughafen Schiphol, Niederlande) Köln 50,00

3C Capital Centro Comercial Development AG Bonn 49,00

Wohnbauten-Aktiengesellschaft Reinickendorf Berlin 49,00

3. Nicht in den Konzernabschluss einbezogenes Unternehmen

BAKOLA Miteigentumsfonds I Objekt Duisburg-Averdunk Duisburg 70,07 7.005 0



VII.7. Konzernbilanz der HBAG zum 31. Dezember 2001 

 

      
  

 



HBAG REAL ESTATE

|74|

AKTIVA 2001 2000

Anhang TEUR TEUR

Anlagevermögen 1

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte

und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 1.643 20
2. Geschäfts- oder Firmenwert 26.310 28.597

27.953 28.617
II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten
einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken 574.513 427.177

2. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 2.314 357
3. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 48.999 5.418

625.826 432.952
III. Finanzanlagen

1. Anteile an verbundenen Unternehmen 6.662 5.115
2. Anteile an assoziierten Unternehmen 11.899 9.820
3. Beteiligungen 5.292 3.637
4. Wertpapiere des Anlagevermögens 17 17
5. Sonstige Ausleihungen 14.950 0
6. Anzahlungen auf Finanzanlagen 0 96

38.820 18.685
692.599 480.254

Umlaufvermögen

I. Vorräte 2
1. Immobilienprojekte im Bau 98.011 58.011
2. Zur Veräußerung bestimmte Grundstücke 163.344 0
3. Erhaltene Anzahlungen (54.368) 0
4. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 7 5.334
5. Geleistete Anzahlungen 10.868 0

217.862 63.345
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 3

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 26.744 3.568
2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 14.661 14.921
3. Forderungen gegen assoziierte Unternehmen 15.017 2.473
4. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen

ein Beteiligungsverhältnis besteht 301 9.406
5. Sonstige Vermögensgegenstände 117.738 18.786

174.461 49.154
III. Wertpapiere 4

1. Eigene Anteile 1.965 729
2. Sonstige Wertpapiere 9.346 1.236

11.311 1.965
IV. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 6 400.409 10.335

804.043 124.799

Rechnungsabgrenzungsposten 5.727 6.409

Latente Steuern 710 827

1.503.079 612.289

BILANZ DES KONZERNS 
ZUM 31. DEZEMBER 2001
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PASSIVA 2001 2000

Anhang TEUR TEUR

Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 7 14.400 14.400
II. Kapitalrücklage 8 76.232 74.613

III. Gewinnrücklagen 9
1. Gesetzliche Rücklage 370 271
2. Rücklage für eigene Anteile 1.965 729

IV. Konzernbilanzverlust 23.706 3.250
V. Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung 10 566 469

VI. Anteile anderer Gesellschafter am Eigenkapital 11 209.071 50.869
278.898 138.102

Rückstellungen

I. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 12 26.561 566
II. Steuerrückstellungen 7.937 4.882

III. Latente Steuern 13 1.350 1.245
IV. Sonstige Rückstellungen 14 110.068 4.377

145.916 11.070

Verbindlichkeiten 15

I. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 969.206 393.465
II. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 1.922 10.229

III. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 63.231 33.617
IV. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 2.884 0
V. Verbindlichkeiten gegenüber assoziierten Unternehmen 9.799 1.446

VI. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen
ein Beteiligungsverhältnis besteht 740 1.180

VII. Sonstige Verbindlichkeiten 30.436 23.092
- davon aus Steuern: TEUR 10.280 (Vorjahr: TEUR 4.468)
- davon im Rahmen der sozialen Sicherheit: TEUR 45 (Vorjahr: TEUR 30)

1.078.218 463.029

Rechnungsabgrenzungsposten 47 88

1.503.079 612.289



VII.8. Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung der HBAG für das 
Geschäftsjahr 2001 

 

      
  

 



HBAG REAL ESTATE

|76|

2001 2000

Anhang TEUR TEUR

1. Umsatzerlöse 1 50.767 44.692 

2. Erhöhung des Bestands an unfertigen Erzeugnissen 40.087 15.202 
3. Sonstige betriebliche Erträge 2 20.619 10.724 
4. Materialaufwand 38.454 25.118 
5. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 13.013 5.401 
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung 

und für Unterstützung 572 379 
- davon für Altersversorgung: TEUR 108 (Vorjahr: TEUR 90)

6. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände 
des Anlagevermögens und Sachanlagen 3 9.384 5.240 

- davon außerplanmäßig: TEUR 1.955 (Vorjahr: TEUR 0)

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 4 28.750 16.000 
8. Erträge aus Beteiligungen 5 6.890 2.800 

- davon aus verbundenen Unternehmen: TEUR 6.792 (Vorjahr: TEUR 2.786)

9. Erträge aus assoziierten Unternehmen 711 1.518 
10. Erträge aus anderen Wertpapieren 0 0 
11. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 6 6.165 2.682 

- davon aus verbundenen Unternehmen: TEUR 4.263 (Vorjahr: TEUR 163)

12. Abschreibungen auf Finanzanlagen und 
Wertpapiere des Umlaufvermögens 1.204 81 

13. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 7 35.619 16.018 
- davon an verbundene Unternehmen: TEUR 0 (Vorjahr: TEUR 0)

14. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit (1.757) 9.381 

15. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 5.713 2.571 
16. Latente Steuern 448   1.186 
17. Sonstige Steuern 964 652 
18. Konzernjahresüberschuss/-fehlbetrag (8.882) 4.972 

19. Verlustvortrag 3.250 3.852 
20. Gewinnausschüttung 7.200 2.045 
21. Ertrag aus der Kapitalherabsetzung 0 325 
22. Einstellung in die Kapitalrücklage nach den Vorschriften

über die vereinfachte Kapitalherabsetzung 0 325 
23. Einstellungen in Gewinnrücklagen

- in die gesetzliche Rücklage 99 180 
- in die Rücklage für eigene Anteile 1.237 584 

24. Gewinnanteile konzernfremder Gesellschafter 3.038 1.561 

25. Konzernbilanzverlust 23.706 3.250 

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG DES KONZERNS 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2001



VII.9. Konzernanhang der HBAG 
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I. ALLGEMEINE ANGABEN

Der Konzernabschluss für das Geschäftsjahr 2001 wird nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches 

und des Aktiengesetzes aufgestellt. Der Konzernabschluss zum 31. Dezember 2001 wird erstmals in Euro

aufgestellt. Für Zwecke der Vergleichbarkeit werden die Vorjahreswerte in Euro umgerechnet.

II. KONSOLIDIERUNGSKREIS

Der Konzernabschluss umfasst grundsätzlich den Einzelabschluss der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft

mit Sitz in Hamburg und ihrer unmittelbaren und mittelbaren Tochtergesellschaften, an denen mehr als

50 % der Stimmrechtsanteile gehalten werden.

Gegenüber dem Vorjahr ergab sich eine Erhöhung der im Rahmen der Vollkonsolidierung einbezogenen

Tochtergesellschaften von 103 auf 147. Bei den in 2001 neu einbezogenen Gesellschaften handelt es sich um

neu gegründete Vorratsgesellschaften, die K-Witt Kaufzentrum Wittenau GmbH, Berlin, sowie um die AGIV

Real Estate AG, Frankfurt am Main, mit ihren Tochtergesellschaften. Der Erwerb der K-Witt Kaufzentrum

Wittenau GmbH, Berlin, hatte keine wesentlichen Auswirkungen auf die Vermögens- und Finanzlage.

Durch den Erwerb von 54,41 % der Anteile an der AGIV Real Estate AG und damit auch an ihren mittel-

baren und unmittelbaren Tochtergesellschaften wurde die Vermögens- und Finanzlage des HBAG-Konzerns

wesentlich beeinflusst. Die Erstkonsolidierung des Teilkonzerns AGIV sowie auch der K-Witt Kaufzentrum

Wittenau GmbH erfolgte zum 31. Dezember 2001, so dass sich keine Auswirkungen auf die Konzern-

Gewinn- und -Verlustrechnung ergaben.

Durch die Einbeziehung des AGIV-Teilkonzerns hat sich die Vermögenslage des HBAG-Konzerns wesentlich

verändert. Die wesentlichen Abweichungen werden bei den entsprechenden Bilanzposten erläutert.

ANHANG DES KONZERNS
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Anhang Des konzerns

Nicht konsolidiert werden lediglich die Anteile an folgenden Gesellschaften:

. BAKOLA Miteigentumsfonds I . Montecarmelo Real Estate S.A.

Objekt Duisburg-Averdunk . Leon Real Estate S.A.. U.S. VIGAVI Holding Inc. . Springstrasse GP, Inc.. TRANSATLANTICA Real Estate . Park Central GP, Inc.

Management Inc. . One Liberty Square LLC.. Park Central Associates L.P. . Avalone Ridge GP, Inc.. GETAFE Real Estate S.A. . Pembroke GP, Inc.. VillaVerde Real Estate S.A. . 19th Street GP, Inc.. Leon Real Estate S.A. . 1685 GP, Inc.. TAXXUS Real Estate Service . New Sun GP, Inc. 

GmbH & Co. . Jewel Box GP, Inc.. Verwaltungsgesellschaft TAXXUS . One Liberty Square Associates, L.P. 

Real Estate mbH . Saxmere Ltd.. EURO Real Estate GmbH . Dallas Churchill GP, Inc.. Jewel Box Fonds L.P.

Im Teilkonzern AGIV wurde auf die Einbeziehung von 16 inländischen Tochtergesellschaften verzichtet.

Die nicht konsolidierten Gesellschaften sind auch bei zusammengefasster Betrachtung für die Vermittlung

eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des

Konzerns von untergeordneter Bedeutung, so dass von der Regelung des § 296 Abs. 2 HGB Gebrauch

gemacht wurde. Auf die Einbeziehung dieser Unternehmen als assoziierte Unternehmen gemäß § 311 HGB

wurde aufgrund ihrer untergeordneten Bedeutung gemäß § 311 Abs. 2 HGB verzichtet.

Die Beteiligung an der DREAG Objekt Neu-Isenburg, Dornhofstraße GmbH & Co. KG, Hamburg, wurde

im Geschäftsjahr 2001 veräußert. Die Endkonsolidierung erfolgte jeweils auf den 1. Januar 2001.

Hinsichtlich der Tochterunternehmen i. S. v. § 290 HGB, die damit auch verbundene Unternehmen i. S. v.

§ 271 Abs. 2 HGB sind, verweisen wir auch auf die Aufstellung des Anteilsbesitzes.

Ferner bestehen Beteiligungen an assoziierten Unternehmen i. S. v. § 311 HGB.
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III. KONSOLIDIERUNGSMETHODEN

In den Konzernabschluss werden die auf den gleichen Stichtag aufgestellten Jahresabschlüsse aller einbezogenen

Unternehmen übernommen. Die Kapitalkonsolidierung erfolgt nach der Buchwertmethode durch Verrech-

nung der Anschaffungskosten mit dem Konzernanteil am Eigenkapital der konsolidierten Tochterunternehmen

zum Zeitpunkt der erstmaligen Einbeziehung in den Konzernabschluss (Erwerbszeitpunkt). Die sich aus der

Kapitalkonsolidierung ergebenden aktivischen Unterschiedsbeträge werden den Vermögensgegenständen

zugeordnet, bei denen die Zeitwerte die Buchwerte übersteigen. 

Danach verbleibende Unterschiedsbeträge werden als Firmenwert ausgewiesen.

Passivische Unterschiedsbeträge werden gesondert im Eigenkapital ausgewiesen.

Für nicht dem Mutterunternehmen gehörende Anteile an den im Rahmen der Vollkonsolidierung einbezoge-

nen Unternehmen wird ein Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter gebildet.

Der Wertansatz der Beteiligungen an assoziierten Unternehmen i. S. v. § 311 HGB erfolgt nach der Equity-

Methode. Der im Rahmen der Equity-Konsolidierung das anteilige Eigenkapital der assoziierten Unternehmen

übersteigende Kaufpreis wurde den Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten und Bauten auf fremden

Grundstücken oder dem Firmenwert zugeordnet. 

Im Zuge der Schuldenkonsolidierung werden konzerninterne Forderungen und Verbindlichkeiten gegen-

einander aufgerechnet.

Konzerninterne Erträge werden mit den entsprechenden Aufwendungen verrechnet.

Zwischengewinneliminierungen wurden für Gewinne aus der Veräußerung von Grundstücken und Beteili-

gungen innerhalb des Konzerns vorgenommen. Entsprechend wurden Steuerabgrenzungen nach § 306 HGB

vorgenommen.
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IV. BILANZIERUNGS- UND BEWERTUNGSGRUNDSÄTZE

Die Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze im Konzern werden grundsätzlich einheitlich ausgeübt.

Die im Rahmen der Equity-Konsolidierung den Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten und Bauten

auf fremden Grundstücken zugeordneten Unterschiedsbeträge werden entsprechend der konzerneinheitlichen

Regelung progressiv abgeschrieben.

Die immateriellen Vermögensgegenstände werden zu Anschaffungskosten, vermindert um planmäßige

Abschreibungen, angesetzt. Der als Firmenwert ausgewiesene Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidie-

rung wird über 15 Jahre abgeschrieben.

Die Sachanlagen werden mit den Anschaffungskosten aktiviert. Entsprechend der Erfahrung, dass für den

Wertverzehr einer Immobilie insbesondere ihre Modernität, Zweckmäßigkeit und Ausstattung maßgebend

sind und der jährliche Wertverzehr mit zunehmender Lebensdauer zunimmt, wird die Abschreibung der

Immobilie nach der progressiven „sinking fund“-Methode vorgenommen. Dabei steigen die Abschreibungs-

sätze (und entsprechend der Abschreibungsaufwand) über die voraussichtliche Nutzungsdauer von 40 Jahren

von 0,8 % jährlich progressiv auf 5,5 % an. Das übrige Sachanlagevermögen wird linear über die betriebs-

gewöhnliche Nutzungsdauer abgeschrieben.

Geringwertige Wirtschaftsgüter werden im Jahr ihrer Anschaffung vollständig abgeschrieben und im Jahr

ihres Abgangs als solche erfasst.

Die Finanzanlagen werden zu Anschaffungskosten oder mit dem zum Bilanzstichtag niedrigeren beizulegen-

den Wert angesetzt.

Die Vorräte werden mit den Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten oder dem zum Bilanzstichtag niedrigeren

beizulegenden Wert angesetzt.

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände werden mit dem Nennwert oder mit dem niedrigeren

beizulegenden Wert am Bilanzstichtag bewertet.
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Fremdwährungsforderungen und -verbindlichkeiten werden zum Anschaffungskurs oder zum niedrigeren

bzw. höheren Kurs zum Bilanzstichtag bewertet.

Die im Umlaufvermögen ausgewiesenen Wertpapiere werden zum Anschaffungskurs oder zum niedrigeren

beizulegenden Wert zum Bilanzstichtag angesetzt.

Der Rechnungsabgrenzungsposten wird planmäßig entsprechend den zugrunde liegenden Sachverhalten 

aufgelöst.

Die Pensionsrückstellungen sind erstmals nach international anerkannten Standards (FAS 87) auf der 

Grundlage versicherungsmathematischer Berechnungen nach dem Barwertverfahren passiviert. Dem lagen 

als biometrische Rechnungsgrundlagen die Richttafeln von Prof. Dr. Klaus Heubeck zugrunde. Folgende

Anpassungen wurden berücksichtigt:

. zukünftige Gehaltssteigerungen . Rentenanpassungen. Rechnungszins

Da im Teilkonzern AGIV die Pensionsverpflichtungen nach FAS 87 ermittelt wurden, wurden diese Grund-

sätze erstmals für den HBAG-Konzern angewendet. Für die HBAG ergab sich dadurch eine Erhöhung der

Pensionsrückstellungen um TEUR 78.

Im Vorjahr wurden die Pensionsrückstellungen nach § 6 a EStG ermittelt.

Die Rückstellungen werden nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung gebildet und decken alle am

Bilanzstichtag erkennbaren Risiken ab.

Die Verbindlichkeiten werden mit dem Rückzahlungsbetrag angesetzt. Die Umrechnung von Fremdwährungs-

verbindlichkeiten erfolgt mit dem Entstehungskurs bzw. mit dem am Bilanzstichtag höheren Kurs.

Abweichend vom Vorjahr werden die erhaltenen Anzahlungen bis zur Höhe der Vorräte und geleisteten

Anzahlungen aktivisch von diesen abgesetzt. Die Vorjahreszahlen wurden entsprechend angepasst.
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ENTWICKLUNG DER ANSCHAFFUNGS-                                

UND HERSTELLUNGSKOSTEN                            

Zugänge aus
Erstkon-

1.1.2001 Zugänge solidierung Umgliederung Abgänge 31.12.2001

TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR

Immaterielle Vermögensgegenstände

Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte  
und ähnliche Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen Rechten und Werten 35 1.605 297 0 0 1.937

Geschäfts- oder Firmenwert 30.732 79 1.747 0 0 32.558

30.767 1.684 2.044 0 0 34.495

Sachanlagen

Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte
und Bauten einschließlich der Bauten auf 
fremden Grundstücken 443.184 96.966 127.573 2.881 37.457 633.147

Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäfts-
ausstattung 446 662 4.321 0 76 5.353

Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 5.418 60.960 861 (3.168) 14.320 49.750

449.048 158.588 132.755 (287) 51.853 688.250

Finanzanlagen

Anteile an verbundenen Unternehmen 5.115 158 4.414 0 0 9.687

Anteile an assoziierten Unternehmen 9.858 3.005 0 287 424 12.726

Beteiligungen 3.668 815 1.330 0 385 5.428

Wertpapiere des Anlagevermögens 17 0 0 0 0 17

Sonstige Ausleihungen 0 0 14.950 0 0 14.950

Anzahlungen auf Finanzanlagen 96 0 0 0 96 0

18.754 3.978 20.694 287 905 42.808

498.569 164.250 155.493 0 52.758 765.553

V. ERLÄUTERUNGEN ZUR BILANZ

1. Anlagevermögen

I.

II.

III.

Die Erhöhung der Nettobuchwerte der Sachanlagen im Geschäftsjahr resultiert mit TEUR 81.704 aus dem

AGIV-Teilkonzern.
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ENTWICKLUNG DER KUMULIERTEN                                            NETTOBUCHWERTE

ABSCHREIBUNGEN                                           

Zugänge aus
Erstkon- Zuschrei-

1.1.2001 Zugänge solidierung Abgänge bungen 31.12.2001 31.12.2001 31.12.2000

TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR

15 40 239 0 0 294 1.643 20

2.135 2.365 1.748 0 0 6.248 26.310 28.597

2.150 2.405 1.987 0 0 6.542 27.953 28.617

16.007 6.659 36.253 282 3 58.634 574.513 427.177

89 248 2.733 31 0 3.039 2.314 357

0 72 680 0 0 751 48.999 5.418

16.096 6.979 39.666 313 3 62.424 625.826 432.952

0 0 3.025 0 0 3.025 6.662 5.115

38 789 0 0 0 827 11.899 9.820

31 0 105 0 0 136 5.292 3.637

0 0 0 0 0 0 17 17

0 0 0 0 0 0 14.950 0

0 0 0 0 0 0 0 96

69 789 3.130 0 0 3.988 38.820 18.685

18.315 10.173 44.783 313 3 72.954 692.599 480.254
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2. Vorräte

Die Immobilienprojekte im Bau resultieren aus dem Teilkonzern Adler. Es handelt sich dabei um Entwick-

lungsimmobilien, die in der Regel nach Projektentwicklung veräußert werden sollen.

Aus dem Teilkonzern AGIV stammen die zur Veräußerung bestimmten Grundstücke (TEUR 115.654) 

sowie geleistete Anzahlungen (TEUR 5.534) und erhaltene Anzahlungen (TEUR 7.528). Aus der Erstkon-

solidierung des Teilkonzerns AGIV auf den 31. Dezember 2001 ergibt sich ein Unterschiedsbetrag von

TEUR 47.690, der bei den zur Veräußerung bestimmten Grundstücken berücksichtigt wurde. Es handelt 

sich dabei im Wesentlichen um bezahlte stille Reserven in den Immobilien Frankfurt am Main, Mainzer

Landstraße, Dresden, An der Frauenkirche, Frankfurt am Main, Niedereschbach, sowie Großbeeren, 

Trebbiner Straße.

Die Zugänge bei den Firmenwerten aus der Kapitalkonsolidierung betragen TEUR 79.

3. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände haben bis auf eine Darlehensforderung in Höhe von

TEUR 2.556 eine Restlaufzeit von unter einem Jahr. Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände

resultieren mit TEUR 82.156 aus dem Teilkonzern AGIV.

4. Wertpapiere des Umlaufvermögens

4.1. Eigene Anteile

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft hat einen Bestand von 220.791 Stück an eigenen Aktien. Die

Hauptversammlung hat den Vorstand mit Beschluss von 23. Mai 2000 ermächtigt, eigene Aktien zu erwerben,

um Aktien der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft Dritten im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen

oder Beteiligungen daran anbieten zu können oder sie einzuziehen. Von dieser Ermächtigung hat die HBAG

Real Estate Aktiengesellschaft in den Geschäftsjahren 2000 und 2001 Gebrauch gemacht. Die eigenen Aktien

sind mit einem Kurs von EUR 8,90 bewertet. Der Buchwert beträgt TEUR 1.965 (Vorjahr: TEUR 729).

Weitergaben sind im Geschäftsjahr 2001 nicht erfolgt.

Zu den Angaben gemäß § 160 Abs. 1 Nr. 2 AktG verweisen wir auf die nachfolgende Aufstellung.
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Angaben zu eigenen Aktien nach § 160 Abs. 1 Nr. 2 AktG

Grundkapital zum
Zugänge Erwerbs- bzw.

Erwerbs- bzw. Zugänge Anschaffungs- Anteil Veräußerungs-
Veräußerungszeitpunkt Anzahl Zugänge nebenkosten Grundkapital zeitpunkt
Monat Stück TEUR TEUR % TEUR

Anfangsbestand 1.1.2001 63.352 729 0 0,44 14.400

Zugänge
Januar 45.100 439 2 0,31 14.400
Februar 11.700 137 1 0,08 14.400
März 24.900 282 2 0,17 14.400
April 19.100 215 1 0,13 14.400
Mai 12.000 124 0 0,08 14.400
Juni 36.950 372 2 0,26 14.400
Juli 7.689 74 0 0,05 14.400

Bestand zum 31.12.2001 220.791 2.372 8 1,52 14.400

4.2. Sonstige Wertpapiere

Die sonstigen Wertpapiere resultieren mit TEUR 8.043 aus dem AGIV-Teilkonzern. Dabei handelt es sich

mit EUR 5,3 Mio. um Aktien der Andersitz AG, die aus der Abwicklung der Restkaufpreisforderungen aus

dem Verkauf der Anteile an der Andersitz AG resultieren.

5. Aktive latente Steuern

Die aktiven latenten Steuern resultieren aus Maßnahmen der Zwischengewinneliminierung. Für die Berech-

nung wurden die z. Z. gültigen Steuersätze angesetzt.

6. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten

Die flüssigen Mittel resultieren mit TEUR 328.625 aus dem Teilkonzern AGIV und mit TEUR 71.784 aus

dem ursprünglichen HBAG-Kreis.
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7. Grundkapital

7.1. Zusammensetzung und Ermächtigung des Vorstands

Das Grundkapital beträgt zum Bilanzstichtag TEUR 14.400 (vor Kapitalerhöhung aus dem bedingten Kapital)

und ist in 14.400.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien eingeteilt.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates bis zum 23. Mai 2005 das Grundkapital

der Gesellschaft gegen Bar- und Sacheinlagen durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien

einmalig oder mehrfach, insgesamt jedoch höchstens um TEUR 7.200 zu erhöhen (genehmigtes Kapital).

7.2. Änderungen im Grundkapital und der Satzung

Mit Beschluss des Aufsichtsrates vom 16. Januar 2002 wurde das Grundkapital um TEUR 480 auf TEUR

14.880 aus dem bedingten Kapital gemäß den Beschlüssen der Hauptversammlung vom 10. November 1998

erhöht. Die Anmeldung beim Amtsgericht Hamburg erfolgte Anfang des Geschäftsjahres 2002. Eine Ein-

tragung erfolgte bislang nicht. Die Erhöhung des Grundkapitals steht im Zusammenhang mit der Ausübung

der Aktienoptions- bzw. Wandlungsrechte durch die Herren Dr. Rainer Behne und Andreas Helwig vom 

17. bzw. 19. Dezember 2001 unter Bezugnahme auf die Ermächtigung der Hauptversammlung vom 

10. November 1998 und auf die Optionsvereinbarung vom 4. Juli 2001. Die Rechte wurden jeweils mit

50 % in Anspruch genommen. Für die verbleibenden Rechte wurde von der Gesellschaft eine Abfindung

gezahlt. Die Zuzahlungen gemäß Vereinbarung sind in die Kapitalrücklage zum 31. Dezember 2001 ein-

gestellt. Die Aushändigung der neu entstandenen 480.000 Stückaktien erfolgt nach Eintragung im Handels-

register.

Bezüglich der Regelungen in der Satzung (§ 3 Ziffer 2. a-c), Stand 25. Juli 2001, verweisen wir auf folgenden

Inhalt:

Das Grundkapital ist um bis zu TEUR 240, eingeteilt in 240.000 Inhaberstückaktien, bedingt erhöht

(bedingtes Kapital I). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als die Inhaber von

Aktienoptionen, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 10. November 1998 begeben

werden können, von ihrem Optionsrecht Gebrauch machen.

Das Grundkapital ist um bis zu TEUR 720, eingeteilt in 720.000 Inhaberstückaktien, bedingt erhöht

(bedingtes Kapital II). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als die Gläubiger von

Wandelanleihen, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 10. November 1998 begeben

werden können, von ihrem Wandlungsrecht Gebrauch machen.
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Durch Beschluss des Aufsichtsrates vom 16. Januar 2002 wurde zu den Aktienoptions- bzw. Wandlungs-

rechten und den Satzungsregelungen Folgendes beschlossen:

Gemäß der in § 3 Ziffer 2. c) der Satzung vom 25. Juli 2001 gewährten Ermächtigung wird § 3 Ziffer 1.

und 2. der Satzung wie folgt neu gefasst:

§ 3 1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt TEUR 14.880. Es ist eingeteilt in 14.880.000 auf den

Inhaber lautende Stückaktien.

§ 3 2. a) entfällt ersatzlos.

b) entfällt ersatzlos.

c) entfällt ersatzlos.

Alle übrigen Bestimmungen des § 3 bleiben unverändert.

Zur Anmeldung beim Amtsgericht Hamburg wurde Folgendes mitgeteilt:

„Aufgrund der am 10. November 1998 beschlossenen bedingten Erhöhung des Grundkapitals (bedingtes

Kapital I) der Gesellschaft um bis zu TEUR 240 und gemäß § 3 Ziffer 2.a) der Satzung sind in dem am 

31. Dezember 2001 abgelaufenen Geschäftsjahr in Ausübung der Optionsrechte von Inhabern von 

Aktienoptionen 120.000 Stück neue Aktien der Gesellschaft im Nennbetrag von je EUR 1,00 aus der am 

10. November 1998 beschlossenen bedingten Kapitalerhöhung (bedingtes Kapital I) im Gesamtnennbetrag

von TEUR 120 ausgegeben worden.

Aufgrund der am 10. November 1998 beschlossenen bedingten Erhöhung des Grundkapitals (bedingtes

Kapital II) der Gesellschaft um bis zu TEUR 720 sind in dem am 31. Dezember 2001 abgelaufenen

Geschäftsjahr im Umtausch gegen Wandelschuldverschreibungen 360.000 Stück neue Aktien der Gesell-

schaft im Nennbetrag von je EUR 1,00 aus der am 10. November 1998 beschlossenen bedingten Kapital-

erhöhung (bedingtes Kapital II) im Gesamtnennbetrag von TEUR 360 ausgegeben worden.

Der Aufsichtsrat hat beschlossen, § 3 der Satzung entsprechend der Ausgabe der Bezugsaktien zu ändern.
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Gemäß § 201 Abs. 3 AktG erklären wir, dass die Bezugsaktien aus den bedingten Kapitalerhöhungen

(bedingtes Kapital I und bedingtes Kapital II), die im Geschäftsjahr 2001 bezogen worden sind, nur in Erfül-

lung des im Beschluss über die bedingten Kapitalerhöhungen (bedingtes Kapital I und bedingtes Kapital II)

festgelegten Zwecke und nicht vor der vollen Leistung des Gegenwertes, der sich aus dem Beschluss ergibt,

ausgegeben worden sind.“

Die Anmeldung der vorgenannten Textstellen zum Handelsregister erfolgte am 25. Januar 2002, eine Ein-

tragung ist bislang nicht erfolgt.

7.3. Weitere Informationen zum Grundkapital

Durch Hauptversammlungsbeschluss vom 23. Mai 2000 wurde die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft

ermächtigt, eigene Aktien im Umfang von bis zu 10 % des jeweils eingetragenen Grundkapitals zu erwerben.

Die Ermächtigung wurde am 1. Juni 2000 wirksam und gilt bis zum 30. November 2001. 

8. Kapitalrücklage

Die Kapitalrücklage hat sich im Geschäftsjahr wie folgt entwickelt:

2001

TEUR

Stand 1. Januar 2001 74.614

Zuzahlungen für ausgeübte Aktienoptionen und Wandlungsrechte 1.619

Stand 31. Dezember 2001 76.233

Die Entnahme zur Umwandlung der Kapitalrücklage in Grundkapital erfolgt bei Eintragung im Handels-

register. Der dafür vorgesehene Betrag von TEUR 480 ist zum Bilanzstichtag in der Kapitalrücklage aus-

gewiesen.

Bezüglich der ausgeübten Aktienoptions- und Wandlungsrechte verweisen wir auf die Ausführungen zu den

Posten „Grundkapital“ und „Hauptversammlung“.
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9. Gewinnrücklagen

Die Gewinnrücklagen setzen sich aus den Rücklagen des Mutterunternehmens in Höhe von TEUR 41 

sowie aus bei Tochtergesellschaften gebildeten Rücklagen in Höhe von TEUR 329 zusammen. Bei Tochter-

gesellschaften wurden im Geschäftsjahr TEUR 99 in die gesetzliche Rücklage eingestellt.

Die Gewinnrücklagen des Mutterunternehmens beinhalten die gesetzliche Rücklage in Höhe von TEUR 41

sowie die Rücklage für eigene Anteile in Höhe von TEUR 1.965.

Die Rücklage für eigene Anteile hat sich wie folgt entwickelt:

2001

TEUR

Stand 1. Januar 2001 729

Zugänge 1.236

Stand 31. Dezember 2001 1.965

10. Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung

Aus der erstmaligen Einbeziehung eines Unternehmens im Rahmen der Vollkonsolidierung ist ein Unter-

schiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung entstanden, der entsprechend seinem Charakter dem Eigenkapital

zugeordnet worden ist. 

11. Anteile anderer Gesellschafter am Eigenkapital

Der Anstieg des Ausgleichspostens für Anteile im Fremdbesitz von TEUR 50.869 um TEUR 158.202 auf

TEUR 209.071 resultiert im Wesentlichen aus der Erstkonsolidierung des Teilkonzerns AGIV, da lediglich

54,41 % der Anteile im Konzern gehalten werden.

12. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen

Die Pensionsrückstellungen werden erstmals entsprechend FAS 87 bewertet. Aus dem Teilkonzern AGIV

resultieren Pensionsrückstellungen von TEUR 25.933, aus dem Teilkonzern Deutsche Real Estate TEUR 628.

Aus der Bewertungsänderung im Konzernabschluss der HBAG ergibt sich ein Erhöhungsbetrag von TEUR 78.
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13. Rückstellungen für latente Steuern

Die Rückstellungen für latente Steuern wurden in den Einzelabschlüssen der Deutsche Real Estate Aktien-

gesellschaft, der HBAG Real Estate AG und der Deutsche Shopping Aktiengesellschaft im Geschäftsjahr 2001

gebildet und in den Konzernabschluss der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, unverändert

übernommen.

Die Rückstellungen für latente Steuern wurden bei diesen Gesellschaften im Wesentlichen auf die Differenzen

zwischen den von ihren Tochter-Kommanditgesellschaften handelsrechtlich vereinnahmten Beteiligungs-

erträgen und den ihnen im Rahmen der einheitlichen und gesonderten Gewinnfeststellung zuzurechnenden

niedrigeren steuerlichen Ergebnissen berechnet. Die Unterschiede zwischen den handelsrechtlichen und 

den steuerrechtlichen Beteiligungserträgen aus den Tochter-Kommanditgesellschaften resultieren zum einen

aus der Tatsache, dass die in dem Eigentum der Tochter-Kommanditgesellschaften stehenden Immobilien

handelsrechtlich progressiv und steuerrechtlich in der Regel linear mit 4 % p. a. abgeschrieben werden, zum

anderen aus steuerlich zugewiesenen Verlustanteilen. Die Berechnung der Rückstellung für latente Steuern

erfolgte grundsätzlich unter Anwendung eines Körperschaftsteuersatzes von 25 % sowie des Solidaritäts-

zuschlages von 5,5 %.

14. Sonstige Rückstellungen

Die sonstigen Rückstellungen wurden in Höhe von TEUR 96.482 im Teilkonzern AGIV gebildet und mit

TEUR 15.087 bei den übrigen einbezogenen Unternehmen. Die Rückstellungen im Teilkonzern AGIV 

wurden für Garantieverpflichtungen (TEUR 53.445), für Restbaukosten und Risiken aus fertig gestellten

Objekten (TEUR 8.472) sowie für ausstehende Lieferantenrechnungen (TEUR 1.203) gebildet.

Die Rückstellungen für allgemeine Risikovorsorge im Beteiligungsbereich des Teilkonzerns AGIV belaufen

sich auf TEUR 25.616. 

Bei den übrigen einbezogenen Unternehmen wurden im Wesentlichen Rückstellungen für Provisionsver-

pflichtungen (TEUR 4.143), ausstehende Baukosten (TEUR 1.506) und ausstehende Eingangsrechnungen

(TEUR 1.562) gebildet.
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15. Verbindlichkeiten

Gesamt Restlaufzeit

bis über 1 Jahr  über
1 Jahr bis 5 Jahre 5 Jahre

TEUR TEUR TEUR TEUR

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 969.206 487.907 141.453 339.846

Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 1.922 1.922 0 0

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 63.231 56.931 6.300 0

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 2.884 2.884 0 0

Verbindlichkeiten gegenüber assoziierten Unternehmen 9.799 1.824 7.975 0

Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, 

mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 740 740 0 0

Sonstige Verbindlichkeiten 30.436 30.436 0 0

1.078.218 582.644 155.728 339.846

Bedingt durch die erstmalige Einbeziehung des Teilkonzerns AGIV sind die Verbindlichkeiten um 

TEUR 145.311 angestiegen.

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind wie folgt besichert:. Grundschulden von insgesamt EUR 595,1 Mio.. Abtretung von Mietzins- und Pachtzinsforderungen . Verpfändung von Festgeldern (EUR 1,5 Mio.). Abtretung von Rechten und Ansprüchen gegen Generalunternehmer und Generalübernehmer. Abtretung von zukünftigen Kaufpreisansprüchen gegen potenzielle Erwerber von Immobilien. Abgabe von Patronatserklärungen gegenüber Kreditinstituten

Zur Sicherung der Kreditverbindlichkeiten (Lombardkredite) gegenüber der Hamburgischen Landesbank,

Hamburg, hat die Gesellschaft das Wertpapierdepot 160 093/027 verpfändet. Die Darlehen valutieren zum

Bilanzstichtag mit TEUR 23.341.

Im Rahmen der AGIV-Finanzierung hat die Gesellschaft am 21. Juni 2001 Darlehen von der Deutsche Bank

Luxembourg S. A., Luxembourg, mit einem Gesamtvolumen von TEUR 275.000 vereinbart.

Die Darlehen valutieren zum Bilanzstichtag mit TEUR 260.950, wobei ein Kreditbetrag von TEUR 3.000

nicht in Anspruch genommen wurde und eine Aval-Bürgschaft über TEUR 10.005 besteht.
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Im Geschäftsjahr wurde eine Sondertilgung von EUR 1 Mio. geleistet.

Folgende Sicherheiten für die aufgeführten Darlehen bestehen gegenüber der Deutsche Bank Luxembourg 

S. A., Luxembourg:

Depot-Nr./ Anzahl/Stück

Art der Sicherheit Depotbank Beteiligungshöhe Gesellschaft Rang
AGIV Share Pledge BHF-BANK AG, AGIV Real

Frankfurt am Main 45104 Estate-Aktien 17.521.179

Adler Share Pledge Hamburgische Adler Real  

Agreement Landesbank 160 093/007 Estate AG 8.871.575

DREAG Share Hamburgische Deutsche Real 1. Rang: 

Pledge Agreement Landesbank 160 093/017 Estate AG 89.291

Hamburgische Deutsche Real 2. Rang:

Landesbank 160 093/027 Estate AG 10.376.116 

Other Subsidiaries Share Benelux Real

Pledge Agreement (AGs) ohne 100 % Estate AG 500.000

España Real

ohne 100 % Estate AG 500.000

TRANS-

ATLANTICA

ohne 85 % Real Estate AG 4.250.000

Tschechien Real

ohne 100 % Estate AG 500.000

Other Subsidiaries Share TAXXUS Real Die HBAG ist

Pledge Agreement (KGs) Estate Service die einzige

ohne GmbH & Co. Kommanditistin

Other Subsidiaries Share TAXXUS Real 

Pledge Agreement (GmbHs) Estate Beteili-

ohne 100 % gungen GmbH

Account Pledge Konten 

Agreement Deutsche Bank AG, 050838200

Hamburg 100 % und 05083810
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Zusätzlich wurden von Dritten folgende Sicherheiten gestellt:

Depot-Nr./ Anzahl/Stück

Art der Sicherheit Depotbank Beteiligungshöhe Gesellschaft Rang
AGIV Share Pledge Deutsche Bank AG, AGIV Real

Hamburg 209205 Estate-Aktien 1.577.800

AGIV Share Pledge AGIV Real 

Berenberg Bank Estate-Aktien 960.000

VI. ERLÄUTERUNGEN ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

1. Umsatzerlöse

Die Umsatzerlöse von insgesamt TEUR 50.767 resultieren aus Mieteinnahmen mit TEUR 37.252, aus der

Erbringung von Dienstleistungen mit TEUR 3.289 und mit TEUR 10.226 aus Erlösen aus vertraglichen

Regelungen mit einem fremden Dritten aus einer Freihalte- und Unterstützungsverpflichtung im Segment

Adler Real Estate AG und fielen ausschließlich in Deutschland an.

2. Sonstige betriebliche Erträge

Die sonstigen betrieblichen Erträge resultieren mit TEUR 14.613 aus Objektverkäufen. Im Geschäftsjahr

wurden die Objekte München Oberanger, Neu-Isenburg I und II sowie Nakupni Park veräußert.

Aus der Ausübung der Aktienoptions- und Wandlungsrechte wurde ein Ertrag von TEUR 2.653 erzielt. Der

korrespondierende Posten ist im Personalaufwand enthalten. Die Kursgewinne belaufen sich auf TEUR 1.207.
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3. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen

Die Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen 

beinhalten auch die planmäßigen Abschreibungen, die auf die im Rahmen der Equity-Konsolidierung auf 

die Gebäude zugeordneten Unterschiedsbeträge vorgenommen worden sind.

4. Sonstige betriebliche Aufwendungen

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen resultieren im Wesentlichen aus Grundstücksaufwendungen

(TEUR 5.435), Provisionen (TEUR 4.255), Beratungs-, Abschluss- und Prüfungskosten (TEUR 3.235),

Raumkosten (TEUR 1.799) sowie Kosten für das Asset Management (TEUR 1.914).

5. Erträge aus Beteiligungen

Bei den Erträgen aus Beteiligungen handelt es sich mit TEUR 5.015 um die Gewinnausschüttung für 

2000 der AGIV Real Estate AG, die vor dem Zeitpunkt der Erstkonsolidierung geflossen ist. Ferner sind 

in den Beteiligungserträgen im Wesentlichen mit TEUR 280 die Gewinnanteile für 2001 aus dem BAKO-

LA-Miteigentumsfonds I Objekt Duisburg-Averdunk mit TEUR 999, die Gewinnausschüttung aus der 

Jewel Box Fonds L.P., Atlanta/USA, und mit TEUR 454 die Ausschüttung aus der TRANSATLANTICA

Real Estate Management Inc., Atlanta/USA, enthalten.

6. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge

Von den Zinserträgen aus verbundenen Unternehmen entfallen TEUR 3.662 auf die Gesellschaft Liberty

Square und TEUR 504 auf die GETAFE Real Estate S.A.

7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen

Die Zinsaufwendungen betreffen im Wesentlichen die Immobilienfinanzierungen. Weiterhin wurden für die

Finanzierung der AGIV-Beteiligung durch die Gesellschaft Darlehen aufgenommen, die eine Zinsbelastung

von TEUR 6.933 verursacht haben.

Anhang Des Konzerns
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VII. KAPITALFLUSSRECHNUNG

31.12.2001 31.12.2000

TEUR TEUR

Konzernjahresüberschuss/(-fehlbetrag) (8.882) 4.972 
+ Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens (ohne Finanzanlagen) 9.384 5.240 
+ Abschreibung auf Finanzanlagen 789 38 
./. Zuschreibung zu Finanzanlagen (3) (19)
./. Gewinn aus Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens (14.613) (4.014)
+   Zunahme der langfristigen Rückstellungen 62 22
./. Zunahme der Liefer- und Leistungsforderungen sowie anderer Aktiva (36.821) (51.804)
+ Zunahme der kurzfristigen Rückstellungen 11.563 6.997

./.+ Abnahme/Zunahme der Liefer- und Leistungsverbindlichkeiten sowie anderer Passiva 20.401 (53.232)

= Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit (18.120) (91.800)

+ Einzahlungen aus Erstkonsolidierung AGIV 90.201 0
+ Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Anlagevermögens 67.058 34.597
./. Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen (175.134) (211.137)

= Cashflow aus Investitionstätigkeit (17.875) (176.540)

+ Einzahlungen in die Kapitalrücklage 1.619 0
./. Dividendenausschüttung an Gesellschafter (7.200) (2.045)
+ Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten 436.840 242.510
+ Anteile Konzernfremder (5.285) 1.843
+ Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung 95 196

= Cashflow aus Finanzierungstätigkeit 426.069 242.504

Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 61.449 (25.836)
+ Zugang an Finanzmitteln durch Erstkonsolidierung AGIV 318.625 0
+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 10.335 36.171

= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 400.409 10.335

Der Finanzmittelfonds entspricht der Position Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten. Bedingt durch 

die Erstkonsolidierung des Teilkonzerns AGIV hat sich der Finanzmittelfonds um TEUR 328.625 erhöht.

Aus dem Verkauf der Objekte München Oberanger, Neu-Isenburg I und II sowie Nakupni Park wurden

Erlöse in Höhe von TEUR 14.613 erzielt.
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VIII. SEGMENTBERICHTERSTATTUNG

Der Konzern kann entsprechend der rechtlichen Struktur in sechs Segmente aufgeteilt werden:

. Gewerblich gemischt genutzte Immobilien .Wohnimmobilien 

(Einzelhandel und gewerbliche Büroflächen) . Übrige Immobilien- und Servicegesellschaften. Shopping (Einzelhandelsbereich) . Teilkonzern AGIV Real Estate AG. Entwicklungsimmobilien

Gewerblich
gemischt genutzte Entwicklungs-

Immobilien Shopping immobilien
TEUR TEUR TEUR TEUR

Anlagevermögen 368.238 120.597 14.142 
( i. Vj. 257.548 115.522 14.864 

davon Anteile an verbundenen Unternehmen 6.662  
( i. Vj. 5.115 )

davon Anteile an assoziierten Unternehmen 11.899 
( i. Vj. 9.819 )

davon übrige Finanzanlagen 20.259 
( i. Vj. 3.750 )

Vorräte 7 0 58.316 
( i. Vj. 0 0 65.071 

Übriges Umlaufvermögen und Abgrenzungsposten 114.080 6.897 37.132 
( i. Vj. 70.203 6.486 17.266 

482.325 127.494 109.590 
( i. Vj. 327.751 122.008 97.201 

Eigenkapital 99.217 (914) 29.397 
( i. Vj. 104.791 (1.010) 34.871 

Rückstellungen 9.372 1.409 8.837 
( i. Vj. 4.466 2.472 2.265 

Schulden und Abgrenzungsposten 373.736 126.999 71.356 
( i. Vj. 218.494 120.546 60.065 

482.325 127.494 109.590 
( i. Vj. 327.751 122.008 97.201 

Anhang Des Konzerns



HBAG REAL ESTATE

|97|

Übrige
Immobilien- 
und Service- Konsolidierungs-

Wohnen gesellschaften AGIV Gesamt buchungen Gesamt
TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR

0 420.997 99.826 1.023.800 (331.201) 692.599  
61 183.746 0 571.741 (91.487) 480.254 )  

0 0 113.661 171.984 45.878 217.862    
0 0 0 65.071 (1.726) 63.345 )

80.015 418.823 656.947 (64.329) 592.618   
2.733 46.331 0 143.019 (74.328) 68.691 )  

0 501.012 632.310 1.852.731 (349.652) 1.503.079   
2.794 230.077 0 779.831 (167.541) 612.290  

0 90.409   351.182 569.291 (290.393) 278.898 
1.570 98.817 0 239.039 (100.938) 138.101 ) 

0 4.499 123.221 147.338 (1.422) 145.916   
493  1.376 0 11.072 0 11.072 )  

0 406.104 157.907 1.136.102 (57.837) 1.078.265   
731 129.884 0 529.720 (66.603) 463.117 )  

0 501.012 632.310 1.852.731 (349.652) 1.503.079  
2.794 230.077 0 779.831 (167.541) 612.290 )  
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Gewerblich
gemischt genutzte Entwicklungs-

Immobilien Shopping immobilien
TEUR TEUR TEUR

Umsätze 22.343 10.104 12.028 
( i. Vj. 15.214 9.266 19.621 

Bestandsveränderung 0 0 40.086 
( i. Vj. 0 0 15.231 

Übrige Erträge 14.634 5 87 
( i. Vj. 6.115 581 83 

Materialaufwand 0 0 38.454 
( i. Vj. 0 0 25.118 

Personalaufwand 2.475 0 2.673 
( i. Vj. 1.654 0 2.818 

Abschreibungen 4.322 1.140 713 
( i. Vj. 1.536 1.839 656 

Sonstige Aufwendungen 13.990 1.733 8.687 
( i. Vj. 8.159 2.861 3.077 

Erträge aus anderen Wertpapieren 0 0 0 
( i. Vj. 0 0 0 

Erträge aus Beteiligungen 1.169 0 0 
( i. Vj. 2.561 0 0 

Erträge aus assoziierten Unternehmen 26 0 0 
( i. Vj. 1.149 0 0 

Zinserträge 2.771 317 776 
( i. Vj. 2.261 178 821 

Abschreibungen auf Finanzanlagen/
Wertpapiere des Umlaufvermögens 550 0 170 
( i. Vj. 0 0 30 

Zinsaufwand 16.538 6.474 1.461 
( i. Vj. 11.054 5.919 750 

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 3.068 1.079 819 
( i. Vj. 4.897 (594) 3.307 

Steueraufwand 1.807 424 2.392 
( i. Vj. 1.584 542 1.731 

Konzernjahresüberschuss/-fehlbetrag 1.261 655 (1.573)
( i. Vj. 3.313 (1.136) 1.576 

Anhang Des konzerns
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Übrige
Immobilien- 
und Service- Konsolidierungs-

Wohnen gesellschaften Gesamt buchungen Gesamt
TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR

0 6.292 50.767 0 50.767 
0 591 44.692 0 44.692 ) 

0 0 40.086 0 40.086 
0 0 15.231 (30) 15.201 ) 

0 7.597 22.323 (1.703) 20.620 
1.773 1.584 10.136 587 10.723 ) 

0 0 38.454 0 38.454 
0 0 25.118 0 25.118 ) 

0 8.760 13.908 78 13.986 
0 1.309 5.781 0 5.781 ) 

0 2.033 8.208 1.176 9.384 
0 38 4.069 1.171 5.240 ) 

0 5.381 29.791 (1.443) 28.348 
21 1.885 16.003 (3) 16.000 )

0 0 0 0 0 
0 1 1 0 1 ) 

0 10.956 12.125 (5.235) 6.890 
0 10.613 13.174 (10.373) 2.801 ) 

0 685 711 0 711 
0 369 1.518 0 1.518 ) 

0 5.081 8.945 (2.780) 6.165 
6 2.392 5.658 (2.976) 2.682 ) 

0 484 1.204 0 1.204 
0 51 81 0 81 ) 

0 13.927 38.400 (2.780) 35.620 
30 1.240 18.993 (2.976) 16.017 ) 

0 26 4.992 (6.749) (1.757)
1.728 11.027 20.365 (10.984) 9.381 ) 

0 2.246 6.869 256 7.125 
486 2.094 6.437 (2.028) 4.409 ) 

0 (2.220) (1.877) (7.005) (8.882)
1.242 8.933 13.928 (8.956) 4.972 ) 
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IX. HAFTUNGSVERHÄLTNISSE UND SONSTIGE FINANZIELLE VERPFLICHTUNGEN

Zum Bilanzstichtag bestanden folgende Haftungsverhältnisse im Sinne § 298 i.V.m. § 251 HGB:

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft hat nachfolgend aufgeführte Patronatserklärungen und Verpflich-

tungserklärungen gegenüber Kreditinstituten im Zusammenhang mit den verschiedenen verbundenen Unter-

nehmen gewährten Krediten abgegeben. Die abgegebenen Patronatserklärungen beinhalten im Wesentlichen

die Verpflichtung, dass die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft die Kreditnehmer finanziell so auszustatten

hat, dass diese ihre Verpflichtungen zur Rückzahlung der erhaltenen Kredite jederzeit erfüllen können.

1. Patronatserklärungen

Kreditnehmer Sicherungsnehmer Haftungsbetrag Erklärung vom

Mio. EUR

ODM Berlin Zweite Objekt-

gesellschaft mbH & Co. KG Berenberg Bank 3,17 16.05.2001

Prime Projekt Offenbach,

Berliner Straße GmbH & Co. KG Eurohypo AG 2,45 26.10.2000

myloc Real Estate  

& Technology AG Hanseatische Leasing GmbH 2,28 13.10.2000

Deutsche Real Estate AG Hamburgische Landesbank 5,12 26.02.2001

Adler Real Estate AG GrundKreditBank 21,83 29.10.1999

Adler Real Estate AG

(„weiche“ Patronatserklärung) Fraport AG 17.10.2001

2. Verpflichtungserklärungen

Kreditnehmer Sicherungsnehmer Haftungsbetrag Erklärung vom

Mio. EUR

La Trobe Immobilien GmbH Bankhaus Lampe KG 5,65 08.01.2001

España Real Estate AG Hamburgische Landesbank 12,27 13.10.2000

VillaVerde Real Estate S. A. Royal Bank of Scotland PLC 6,01 08.10.2001

Die Adler Real Estate Aktiengesellschaft hat für Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten, die zum

Bilanzstichtag mit TEUR 42.996 valutieren, Patronatserklärungen abgegeben.

Anhang Des konzerns
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Die TRANSATLANTICA Real Estate Aktiengesellschaft (vormals: TRANSATLANTICA Real Estate GmbH)

verbürgt sich gem. Vereinbarung vom 17. November 1999 gegenüber der Hamburgischen Landesbank ohne

zeitliche Beschränkung als Selbstschuldner bis zum Betrag von USD 11.450.000. Die Bürgschaft wird zur

Sicherheit aller Forderungen der Hamburgischen Landesbank gegen die One Liberty Square Associates, L.P.

(verbundenes Unternehmen, nicht konsolidiert), übernommen.

Sonstige finanzielle Verpflichtungen ergeben sich aus dem Abschluss eines Zinsswap-Geschäftes am 

1. Juli 1999. Die Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft ist danach verpflichtet, vom 1. Dezember 1999 bis

zum 1. Dezember 2004 einen Zins von 4,93 % p. a. auf einen Festbetrag, der sich vom 1. Dezember 1999

von TEUR 61.355 sukzessive auf TEUR 53.031 am 1. Dezember 2004 reduziert, zu zahlen. Als Gegen-

leistung erhält die Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft eine Zinszahlung in Höhe des jeweiligen 1-Monats-

EURIBOR plus 0,5 % auf den jeweiligen Festbetrag. Der Zinsswap dient als Sicherungsgeschäft zu der auf

Ebene der Deutsche Shopping Aktiengesellschaft geschlossenen Darlehens- und Kreditvereinbarung.

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat am 7. Mai 2001 eine Optionsvereinbarung mit 

der BHF-BANK Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main und Berlin, unterzeichnet. Darin verpflichtet sich

die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, der BHF-BANK Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main 

und Berlin, ein Angebot über den Erwerb von 3.720.502 Stückaktien mit einem Kaufpreis von EUR 14,60

je Aktie zu unterbreiten. Sobald eine schriftliche Annahmeerklärung bis 30. September 2002 zugeht, kommt

der Kaufvertrag zustande. 

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat am 1. Mai 2001 eine Optionsvereinbarung mit 

der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH, Stuttgart, über den Erwerb von 4.002.000 Stückaktien zu einem

Kaufpreis von EUR 12,50 je Aktie getroffen. Der Kaufpreis erhöht sich um 8,5 % p. a. ab dem Tag der

Unterzeichnung des Optionsvertrages bis zur Ausübung der Option und Wirksamwerden des Kaufvertrages.

Die Option läuft bis zum 1. April 2003.

Die Deutsche Real Estate AG hat am 21. Dezember 1999 Verpflichtungserklärungen gegenüber der Bayeri-

schen Landesbank, München, abgegeben. Diese Verpflichtungserklärungen betreffen die Kreditgewährungen

an die 100 %igen Tochtergesellschaften der Deutsche Shopping Aktiengesellschaft, Hamburg, zum Erwerb

der „Stinnes-Baumärkte“ mit einem Gesamtvolumen von TEUR 76.693.

Die Deutsche Real Estate AG verpflichtet sich mit der Deutschen Shopping Aktiengesellschaft als Gesamt-

schuldner gegenüber der Bayerischen Landesbank während der Laufzeit der von der Landesbank gewährten

Kredite
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. die Kreditnehmerinnen finanziell so auszustatten, dass sie jederzeit in der Lage sind, ihre Verpflichtungen

aus den Kreditvereinbarungen zu erfüllen und 

. jeden bei den Kreditnehmerinnen entstehenden Jahresfehlbetrag sowie Verluste aus einer eventuellen

Auflösung der Kreditnehmerinnen einschließlich insolvenzmäßig bedingter Verluste auszugleichen.

Des Weiteren hat sich die Deutsche Real Estate AG gegenüber der DZ Bank AG Deutsche Zentral Genossen-

schaftsbank, Hamburg, im Rahmen der Kreditgewährung an die DREAG Objekt Neu-Isenburg II GmbH 

& Co. KG, Hamburg, wie folgt verpflichtet:

. ihre Beteiligung am Stammkapital der Kreditnehmerin ohne vorherige schriftliche Zustimmung der 

DZ Bank AG Deutsche Zentral Genossenschaftsbank, Hamburg, weder zu ändern, zu kündigen oder 

aufzuheben, noch Maßnahmen zur Auflösung der Kreditnehmerin zu ergreifen;

. die Kreditnehmerin finanziell so auszustatten, dass sie jederzeit in der Lage ist, ihre Verpflichtungen 

aus mit der DZ Deutsche Zentral Genossenschaftsbank, Hamburg, getroffenen Kreditvereinbarungen zu

erfüllen und

. jeden bei der Kreditnehmerin entstehenden Jahresfehlbetrag sowie Verluste aus einer eventuellen Auflösung

der Kreditnehmerin einschließlich insolvenzmäßig bedingter Verluste auszugleichen.

Die vorgenannten Verpflichtungen der Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft, Bremerhaven, bestehen

unverändert bei allen künftigen Laufzeitverlängerungen des von der DZ Bank AG Deutsche Zentral Genossen-

schaftsbank, Hamburg, der Kreditnehmerin gewährten Kredites fort, und zwar auch für den Fall, dass im

Zeitpunkt des Auflaufs des Kredites eine Zusage über eine Laufzeitverlängerung noch nicht eingegangen ist.

Im Teilkonzern AGIV bestehen Haftungsverhältnisse aus Verbindlichkeiten aus Bürgschaften in Höhe von

EUR 3,5 Mio. und aus Gewährleistungsverträgen von EUR 0,7 Mio.

Die sonstigen finanziellen Verpflichtungen im AGIV-Teilkonzern setzen sich wie folgt zusammen:

Mio. EUR

Zahlungsverpflichtungen (Barwert) aus zukünftigen Mietzahlungen 110,7

Bestellobligo aus genehmigten Investitionen 23,5

Sonstiges 25,9

160,1

Anhang Des konzerns
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Die sonstigen Miet- und Leasingverpflichtungen für den HBAG-Kreis belaufen sich auf TEUR 1.132. Diese

betreffen Raummieten mit TEUR 694, Mieten für Einrichtungen mit TEUR 387 und Kraftfahrzeugleasing-

kosten mit TEUR 51.

X. SONSTIGE ANGABEN

1. Beteiligungsverhältnisse und Veröffentlichungen gemäß § 25 WpHG

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, stellt einen Konzernabschluss auf, der beim Amtsge-

richt Hamburg hinterlegt wird.

Mit Schreiben vom 17. Dezember 1998 hat die WCM Beteiligungs- und Grundbesitz-Aktiengesellschaft,

Mönchengladbach, mitgeteilt, dass sie seit dem 15. Dezember 1998 die Schwelle von 25 % der Stimmrechte

an der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft unterschritten hat.

Mit Schreiben vom 17. Juli 1998 hat Herr Dr. Rainer Behne mitgeteilt, dass er 24,48 % der Stimmrechte

der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft erworben habe. Durch Übernahme von Stückaktien im Rahmen

der Grundkapitalerhöhung (bedingtes Kapital I und II) besitzt Herr Dr. Behne 24,42 % der Stimmrechte.

Mit Schreiben vom 16. Dezember 1998 hat Frau Marina Behne der Gesellschaft mitgeteilt, dass sie die

Schwelle von 10 % der Stimmrechte an der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft unterschritten habe.

Mit Schreiben vom 11. Januar 1999 wurde der Gesellschaft von Herrn Klaus Unger mitgeteilt, dass 

dessen Stimmrechtsanteile am 15. Dezember 1998 die Schwelle von 5 % erreicht haben. Mit Schreiben vom 

21. Dezember 2001 hat Herr Klaus Unger der Gesellschaft mitgeteilt, dass er seit dem 28. November 2001

die Schwelle von 5 % unterschritten hat.

Mit Schreiben vom 11. Januar 1999 wurde der Gesellschaft von AGNAAT B. V. (vormals H. M. Shopping

Centers Holding B.V.), Amsterdam/Niederlande, mitgeteilt, dass ihr Stimmrechtanteil an der HBAG Real

Estate Aktiengesellschaft die Schwelle von 5 % überschritten hat.

2. Vorstand

Dem Vorstand gehören an:. Dr. Rainer Behne, Hamburg (Vorsitzender). Andreas Helwig, Hamburg 
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Der Vorstand erhielt im Geschäftsjahr 2001 vom Unternehmen Bezüge in Höhe von TEUR 3.451. Darin

sind Abfindungszahlungen für nicht in Anspruch genommene Aktienoptions- und Wandlungsrechte von

TEUR 3.181 sowie Tantiemen von TEUR 102 enthalten.

Des Weiteren hat Herr Dr. Rainer Behne einen Bestand von 960.000 Stückaktien der AGIV Real Estate

Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, mit einem Kurswert von EUR 13,36 je Aktie unter Vereinbarung

einer Put-Option zum gleichen Kurswert übernommen.

Die Tätigkeiten des Vorstands in Aufsichtsräten finden Sie auf Seite 111 .

Der Vorstand hatte das Recht, 105.600 Inhaberaktien der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg,

zu einem Basispreis von EUR 3,68 zu erwerben. Das Optionsrecht kann erstmals für 50 % der zu beziehenden

Aktien drei Jahre nach der Begebung der Optionsrechte, für die restlichen 50 % nach vier Jahren, spätestens

bis zum 31. Dezember 2008, ausgeübt werden. Die Ausübung setzt u.a. voraus, dass der Börsenkurs den

Basispreis um mindestens 10 % p.a. übersteigt.

Des Weiteren hatte der Vorstand der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, Darlehen über 

TEUR 292 gewährt, die mit Wandlungsrechten ausgestattet sind. Die Darlehen sind mit 4 % p.a. zu verzinsen.

Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Darlehen, soweit eine Wandlung nicht erfolgt, am 31. Dezember 2008

zum Nennbetrag zurückzuzahlen. Der Vorstand ist berechtigt, von dem übernommenen Darlehen je 

DM 0,80 Darlehensteilbetrag in eine Inhaberstückaktie der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg,

im rechnerischen Nennwert von EUR 1,02 zu wandeln. Im Fall einer Ausübung des Umtauschrechts ist für

den Erwerb einer Aktie eine Barzuzahlung in Höhe von EUR 3,27 fällig.

Die aufgeführten Rechte wurden im Dezember 2001 mit Genehmigung des Aufsichtsrates und Beschluss vom

16. Januar 2002 in der zu diesem Zeitpunkt ausübbaren Höhe, also zu 50 %, ausgeübt. Die verbleibenden

Rechte sind durch Abfindungszahlungen an die Vorstände erloschen. Wir verweisen auch auf die Angaben zu

„Grundkapital“ und „Hauptversammlung“.

Zu Prokuristen sind zum Bilanzstichtag bestellt:. Volker Lemke, Hamburg. Axel Harloff, Hamburg. Christian Bock, Hamburg

Anhang Des konzerns
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3. Aufsichtsrat

3.1. Zusammensetzung

Dem Aufsichtsrat gehören zum Bilanzstichtag an:. Günter Vollmann (Vorsitzender), Hamburg. Peter Rieck (stellvertretender Vorsitzender), Hamburg. Dr. Hans-Jürgen Ahlbrecht, Berlin. Dr. Alexander Erdland, Schwäbisch Hall. Horst Gobrecht, Hamburg. Alexander Knapp Voith, St. Moritz, Schweiz

Die Bezüge der Aufsichtsratsmitglieder betrugen im Geschäftsjahr 2001 TEUR 131.

3.2. Weitere Funktionen

Die weiteren Mitgliedschaften in Aufsichtsräten finden Sie auf Seite 112.

4. Anzahl der beschäftigten Arbeitnehmer

Im Geschäftsjahr wurden durchschnittlich 63 Mitarbeiter (Vorjahr: 58 Mitarbeiter) beschäftigt. Zusätzlich

sind im AGIV-Teilkonzern 120 Mitarbeiter beschäftigt. Gleichfalls wurden in der nicht in die Konsolidierung

einbezogenen TAXXUS Real Estate Service GmbH & Co. 40 Mitarbeiter beschäftigt. 

5. Bezüge der Organmitglieder

Die Aufsichtsratsvergütung für das Geschäftsjahr 2001 beträgt TEUR 131. Der Vorstand erhielt im Geschäfts-

jahr 2001 Bezüge in Höhe von TEUR 3.452, inklusive der Abfindungszahlungen für Aktienoptions- und

Wandlungsrechte sowie der Tantiemen. 

Hamburg, im März 2002

Der Vorstand                                                                            

Dr. Rainer Behne             Andreas Helwig



VII.10. Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
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Wir haben den von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, aufgestellten Konzernabschluss 

und ihren Bericht über die Lage der Gesellschaft und des Konzerns für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis

zum 31. Dezember 2001 geprüft. Die Aufstellung von Konzernabschluss und Konzernlagebericht nach 

den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften liegt in der Verantwortung des Vorstands der Gesellschaft.

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den

Konzernabschluss und Konzernlagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Konzernabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen.

Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 

die Darstellung des durch den Konzernabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-

führung und durch den Konzernlagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshand-

lungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche

Umfeld des Konzerns sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung

werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die

Angaben im Konzernabschluss und Konzernlagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt.

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der Jahresabschlüsse der in den Konzernabschluss einbezogenen Unter-

nehmen, der Abgrenzung des Konsolidierungskreises, der angewandten Bilanzierungs- und Konsolidierungs-

grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der

Gesamtdarstellung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts. Wir sind der Auffassung, dass 

unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

BESTÄTIGUNGSVERMERK
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Nach unserer Überzeugung vermittelt der Konzernabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und

Ertragslage des Konzerns. Der Konzernlagebericht gibt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage

der Gesellschaft und des Konzerns und stellt die Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.

Hamburg, den 27. März 2002

KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft

Aktiengesellschaft

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Bagehorn Gajewski

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin

Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe des Konzernabschlusses und/oder des Berichts über die Lage der

Gesellschaft und des Konzerns in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form (einschließlich der

Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser

Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; wir weisen insbesondere auf § 328

HGB hin.



VII.11. Organe der HBAG und ihre Mitgliedschaften 
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MITGLIEDSCHAFTEN VORSTAND

Dr. Rainer Behne übt folgende Tätigkeiten in Aufsichtsräten aus:. Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft, Bremerhaven (Vorsitzender). Adler Real Estate Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main (Vorsitzender). Nakupni Park LOTOS, a.s., Prag, Tschechien (Vorsitzender). german communications dbk ag, Hamburg (stellvertretender Vorsitzender). TRANSATLANTICA Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg (Vorsitzender). myLoc Real Estate & Technology Aktiengesellschaft, Hamburg (Vorsitzender)  . MÜBAU Real Estate GmbH, Frankfurt am Main (Vorsitzender)

Andreas Helwig ist Aufsichtsratsmitglied der. Adler Real Estate Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main. Benelux Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg . Deutsche Shopping Aktiengesellschaft, Hamburg . DREAG Wohnen Aktiengesellschaft, Hamburg . Achte TAXXUS Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg . Tschechien Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg. España Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg . France Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg . MÜBAU Real Estate GmbH, Frankfurt am Main. myLoc Real Estate & Technology Aktiengesellschaft, Hamburg
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MITGLIEDSCHAFTEN AUFSICHTSRAT

Günter Vollmann, Kaufmann, ist ferner Mitglied im 

Aufsichtsrat bei der. Getreideheber-Gesellschaft mbH, Hamburg (Vorsitzender). yep young economy partners AG, Berlin

Peter Rieck, stellvertretender Vorsitzender des Vorstands 

Hamburgische Landesbank – Girozentrale –, Hamburg, 

ist ferner Mitglied im Aufsichtsrat bei der. GEHAG Aktiengesellschaft, Berlin 

(stellvertretender Vorsitzender). Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft, Bremerhaven

(stellvertretender Vorsitzender). pflegen & wohnen AöR, Hamburg. SaGeBau-AG Sanierungs- und Gewerbebau-Aktiengesellschaft,

Berlin (stellvertretender Vorsitzender). Sprinkenhof AG, Hamburg. B & L Immobilien AG, Hamburg. DEKA Immobilien Investment GmbH, Frankfurt am Main. HGA Hamburgische Grundbesitz Beteiligungs AG, Hamburg

(Vorsitzender). LEG Schleswig-Holstein Landesentwicklungsgesellschaft mbH,

Kiel. Plus Vermögensverwaltungs AG, Hamburg (Vorsitzender)

Dr. Hans-Jürgen Ahlbrecht, Vorsitzender der Geschäftsführung

DaimlerChrysler Immobilien (DCI) GmbH, Berlin, ist ferner

Mitglied im Aufsichtsrat bei der. ALBA Holding AG, Berlin. Eurohypo Europäische Hypothekenbank der Deutsche Bank AG, 

Frankfurt am Main. Grundstücksgesellschaft Messedamm 1 mbH, Berlin (Beirat). FBW-Fahrzeug AG, Wetzikon, Schweiz 

(Präsident des Verwaltungsrats). DC Grund DaimlerChrysler Verwaltungsgesellschaft für

Grundbesitz mbH, Ludwigsfelde. DC Management Berlin GmbH, Ludwigsfelde

Dr. Alexander Erdland, Vorstandsvorsitzender Bausparkasse

Schwäbisch Hall AG, Schwäbisch Hall, ist ferner Mitglied im

Aufsichtsrat bei der. DG Bank Luxembourg S.A., Luxemburg (Verwaltungsrat)

(bis 22.11.2001). Bankhaus Hallbaum AG & Co. KG, Hannover. DEFO Deutsche Fonds für Immobilienvermögen GmbH,

Frankfurt am Main. ČMSS Českomoravská stavební spořitelna, a.s., Prag, 

Tschechien. PSS Prvá stavebná sporitel’nă a.s., Bratislava, Slowakei. VR Kreditwerk Hamburg-Schwäbisch Hall,

Hamburg/Schwäbisch Hall. Landeszentralbank Baden-Württemberg, Stuttgart (Beirat). Landesbank Baden-Württemberg, Stuttgart (Beirat)

Horst Gobrecht, Senator a. D., hat keine weiteren Mandate inne

Alexander Knapp Voith, Kaufmann, ist ferner Mitglied des

Aufsichtsrats bei der. Deutsche Real Estate Aktiengesellschaft, Bremerhaven
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VII.12. Vergleichende Darstellung (Bilanz, Gewinn- und 
Verlustrechnung, Kapitalflussrechnung des HBAG-Konzerns 
für die Geschäftsjahre 1999, 2000 und 2001) 

 

      
  

 



Vergleichende Darstellung (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, 
Kapitalflussrechnung des HBAG-Konzerns für die Geschäftsjahre 1999, 2000, 
2001) 
 
 
A K T I V A  

31.12.2001 31.12.2000 31.12.1999
T€ T€ T€

 
Anlagevermögen  
  
Immaterielle Vermögensgegenstände  27.953 28.617 19.200
Sachanlagen 625.826 432.952 271.357
Finanzanlagen 38.820 18.685 14.402

692.599 480.254 304.959
 

Umlaufvermögen  
  
Vorräte 217.862 63.345 44.506
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 174.461 49.154 24.601
Wertpapiere 11.311 1.965 0
Flüssige Mittel 400.409 10.335 36.171

804.043 124.799 105.278
 

Rechnungsabgrenzungsposten 
Latente Steuern 

5.727
710

6.409 
827 

20
769

1.503.079 612.289 411.026
 



 
  
P A S S I V A  
 31.12.2001 31.12.2000 31.12.1999

T€ T€ T€
 

Eigenkapital  
Gezeichnetes Kapital 14.400 14.400 14.725
Kapitalrücklage 
Gewinnrücklage 
Konzernbilanzgewinn (verlust) 
Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung 
Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter 

76.232
2.335

-23.706
566

209.071

74.613 
1.000 

-3.250 
470 

50.869 

74.289
236

-3.852
273

47.465
278.898 138.102 133.136

Rückstellungen   
Pensionsrückstellungen 
Steuerrückstellungen 
Übrige Rückstellungen  

26.561
9.287

110.068

566 
6.127 
4.377 

544
1.766
1.740

145.916 11.070 4.050

Verbindlichkeiten   
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  
Übrige Verbindlichkeiten  

969.206
109.012

393.465 
69.564 

150.955
122.830

1.078.218 463.029 273.785
 

Rechnungsabgrenzungsposten 47 88 55

1.503.079 612.289 411.026
 
 

  
 

  
  
  

 
 



 
KONZERN-GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG   
   

2001 2000 1999

T€ T€ T€

 

Umsatzerlöse 50.767 44.692 11.144

Bestandsveränderung 
Sonstige betriebliche Erträge 

40.087
20.619

15.202 
10.724 

0
2.569

Materialaufwand -38.454 -25.118 0

Personalaufwand -13.585 -5.780 -2.609

Abschreibungen 
Sonstige betriebliche Aufwendungen  

-9.384
-28.750

-5.240 
-16.000 

-1.445
-7.577

Beteiligungsergebnis 
Abschreibungen auf Finanzanlagen 
und auf Wertpapiere des Umlaufvermögens  

7.601

-1.204

4.318 
 

-81 

1.526

0
Zinsergebnis -29.454 -13.336 -3.197

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit  -1.757 9.381 411

 

Sonstige Steuern -964 -652 -208

Ergebnis vor Ertragsteuern -2.721 8.729 203

 

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -6.161 -3.757 -1.628

Jahresüberschuss (- fehlbetrag) -8.882 4.972 -1.425

 

Verlustvortrag 
Gewinnausschüttung 

-3.250
-7.200

-3.852 
-2.045 

-657
0

Ertrag aus der Kapitalherabsetzung 0 325 0

Einstellung in die Kapitalrücklage nach den Vor-
schriften über die vereinfachte Kapitalherabsetzung 0

 
-325 0

Einstellung in Gewinnrücklage 
Anderen Gesellschaften zustehender Gewinn/ Verlust 

-1.336
-3.038

-764 
-1.561 

-103
-1.667

Konzernbilanzgewinn/ (-verlust) -23.706 -3.250 -3.852



 
 
KAPITALFLUSSRECHNUNG 

2001 2000 1999

T€ T€ T€
  

Konzernjahresüberschuss/( -fehlbetrag)  
 

-8.882 4.972 -1.425

+ Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens (ohne 
Finanzanlagen) 

 
9.384 

 
5.240 1.445

+ Abschreibungen auf Finanzanlagen 789 38 0

- Zuschreibungen zu Finanzanlagen -3 -19 0

- Gewinn aus Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens -14.613 -4.014 0

+ Abnahme/ Zunahme der langfristigen Rückstellungen 62 22 -19

- Zunahme der Liefer- und Leistungsforderungen sowie anderer Aktiva -36.821 -51.804 -53.947

+ Zunahme der kurzfristigen Rückstellungen  11.563 6.997 2.748

-/ + Abnahme/ Zunahme der Liefer- und Leistungsverbindlichkeiten sowie 
anderer Passiva 

 
20.401 

 
-53.232 80.287

  
Cash-flow aus laufender Geschäftstätigkeit -18.120 -91.800 29.089

  
+ Einzahlungen aus der Erstkonsolidierung AGIV 90.201 0 0

+ Einzahlungen aus Abgängen von Gegeständen des Anlagevermögens 
- Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen 

67.058 
-175.134 

34.597 
-211.137 

11.275
-275.379

  
Cash-flow aus der Investitionstätigkeit -17.875 -176.540 -264.104

  
+ Einzahlungen aus Kapitalerhöhung und Zuschüssen der Gesellschafter 1.619 0 57.600

- Dividendenausschüttung an Gesellschafter -7.200 -2.045 -491

+ Einzahlung aus der Aufnahme von Krediten 436.840 242.510 138.020

+ Anteile Konzernfremder -5.285 1.843 34.739

+ Unterschiedsbetrag aus Kapitalkonsolidierung 95 196 273

  
Cash-flow aus der Finanzierungstätigkeit 426.069 242.504 230.141

  
Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds 61.449 -25.836 -4.874

  
+ Zugang an Finanzmittel durch Erstkonsolidierung AGIV 328.625 0 0

+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 10.335 36.171 41.045

  
Finanzmittelfonds am Ende der Periode 400.409 10.335 36.171

 



VII.13. Ungeprüfter Zwischenbericht der HBAG zum 30. Juni 2002 
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HBAG Real Estate AG
Z W I S C H E N B E R I C H T  Z U M  E R S T E N  H A L B J A H R

Das I. Halbjahr 2002 im Überblick/Aktuelles

• Strategische Neuausrichtung der AGIV abgeschlossen

• Verschmelzung mit der AGIV Real Estate AG 
im Handelsregister eingetragen

• Neue AGIV als Immobilienunternehmen im M-DAX startet
planmäßig

• Fusionsbedingt schwache Geschäfts- und Ertragslage 
im I. Halbjahr 2002

Neue AGIV startet als deutsches Immobilien-
unternehmen im M-DAX planmäßig

Nachdem im Juli 2002 die Hauptversammlungen der HBAG Real Estate AG, Hamburg, 

und der AGIV Real Estate AG, Frankfurt, jeweils mit 99 % der Stimmen die Verschmelzung

beider Gesellschaften auf die neu gegründete „AGIV Real Estate AG“ beschlossen haben, ist

die Verschmelzung mit Eintragung in den Handelsregistern in Frankfurt und Hamburg mit

Wirkung zum 1. Januar 2002 rechtswirksam geworden. Mit Vollzug der Verschmelzung ist 

die konsequente Umsetzung der bereits im Zusammenhang mit dem Einstieg der HBAG 

als Mehrheitsaktionär der alten AGIV von beiden Unternehmen angekündigten Zusammen-

führung der Aktivitäten des HBAG-Konzerns und des AGIV (alt)-Konzerns abgeschlossen.

Damit kann die neue AGIV Real Estate AG ihre Strategie umsetzen, sich zu einer der führen-

den Immobilienaktiengesellschaften in Deutschland zu entwickeln. Die neue AGIV wird dabei

das Unternehmen im M-DAX sein, das sich rein auf Immobilien in Deutschland konzentriert.

Der neue Konzern hat eine Bilanzsumme von rund 1,5 Milliarden €. Der Konzern hat 

ein Immobilienvermögen von rund 1,2 Milliarden € ‚under management’. Das Immobilien-

volumen soll bis Ende 2003 verdoppelt werden.
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Neue Aktionärsstruktur nach Verschmelzung

Die neuen AGIV-Aktien werden im September 2002 erstmals notiert. Aktionäre der HBAG

erhalten Aktien an der AGIV (neu) im Verhältnis 9:11.

Nach Verschmelzung hat die neue AGIV nunmehr einen Streubesitz von ca. 43,5 %. Die

Änderung der Beteiligungsstruktur führt dazu, dass es mit erfolgter Verschmelzung keinen

beherrschenden Großaktionär mehr gibt.

Durch die Zusammenführung beider Gesellschaften in die neue AGIV Real Estate AG erreicht

die fusionierte Gruppe eine attraktive Größe in Bezug auf den Immobilienbestand und die

Liquidität der Aktie. Die Größe der neuen Gesellschaft sichert nicht nur eine führende Markt-

position, sondern auch die erforderliche Kapital- und Finanzkraft als wesentliche Voraus-

setzung für eine wertorientierte Wachstumsstrategie.

Vorbemerkung zur Zwischenberichterstattung

Die nachfolgend dargelegte Berichterstattung umfasst die HBAG Real Estate AG, da die 

Verschmelzung zum Stichtag der Quartalsberichterstattung 30.06.2002 noch nicht vollzogen

war. Der Geschäftsverlauf der HBAG war im I. Halbjahr 2002 ganz entscheidend durch 

die Vorbereitungen zur Verschmelzung mit der AGIV Real Estate AG und durch die damit

parallel verlaufende Neuausrichtung des AGIV-Konzerns geprägt. Die Zahlen sind daher 

nur sehr eingeschränkt aussagekräftig.

Entwicklung im ersten Halbjahr 2002

Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit der HBAG AG wird mit 7,8 Mio. € 

Verlust ausgewiesen (I. Halbjahr 2001 5,9 Mio. € Gewinn). Dies ist auf den Aufwand der 

Verschmelzung sowie die Zinsbelastung aus der Finanzierung des Erwerbs der AGIV AG

begründet. Erträge aus den Beteiligungen werden unterjährig nicht gezeigt. 

Die Töchter Deutsche Real Estate AG sowie der Auslandsbereich zeigen positive Halb-

jahreszahlen. Bei der AGIV AG und der Adler Real Estate AG werden ausgeglichene 

Ergebnisse berichtet.

Im Einzelabschluss weist die AG keine Umsätze aus; im Konzern erhöhte sich der Umsatz 

auf rund 39 Mio. € (I. Halbjahr 2001 18,6 Mio. €). Die Bilanzsumme der AG beträgt 

426 Mio. € (I. Halbjahr 2001 424 Mio. €). 
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Ausblick 2002

Nach der erfolgreichen Verschmelzung hat die neue AGIV-Gruppe eine schlanke und trans-

parente Führungs- und Organisationsstruktur sowie einen einheitlichen Aktionärskreis erhalten.

Damit kann die neue AGIV als geschäftsführende Holding das operative Geschäft effizient,

unmittelbar und konzernübergreifend führen. Dieser Effizienzgewinn macht sich bereits 

spürbar bemerkbar. So haben sich parallel zur Durchführung der Verschmelzung mehrere

interessante Akquisitionsmöglichkeiten für größere Immobilienportfolios ergeben, bei denen

die neue AGIV mit internationalen Investoren zusammenarbeitet.

Das Gesamtjahr 2002 steht ganz im Zeichen der Neustrukturierung und der Verschmelzung

der HBAG/AGIV-Gruppe. Die positiven Auswirkungen auf den Ertrag der neuen AGIV-

Gruppe werden erst im Geschäftsjahr 2003 voll greifen. Für das laufende Geschäftsjahr erwar-

ten wir in Abhängigkeit von der Realisierung der zur Zeit laufenden Akquisitionen größerer

Immobilienportfolios bereits positive Tendenzen für die Ertragslage. Vor dem Hintergrund 

der laufenden Verhandlungen lassen sich zur Zeit konkrete Aussagen zu Umsatz und Ergebnis

für das Gesamtjahr 2002 noch nicht machen.
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per 30.06.2002 per 31.12.2001
Mio. € Mio. €

Sonstige betriebliche Erträge 1,3 5,2

Übrige Kosten – 2,2 – 8,6

Betriebsergebnis – 0,9 – 3,4

Finanzergebnis – 6,9 3,7 

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit – 7,8 0,3

Steuern – 0,2 0,1

Jahresüberschuss/-fehlbetrag – 7,9 0,4 

Gewinn- und Verlustrechnung

30.06.2002 31.12.2001
Aktiva Mio. € Mio. €

Anlagevermögen 356,3 355,4

Umlaufvermögen 70,0 68,9

426,3 424,3

30.06.2002 31.12.2001
Passiva Mio. € Mio. €

Eigenkapital 85,3 93,4

Fremdkapital 341,0 330,9

426,3 424,3

HBAG Real Estate AG
Bilanz



VII.14. Lagebericht und Konzernlagebericht der AGIV (alt) zum  
31. Dezember 2001 

 

      
  

 



Lagebericht und 
Konzernlagebericht

■ Mit dem neuen Mehrheitsaktionär HBAG wurde
die strategische Neuausrichtung der AGIV 
vorangetrieben. Ziel ist die Zusammenführung
und Entwicklung der AGIV und der HBAG zu
einer führenden und ertragsstarken MDAX-notierten
Immobilien-Aktiengesellschaft.

■ Konzernergebnis nach Auflösung von Vorsorgen
mit 5 Mio. € positiv. Jahresergebnis der AGIV
durch Übernahme des Verlustes MÜBAU belastet.

■ Die Liquidität im Konzern ist mit 329 Mio. €
weiterhin wesentlichster Vermögenswert.

■ Positive Entwicklung bei den Vergleichsverhand-
lungen hinsichtlich der Anfechtungs- und Fest-
stellungsklagen. Mit der überwiegenden Zahl 
der Kläger konnte Einigung über die Bedingungen
eines Vergleichs erzielt werden.

20
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L A G E B E R I C H T  U N D  K O N Z E R N L A G E B E R I C H T

W I RTS C HAF TL I C H E 
RAH M E N B E D I N G U N G E N

Schwaches konjunkturelles Umfeld 

Nach viel versprechendem Start hat sich die Lage der Welt-

wirtschaft im Verlauf des Geschäftsjahres 2001 zunehmend

verschlechtert. Insbesondere in der zweiten Jahreshälfte

mussten Prognosen ständig nach unten korrigiert werden.

Die Auswirkungen der Terroranschläge vom 11. September

in den USA haben den Negativtrend noch verstärkt. 

Von der sich abschwächenden US-Konjunktur gingen

immer weniger Impulse auf die Weltwirtschaft aus. Japan

rutschte nach nur kurzer Erholungsphase wieder in die

Rezession. Am gesamten asiatischen Markt wirkte der 

Einbruch der New Economy belastend. Unverändert labil

blieb die wirtschaftliche Verfassung in den Ländern 

Südamerikas. Die Krise Argentiniens zeigt dies deutlich. 

Angesichts der ungünstigen globalen Rahmenbedingungen

konnten auch die Länder der Europäischen Union bei 

weitem nicht an das gute Vorjahr anknüpfen. Deutschland

nahm dabei wiederum nur einen der hinteren Plätze ein.

Das Bruttoinlandsprodukt wuchs 2001 lediglich um 0,6 %,

nachdem im vorangegangenen Jahr noch ein Plus von

3,0 % erreicht worden war. Vor allem das deutlich rück-

läufige Exportwachstum und die schwache Investitions-

neigung waren belastende Faktoren. 

Die Bauwirtschaft konnte sich von der negativen Entwick-

lung nicht abkoppeln, die Wertschöpfung lag hier sogar

um 6,6 % unter der des Vorjahres. Dies bedeutet einen

Rückgang im siebten Jahr in Folge. Besonders schwach 

entwickelte sich der Wohnungsbau. In diesem Segment

waren Umsatzeinbußen um 15 % hinzunehmen. Die

Bereiche sonstiger Hochbau und Tiefbau waren in gerin-

gerem Maße unter Druck. Der Baumarkt schrumpfte in

Ostdeutschland erneut erheblich stärker als im Westen. 

Immobilienmarkt in Deutschland 

Die inländische Immobilienwirtschaft entwickelte sich

ebenfalls regional sehr differenziert. In den neuen Bundes-

ländern litt der Markt nach wie vor unter den bestehenden

Überkapazitäten. Weitere Anpassungen waren unvermeid-

lich. Dagegen stellte sich das Umfeld in den westlichen

Bundesländern durchaus positiv dar, obgleich auch hier

große regionale Unterschiede festzustellen waren. 

Die Immobilienumsätze – gemessen am Grunderwerb-

steueraufkommen – verringerten sich in 2001 um 4,4 %

auf 143,2 Mrd. €. Gegenüber dem Vorjahr, in dem 

sich das Minus auf 16 % belaufen hatte, ist damit eine

Abschwächung des Negativtrends zu erkennen. 

Die Nachfrage konzentrierte sich erneut schwerpunkt-

mäßig auf die westdeutschen Zentren. Vor allem Flächen

in den 1a-Lagen der Wachstumsregionen München,

Frankfurt am Main, Düsseldorf und Hamburg sowie Berlin

konnten sich auf dem sehr hohen Niveau des Vorjahres

insgesamt gut behaupten. 

Der Markt für Büroimmobilien hat sich nach der positiven

Entwicklung im Vorjahr insbesondere im zweiten Halb-

jahr 2001 leicht abgekühlt. Während in den neuen

Bundesländern die Marktlage weiterhin angespannt blieb,

waren vor allem in den genannten westdeutschen Zentren

Leerstandsquoten auf weiterhin niedrigem Niveau zu 

verzeichnen. Hier schwankte die Leerstandsquote zwischen

1,5 % in München und Stuttgart und 7,5 % in Berlin. 

Die Mietpreise sind im Berichtsjahr weiter gestiegen. Mit

Ausnahme von Frankfurt am Main und München, wo

bereits zum Jahreswechsel 2000/2001 Höchststände

erreicht worden waren, konnten Mietpreisanhebungen um

bis zu 15 % durchgesetzt werden. In den neuen Bundes-

ländern (ohne Berlin) verharrten die Mietpreise dagegen

auf niedrigem Niveau. 
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Als Folge der anhaltend rezessiven Entwicklung im deut-

schen Einzelhandel, verbunden mit einem fortschreitenden

Konzentrationsprozess, stand das Mietpreisniveau in diesem

Segment weiter unter Druck. Wie im Gesamtmarkt be-

standen jedoch regional große Unterschiede. Nachgefragt

waren in erster Linie Einzelhandelsflächen in den 1a-Lagen

der Innenstädte und angebotsstarke Einkaufszentren. Dort

sind die Mieten seit 1998 nach oben gerichtet. Positiv ver-

lief die Preisentwicklung auch in Städten mit großem

Einzugsgebiet und ausreichendem Flächenangebot für die

Ansiedlung von Filialunternehmen. Unterhalb von 1b-

Lagen und in den ostdeutschen Städten hielt die schlechte

Stimmungslage indes an.

Im Wohnungsbau hat sich der Abwärtstrend 2001 fort-

gesetzt. Trotz niedrigerer Zinsen und Preise sank die Zahl

der Wohnungsbaugenehmigungen erstmals seit langem

unter die Marke von 300.000. Gemäß Angaben des Statis-

tischen Bundesamtes beträgt die Zahl der Baugenehmi-

gungen rund 291.000 Einheiten, was einem Rückgang

nahezu in Vorjahreshöhe von knapp 17 % entspricht. 

Wie 2000 waren alle Marktsegmente betroffen. Der Rück-

gang war bei den Neubauwohnungen in Zwei- und Mehr-

familienhäusern mit 17,2 % bzw. 19,0 % besonders stark.

Weniger Baugenehmigungen gab es auch für Wohnungen

in Einfamilienhäusern (– 13,3 %). Regional war der Rück-

gang der Baugenehmigungen in Ostdeutschland wiederum

stärker als in den westlichen Bundesländern.

Anhaltend günstiges Zinsklima

Am Geldmarkt blieben die Bedingungen für Investoren 

im Jahr 2001 günstig. Im Jahresverlauf hat sich das Zins-

niveau sogar noch deutlich abgesenkt. Nach den Angaben

der Deutschen Bundesbank beliefen sich die Zinsen für

Hypothekarkredite auf Wohngrundstücke mit zehnjähriger

Laufzeit im Dezember auf durchschnittlich 5,9 %. Damit

lagen die Zinsen zwar über dem historischen Tief des 

Jahres 1999, aber rund zwei Prozentpunkte unter dem

langjährigen Durchschnitt. 

Aufgrund des anhaltend günstigen Zinsklimas war die

Finanzierung von Investitionsvorhaben bei geringem

Eigenkapitaleinsatz also weiter vorteilhaft. Auch bei länger-

fristigen Zinsfestschreibungen ließen sich bei entsprechen-

den Objektertragswerten positive Cashflows erzielen. 

Entsprechend konnten positive Leverage-Effekte realisiert

werden.

Rechtliche Rahmenbedingungen

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die deutschen

Immobiliengesellschaften blieben im Berichtsjahr weit-

gehend stabil. Veränderungen ergaben sich jedoch durch

das Mietrechtsreformgesetz, das am 1. September 2001 in

Kraft trat. Es gilt sowohl für Mietverhältnisse, die ab diesem

Zeitpunkt geschlossen wurden, als auch grundsätzlich für

schon bestehende Mietverhältnisse. 

Das niedrige 
Zinsniveau macht
derzeit die Finan-

zierung über
Fremdkapital sehr

attraktiv.
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L A G E B E R I C H T  U N D  K O N Z E R N L A G E B E R I C H T

Im gewerblichen Mietrecht sind die Auswirkungen des

Mietrechtsreformgesetzes dagegen nur marginal. 

Mittelbaren Einfluss auf unser Geschäft hat die so genannte

große Schuldrechtsreform, die zum 1. Januar 2002 gesetz-

lich fixiert wurde. So wurde das Verjährungsrecht neu

geregelt, und zwar wurden die Regelverjährung auf drei

Jahre verkürzt und die Verjährungsfrist bei Mängelan-

sprüchen im Kauf- und Werkvertragsrecht auf zwei Jahre

verlängert. Außerdem wurden das Kauf- und Werkvertrags-

recht neu gefasst und einander angenähert.

Steuerliche Rahmenbedingungen

Im Zuge der Unternehmensteuerreform 2000 haben sich

u.a. die körperschaftsteuerlichen Rahmenbedingungen

grundlegend geändert. Das Vollanrechnungssystem ist mit

Wirkung vom 1. Januar 2001 durch das so genannte Halb-

einkünfteverfahren abgelöst worden. Auf der einen Seite

müssen Anteilseigner seither nur noch die Hälfte ihrer

Dividendeneinnahmen versteuern. Auf der anderen Seite

darf aber die vom Unternehmen bereits gezahlte Körper-

schaftsteuer nicht mehr verrechnet werden. Außerdem

wurde zum 1. Januar 2001 der Körperschaftsteuersatz auf

einheitlich 25 % gesenkt. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 2002 ist eine Reihe weiterer

wichtiger Steuergesetzänderungen in Kraft getreten. So

sind ab dem Veranlagungszeitraum 2002 Gewinne aus der

Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften durch

Kapitalgesellschaften in der Regel steuerfrei. Damit ist 

die Aktienanlage für institutionelle Investoren bedeutend

attraktiver geworden. Für eine Finanzholding haben die

Änderungen im Rahmen der Steuerreform 2000 einen

weiteren bedeutenden Vorteil, da Dividenden von Tochter-

gesellschaften künftig steuerfrei vereinnahmt werden 

können.

Ebenfalls am 1. Januar 2002 wurde im Einkommensteuer-

recht die so genannte Bauabzugsteuer eingeführt. Sie gilt

speziell für das Baugewerbe und soll die illegale Betätigung

eindämmen. Nach der neuen Regelung müssen Bauherren

bei Rechnungen für Bauleistungen einen Steuerabzug von

15 % vornehmen und an das Finanzamt abführen. Der

Bauherr wird von dieser Pflicht nur dann enthoben, wenn

das Rechnung stellende Bauunternehmen eine Freistellungs-

bescheinigung nachweist. 

G E S C HÄF TSVE R LAU F U N D LAG E

Neues Konzernumfeld 

Zur Jahresmitte 2001 hat die BHF-BANK AG ihre Anteile

von rund 49 % an der AGIV Aktiengesellschaft (AGIV) 

an die HBAG Real Estate AG (HBAG) veräußert. HBAG 

ist mit ihren Tochtergesellschaften in den wesentlichen

Bereichen der Immobilienwirtschaft tätig. Die Tochter-

gesellschaften decken jeweils bestimmte Marktsegmente

ab. Nachdem die AGIV durch die Veräußerung der 

Industriebeteiligungen mit der MÜBAU Real Estate GmbH

und ihren Tochtergesellschaften (MÜBAU) bereits eine

Konzentration auf das Immobiliengeschäft vollzogen hatte,

wurde mit der Mehrheitsübernahme durch die HBAG 

die strategische Neuausrichtung der AGIV-Gruppe als Teil

eines Immobilienkonzerns fortgesetzt.

Als wesentliche Beteiligung der AGIV wird sich die

MÜBAU zukünftig innerhalb der HBAG/AGIV-Gruppe

auf den Bereich Wohnimmobilien konzentrieren. Hierzu

zählen die städtebauliche Entwicklung einschließlich der

öffentlichen Erschließung sowie die Bebauung größerer

Wohnbauareale. Die Revitalisierung von ehemals gewerb-

lich genutzten Standorten zu attraktiven Wohnstandorten,

die Umwidmung von Konversionsflächen genauso wie 

die Reaktivierung innerstädtischer Wohnlagen ergänzen

die Angebotspalette.
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Die anderen Geschäftsbereiche der MÜBAU, das sind 

das Immobilienmanagement, die gewerbliche Immobilien-

entwicklung, das Halten eigener Wohn- und Gewerbe-

immobilien sowie die Betreuung fremder Immobilienver-

mögen, werden auf die entsprechenden Gesellschaften der

HBAG/AGIV-Gruppe übertragen.

Nachdem die AGIV mit Beschluss der Hauptversammlung

vom 27. August 2001 bereits ihre Firma in AGIV Real

Estate AG geändert hatte, wurde mit Beschluss der Gesell-

schafterversammlung vom 21. Dezember 2001 die Firma

der MÜBAU in MÜBAU Real Estate GmbH geändert.

Geschäftsverlauf und Lage der AGIV Real Estate AG 

werden maßgeblich von der wirtschaftlichen Entwicklung

der MÜBAU bestimmt.

MÜBAU-Gruppe

Neuausrichtung der Aktivitäten

Aufgrund der geänderten strategischen Ausrichtung hat

sich die MÜBAU im Berichtsjahr verstärkt auf die Projekt-

entwicklung im Segment Wohnimmobilien fokussiert. Im

Rahmen dieser Konzentration auf die Kernkompetenzen

hat die MÜBAU begonnen, ihre sonstigen Aktivitäten 

neu zu ordnen. Insbesondere werden der Erwerb und das

Management von Immobilienbeständen zukünftig nicht

mehr zu den Schwerpunkten der Geschäftstätigkeit der

MÜBAU zählen. Die langfristige Grundstücksbevorratung

ist daher nicht mehr vorgesehen. Die MÜBAU wird im

Wohnungsbau wie bisher in den attraktiven Regionen

Rhein-Main, Berlin, Dresden und München sowie in 

Freiburg tätig sein. Damit wird der besonders im Woh-

nungsbau erforderlichen regionalen Kompetenz Rechnung 

getragen.

Geschäftsverlauf im Überblick

Die Ertragsentwicklung in 2001 war durch geringere

Immobilienverkäufe (8 Mio. €, i. Vj. 29 Mio. €) als Teil

der betrieblichen Erträge, insbesondere aber durch Neu-

bewertungen und Änderungen von Bewertungsmethoden

geprägt, die aufgrund der geplanten Neuausrichtung 

erforderlich waren. 

Der konsolidierte Umsatz von 64 Mio.€ (i. Vj. 41 Mio.€)

liegt deutlich unter der ursprünglichen Zielsetzung von

143 Mio. €. Die Umsatzerlöse enthalten Bauträgerumsätze

in Höhe von rund 39 Mio. € (i. Vj. 15 Mio. €), von denen

26 Mio. € im Gewerbebau und 13 Mio. € im Wohnungs-

bau erwirtschaftet wurden. Die Mieterträge aus dem 

eigenen Immobilienbestand verringerten sich auf 8 Mio. €

(i. Vj. 10 Mio. €). Durch den Beginn des Projektes Mainzer

Landstraße sind ebenso Mietflächen weggefallen wie durch

den Verkauf zweier Bestandsobjekte Ende 2000. Die Um-

sätze aus dem Bereich Immobilienmanagement betrugen 

2 Mio. € (i. Vj. 3 Mio. €). 

Umsatz des MÜBAU-Konzerns nach Bereichen 
Mio. €

•

•

•

Projektentwicklung/
Bauträgergeschäft 39

Dienstleistungen und
Generalmieterlöse 17

Vermietung und 
Verpachtung 8

Gesamt: 64
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Die Mieteinnahmen aus den Generalanmietungen der

modernisierten Wohnanlagen stiegen durch die kontinuier-

liche Neuvermietung nach Modernisierung weiter, und

zwar auf 15 Mio. € (i. Vj. 13 Mio. €).

Weiterhin erfolgten bei mehreren Grundstücken des Projekt-

entwicklungs- und des Bestandsbereichs Abwertungen in

Höhe von insgesamt 19 Mio. €. Die außerplanmäßigen

Abschreibungen bei Bestandsimmobilien (7 Mio. €)

berücksichtigen auch nur vorübergehende Wertminde-

rungen, da entsprechend der geplanten Neuausrichtung

der MÜBAU zur reinen Projekt- und Bauträgergesellschaft

eine kurzfristige Veräußerung der Bestandsimmobilien 

vorgesehen ist. Die zum Verkauf bestimmten Grundstücke

(Bauträgergeschäft) wurden mit 12 Mio. € abgeschrieben.

Die Abschreibungen ergeben sich in Höhe von 9 Mio. €

aus Bewertungsänderungen in Anwendung steuerlicher

Vorschriften und in Höhe von 3 Mio. € aus Abschrei-

bungen von Projektkosten.

Den Rückstellungen für Generalmietrisiken sind 20 Mio.€

zugeführt worden. Neben der aktuellen Neueinschätzung

der künftigen Vermietungsquoten wurden bei der Ermitt-

lung der Unterdeckung aus den Generalmietverträgen 

im Rahmen der Vollkostenbetrachtung weitere Kosten

berücksichtigt, wobei insbesondere die zukünftig anfallen-

den Betreuungs- und Abwicklungskosten einbezogen 

wurden. Eine Abzinsung, die im Vorjahr noch mit 6 %

vorgenommen wurde, ist aufgrund des im Rahmen der 

Vollkostenbetrachtung berücksichtigten Zinsertrags (Zins-

satz 4%) nicht mehr erfolgt. Die Änderung der Bewertungs-

methode hat im Berichtsjahr das Ergebnis mit 9 Mio. €

belastet.

Kennzahlen MÜBAU-Konzern

Mio. € 2001 2000

Umsatz 64 41

Betriebsleistung 64 54

Mitarbeiter

(Anzahl zum 31.12.) 108 108

Ergebnis vor Zinsen und 

Ertragsteuern (EBIT)1) – 36 13

Ergebnis vor Ertragsteuern 

(EBT)1) – 45 5

Jahresfehlbetrag 1) – 45 5

Jahres-Cashflow – 12 3

Investitionen 5 9

Investiertes Kapital 236 258

Bilanzsumme 263 281

Eigenkapital 72 76

Personalaufwand 7 7

Materialaufwand 49 49

Abschreibungen 22 7

Sonstiger Aufwand/Ertrag – 22 23

1) Vor Ergebnisabführungsvertrag
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Zusätzlich wurden Aufwendungen für die Modernisierung

von Gewerbeflächen zwecks Herstellung der Vermietbarkeit

in Höhe von 3 Mio. € als außerordentliche Reparaturen

aufwandswirksam. Resultat war ein negatives Ergebnis 

der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit von – 44 Mio. € 

(i. Vj. 5 Mio. €). Nach Steuern belief sich der Konzern-

jahresfehlbetrag der MÜBAU auf – 45 Mio. € (i. Vj. 

5 Mio. €). Von diesem Verlust wurden im Rahmen des

zwischen der MÜBAU und der AGIV bestehenden Gewinn-

abführungsvertrags nach Auflösung von Gewinnrücklagen

40 Mio. € von der AGIV übernommen. 

Bauträgergeschäft/Projektentwicklung

Parallel zur Abgabe der Aktivitäten im Bereich der Bestands-

immobilien wird sich die MÜBAU künftig verstärkt 

im Bauträgergeschäft und in der Projektentwicklung von

Wohnimmobilien engagieren. Insgesamt befinden sich

Wohnungsbau-Entwicklungsgrundstücke mit einer Fläche

von rund 400.000 m2 im Eigentum der MÜBAU. In den

nächsten Jahren können auf den vorhandenen Entwick-

lungsgrundstücken Projekte mit einem Volumen von rund

300 Mio. € realisiert werden. 

Zum Jahresende 2001 war MÜBAU mit entsprechenden

Projekten an den Standorten Berlin, Dresden, Stadtbergen

bei Augsburg und Freiburg sowie im Rhein-Main-

Gebiet tätig. Die zum Jahresende 2001 ausgewiesenen

Buchwerte der Projektimmobilien betragen insgesamt

annähernd 114 Mio. €. 

■ Großraum Berlin

Auf dem Ende 2000 in Dallgow, westlich von Berlin,

erworbenen Grundstücksareal hat die MÜBAU im Juli

2001 mit der Realisierung des Projekts „Sinfoniegarten“

begonnen. Bei einem geplanten Gesamtvolumen von 

170 Einheiten umfasst der erste Bauabschnitt 32 Reihen-

häuser. Ende 2001 waren fünf Einheiten veräußert. 

Bei planmäßiger Realisierung können Ende des ersten

Quartals 2002 weitere Einheiten übergeben werden.

Dagegen hat sich das Projekt „Großbeeren“ weiter verzögert,

in dessen Rahmen mehr als 360 Einfamilienhäuser auf

einem 151.000 m2 großen Gelände errichtet werden 

sollen. Es ist vorgesehen, mit dem Bau und dem Vertrieb

eines ersten kleineren Bauabschnitts 2002 zu beginnen.

Aufgrund der verschlechterten Marktbedingungen ist 

von einer deutlich verzögerten Abwicklung auszugehen.

Insgesamt ist die Realisierung des Gesamtvorhabens in 

mehreren Bauabschnitten, die jeweils rund 40 bis 50 Ein-

familienhäuser umfassen, geplant.

Die Realisierung des zweiten Bauabschnitts des Nah-

versorgungszentrums in Hohenschönhausen gestaltet sich

schwieriger, da aufgrund des bereits hohen Besatzes im

Umfeld zurzeit kaum Nachfrage nach der Anmietung von

Einzelhandelsflächen vorhanden ist. Für die Flächen wird

ein Investor gesucht. 

In Hellersdorf werden zwei 11-geschossige Wohnhäuser

mit rund 110 Wohneinheiten nicht mehr modernisiert

und umgestaltet. Der Verkauf im bestehenden Zustand ist

für 2002 vorgesehen. 

■ Dresden

Das Bebauungsplanverfahren für das Areal in Dresden-

Trachau wurde mit der öffentlichen Auslegung mit Bürger-

beteiligung im Berichtsjahr fortgeführt. Im Januar 2002 

ist mit Ende der Auslegungs- und Beteiligungszeiträume

die Planreife nach § 33 BauGB eingetreten. Auf den rund

108.000 m2 können etwa 1.000 Wohnungen errichtet 

werden. Aufgrund schwieriger Vermarktungsmöglichkeiten

von Etagenwohnungen wird MÜBAU beantragen, den

neuen Bebauungsplan noch einmal zu ändern. 
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Die Abwicklung des Neumarkt-Projekts (Wohn- und

Geschäftshaus) „An der Frauenkirche“ in Dresden soll im

Rahmen der Neuausrichtung der MÜBAU kurzfristig auf

eine Konzerngesellschaft übertragen werden. Aufgrund

städtebaulicher Diskussionen hat sich das Projekt verzögert.

Die Bezugsfertigkeit des Objekts ist für das Frühjahr 2004

geplant.

Bei den in der Region Dresden zum Verkauf stehenden

Wohneinheiten in Mehrfamilienhäusern wirkte sich die 

allgemein ungünstige Marktentwicklung aus. Zum Ende

des Berichtsjahrs waren noch 17 von 40 Wohneinheiten zu

veräußern.

■ Rhein-Main-Gebiet

Besonders erfolgreich verliefen die Projekte im Rhein-

Main-Gebiet. So konnte das 1997 begonnene Bauvorhaben

„Im Taunusgarten“ in Oberursel, das mehr als 200 Wohn-

einheiten umfasst, im ersten Quartal 2002 abgeschlossen

werden. Die Anfang 2001 noch vorhandenen 24 Wohn-

einheiten wurden veräußert. 

In Hanau-Großauheim begann MÜBAU im April mit

dem Bau und Verkauf des ersten Bauabschnitts des Eigen-

heimprojekts „Mariengarten“ mit 50 Reihen- und Doppel-

häusern. Insgesamt sollen hier 144 Einheiten in den 

nächsten Jahren errichtet werden. Vom ersten Bauabschnitt

konnten bis zum Ende des Berichtsjahrs 33 Häuser ver-

äußert und 27 an die Käufer übergeben werden. Aufgrund

des guten Verkaufserfolgs wurde im Herbst ein weiterer

Bauabschnitt mit 19 Reihenhäusern begonnen, von denen

bis zum Jahresende bereits zwölf verkauft waren. 

Gute Fortschritte erzielte die MÜBAU beim Projekt 

„Business-Center Mainzer Landstraße“ in Frankfurt am

Main, das in fünf Bauabschnitten realisiert wird. Der 

zweite und dritte Bauabschnitt, die nahezu vollständig ver-

mietet sind, wurden zum Ende des Berichtsjahres an eine

Fondsgesellschaft veräußert – das Verkaufsvolumen belief

sich auf rund 61 Mio. €. Der erste Bauabschnitt, der rund

7.200 m2 Mietfläche umfasst, wurde im Berichtsjahr fertig

gestellt und von den Mietern bezogen. Er soll 2002 ver-

kauft und die weitere Abwicklung des Vorhabens auf eine

Konzerngesellschaft übertragen werden. 

■ Sonstige Standorte

In der Region Freiburg ist die MÜBAU über eine Anfang

2001 erfolgte Beteiligung an einem Bauträgerunternehmen

aktiv geworden. In Emmendingen wurde ein Grundstück

für die Bebauung mit 18 Reihen- und Doppelhäusern zur

Baureife gebracht. Mit dem Vertrieb und dem Bau des

Projekts „Kirschgarten“ wurde zum Ende des Berichtsjahrs

begonnen. Darüber hinaus ist die MÜBAU mit 40 % an

der Wohnbebauung auf dem „Alten Messplatz“ in Freiburg

beteiligt. Zusammen mit zwei Freiburger Unternehmen

wird in hervorragender innerstädtischer Lage ein Wohn-

gebiet mit rund 170 Wohneinheiten entwickelt. Der Bau-

beginn soll noch 2002 erfolgen und die Realisierung 2006

abgeschlossen werden.

Bei dem Projekt „Büro- und Gewerbepark Stadtbergen“ 

bei Augsburg war der Bebauungsplan im Berichtsjahr noch

nicht in Kraft getreten. Deshalb werden die noch beste-

henden Gebäude- und Hallenkomplexe weitgehend moder-

nisiert und auf den neuesten technischen Standard gebracht.

Mit der Fertigstellung des Vertriebszentrums Süddeutsch-

land eines bedeutenden Pharmagroßhändlers mit rund

7.000 m2 Mietfläche sind im laufenden Geschäftsjahr etwa

50 % der modernisierungsfähigen Flächen reaktiviert. Die

Mieteinnahmen für das Gesamtareal betragen 1 Mio. €.

Bezüglich des Neubaus eines attraktiven Bürogebäudes als

Erweiterung des bestehenden Flächenangebots wird im

laufenden Geschäftsjahr entschieden. 
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Immobilien-Projektentwicklung

Region/Stadt Objekt/ Projekt Nutzung Grundstück Projekt- projektierte Realisierung Stand
bzw. volumen Flächen

Nutzungs- m 2/BGF/
konzept m2 Mio. € Anz. EFH

Berlin

Berlin Hohenschönhausen, Dienstleistung 6.954 22 11.155 m2 2004 Grundstücks-
Hauptstraße entwicklung

Berlin Hellersdorfer Wohnen 10.945 6 8.081 m2 2003 in Planung
Straße 171-173

Großbeeren Trebbiner Straße Wohnen 151.470 76 49.500 m2/ 2004–2011 in Planung
370 EFH

Dallgow Triftweg Wohnen 48.709 36 25.500 m2/ 2001–2005 im Bau
170 EFH

218.078

Dresden

Dresden An der Frauenkirche Büro,Wohnen, 2.164 43 17.000 m2 2001–2004 im Bau
Gewerbe

Dresden Alttrachau Wohnen 107.713 124 82.500 m2 2006–2013 in Planung

Dresden Schnorrstraße 78 Wohnen 2.670 6 4.200 m2 ab 2005 in Planung

Dresden Sonstige Wohnen 28.124 8 12.014 m2/ 2001–2003 Grundstücks-
11 EFH entwicklung

140.671

Rhein-Main-Gebiet

Frankfurt Niedereschbach, Gewerbe 2.481 12 4.850 m2 2004 Grundstücks-
Berner Straße 31 entwicklung

Frankfurt Mainzer Land- Büro, 9.331 148 48.990 m2 2001–2004 im Bau
straße 195-223 Dienstleistung

Hanau Mariengarten Wohnen 47.207 30 19.900 m2/ 2001–2003 Teilverkauf
144 EFH

59.019

Sonstige Standorte

Stadtbergen Ulmer Straße 249-255 Dienstleistung, 42.247 59 39.400 m2 ab 2003 in Planung
Gewerbe

Windenreute Kirschgarten Wohnen 7.067 6 2.550 m2 2001–2003 im Bau

49.314

Summe 467.082 576

Buchwert per 31.12.2001 (Mio. €) 113,5
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Vermietete Immobilien/Bestandsimmobilien

Zum Jahresende 2001 besaß die MÜBAU in zehn Städten

vermietete Immobilien mit einer Wohn-/Nutzfläche von

110.000 m2 (i. Vj. 120.000 m2) und einer Grundstücks-

fläche von 168.000 m2 (i. Vj. 185.000 m2).

Im Rahmen der geplanten Neuausrichtung soll der 

Immobilienbestand entweder an Konzerngesellschaften

oder an fremde Dritte veräußert werden. Ende 2001 

wurde bereits eine Büroimmobilie in Frankfurt/Main-

Westend an einen Investor veräußert.

■ Großraum Berlin

Die Objekte liegen in Berlin-Halensee und Oranienburg. 

Bei dem Objekt Halensee handelt es sich um ein in 1996

erbautes Bürogebäude mit insgesamt 7.200 m2 vermiet-

barer Fläche. Die Vermietungssituation gestaltet sich

weiterhin schwierig. Derzeit sind rund 30 % vermietet. 

Problematisch ist auch die Lage in Oranienburg. Die 

Produktions- und Lagerflächen (3.600 m2) sowie Büro-

flächen (400 m2) sollen nach Auslaufen des bestehenden

Mietvertrags Ende März 2002 veräußert werden. 

■ Dresden

MÜBAU besitzt in Dresden im Zentrum sowie in den

Stadtteilen Niedersedlitz und Trachau Immobilien, die nur

eine geringe Leerstandsquote aufweisen. 

■ Rhein-Main-Gebiet

Die Objekte liegen in Frankfurt-Heddernheim sowie in

Darmstadt. Zurzeit werden Gespräche geführt, um eine

Vollvermietung zur erreichen. 

■ Sonstige Standorte

Nach der oben erwähnten Vermietung einer Hallen- und

Bürofläche von 7.000 m2 des Büro- und Gewerbeparks

Stadtbergen an einen bedeutenden Pharmagroßhändler

sind die Bestandsflächen dieses Objekts zu 50 % vermietet.

Das in Gütersloh gelegene Distributionszentrum mit einer

Fläche von 20.000 m2 ist langfristig vermietet.

Immobilienmanagement

Die bisher im Immobilienmanagement tätigen Unterneh-

mensbereiche der MÜBAU sollen künftig in einer Gesell-

schaft, der DIM Deutsche Immobilien Management

GmbH, zusammengefasst werden. Diese neue Gesellschaft

soll künftig auch alle Immobilienverwaltungsaktivitäten 

in der HBAG/AGIV-Gruppe übernehmen. 

Das für Dritte betreute Mietvolumen beträgt unverändert

rund 36 Mio. €. 

Generalmietverträge 

Die im Rahmen der eigenen Projektentwicklung über-

nommene Generalanmietung größerer Wohnanlagen 

entwickelte sich im Berichtsjahr planmäßig. Hier lagen die

Mieteinnahmen über den zu zahlenden Generalmieten, 

so dass dieser Bereich in 2001 einen positiven Deckungs-

beitrag lieferte. 

Bei den Generalmietverträgen für das Bürogebäude in 

Berlin-Halensee und das Einkaufszentrum in Berlin-

Hohenschönhausen konnten wegen der allgemeinen Markt-

schwäche die ursprünglich angesetzten Mietpreise nicht

erzielt werden. Die Vorsorge für Risiken aus diesem

Bereich wurde im Konzernabschluss der MÜBAU um 

8 Mio. € erhöht. 

Erhöhte Unterdeckungsrisiken aufgrund steigender Leer-

standsquoten und allgemein fehlender Vermietungsquote

ergaben sich ferner bei den von Wayss & Freytag über-

nommenen Generalmietrisiken in Berlin-Tempelhof und

Leipzig, für die die Rückstellung um rund 12 Mio. € 

aufgestockt wurde. 
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Immobilien-Bestand 
Wesentlicher Grundbesitz zum 31.12.2001

Region / Stadt Objekt/ Projekt Nutzung Grundstück Baujahr/ Wohn-/ Projektent-
Mod. Nutzfläche wicklungs-

potenzial
m2 m2/ BGF

Berlin

Berlin Bornimer Straße 11,12,13 Wohnen 3.426 1961 4.197

Berlin Oranienburg 22 Gewerbe 19.810 1970/92 3.000

23.236 7.197

Dresden

Dresden Semperstraße 2  Büro 6.463 1978/98 11.877

Dresden Semperstraße 2 Büro, Gewerbe 19.283 div. 8.822 50.500

Dresden-Niedersedlitz Amaryllenweg 7-9a Wohnen 3.327 1994 2.712

Dresden-Niedersedlitz Niedersedlitzer Büro, Gewerbe, 7.422 1994 10.714
Platz 1-4a, 6-14 Einzelhandel

Dresden-Niedersedlitz Heidenauer Straße 6-6b/ Wohnen 4.340 1927 1.609
Prof.-Billroth-Straße 3-9

Dresden-Trachau Wöhlerstraße 16-32 Wohnen 8.021 1999 7.261

48.856 42.995 50.500

Rhein-Main-Gebiet

Darmstadt Elisabethenstraße 55-57 Büro 2.314 1972 4.334

Frankfurt Wöhlerstraße 12 Wohnen 308 1900/98 502

Frankfurt Heddernheimer Büro, Gewerbe, 11.778 1974 10.752
Landstraße 155 Einzelhandel

15.121 16.372

Sonstige Standorte

Gütersloh Verler Straße/ Dienstleistung 37.222 1989 19.753
An der Autobahn

Stadtbergen Ulmer Straße 249-255 Dienstleistung, 34.656 div. 22.755 8.000
Gewerbe

80.860 43.655 8.000

Summe 168.073 110.219 58.500

Buchwert per 31.12.2001 (Mio. €) 79,1
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Jahresabschluss AGIV-Konzern

Im Konzernabschluss der AGIV konnten die bei der

MÜBAU aus der Neuausrichtung resultierenden Sonder-

effekte sowie die vorgenommenen Neubewertungen durch

die Auflösung der im Konzern in Vorjahren gebildeten

Risikovorsorgen (51 Mio. €) kompensiert werden. Danach

beträgt der Konzernjahresüberschuss 5 Mio. €. 

Der Konzernumsatz, der nahezu ausschließlich aus der

MÜBAU resultiert, erhöhte sich im Geschäftsjahr 2001 um

57,2 % auf 64 Mio. €. Aufgrund der deutlichen Bestands-

minderung stieg die Gesamtleistung des Konzerns mit 21%

auf 65 Mio. € nur unterproportional zum Umsatz. Der 

Materialaufwand entspricht mit 49 Mio.€ weitgehend dem

des Vorjahrs, bei den Personalaufwendungen sind mit

14 Mio.€ (i. Vj. 16 Mio.€) Einsparungen realisiert worden.

Die sonstigen betrieblichen Erträge reduzierten sich trotz

der im Geschäftsjahr vorgenommenen Auflösung der 

Konzernrückstellung (51 Mio. €) im Berichtsjahr deutlich,

da im Vorjahr unter dieser Position die vereinnahmten

Erträge aus dem Abgang von Unternehmen aus dem Kon-

solidierungskreis ausgewiesen worden waren. Der daraus

resultierende negative Effekt konnte durch den Rückgang

bei den sonstigen betrieblichen Aufwendungen (49 Mio. €,

i. Vj. 64 Mio. €) nur zu einem kleinen Teil ausgeglichen

werden. Der Rückgang der sonstigen betrieblichen Auf-

wendungen betrifft im Wesentlichen geringere Rück-

stellungszuführungen, insbesondere für Gewährleistungs-

zusagen im Rahmen von Beteiligungsveräußerungen und

Konzernrisikovorsorgen. 

Maßgeblich beeinflusst von den Wertberichtigungen bei

der MÜBAU erhöhten sich 2001 die Abschreibungen von

7 Mio. € auf 22 Mio. €. 

Wesentliche Ergebnisfaktoren AGIV-Konzern

Mio. € 2001

Zuführung Rückstellungen 

Generalmietverträge – 25

Abschreibungen Grundstücke 

(Anlagevermögen) – 7

Abschreibungen Grundstücke 

(Umlaufvermögen) – 12

Auflösung Konzernrückstellung 51

Sonstige – 2

Konzernjahresüberschuss 5

Bilanz AGIV-Konzern 

Mio. € 31.12.2001 31.12.2000

Aktiva

Anlagevermögen 100 106

Vorräte 113 125

Forderungen/Sonstige 90 94

Liquide Mittel 329 338

Passiva

Eigenkapital 351 353

Rückstellungen 123 174

Bankverbindlichkeiten 139 114

Übrige Verbindlichkeiten 19 22

Bilanzsumme 632 663

Eigenkapitalquote (%) 56 53
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Unter Berücksichtigung geringerer Abschreibungen auf

Finanzanlagen und Wertpapiere des Umlaufvermögens 

und einer geringfügigen Veränderung beim Finanzergebnis

belief sich der Konzernjahresüberschuss auf 5 Mio. €,

nachdem 2000 bedingt durch die Unternehmensverkäufe

ein Überschuss von 101 Mio. € erzielt worden war.

Die Bilanzstrukturen sind weiterhin solide. Das Eigenkapital

blieb mit 351 Mio.€ gegenüber dem Vorjahr (353 Mio.€)

weiterhin unverändert hoch. Bei einer insgesamt verkürzten

Bilanz stieg die Eigenkapitalquote mit 55,5% (i. Vj. 53,3%)

sogar leicht an. Größter Posten auf der Aktivseite der

Bilanz sind weiterhin die liquiden Mittel, die einschließlich

der Wertpapiere 337 Mio. € (i. Vj. 339 Mio. €) betrugen.

Der AGIV-Konzern verfügt somit über ein sehr gutes 

Fundament, von dem aus die ehrgeizigen Wachstumspläne

der HBAG/AGIV-Gruppe mit der erforderlichen Flexi-

bilität realisiert werden können.

Jahresabschluss AGIV AG

Der Einzelabschluss der AGIV ist maßgeblich durch die

Übernahme des Verlusts der MÜBAU geprägt. Nach 

Verrechnung mit einer bei der MÜBAU aufgelösten

Gewinnrücklage beläuft sich der Verlust auf 40 Mio. €.

Wegen der Einzelheiten der Geschäftsentwicklung der

MÜBAU verweisen wir auf unsere Erläuterungen im

Abschnitt „MÜBAU-Gruppe“. Dies führt bei AGIV im

Einzelabschluss zu einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 

38 Mio.€ (i. Vj. Jahresüberschuss in Höhe von 51 Mio.€).

Dem gegenüber steht eine Vorabgewinnausschüttung der

AGIV Beteiligungs-GmbH (7 Mio. €), die im Wesent-

lichen aus der Auflösung von Rückstellungen für nach-

laufende Kosten aus der Veräußerung der Barmag AG

sowie Zinserträgen resultiert. 

Wesentliche Ergebnisfaktoren AGIV AG

Bilanz AGIV AG

Mio. € 2001

Verlustübernahme MÜBAU – 40

Beteiligungserträge 7

Zinsergebnis 9

Personalaufwendungen – 7

Sonstige Aufwendungen/Erträge – 7

Jahresfehlbetrag – 38

Mio. € 31.12.2001 31.12.2000

Aktiva

Anlagevermögen 128 143

Forderungen/Sonstige 64 104

Liquide Mittel 320 335

Passiva

Eigenkapital 356 402

Rückstellungen 53 66

Verbindlichkeiten 103 114

Bilanzsumme 512 582

Eigenkapitalquote (%) 69 69
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Die Bilanzsumme der AGIV hat sich gegenüber dem Vor-

jahr von 582 Mio.€ auf 512 Mio.€ um 11,9% verringert.

Wesentlichster Vermögensgegenstand der Gesellschaft sind

weiterhin die flüssigen Mittel (320 Mio. €), die 62,5 % 

der Bilanzsumme ausmachen. Auf der Passivseite hat sich

das Eigenkapital aufgrund des Jahresfehlbetrags (38 Mio.€)

sowie der Ausschüttung aus dem Bilanzgewinn des Vorjahrs

(8 Mio. €) um 46 Mio. € auf 356 Mio. € verringert. 

Dennoch blieb die Eigenkapitalquote mit 69,5 % gegen-

über dem Vorjahr (69,1 %) aufgrund der gesunkenen

Bilanzsumme nahezu unverändert.

F O R S C H U N G U N D E NTW I C K LU N G

Als Immobilien-Aktiengesellschaft hat der AGIV-Konzern

keine Forschungs- und Entwicklungsabteilung. Allerdings

müssen neue Tendenzen auf den Immobilienmärkten

beobachtet werden, um abschätzen zu können, ob die 

vorhandenen oder erworbenen Liegenschaften oder Betei-

ligungsgesellschaften dauerhaft marktgerecht betrieben

werden können oder ob neue Konzepte erarbeitet werden

müssen. Die AGIV wird künftig Projekte von Forschungs-

instituten und Lehrstühlen an Universitäten unterstützen,

soweit sie geeignet sind, zur Verbesserung der Markttrans-

parenz im Immobilienbereich in Deutschland beizutragen. 

Darüber hinaus hatten weitere Sachverhalte im Zusammen-

hang mit den in Vorjahren durchgeführten Veräußerungen

ehemaliger Beteiligungen Einfluss auf die Ertragslage. 

Die Wandlung des Restkaufpreises aus dem Verkauf

Andritz AG in Genussscheine sowie deren Umtausch in

Aktien der Andritz AG und der anschließende Verkauf

eines Teils dieser Aktien führten zu einem Buchverlust in

Höhe von 5 Mio. €. Nach Abschluss dieser Transaktionen

hat die AGIV am Bilanzstichtag noch 250.000 Aktien der

Andritz AG im Bestand, die mit 5 Mio.€ zu Buche stehen.

Diese sollen, in Abhängigkeit von den vereinbarten Halte-

fristen, in mehreren Teilschritten innerhalb der nächsten

zwei Jahre veräußert werden.

Positive Effekte ergaben sich aus Rückzahlungsansprüchen

aus der für das Jahr 1999 gezahlten Aufsichtsratsver-

gütung in Höhe von 2 Mio. €. Die AGIV hatte sich bei

Abschluss des Vergleichs hinsichtlich der Feststellungsklage

im Zusammenhang mit der Aufsichtsratsvergütung 1999 

verpflichtet, die damaligen Aufsichtsräte zu veranlassen,

einen Betrag von mindestens 2 Mio. € zurückzuzahlen.

HBAG hat sich verpflichtet, den Restbetrag zu erstatten, um

den die bis zum 30. Juni 2002 erlangten Rückzahlungen

hinter dem Betrag von 2 Mio. € zurückbleiben.

Spiegel der 
gesunden Bilanz-
struktur ist 
die hohe Eigen-
kapitalquote der
Gesellschaft.
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Darüber hinaus wird eine generelle Kennzahlensystematik

entwickelt, die auch von anderen Gesellschaften der

Immobilienwirtschaft anwendbar sein soll. Damit wäre 

die Basis für eine bessere unternehmensübergreifende 

Vergleichbarkeit in diesem Sektor gegeben. Die Entwick-

lung aussagefähiger Kennzahlen ist für die Analyse von

Aktien von entscheidender Bedeutung. Hier herrscht in

Deutschland im Vergleich zu den angelsächsischen Ländern

erheblicher Nachholbedarf. Die AGIV wird Projekte

unterstützen, die zu einer Verbesserung dieser Situation

beitragen.

M ITAR B E ITE R

Die Zahl der Mitarbeiter im AGIV-Konzern hat sich zum

31. Dezember 2001 mit 122 gegenüber dem Vorjahr nicht

verändert. Von der Gesamtbelegschaft waren 14 Mitarbeiter

bei der AGIV beschäftigt. Damit hat sich auch diese

Anzahl der Mitarbeiter gegenüber dem Bilanzstichtag des

Vorjahres nicht verändert. Insgesamt hat sich der durch-

schnittliche Personalbestand im AGIV-Konzern im 

Vergleich zum Vorjahr um 9 auf 120 Mitarbeiter verringert.

Mit den Mitarbeitern der AGIV bestehen Aufhebungs-

vereinbarungen, die am 31. Dezember 2002, spätestens

aber am 31. März 2003 in Kraft treten. Über die künftige

personelle Besetzung der AGIV ist im Hinblick auf die

beabsichtigte Zusammenführung der AGIV mit der HBAG

noch keine endgültige Entscheidung getroffen worden. 

R I S I KO - MANAG E M E NT

Zum Zwecke des systematischen und organisatorischen

Umgangs mit Risiken setzt AGIV im Rahmen des Risiko-

Managements geeignete Instrumente zur Erkennung, 

Analyse und Maßnahme ein und entwickelt diese weiter.

Im Rahmen des Risiko-Managements hat AGIV die 

Risikofelder der einzelnen Bereiche definiert. Schwer-

punkte liegen dabei auf den Risikofeldern Markt, Projekte,

Beschaffung sowie Finanzen/Liquidität. 

Die nötigen Verfahrensabläufe sowie Frühwarn- und Über-

wachungssysteme waren frühzeitig implementiert. Sowohl

in der jährlichen Budgetierung als auch der mehrjährigen

strategischen Planung werden Risikofaktoren berücksichtigt.

Mit diesen formalisierten Planungsprozessen gehen zahl-

reiche Erörterungen der planenden und beaufsichtigenden

Gremien und Verantwortlichen einher. Mit den Aufsichts-

räten der MÜBAU und der AGIV werden die strategische

Planung, das Budget sowie die laufende Geschäftslage 

ausführlich und anhand umfangreicher Daten behandelt.

Die Gremien der Gesellschaften erhalten mehrmals jähr-

lich detaillierte Ergebnisübersichten. Der Aufsichtsrat der

AGIV ist damit durch die Berichte des Vorstands über

Geschäfte, die für die Rentabilität oder Liquidität der

Gesellschaft von besonderer Bedeutung sein können, in

das Risiko-Management eingebunden und steht dem 

Vorstand auch beratend zur Seite. Der Vorstand der AGIV

wird monatlich anhand formalisierter Berichte über die

Lage und Entwicklung der MÜBAU informiert.

Aus der Geschäftstätigkeit im Immobiliensektor ergeben sich

nachfolgend aufgeführte Hauptrisiken. Darüber hinaus

bestehen aufgrund der in den vergangenen Jahren voll-

zogenen tiefgreifenden strategischen Neuausrichtung des

AGIV-Konzerns noch Gewährleistungs- und Prozessrisiken.

Mitarbeiter

31.12.2001 31.12.2000

AGIV AG 14 14

MÜBAU 108 108

AGIV-Konzern 122 122
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Marktrisiken

Der deutsche Immobilienmarkt ist von starkem Wettbewerb

und ausgeprägten zyklischen Schwankungen gekenn-

zeichnet. Zudem wird das Geschäft durch das gesetzliche

und steuerrechtliche Umfeld, die Lokalpolitik und die

Arbeitsweise der Behörden beeinflusst. Um den Markt-

risiken zu begegnen, wird das Umfeld laufend analysiert und

die Konkurrenzsituation beobachtet. Mit der regionalen

und der produktbezogenen Streuung des Immobilienport-

folios wird den Marktschwankungen begegnet. 

Produkt- und Projektrisiken

Zu den Risikofaktoren des Projektgeschäfts zählen Kalku-

lationsfehler, Kostenüberschreitungen, Vertriebsdefizite,

unzureichende Finanzierungsmittel, niedriges Mietniveau

und Nachfrageschwankungen. Hinzu kommen zeitliche

Verzögerungen und Unwägbarkeiten bei der Bauaus-

führung. Das Bestandsgeschäft wird durch Mietpreisent-

wicklung, Leerstände und unerwartete Instandhaltungs-

aufwendungen belastet. 

Die MÜBAU steuert diese Risiken durch ein striktes Bau-

controlling mit regelmäßigen Kostenkontrollen sowie

durch eine laufende Berichterstattung mit Abweichungs-

analysen. Ein wesentlicher Grundsatz der MÜBAU besteht

darin, den Baubeginn von Gewerbeobjekten nur dann 

zu starten, wenn erste Vermarktungserfolge (Vermietung

oder Verkauf ) erzielt sind.

Beschaffungsrisiken

Beim Ankauf von Grundstücken kommt es darauf an, die

Lagequalität sowie die Entwicklungsmöglichkeiten und 

-chancen adäquat zu bewerten. Gleichzeitig müssen Alt-

lasten erkannt und das Risiko einer Lageverschlechterung

beurteilt werden. Bei der Beschaffung von Bauleistungen

gilt es, die Qualität der Architekten und Bauausführenden

als wichtige Voraussetzung für eine hohe Bauqualität

sicherzustellen. Treten dennoch Mängel auf, ist es ent-

scheidend, diese zügig beseitigen zu lassen oder alternativ

Preisminderungen zu erwirken. Um diese Risiken zu

begrenzen, werden bewährte Vorgehensweisen und Richt-

linien eingesetzt.

Finanz- und Liquiditätsrisiken

Bonitätsrisiken werden durch eine strikte und frühzeitige

Kontrolle begrenzt. Forderungsausfälle hat es daher in den

vergangenen Jahren in nennenswertem Umfang nicht

gegeben. Ein professionelles Cash-Management, die

Beschleunigung der Bauplanung und ein permanentes

Monitoring der Kreditlinien tragen dazu bei, die Finanz-

und Liquiditätsrisiken zu kontrollieren. Die Liegenschaften

und Grundstücke der MÜBAU sind, abhängig von Art,

Verwertungsabsicht und Haltedauer, in unterschiedlicher

Höhe mit Eigen- und Fremdkapital finanziert.

Gewährleistungsrisiken 
aus Unternehmensverkäufen

Zum Bilanzstichtag bestehen nachlaufende Risiken noch

im Zusammenhang mit den Verkäufen von Peiniger, 

Barmag und Spectris. Bilanziell sind jeweils entsprechende

Vorsorgen getroffen worden. 
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Prozessrisiken

Nach der Übernahme der Aktienmehrheit von der BHF-

BANK durch die HBAG und im Zuge der sich daran

anschließenden Einbeziehung der AGIV in den Konzern

der HBAG hat die AGIV im Zusammenwirken mit dem

neuen Mehrheitsaktionär unverzüglich Vergleichsgespräche

mit denjenigen Aktionären, die gegen Hauptversamm-

lungsbeschlüsse der vergangenen Jahre Klagen erhoben

haben, aufgenommen. Diese Gespräche dienen dazu, die

AGIV von Lasten aus der Vergangenheit zu befreien und

damit die Neuausrichtung unserer Gesellschaft zu einer

führenden Immobilien-Holdinggesellschaft im MDAX 

zu gewährleisten. Bereits im zweiten Halbjahr 2001 

konnte mit einem Teil der Prozessbeteiligten eine vergleichs-

weise Beilegung der Rechtsstreitigkeiten erzielt und um-

gesetzt werden, so dass dieser Teil der Klagen für die AGIV 

erledigt ist. 

Parallel sind mit den übrigen Prozessbeteiligten weitere

Vergleichsgespräche geführt worden. Die Einigungs-

bemühungen mit diesem Kreis von Aktionären sind eben-

falls aussichtsreich und werden fortgeführt, wobei mit der

überwiegenden Zahl der Kläger bereits ein Einvernehmen

über die Bedingungen für einen Vergleich erzielt wurde.

Aufgrund des Verlaufs der Vergleichsgespräche kann mit

einer vergleichsweisen Beilegung sämtlicher Aktionärs-

klagen noch im zweiten Quartal 2002 unter Mitwirkung der

Großaktionäre der AGIV, der HBAG, der BHF-BANK AG

sowie der Energie Baden-Württemberg AG, gerechnet

werden. Kernpunkt dieser Gesamteinigung wird eine

Kapitalerhöhung bei der AGIV sein, die den außenstehen-

den Aktionären (sämtlichen Aktionären mit Ausnahme

von HBAG Real Estate AG, BHF-BANK AG, Energie

Baden-Württemberg AG und RSE Grundbesitz- und

Beteiligungs AG) ein Bezugsrecht von je 1 Aktie zum 

rechnerischen Nennwert von 1,00 € pro 9 zum Stichtag 

Potenziellen
Risiken wirkt der

Konzern über
gezielte Maß-

nahmen entgegen.
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gehaltener Aktien gewährt sowie eine Übernahme der 

Verfahrenskosten der Aktionäre durch AGIV. Wenn der

Vergleich gelingt, wären die seit 1999 mit Beginn der

Unternehmensverkäufe erhobenen vielfältigen Aktionärs-

klagen innerhalb eines Zeitraums von etwa zwölf Monaten

nach der Neuausrichtung als Immobilien-Holdinggesell-

schaft vollständig beendet worden. Falls eine Einigung

nicht mit allen Anfechtungsklägern möglich sein sollte,

werden Prozessvergleiche mit den einigungsbereiten 

Aktionären geschlossen, in denen die vorerwähnte Kapital-

erhöhung und Aktienausgabe zum Nennwert unter die

Bedingung einer Einigung mit allen klagenden Aktionären

gestellt wird.

Im Zusammenwirken mit dem neuen Mehrheitsaktionär,

der HBAG, konnte dabei sichergestellt werden, dass die

AGIV im Rahmen der Vergleiche nur die jeweiligen 

Verfahrenskosten trägt. Im Vergleich zu den im Fall des

Weiterführens der Prozesse bestehenden Prozess- und 

Prozesskostenrisiken stellt sich dieses Ergebnis für die

AGIV als erfreulich dar.

Zum Stand der einzelnen Klagen verweisen wir auf die

Ausführungen im folgenden Abschnitt.

R E C HTS STR E IT I G K E ITE N

Außerordentliche Hauptversammlung 
vom 17. November 1999 

Mit Urteil vom 12. Dezember 2000 hat das Landgericht

Frankfurt am Main (3-05 0 149/99) den Zustimmungs-

beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung vom

17. November 1999 zum Vertrag betreffend die Veräuße-

rung der Beteiligung an der Andritz AG und die Ermächti-

gungsbeschlüsse zur Veräußerung der Beteiligungen an 

Barmag AG, Carl Schenck AG, Spectris AG und Ernst

Peiniger GmbH für nichtig erklärt. Die weitergehende

Klage eines Aktionärs auf Feststellung der Unwirksamkeit

des § 1 (2) des Andritz-Verkaufsvertrags hat das Gericht

abgewiesen. Kläger sind derzeit noch drei Aktionäre,

denen zwei weitere als Nebenintervenienten beigetreten

sind. Die Schutzgemeinschaft der Kleinaktionäre e.V. hat

ihre Klage inzwischen aufgrund des mit ihr geschlossenen

Vergleichs (siehe unten) zurückgenommen. 

Die AGIV hat gegen dieses Urteil Berufung beim Ober-

landesgericht Frankfurt am Main eingelegt (5 U 23/01).

Auch der mit einem Teilantrag unterlegene Aktionär hat

seinerseits Berufung eingelegt. Der Termin zur mündlichen

Verhandlung ist für den 14. Mai 2002 bestimmt worden.

Die vollzogenen Beteiligungsveräußerungen werden von

dem Urteil des Landgerichts in ihrer rechtlichen Wirkung

nicht tangiert, weil die Beschlüsse nur die Geschäftsfüh-

rungsbefugnis der AGIV im Innenverhältnis betreffen. 

Die Veräußerung bleibt im Verhältnis zu den Erwerbern

wirksam.

Außerordentliche Hauptversammlung 
vom 25. Februar 2000 

Mit Urteil vom 19. Dezember 2000 hat das Landgericht

Frankfurt am Main die Beschlüsse zu den Verträgen über

die Veräußerungen der Beteiligungen an der Barmag AG

und der Carl Schenck AG sowie die Beschlüsse zur Herab-

setzung des Grundkapitals für nichtig erklärt (3-05 0 43/00).

Kläger sind derzeit noch sechs Aktionäre. Drei Aktionäre

haben ihre Klagen aufgrund außergerichtlicher Einigungen

inzwischen zurückgenommen.
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Gegen dieses Urteil hat AGIV beim Oberlandesgericht

Frankfurt am Main Berufung eingelegt (5 U 24/01). 

Der Termin zur mündlichen Verhandlung ist für den 

14. Mai 2002 bestimmt worden. Die vollzogenen Beteili-

gungsveräußerungen werden auch durch dieses Urteil

nicht berührt.

Ordentliche Hauptversammlung 
vom 27. Juni 2000

Die zuletzt noch anhängigen Anfechtungsklagen von vier

Aktionären, denen ein weiterer als Nebenintervenient 

beigetreten war, richteten sich gegen die Beschlüsse zur

Zustimmung bzw. Genehmigung der Beteiligungsver-

äußerungen Spectris AG und Ernst Peiniger GmbH und

zur Verwendung des Bilanzgewinns. Ein Aktionär hatte

seine Klage aufgrund einer außergerichtlichen Einigung

bereits zurückgenommen.

Am 30. November 2001 wurde mit den verbliebenen 

Klägern zur Beendigung dieses Rechtsstreits ein Prozess-

vergleich geschlossen, dessen Wirksamkeit durch eine

Beendigung der beiden oben erwähnten Gerichtsverfahren

betreffend die Hauptversammlungen am 17. November

1999 und 25. Februar 2000 durch Prozessvergleich 

aufschiebend bedingt ist. In dem Vergleich erkennen die

Kläger die Jahresabschlüsse 1999 und 2000 der AGIV 

als ordnungsgemäß an. Die AGIV trägt deren Verfahrens-

kosten.

Ordentliche Hauptversammlung 
vom 27. August 2001 

Ein Aktionär hatte Anfechtungsklage gegen die Beschlüsse

zur Gewinnverwendung, Entlastung des Vorstands, Ent-

lastung des Aufsichtsrats, Änderung der Satzung und

Schaffung eines genehmigten Kapitals erhoben, diese aber

schon vor der ersten mündlichen Verhandlung aufgrund

einer außergerichtlichen Einigung zurückgenommen.

Feststellungsklage wegen 
Aufsichtsratsvergütung 1999

Die Schutzgemeinschaft der Kleinaktionäre e.V. (SdK) 

hatte Klage auf Feststellung einer angeblichen Verpflichtung

der AGIV erhoben, die Aufsichtsratsvergütung für die im

Geschäftsjahr 1999 amtierenden Mitglieder des Aufsichts-

rats der Hauptversammlung zur Bewilligung vorzulegen,

und hilfsweise Feststellung begehrt, dass die gezahlte 

Vergütung nicht rechtmäßig sei. Zwei weitere Aktionäre

waren der Klage als Nebenintervenienten beigetreten. Das

Landgericht Frankfurt am Main hat die Klage in beiden

Punkten mit Urteil vom 3. April 2001 als unzulässig 

abgewiesen. Nachdem SdK Berufung eingelegt hatte, wurde

das Verfahren durch Prozessvergleich mit SdK unter 

Beitritt der HBAG am 12. Juli 2001 beendet. Kernpunkte 

des Vergleichs sind:

■ AGIV bemüht sich, die Empfänger der Aufsichtsrats-

vergütung von insgesamt 3.148.612 € zur Rückzahlung

von 2.045.168 € zu veranlassen. HBAG verpflichtet

sich, AGIV den Differenzbetrag zu erstatten, um den 

die bis zum 30. Juni 2002 erlangten Rückzahlungen

hinter 2.045.168 € zurückbleiben. AGIV wird in der

Hauptversammlung über die Höhe der erwirkten Rück-

zahlungen berichten. 

■ AGIV trägt die gesamten Kosten der SdK.

Durch Beschluss des Oberlandesgerichts Frankfurt am

Main vom 6. September 2001 wurde das Verfahren 

durch Kostenauferlegung auf die AGIV auch gegenüber

den beiden Nebenintervenienten beendet. Bis zum 

25. Februar 2002 waren AR-Vergütungen in Höhe von

858.970 € zurückgezahlt. 
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Nichtigkeitsklage gegen 
Jahresabschluss 1999

Die Schutzgemeinschaft der Kleinaktionäre e.V. (SdK) hatte

Klage gegen den Jahresabschluss 1999 und den auf der

ordentlichen Hauptversammlung am 27. Juni 2000 

gefassten Gewinnverwendungsbeschluss erhoben. Ein

Aktionär war als Nebenintervenient der Klage beigetreten.

Sie hatten die Auffassung vertreten, die Gewinne aus den

Veräußerungen der Beteiligungen an der Barmag AG und

der Carl Schenck AG hätten erst im Geschäftsjahr 2000

und nicht – wie tatsächlich geschehen – im Geschäftsjahr

1999 verbucht werden dürfen. Dieser Ansicht hat sich 

das Landgericht Frankfurt am Main in seinem die Klage

abweisenden Urteil vom 3. Mai 2001 nicht angeschlossen.

SdK hat gegen dieses Urteil Berufung eingelegt und 

während des Berufungsverfahrens die Klage aufgrund 

des oben erwähnten Vergleichs zurückgenommen. Die

Berufung des Nebenintervenienten hat das Oberlandes-

gericht mit Beschluss vom 1. November 2001 als 

unzulässig verworfen.

Nichtigkeitsklage gegen Jahresabschlüsse 
1999 und 2000

Fünf Aktionäre haben vor dem Landgericht Frankfurt 

am Main Klage auf Feststellung der Nichtigkeit der Jahres-

abschlüsse 1999 und 2000 erhoben. Termin zur münd-

lichen Verhandlung ist nach Verlegung des ursprünglichen

Termins wegen der oben erwähnten laufenden Vergleichs-

gespräche noch nicht wieder bestimmt worden. Wenn der

oben beschriebene Vergleich wirksam wird (d.h. in den

beiden Verfahren bezüglich der außerordentlichen Haupt-

versammlungen vom 17. November 1999 und 25. Februar

2000 auch ein Prozessvergleich geschlossen wird), ist 

auch dieses Verfahren aufgrund der Einigung mit den 

Klägern beendet.

Verkauf der Beteiligung an der 
Ernst Peiniger GmbH

Mit Ende der Gewährleistungsfrist am 30. September

2001 haben die Thyssen Hünebeck GmbH, Ratingen,

und die Bergische Stahl-Industrie Vermögensverwaltungs

GmbH & Co. KG, Essen, als Erwerber der Beteiligung 

an der Ernst Peiniger GmbH, Gelsenkirchen, Gewähr-

leistungsansprüche aus dem Kaufvertrag vom Mai 2000

geltend gemacht. Die Erwerber haben gegen die AGIV vor

dem Landgericht Frankfurt am Main Klage auf Zahlung

von rund 8 Mio. € nebst Zinsen erhoben. Sie stützen ihre

Klage auf die Eigenkapitalgarantie in dem Kaufvertrag.

AGIV hält diese Klage für unbegründet, da die Kläge-

rinnen das von ihnen behauptete Eigenkapital der Ernst 

Peiniger GmbH nicht ordnungsgemäß nachgewiesen

haben und die Gewährleistungsregeln des Kaufvertrags der

Klageforderung entgegenstehen. 

Am 13. März 2002 fand eine mündliche Verhandlung 

vor dem Landgericht Frankfurt am Main statt (Güte-

verhandlung), die ohne greifbaren Erfolg endete. Den 

Termin zur Verkündigung einer Entscheidung bestimmte

das Gericht auf den 28. August 2002.

AGIV hat, wie im Vorjahr, im Jahresabschluss entsprechende

Vorsorgen getroffen. Mit einem kurzfristigen Ende des

Verfahrens ist aus heutiger Sicht nicht zu rechnen. 

Im Kaufvertrag vom Mai 2000 wurde ein laufendes

Schiedsverfahren bezüglich eines Brückenbauprogramms

in Hongkong gesondert geregelt. Dieses Verfahren ist

weiterhin in London anhängig und könnte bei Erfolg 

für AGIV zu einer nachträglichen Erhöhung des Peiniger-

Kaufpreises führen.
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STE U E R S ITUATI O N

AGIV Real Estate AG hat am Ende des abgelaufenen

Geschäftsjahres einen körperschaftsteuerlichen Verlust-

vortrag von rund 75 Mio. € und einen gewerbesteuer-

lichen Verlustvortrag von rund 275 Mio. €.

Die verfassungsrechtlich angegriffene und restriktive

Gesetzgebung gegen den Missbrauch steuerlicher Verlust-

vorträge kann nach dem Erwerb von mehr als 50 % 

der Anteile an der AGIV durch die HBAG und ihre

Zusammenführung zukünftig den Fortbestand bzw. die

volle Nutzung dieser Verlustvorträge beeinflussen.

B E Z I E H U N G E N Z U VE R B U N D E N E N
U NTE R N E H M E N

Der Vorstand der AGIV hat gemäß § 312 AktG einen

Bericht über die Beziehungen zu verbundenen Unter-

nehmen erstellt. Dieser Bericht schließt mit folgender

Erklärung:

„Unsere Gesellschaft hat bei jedem im Bericht über 

Beziehungen zu verbundenen Unternehmen aufgeführten

Rechtsgeschäft eine angemessene Gegenleistung erhalten 

und ist dadurch, dass berichtspflichtige Maßnahmen

getroffen oder unterlassen wurden, nicht benachteiligt 

worden. Dieser Beurteilung liegen die Umstände zugrunde,

die uns im Zeitpunkt der berichtspflichtigen Rechts-

geschäfte und Maßnahmen bekannt waren.“

E R E I G N I S S E NAC H D E M 
31 .  D E Z E M B E R 2001

Der AGIV-Konzern ist planmäßig in das neue Geschäfts-

jahr gestartet. Erste Maßnahmen zur Ausgliederung der

DIM Deutsche Immobilien Management GmbH sind

bereits umgesetzt worden. 

Nach Rücknahme der Klage gegen die Schaffung eines

genehmigten Kapitals Ende Januar 2002 (Hauptversamm-

lungsbeschluss vom 27. August 2001) erfolgte die Ein-

tragung des genehmigten Kapitals in das Handelsregister.

In ihrer neuen 
Aufstellung decken

unsere Gesell-
schaften zukünftig

die gesamte 
Immobilien-Wert-
schöpfungskette ab.
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L A G E B E R I C H T  U N D  K O N Z E R N L A G E B E R I C H T

AU S B LI C K 

Die Konjunkturprognosen für das Jahr 2002 sind ins-

gesamt eher verhalten. Zwar deuten einige Indikatoren in

den USA darauf hin, dass dort die Talsohle bereits durch-

schritten sein könnte. Allerdings wird auch darauf hin-

gewiesen, dass die bestehenden Unsicherheiten nach wie

vor groß sind. 

Unter der Voraussetzung, dass sich keine gravierenden

negativen Einflüsse ergeben, erwarten Konjunkturexperten

für die US-Wirtschaft ein leichtes, etwa auf Vorjahres-

niveau liegendes Wachstum. Dies wird jedoch kaum aus-

reichen, um der Weltwirtschaft entscheidende Impulse 

zu verleihen. Für Japan wird zunächst noch mit einer 

Verschärfung der Rezession gerechnet und für die Länder

der Europäischen Union mit einem etwas niedrigeren

Wachstum.

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt-

wirtschaftlichen Entwicklung rechnet für 2002 nur mit

einem durchschnittlichen Wachstum von 0,7 %, wobei das

erste Halbjahr mit nur 0,3 % besonders schwach ausfällt.

Vor diesem Hintergrund wird für die deutsche Wirtschaft

bestenfalls eine leichte Erholung möglich sein. 

Am Immobilienmarkt wird sich die regional sehr differen-

zierte Entwicklung fortsetzen. An den Märkten in Ost-

deutschland wird das Umfeld unverändert schwierig bleiben,

ebenso wie in den Nebenlagen im Westen des Landes. 

Weiter auf hohem Niveau wird sich die Flächennachfrage

nach 1a-Lagen in den Ballungsgebieten bewegen. Aller-

dings ist hier angesichts der gedämpften Konjunkturaus-

sichten damit zu rechnen, dass die entsprechenden Mieten

der Jahre 2000 und 2001 nur schwer wiederholt werden

können. Dies gilt insbesondere für den Bereich des Einzel-

handels, der im Jahr 2002 ohne Impulse von Seiten des

privaten Verbrauchs auf einen weiteren realen Umsatz-

rückgang zusteuert. Zunehmende Chancen bieten sich

dagegen bei Logistikimmobilien. 

Im Wohnungsbau ist von einem weiteren Rückgang der

Baugenehmigungen auf rund 260.000 Einheiten auszu-

gehen. Diesem Abwärtstrend steht in den kommenden

Jahren ein durchschnittlicher Neubau-Bedarf von mindes-

tens 350.000 Einheiten gegenüber. Der Markt befindet

sich also auf dem Weg zu einer Angebotsverknappung.

Zwangsläufige Folge sind Preissteigerungen, die zurzeit nur

durch die schwache konjunkturelle Entwicklung gebremst

werden. Mittelfristig werden aufgrund dieser Entwicklung

positive Impulse für die Investitionen in Wohnimmobilien

erwartet.

Im Hinblick auf die Zinsen sehen die Prognosen eine eher

leicht steigende Entwicklung voraus. Damit bleiben die

Rahmenbedingungen für Investoren in Renditeimmobilien

aus dieser Perspektive weiterhin günstig. 

In diesem insgesamt positiven Umfeld wird die MÜBAU

künftig als reines Wohnungsbauunternehmen im Markt

tätig sein. Die Immobilienmanagementaktivitäten werden

auf die DIM Deutsche Immobilien Management GmbH

übertragen, die diese Dienstleistung auch fremden Dritten

anbieten wird. Außerdem sollen die Verpflichtungen aus

den Generalmietverträgen für gewerbliche Objekte und

der Wohnanlagen ausgegliedert werden. Die nicht für den

Wohnungsbereich erforderlichen Immobilienbestände 

werden mittelfristig veräußert.
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Nach Abschluss dieser Maßnahmen wird sich die MÜBAU

auf ihr neues Kerngebiet, den Wohnungsbau, konzentrieren.

Hierfür bilden die vorhandenen Wohnungsbau-Entwick-

lungsgrundstücke mit einer Fläche von rund 400.000 m2

eine gute Grundlage. In den nächsten Jahren können auf

diesem Fundament Projekte mit einem Volumen von 

rund 300 Mio. € realisiert werden. Einige dieser Projekte

befinden sich in einem fortgeschrittenen Entwicklungs-

stadium und werden bereits im Geschäftsjahr 2002 zum

Ergebnis beitragen. 

Nach einer vorläufigen Planung erwartet MÜBAU für

2002 bei einem Umsatz von 105 Mio. € und einer

Betriebsleistung von 140 Mio. € ein positives Ergebnis von

5 Mio. €. Ab 2003 wird unter Berücksichtigung der

Fokussierung auf den Bereich Wohnimmobilien und der

erwarteten Realisierung der Projekte mit steigenden Jahres-

ergebnissen gerechnet. Gleichwohl können Risiken im

Hinblick auf eine regional unterschiedliche Entwicklung

der für MÜBAU relevanten Immobilienmärkte sowie 

Risiken im Rahmen der Abwicklung der Projekte die

Ertragslage negativ beeinflussen.

Die AGIV wird im Geschäftsjahr 2002 zu einer führenden

deutschen Immobilienholding ausgebaut. Ein wesentlicher

Schritt in diese Richtung bildet die geplante Zusammen-

führung aller Geschäftsfelder der HBAG mit den Immo-

bilienaktivitäten der AGIV. Die dazu notwendigen

Beschlüsse werden Gegenstand der kommenden Haupt-

versammlung sein. 

In ihrer neuen Struktur wird die Gruppe die gesamte

Wertschöpfungskette der Immobilienbranche abdecken.

Der neue Konzern wird somit als reine Immobilien-

Aktiengesellschaft im MDAX vertreten sein. Die damit

verbundenen Möglichkeiten werden genutzt, um die

geplante Expansion voranzutreiben. 

In einer ersten Investitions-Phase, die bis Ende 2003 reali-

siert sein soll, ist die Verdopplung des Immobilienvermögens

der HBAG/AGIV-Gruppe von derzeit rund 1,25 Mrd.€

vorgesehen. Primäres Ziel dieser ehrgeizigen Pläne ist es, 

in eine Größenordnung hineinzuwachsen, in der die An-

forderungen des Marktes adäquat erfüllt werden können.

Neben gezieltem Wachstum hat die Erwirtschaftung über-

durchschnittlicher Renditen oberste Priorität. Auf dieser

Basis wird eine überdurchschnittliche Ergebnisentwick-

lung geplant. 

Frankfurt am Main, den 19. März 2002

Der Vorstand

Dr. Rainer Behne

Dr. Wolf Klinz

Christian O. Bock



VII.15. Konzernbilanz der AGIV (alt) zum 31. Dezember 2001 
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Anhang 31.12.2001 31.12.2000
Aktiva T € T €

Anlagevermögen 1

Immaterielle Vermögensgegenstände 58 73

Sachanlagen 2 81.704 91.988

Finanzanlagen 3 18.064 13.723

99.826 105.784

Umlaufvermögen

Vorräte 4 113.661 125.184

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 5 82.156 93.221

Wertpapiere 6 8.043 1.092

Flüssige Mittel 7 328.624 338.180

532.484 557.677

632.310 663.461

J A H R E S A B S C H L U S S  K O N Z E R N

Konzern-Bilanz zum 31. Dezember 2001Konzern-Bilanz zum 31. Dezember 2001
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Anhang 31.12.2001 31.12.2000
Passiva T € T €

Eigenkapital

Gezeichnetes Kapital 8 82.318 97.657

Kapitalerhöhung 14.282 0

Einzug eigener Aktien 0 – 15.339

96.600 82.318

Kapitalrücklage 8 203.044 203.044

Entnahme Kapitalrücklage – 14.282 0

188.762 203.044

Gewinnrücklagen 9 59.477 29.940

Konzernbilanzgewinn 10 5.711 37.910

350.550 353.212

Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter 11 633 202

351.183 353.414

Fremdkapital

Rückstellungen 12

Pensionsrückstellungen 25.933 23.470

Übrige Rückstellungen 97.288 150.820

123.221 174.290

Verbindlichkeiten 13

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 138.901 113.616

Übrige Verbindlichkeiten 18.989 22.129

157.890 135.745

281.111 310.035

Rechnungsabgrenzungsposten 16 12

632.310 663.461



VII.16. Entwicklung des Konzern-Anlagevermögens der AGIV (alt) im 
Geschäftsjahr 2001 
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J A H R E S A B S C H L U S S  K O N Z E R N

Entwicklung des Konzern-Anlagevermögens vom 1. Januar bis 31. Dezember 2001

Anschaffungskosten

1.1.2001 Veränderung Zugänge Um- Abgänge 31.12.2001  
des Konso- buchungen
lidierungs-

kreises
T € T € T € T € T € T €

Immaterielle Vermögensgegenstände

Konzessionen, gewerbliche 
Schutzrechte und ähnliche Rechte 
und Werte sowie Lizenzen an 
solchen Rechten und Werten 293 0 15 0 11 297

Sachanlagen

Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte mit Wohnbauten 20.064 2 1.422 0 338 21.150

Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte mit Geschäfts- 
und anderen Bauten 92.666 1 1.313 167 6.607 87.540

Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte ohne Bauten 1.368 0 0 0 0 1.368

Andere Anlagen, Betriebs- 
und Geschäftsausstattung 4.306 29 955 0 1.456 3.834

Geleistete Anzahlungen und 
Anlagen im Bau 879 0 149 – 167 0 861

119.283 32 3.839 0 8.401 114.753

Finanzanlagen

Anteile an verbundenen Unternehmen 4.200 115 598 0 0 4.913

Beteiligungen 472 0 879 0 21 1.330

Sonstige Ausleihungen 12.608 0 2.804 0 462 14.950

17.280 115 4.281 0 483 21.193

136.856 147 8.135 0 8.895 136.243
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Kumulierte Abschreibungen Buchwerte

1.1.2001 Veränderung Zuschrei- Abschrei- Entnahme 31.12.2001 zum zum
des Konso- bungen bungen des für 31.12.2001 31.12.2000
lidierungs- Berichts- Abgänge

kreises jahres
T € T € T € T € T € T € T € T €

220 0 0 30 11 239 58 73

5.579 0 2.391 1.493 0 4.681 16.469 14.485

17.946 0 0 7.256 461 24.741 62.799 74.720

489 0 0 0 0 489 879 879

3.281 0 0 490 1.312 2.459 1.375 1.025

0 0 0 679 0 679 182 879

27.295 0 2.391 9.918 1.773 33.049 81.704 91.988

3.535 0 511 0 0 3.024 1.889 665

22 0 0 83 0 105 1.225 450

0 0 0 0 0 0 14.950 12.608

3.557 0 511 83 0 3.129 18.064 13.723

31.072 0 2.902 10.031 1.784 36.417 99.826 105.784



VII.17. Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung der AGIV (alt) für das 
Geschäftsjahr 2001 

 

      
  

 



Anhang 31.12.2001 31.12.2000
T € T €

Umsatzerlöse 17 64.385 40.946

Bestandsveränderung 18 496 12.677

Sonstige betriebliche Erträge 19 72.518 184.840

Materialaufwand 20 – 49.312 – 49.188

Personalaufwand 21 – 13.750 – 16.408

Abschreibungen 22 – 22.431 – 7.533

Sonstige betriebliche Aufwendungen 23 – 49.480 – 64.000

– 61.959 60.388

2.426 101.334

Beteiligungsergebnis 24 239 3.647

Abschreibungen auf Finanzanlagen 
und auf Wertpapiere des Umlaufvermögens 25 – 653 – 8.784

Zinsergebnis 26 4.114 5.151

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 6.126 101.348

Sonstige Steuern – 675 – 428

Ergebnis vor Ertragsteuern 5.451 100.920

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag – 68 – 75

Jahresüberschuss 5.383 100.845

Bilanzgewinn aus dem Vorjahr 37.910 306.775

Rückkauf eigener Aktien 0 – 131.913

Gewinnausschüttung – 8.043 – 219.595

Ergebnisvortrag aus dem Vorjahr 29.867 – 44.733

Entnahmen aus der Rücklage für eigene Aktien 324 185

Entnahmen aus anderen Gewinnrücklagen 0 86

Ertrag aus der Kapitalherabsetzung 0 15.339

Entnahme/Einstellung in die Kapitalrücklage 0 – 15.339

Einstellung in andere Gewinnrücklagen – 29.867 – 28.044

Verrechnung mit zur Einziehung erworbenen Aktien 0 – 86

Anpassung an den Bilanzgewinn der AGIV AG
durch Entnahme aus anderen Gewinnrücklagen 0 9.730

Anderen Gesellschaftern zustehender Gewinn/Verlust 4 – 73

Konzernbilanzgewinn 5.711 37.910
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J A H R E S A B S C H L U S S  K O N Z E R N

Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung vom 1. Januar bis 31. Dezember 2001



VII.18. Konzern-Kapitalflussrechnung 
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2001 2000
Mio. € Mio. €

Periodenergebnis (vor bewertungsbedingten Änderungen des Finanzmittelfonds
und einschließlich Ergebnisanteilen von Minderheitsaktionären) 6,0 100,8

Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 7,1 1,5

Zunahme der langfristigen Rückstellungen 2,5 3,3

Erträge aus der Veränderung des Konsolidierungskreises 0,0 – 140,7

Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen und Erträge 12,5 10,7

Jahres-Cashflow 28,1 – 24,4

Abnahme der kurzfristigen Rückstellungen – 53,5 – 31,8

Gewinn aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens – 3,5 – 14,7

Abnahme/Zunahme der Vorräte abzüglich erhaltener Anzahlungen 1,1 – 7,2

Abnahme der Forderungen und Abgrenzungsposten 
(einschließlich der verpfändeten Bankguthaben) 16,4 265,2

Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten und Abgrenzungsposten
(ohne Finanzschulden) – 3,5 – 7,2

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit – 14,9 179,9

Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Anlagevermögens 10,6 36,7

Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen – 8,1 – 9,8

Nettoauszahlungen aus dem Erwerb von konsolidierten Unternehmen – 2,6 201,6

Cashflow aus der Investitionstätigkeit – 0,1 228,5

Auszahlungen an Aktionäre (Dividenden) – 8,0 – 219,6

Auszahlungen an Aktionäre (Erwerb eigener Aktien) 0,0 – 132,0

Auszahlungen für die Tilgung von (Finanz-)Krediten 0,0 – 43,3

Zunahme der Konzernfinanzierung – 12,6 0,0

Einzahlungen aus der Aufnahme von (Finanz-)Krediten 25,3 0,0

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 4,7 – 394,9

Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds – 10,3 13,5

Konsolidierungskreisbedingte Änderung des Finanzmittelfonds 0,5 – 21,7

Bewertungsbedingte Änderung des Finanzmittelfonds – 0,6 0,0

Fondsveränderung – 10,4 – 8,2

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 338,2 346,4

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 327,8 338,2

*  Aus Vereinfachungsgründen in Mio. €

Konzern-Kapitalflussrechnung*
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2001



VII.19. Konzernanhang der AGIV (alt) 
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J A H R E S A B S C H L U S S  K O N Z E R N

Konzernanhang für das Geschäftsjahr 2001

VO R B E M E R K U N G E N 

Mit Beschluss der Hauptversammlung am 27. August 2001 wurde die Firma der AGIV

Aktiengesellschaft in AGIV Real Estate Aktiengesellschaft (nachfolgend kurz AGIV) geändert.

Die Eintragung im Handelsregister erfolgte am 12. Dezember 2001.

Der Konzernabschluss wurde wie in Vorjahren nach den Vorschriften des Handelsgesetz-

buches (§ 290 ff. HGB) aufgestellt. Die Bilanz entspricht grundsätzlich dem gesetzlichen

Gliederungsschema (§ 266 Abs. 2 und 3 HGB) und wurde im Geschäftsjahr 2001 im 

Interesse der besseren Klarheit sowie in Anlehnung an die Formblatt-VO für Wohnungs-

unternehmen um unternehmensspezifische Positionen ergänzt; für die Gewinn- und Verlust-

rechnung wurde das Gesamtkostenverfahren angewandt. Die Posten der Bilanz und der

Gewinn- und Verlustrechnung werden zur besseren Übersichtlichkeit teilweise zusammen-

gefasst und im Anhang aufgegliedert. 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2001 der AGIV wird im Bundesanzeiger veröffent-

licht und kann bei dem Handelsregister Frankfurt am Main, HRB 8748, eingesehen werden.

KO N S O LI D I E R U N G S K R E I S

In den Konzernabschluss werden neben der AGIV 21 (i. Vj. 19) inländische Unternehmen

einbezogen, an denen die AGIV direkt oder indirekt die Mehrheit der Stimmrechte hält.

Davon entfallen auf den Teilkonzern der MÜBAU Real Estate GmbH 17 Gesellschaften.

Der Konsolidierungskreis hat sich gegenüber dem Vorjahr wie folgt geändert:

Zugänge

MBIV AG & Co. Business Center KG,
Frankfurt am Main Neugründung

MÜBAU Bayern GmbH,
Wolfratshausen Kapitalerhöhung durch MÜBAU

MÜBAU Südwest GmbH,
Zell am Harmersbach Kapitalerhöhung durch MÜBAU



53

Abgänge

Storchenhof KG II Grundstücks- Von untergeordneter Bedeutung
gesellschaft mbH und Co. wegen Einstellung der operativen 
Verwaltungs-KG, Frankfurt am Main Geschäftstätigkeit

Auf die Einbeziehung von 16 (i. Vj. 10) inländischen Tochtergesellschaften haben wir

gemäß § 296 Abs. 2 Satz 1 HGB wegen ihrer untergeordneten Bedeutung verzichtet. 

Die Erstkonsolidierung erfolgt grundsätzlich zum Zeitpunkt der erstmaligen Einbeziehung

der Gesellschaft in den Konzernabschluss. Die Vergleichbarkeit des Abschlusses mit dem 

Vorjahr ist durch die Veränderungen des Konsolidierungskreises nicht beeinträchtigt. 

Im Berichtsjahr wurde 1 (i. Vj. 0) assoziiertes Unternehmen nach der Equity-Methode ein-

bezogen. Der sich hieraus ergebende aktivische Unterschiedsbetrag in Höhe von 1,8 Mio. €

wird in den Folgejahren über einen Zeitraum von vier Jahren abgeschrieben. 

Die Zusammensetzung unseres direkten und indirekten Anteilsbesitzes wird in einer Auf-

stellung beim Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main gemäß § 313 Abs. 4 HGB

hinterlegt.

KO N S O LI D I E R U N G S M ETH O D E N

Bei der Kapitalkonsolidierung werden die Buchwerte der Beteiligungen mit dem Konzern-

anteil am Kapital und an den Rücklagen der konsolidierten Gesellschaften zum Zeitpunkt

der erstmaligen Konsolidierung (Buchwertmethode) verrechnet. Unterschiedsbeträge werden

gemäß § 301 Abs. 1 Satz 3 HGB mit dem Konzernanteil einzelnen Vermögensgegenständen

zugeschrieben, deren Wert höher ist als der bisherige Buchwert. 

Soweit der Unterschiedsbetrag auf einen Geschäfts- oder Firmenwert entfällt, ist dieser seit

dem Geschäftsjahr 1998 zu aktivieren und in den Folgejahren unter Berücksichtigung der 

voraussichtlichen Nutzungsdauer planmäßig abzuschreiben. Bei der Erstkonsolidierung ent-

stehende passive Unterschiedsbeträge werden den Gewinnrücklagen zugeführt. In Vorjahren

bei der Erstkonsolidierung verrechnete aktive Unterschiedsbeträge von Unternehmen, die

im Geschäftsjahr aus dem Konsolidierungskreis ausschieden, wurden unter Beachtung des

Stetigkeitsgrundsatzes und aufgrund der langen Konzernzugehörigkeit dieser Gesellschaften 
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J A H R E S A B S C H L U S S  K O N Z E R N

beibehalten. Im Rahmen der Entkonsolidierung eines Tochterunternehmens der MÜBAU

wurde in 2001 die Verrechnung eines aktiven Unterschiedsbetrages aus der Kapitalkonsoli-

dierung in Höhe von 2,2 Mio. € beibehalten. 

Der Ansatz der Beteiligungen an assoziierten Unternehmen erfolgt nach der Buchwert-

methode gemäß § 312 Abs. 1 Ziffer 1 HGB.

Forderungen und Verbindlichkeiten zwischen den konsolidierten Gesellschaften werden

gemäß § 303 Abs. 1 HGB eliminiert. Zwischengewinne und -verluste im Anlagevermögen

und bei den Vorräten werden eliminiert. Der Umfang des Lieferverkehrs zwischen den 

Konzerngesellschaften ist gering und erfolgt zu den üblichen Marktbedingungen. Konzern-

interne Umsatzerlöse und andere konzerninterne Erträge werden mit den entsprechenden

Aufwendungen verrechnet. 

WÄH R U N G S U M R E C H N U N G

In den AGIV-Konzernabschluss werden keine ausländischen Tochterunternehmen einbezogen.

Fremdwährungsforderungen und -verbindlichkeiten bestehen nicht. 

B I LAN Z I E R U N G S -  U N D B EW E RTU N G S M ETH O D E N

Der Konzernabschluss der AGIV wird aus den konsolidierten Abschlüssen der einbezogenen

Unternehmen entwickelt. Hierbei wird nach der Methode der Stufenkonsolidierung vor-

gegangen.

Der Abschlussstichtag ist der des Mutterunternehmens. 

Die in den AGIV-Konzernabschluss einbezogenen Abschlüsse der Tochtergesellschaften 

werden grundsätzlich nach einheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätzen der

AGIV aufgestellt. Gegebenenfalls werden Anpassungen an die Bilanzierungs- und Bewertungs-

methoden der AGIV vorgenommen. Insbesondere betrifft dies die Rückstellungen für Pen-

sionen und ähnliche Verpflichtungen, die bei der AGIV entsprechend den international 

anerkannten Rechnungslegungsnormen (FAS 87) bewertet werden. 
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Von handelsrechtlichen Bewertungsspielräumen – auch soweit diese steuerlich nicht berück-

sichtigt werden – wurde, wie schon in den Vorjahren, im Sinne vorsichtiger Bewertung

Gebrauch gemacht. Im Vergleich zum Vorjahr wurden folgende Änderungen der Bilanzie-

rungs- und Bewertungsmethoden vorgenommen: 

Es wurden außerplanmäßige Abschreibungen vorgenommen, um die Sachanlagen mit dem

Wert anzusetzen, der ihnen am Abschlussstichtag beizulegen ist. Dabei wurden auch nur

vorübergehende Wertminderungen berücksichtigt, da entsprechend der geplanten Neuaus-

richtung der MÜBAU-Gruppe zur reinen Projekt- und Bauträgergesellschaft eine alsbaldige

Veräußerung der Bestandsimmobilien vorgesehen ist. Die in diesem Zusammenhang erfolg-

ten außerplanmäßigen Abschreibungen betragen 6,9 Mio. €.

Bei der Ermittlung des niedrigeren beizulegenden Wertes zur verlustfreien Bewertung der

Grundstücke des Vorratsvermögens wurde in Anwendung von § 254 HGB erstmals auf 

die steuerlich zulässige Kalkulation abgestellt, die auch den Ansatz eines kalkulatorischen

Unternehmerlohns beinhaltet. Die Änderung der Bewertungsmethode hat im Berichtsjahr

das Ergebnis mit 9,0 Mio. € belastet und die Vermögens- und Ertragslage entsprechend

beeinflusst.

Bei der Ermittlung der Unterdeckung aus den Generalmietverträgen wurden im Berichts-

jahr erstmalig im Rahmen einer Vollkostenbetrachtung sämtliche im Zusammenhang mit der

Betreuung dieser Objekte und Mietverträge anfallenden Erlöse und Kosten, insbesondere

interne Verwaltungskosten, berücksichtigt. Eine Abzinsung, die im Vorjahr mit 6 % vorge-

nommen wurde, erfolgte mit 4 %. Die Änderung der Bewertungsmethode bei der Ermitt-

lung der Rückstellungen für die Generalmietverträge hat im Berichtsjahr das Ergebnis mit

8,8 Mio. € belastet und die Vermögens- und Ertragslage ebenfalls entsprechend beeinflusst. 

Entgeltlich erworbene immaterielle Vermögensgegenstände sowie das Sachanlagevermögen

werden zu Anschaffungskosten abzüglich planmäßiger Abschreibungen bewertet. Bei den

Abschreibungen auf das Sachanlagevermögen wird die lineare Methode unter Zugrunde-

legung der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer und unter Beachtung der steuerlichen

Höchstsätze angewandt. Zugänge im ersten Halbjahr werden mit dem vollen und Zugänge

im zweiten Halbjahr mit dem halben Prozentsatz abgeschrieben. Geringwertige Vermögens-

gegenstände werden im Anschaffungsjahr in voller Höhe abgeschrieben, im Anlagenspiegel

wird ihr Abgang unterstellt. 
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Den planmäßigen Abschreibungen des Sachanlagevermögens liegen im Wesentlichen 

folgende Nutzungsdauern zugrunde:

Gebäude 20 – 50 Jahre

Technische Anlagen und Maschinen 3 – 15 Jahre

Betriebs- und Geschäftsausstattung 2 – 10 Jahre

Fuhrpark 4 – 6 Jahre

Außerplanmäßige Abschreibungen werden darüber hinaus vorgenommen, um Grundstücke

und Gebäude des Sachanlagevermögens unabhängig vom Vorliegen einer dauerhaften 

Wertminderung mit dem niedrigeren beizulegenden Wert anzusetzen. Über die Vornahme

steuerlicher Sonder- bzw. erhöhter Abschreibungen wird jeweils im Einzelfall entschieden.

Zuschüsse für Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens werden aktivisch von den

Anschaffungs- und Herstellungskosten abgesetzt. 

Im Konzernabschluss wird eine Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen nach der

Equity-Methode mit dem bilanzierten anteiligen Eigenkapital dieses Unternehmens angesetzt.

Bewertungsanpassungen gemäß § 312 Abs. 5 Satz 2 HGB wurden nicht vorgenommen. 

Die übrigen Finanzanlagen sind zu Anschaffungskosten bzw. zum Nennwert oder im Falle

einer Unverzinslichkeit mit dem Barwert angesetzt, in Einzelfällen zu niedrigeren beizu-

legenden Werten. 

Bei den Vorräten sind Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe zu Anschaffungskosten oder zu nied-

rigeren Tageswerten angesetzt. Unfertige Leistungen sind zu Herstellungskosten bewertet,

die neben den Einzelkosten auch angemessene Teile der notwendigen Gemeinkosten und

anteilige Verwaltungskosten umfassen. Als niedrigerer Tageswert werden bei Roh-, Hilfs-

und Betriebsstoffen die Wiederbeschaffungskosten, als niedrigerer beizulegender Wert bei

unfertigen Leistungen die voraussichtlich erzielbaren Verkaufserlöse abzüglich der bis zum

Verkauf noch anfallenden Kosten und einer durchschnittlichen Gewinnspanne angesetzt

(verlustfreie Bewertung). Die zum Verkauf bestimmten Grundstücke betreffen das Bau-

trägergeschäft der MÜBAU. Grund und Boden sind zu Anschaffungskosten zuzüglich der

(Teil-)Herstellungskosten für Planung, Baugenehmigung etc. bzw. mit dem niedrigeren 
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beizulegenden Wert bilanziert. Die Bauten sind zu (Teil-)Herstellungskosten bewertet. 

Die Herstellungskosten umfassen die Einzelkosten sowie Material- und Fertigungsgemein-

kosten und anteilige Verwaltungskosten. Bei der Ermittlung des niedrigeren beizulegenden

Wertes wurde in Anwendung von § 254 HGB erstmals auch ein kalkulatorischer Unter-

nehmerlohn in Ansatz gebracht.

Die geleisteten Anzahlungen und die mit den Vorräten verrechneten erhaltenen Anzahlungen

sind zu Nominalwerten angesetzt. Die Heizölbestände des Vermietungsbereiches sind zu

Anschaffungskosten angesetzt, die noch abzurechnenden Heiz- und Betriebskosten wurden

mit der voraussichtlichen Abrechnungssumme bewertet. 

Bei den Forderungen und sonstigen Vermögensgegenständen werden erkennbare Einzel-

risiken und das allgemeine Kreditrisiko durch angemessene Abwertungen berücksichtigt. Sie

werden zu Anschaffungskosten bzw. zum Nennwert oder zum niedrigeren beizulegenden

Wert angesetzt.

Die Bewertung der Wertpapiere des Umlaufvermögens erfolgt zu Anschaffungskosten 

bzw. den niedrigeren Börsenkursen zum 31. Dezember 2001.

Die Pensionsrückstellungen sind nach international anerkannten Standards (FAS 87) auf 

der Grundlage versicherungsmathematischer Berechnungen nach dem Barwertverfahren

unter Anwendung der biometrischen Rechnungsgrundlagen gemäß den aktuellen Richt-

tafeln von Prof. Dr. Klaus Heubeck passiviert. Der Ermittlung der Pensionsrückstellungen

liegen folgende versicherungsmathematische Bewertungsfaktoren zugrunde:

Zukünftige Gehaltssteigerungen 3,0 % (i. Vj. 3,0 %)

Rentenanpassungen 2,0 % (i. Vj. 2,5 %)

Rechnungszins 5,5 % (i. Vj. 6,5 %) 

Die sonstigen Rückstellungen sind nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung bemessen

und erfassen erkennbare Risiken und ungewisse Verbindlichkeiten in angemessenem Umfang.

Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem Rückzahlungsbetrag angesetzt. 
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E R LÄUTE R U N G E N Z U R KO N Z E R N - K AP ITALF LU S S R E C H N U N G

Die Kapitalflussrechnung (S. 51) wurde nach den Grundsätzen des Deutschen Rechnungs-

legungsstandards Nr. 2 (DRS 2) aufgestellt.

In der Kapitalflussrechnung sind die Zahlungsströme nach den Bereichen laufende Geschäfts-

tätigkeit, Investitionstätigkeit und Finanzierungstätigkeit gegliedert. Innerhalb des Cashflow

aus der Geschäftstätigkeit wird in Ergänzung zu DRS 2 auch der Jahres-Cashflow ausgewiesen.

Auswirkungen von Konsolidierungskreisveränderungen sind wie im Vorjahr in den jeweiligen 

Positionen der drei Gliederungsbereiche eliminiert.

Die sonstigen zahlungsunwirksamen Aufwendungen und Erträge enthalten im Wesentlichen

Abschreibungen auf Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens in Höhe von 12,5 Mio. €

(i. Vj. 4,9 Mio. €).

Im Finanzmittelfonds sind enthalten:

31.12.2001 31.12.2000
Mio. € Mio. €

Kassenbestand, Bundesbankguthaben, 
Guthaben bei Kreditinstituten 328,6 338,2

Abzüglich verpfändete Guthaben bei Kreditinstituten – 3,5 0,0

Sonstige Wertpapiere des Umlaufvermögens 2,7 0,0

327,8 338,2

Die verpfändeten Guthaben bei Kreditinstituten betreffen Verpflichtungen der AGIV im

Zusammenhang mit noch ausstehenden Abfindungszahlungen und sind kurzfristig nicht

verfügbar. Hieraus resultierende Veränderungen werden daher dem Cashflow aus laufender

Geschäftstätigkeit zugeordnet.

Die im Finanzmittelfonds enthaltenen sonstigen Wertpapiere des Umlaufvermögens betreffen

Wertpapiere, die kurzfristig veräußert werden können.



59

E R LÄUTE R U N G E N Z U R KO N Z E R N - B I LAN Z

1   Anlagevermögen

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens im Jahr 2001 ist in einer

gesonderten Übersicht auf den Seiten 48/49 dargestellt.

2   Sachanlagen

Die Verminderung des Bilanzwertes um 10,3 Mio. € auf 81,7 Mio. € resultiert neben

Abgängen von Geschäftsbauten im Wesentlichen aus planmäßigen und außerplanmäßigen

Abschreibungen auf Grundstücke und Bauten. Die Zuschreibung von 2,4 Mio. € betrifft

die Rücknahme einer in Vorjahren geltend gemachten steuerlichen Sonderabschreibung 

zur Übertragung von Rücklagen nach § 6 b EStG.

3   Finanzanlagen

Die Zugänge bei den Anteilen an verbundenen Unternehmen betreffen im Wesentlichen den

Erwerb von 50 % der Anteile an der myLoc Real Estate & Technology Aktiengesellschaft,

Hamburg, durch die AGIV.

Die Zuschreibung bei den Anteilen an verbundenen Unternehmen betrifft eine Wertauf-

holung auf einen in Vorjahren außerplanmäßig abgeschriebenen Beteiligungsbuchwert an

einer nicht konsolidierten Gesellschaft.

Die Zugänge bei den Beteiligungen betreffen die HVM-Hamburger Versicherungsmakler

GmbH, Hamburg, (Anteil 18,99%) und die MÜBAU Südwest GmbH, Zell am Harmersbach.

Die übrigen Finanzanlagen beinhalten neben sonstigen Ausleihungen Ansprüche aus Rück-

deckungsversicherungen in Höhe von 10,0 Mio. € (i. Vj. 8,0 Mio. €).
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4   Vorräte 31.12.2001 31.12.2000
Mio. € Mio. €

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 0,0 0,0

Unfertige Leistungen 0,3 0,5

Noch abzurechnende Heiz- und Betriebskosten 5,7 4,3

Zum Verkauf bestimmte Grundstücke ohne Bauten 50,6 57,5

Zum Verkauf bestimmte Grundstücke
mit unfertigen Bauten 27,8 50,6

Zum Verkauf bestimmte Grundstücke
mit fertigen Bauten 31,3 11,6

Geleistete Anzahlungen 5,5 6,4

121,2 130,9

Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen – 7,5 – 5,7

113,7 125,2

5   Forderungen und 31.12.2001 davon Restlauf- 31.12.2000 davon Restlauf-
sonstige Vermögensgegenstände zeit über 1 Jahr zeit über 1 Jahr

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 2,2 0,0 3,0 0,0

Forderungen gegen verbundene Unternehmen 12,9 0,0 0,1 0,0

Forderungen gegen Beteiligungsgesellschaften 0,2 0,0 0,0 0,0

Sonstige Vermögensgegenstände 66,9 0,0 90,1 0,0

82,2 0,0 93,2 0,0

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen betreffen insbesondere Darlehensgewäh-

rungen an die Mehrheitsaktionärin HBAG Real Estate AG und an die Adler Real Estate AG.
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6   Wertpapiere 31.12.2001 31.12.2000
Mio. € Mio. €

Anteile an verbundenen Unternehmen 0,0 0,8

Eigene Aktien 0,0 0,3

Sonstige Wertpapiere des Umlaufvermögens 8,0 0,0

8,0 1,1

Im Dezember 2001 wurden 15.511 Stück eigene Aktien (Anteil am Grundkapital 0,016 %)

zu Kursen zwischen 8,85 € und 9,14 € erworben. Unter Einbeziehung dieser Käufe wurde

der Gesamtbestand (43.971 Stück; Anteil am Grundkapital 0,046 %) vollständig übertragen,

um eine arbeitsrechtliche Auseinandersetzung mit einem früheren Vorstandsmitglied ein-

vernehmlich zu beenden. Der Gesamtaufwand dieses Vergleichs einschließlich Rechts- und

Beratungskosten im Geschäftsjahr 2001 beträgt 0,7 Mio. €.

Bei den sonstigen Wertpapieren handelt es sich mit 5,3 Mio. € um Aktien der Andritz AG,

die aus der Abwicklung der Restkaufpreisforderung aus dem Verkauf der Anteile an der

Andritz AG resultieren, sowie sonstige Aktien. Diese wurden um 0,6 Mio. € auf den niedri-

geren beizulegenden Wert am Bilanzstichtag (Jahresendkurs) abgeschrieben. 

7   Flüssige Mittel 31.12.2001 31.12.2000
Mio. € Mio. €

Kassenbestand, Bundesbankguthaben,
Guthaben bei Kreditinstituten 328,6 338,2

davon Forderungen gegen Unternehmen, 
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht (0,0) (33,4)

davon verpfändet (3,5) (0,0)



8   Gezeichnetes Kapital und Kapitalrücklage

Das Grundkapital (gezeichnetes Kapital) beträgt 96,6 Mio. €, ist eingeteilt in 96,6 Mio.

Stückaktien und hat sich wie folgt entwickelt:

Mio. €

Stand 1. Januar 2001 82,3

Kapitalerhöhung 14,3

Stand 31. Dezember 2001 96,6

Auf der ordentlichen Hauptversammlung am 27. August 2001 sind zahlreiche Satzungs-

änderungen beschlossen worden, die mit Ausnahme des genehmigten Kapitals am 12. Dezem-

ber 2001 in das Handelsregister eingetragen und damit wirksam geworden sind. Aufgrund

einer anhängenden Klage wurde der Beschluss zur Schaffung eines genehmigten Kapitals

noch nicht eingetragen. Nach Rücknahme der Klage Ende Januar 2002 ist mit einer als-

baldigen Eintragung zu rechnen. Bei den Änderungen handelt es sich um die Änderung der

Firma in AGIV Real Estate Aktiengesellschaft und die Änderung des Unternehmensgegen-

standes, um der Neuausrichtung von einer Industrieholding zu einer Immobiliengesellschaft

Rechnung zu tragen. Des Weiteren ist das Grundkapital der Gesellschaft von DM auf Euro

umgestellt worden und von 82.317.992,87 € um 14.282.007,13 € auf 96.600.000 € aus

Gesellschaftsmitteln ohne Ausgabe neuer Aktien erhöht worden. Im Anschluss daran ist 

ein Aktiensplit im Verhältnis 1:3 durchgeführt worden. Die Gesellschaft verfügt nunmehr

über 96.600.000 Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von jeweils

1 € je Aktie. Das bestehende bedingte Kapital ist aufgehoben worden. Ein neues bedingtes

Kapital in Höhe von 8.231.799 € ist geschaffen worden, um die Durchführung des auf 

der Hauptversammlung beschlossenen Aktienoptionsprogramms zu ermöglichen. Weitere

Änderungen betreffen die Anpassung der Satzung an das Gesetz zur Namensaktie und zur

Erleichterung der Stimmrechtsausübung (NaStreG). Ferner wurde durch Satzungsänderung

dem Aufsichtsrat die Befugnis eingeräumt, Vorstandsmitglieder vom Verbot der Mehrfach-

vertretung (§ 181 BGB) zu befreien, die Übernahme der Prämien für eine D&O-Versiche-

rung für Aufsichtsratsmitglieder durch die Gesellschaft ermöglicht sowie eine erweiterte

Thesaurierung durch die Verwaltung und die Zahlung einer Abschlagsdividende ermöglicht.
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Darüber hinaus wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum

27. August 2006 einmalig oder mehrmals Bezugsrechte auf bis zu insgesamt 8.231.799 Stück

auf den Inhaber lautende Stammaktien der Gesellschaft an Arbeitnehmer und Mitglieder der

Geschäftsführung der Gesellschaft und Unternehmen, an denen die Gesellschaft unmittelbar

oder mittelbar mit Mehrheit beteiligt ist, zu gewähren (Aktienoptionen). Soweit der Vor-

stand der Gesellschaft begünstigt ist, ist der Aufsichtsrat zur Gewährung der Bezugsrechte

ermächtigt. Von den Bezugsrechten können bis zu insgesamt 4.115.899 Stück (ca. 50 %) 

an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft, bis zu insgesamt 1.646.360 Stück (ca. 20 %)

an die Mitglieder der Geschäftsführungen von verbundenen Unternehmen, bis zu insge-

samt 823.180 Stück (ca. 10 %) an Arbeitnehmer der Gesellschaft und bis zu insgesamt

1.646.360 Stück (ca. 20 %) an Arbeitnehmer von verbundenen Unternehmen gewährt 

werden. Bezugsberechtigten, die mehreren der vorstehenden Gruppen angehören, werden

Bezugsrechte nur als Mitglied einer Gruppe und jeweils nur aus dem Anteil der Bezugsrechte

gewährt, der für die betreffende Gruppe vorgesehen ist. Die Bestimmung der Bezugsberech-

tigten im Einzelnen und der Anzahl der diesen jeweils zu gewährenden Bezugsrechte trifft

der Vorstand der Gesellschaft und, soweit Vorstandsmitglieder der Gesellschaft betroffen

sind, deren Aufsichtsrat.

Die Gewährung der Bezugsrechte an die Bezugsberechtigten ist auf zwei Zeitfenster im Jahr

beschränkt, die jeweils zwei Wochen dauern; das eine Bezugsfenster beginnt am Tage nach der

jährlichen Bilanzpressekonferenz, das andere am Tage nach der Veröffentlichung der Ergeb-

nisse des dritten Quartals des Geschäftsjahres der Gesellschaft. Zusätzlich können Bezugs-

rechte in einem weiteren Bezugsfenster, das am Tage nach der Eintragung der bedingten

Kapitalerhöhung beginnt und zwei Wochen dauert, gewährt werden.

Die Bezugsrechte können nur gestaffelt nach Ablauf einer Wartefrist von zwei Jahren seit

Gewährung ausgeübt werden. Die Wartefrist für die erste Hälfte der Bezugsrechte beträgt

zwei Jahre ab dem Tage der Gewährung, für die zweite Hälfte beträgt die Wartefrist drei

Jahre ab dem Tag der Gewährung („Tranchen“). Die Bezugsrechte haben eine Laufzeit von

bis zu acht Jahren, gerechnet ab dem Zeitpunkt der jeweiligen Gewährung. Die Ausübung

der Bezugsrechte ist nur in zweijährlichen Zeitfenstern zulässig, die jeweils zwei Wochen

dauern und von denen das eine am Tage nach der jährlichen ordentlichen Hauptversamm-

lung der Gesellschaft und das andere am Tage nach der Veröffentlichung der Ergebnisse des

dritten Quartals des Geschäftsjahres der Gesellschaft beginnt („Ausübungsfenster“).
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Die Bezugsrechte werden ohne Gegenleistung gewährt. Bei Ausübung der Bezugsrechte ist

für jedes ausgeübte Bezugsrecht ein Ausübungspreis zu zahlen, der dem durchschnittlichen

Schlusskurs (Xetra) der Aktie der Gesellschaft in den letzten fünf Börsentagen vor Ende 

des jeweiligen Bezugsfensters, in dem die jeweiligen Bezugsrechte gewährt wurden („Basis-

preis“), zuzüglich eines festen Aufschlags in Höhe von 20 %, als aktienrechtliches Erfolgs-

ziel, entspricht („Ausübungspreis“).

Die Bezugsrechte sind nicht übertragbar. Die Bezugsrechte verfallen grundsätzlich, wenn das

Beschäftigungsverhältnis des Bezugsberechtigten mit der Gesellschaft oder einem verbunde-

nen Unternehmen – gleich aus welchem Grunde – endet und nicht mit einem anderen mit

der Gesellschaft verbundenen Unternehmen fortgeführt wird. Hiervon ausgenommen sind

Bezugsrechte, für die die jeweilige Wartefrist abgelaufen ist. Diese können in den nächsten

zwei auf das Ausscheiden folgenden Ausübungsfenstern ausgeübt werden. Für Fälle des

Ruhestandes, der Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit, des Todes des Bezugsberechtigten, des

Ablaufs des Beschäftigungsverhältnisses aufgrund Zeitablauf sowie des Ausscheidens eines

Unternehmens aus dem Beteiligungskreis der Gesellschaft können abweichende Regelungen

vereinbart werden.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten

der Optionsbedingungen sowie die Ausgabe und Ausstattung der Bezugsaktien festzulegen.

Die Kapitalrücklage hat sich wie folgt entwickelt:

Mio. €

Stand 1. Januar 2001 203,1

Entnahme Kapitalrücklage – 14,3

Stand 31. Dezember 2001 188,8

In der Kapitalrücklage sind aktive Unterschiedsbeträge aus der Erstkonsolidierung noch

zum Konzernkreis gehörender Gesellschaften in Höhe von 2,3 Mio. € enthalten.
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9   Gewinnrücklagen

Die Gewinnrücklagen setzen sich zum 31. Dezember 2001 wie folgt zusammen:

1.1.2001 Entnahmen Einstellungen 31.12.2001
Mio. € Mio. € Mio. € Mio.€

Gesetzliche Rücklage 0,1 0,0 0,0 0,1

Rücklage für eigene Anteile 0,3 – 0,3 0,0 0,0

Andere Gewinnrücklagen 29,5 0,0 29,9 59,4

29,9 – 0,3 29,9 59,5

In den anderen Gewinnrücklagen sind aktive Unterschiedsbeträge aus der Erstkonsolidierung

noch zum Konzernkreis gehörender Gesellschaften in Höhe von 10,6 Mio. € sowie passive

Unterschiedsbeträge aus der Erstkonsolidierung von 0,5 Mio. € (i. Vj. 0,5 Mio. €) enthalten.

10   Konzernbilanzgewinn

Ausgehend von den Handelsbilanzen II der konsolidierten Beteiligungen zeigt der Konzern-

bilanzgewinn folgende Entwicklung:

Konsolidierungskreis Anteile Dritter Konzern
Mio. € Mio. € Mio. €

Jahresüberschüsse 8,5 0,0 8,5

Jahresfehlbeträge – 41,4 0,0 – 41,4

– 32,9 0,0 – 32,9

Konsolidierungsmaßnahmen

Beteiligungserträge – 7,6 – – 7,6

Sonstige Konsolidierungen 45,9 – 45,9

Konzernjahresüberschuss 5,4 0,0 5,4

Überleitung zum Konzernbilanzgewinn* 0,3

Konzernbilanzgewinn 5,7

*  Bezüglich der Überleitung zum Konzernbilanzgewinn wird auf die Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung verwiesen.
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11   Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter

Die Zunahme der Anteile im Fremdbesitz um 0,4 Mio. € auf 0,6 Mio. € resultiert aus 

dem Teilkonzern MÜBAU. Der Ergebnisanteil anderer Gesellschafter beträgt – 4 T € 

(i. Vj. 73 T €).

12   Rückstellungen 1.1.2001 Verbrauch Auflösung Zuführung 31.12.2001
Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Rückstellungen für Pensionen
und ähnliche Verpflichtungen 23,5 0,5 0,0 2,9 25,9

Steuerrückstellungen 1,6 0,8 0,0 0,0 0,8

Sonstige Rückstellungen 149,2 32,1 59,0 38,4 96,5

174,3 33,4 59,0 41,3 123,2

Die Pensionsrückstellungen werden entsprechend FAS 87 bewertet. Für die Berechnung 

der Pensionsrückstellungen wurden bereits im Vorjahr die Richttafeln mit den geänderten 

Sterbewahrscheinlichkeiten zugrunde gelegt. Von dem Wahlrecht einer stufenweisen 

Anpassung über längstens vier Jahre wurde 1998 kein Gebrauch gemacht. Der Rechnungs-

zinsfuß beträgt 5,5 % (i. Vj. 6,5 %). 

Die Steuerrückstellungen beinhalten wie im Vorjahr Rückstellungen für latente Steuern in

Höhe von 0,05 Mio. €. 
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Die sonstigen Rückstellungen haben sich im Einzelnen wie folgt entwickelt:

1.1.2001 Verbrauch Auflösung Zuführung 31.12.2001
Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Garantie- und
Auftragsrückstellungen 49,5 17,2 1,2 32,0 63,1

Allgemeine Risikovorsorge 68,2 8,3 35,8 1,7 25,8

Personalrückstellungen 6,3 4,5 0,0 2,3 4,1

Übrige Rückstellungen 25,2 2,1 22,0 2,4 3,5

149,2 32,1 59,0 38,4 96,5

Die Garantie- und Auftragsrückstellungen enthalten überwiegend Vorsorgen für Garantie-

verpflichtungen in Höhe von 53,4 Mio. € (i. Vj. 39,0 Mio. €), Rückstellungen für Rest-

baukosten und für Risiken aus fertig gestellten Objekten von 8,5 Mio. € (i. Vj. 9,5 Mio. €)

sowie Rückstellungen für ausstehende Lieferantenrechnungen in Höhe von 1,2 Mio.€ (i. Vj.

1,0 Mio.€).

Die Rückstellungen für allgemeine Risikovorsorge betreffen im Wesentlichen Risiken im

Beteiligungsbereich der AGIV.

Die Personalrückstellungen betreffen im Wesentlichen Rückstellungen für Tantiemen und

Abfindungen sowie Urlaubsrückstellungen. 

Die Auflösung von Rückstellungen betrifft  im Wesentlichen die Auflösung von nicht mehr

benötigten  Konzernrückstellungen für Risiken aus Garantieverpflichtungen und Risiken 

im Grundstücksbestand von Konzerngesellschaften, nachdem diese im Berichtsjahr in den

jeweiligen Einzelabschlüssen berücksichtigt wurden.
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13   Verbindlichkeiten

davon Restlaufzeit davon Restlaufzeit

31.12.2001 bis 1 bis über 31.12.2000 bis 1 bis über
1 Jahr 5 Jahre 5 Jahre 1 Jahr 5 Jahre 5 Jahre

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Verbindlichkeiten
gegenüber
Kreditinstituten 138,9 45,5 49,7 43,7 113,6 14,3 53,5 45,8

davon gegen Unter-
nehmen, mit denen
ein Beteiligungs-
verhältnis besteht (0,0) (0,0) (0,0) (0,0) (5,1) (5,1) (0,0) (0,0)

Verbindlichkeiten
aus Lieferungen
und Leistungen 10,7 4,4 6,3 0,0 16,0 11,9 4,1 0,0

Verbindlichkeiten
gegenüber verbun-
denen Unternehmen 2,1 2,1 0,0 0,0 2,2 2,2 0,0 0,0

Verbindlichkeiten
gegenüber Unter-
nehmen, mit denen
ein Beteiligungs-
verhältnis besteht 0,3 0,3 0,0 0,0 0,3 0,3 0,0 0,0

Sonstige
Verbindlichkeiten 5,9 5,9 0,0 0,0 3,6 3,6 0,0 0,0

davon aus Steuern (2,9) (2,9) (0,0) (0,0) (0,4) (0,4) (0,0) (0,0)

davon im Rahmen 
der sozialen 
Sicherheit (0,0) (0,0) (0,0) (0,0) (0,1) (0,1) (0,0) (0,0)

157,9 58,2 56,0 43,7 135,7 32,3 57,6 45,8

Im Konsolidierungskreis bestehen Grundpfandrechte für Verbindlichkeiten gegenüber

Kreditinstituten in Höhe von 92,6 Mio. € (i. Vj. 92,7 Mio. €).
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14   Haftungsverhältnisse 31.12.2001 31.12.2000
Mio. € Mio. €

Verbindlichkeiten
aus Gewährleistungsverträgen 0,7 0,0

15   Sonstige finanzielle Verpflichtungen 31.12.2001 31.12.2000
Mio. € Mio. €

Zahlungsverpflichtungen (Barwert) 
aus zukünftigen Mietzahlungen 110,7 117,6

Bestellobligo aus genehmigten Investitionen 23,5 14,2

Sonstiges 25,9 29,3

160,1 161,1

16   Derivative Finanzinstrumente

Derivative Finanzinstrumente zur Begrenzung der Zinsrisiken wurden von den jeweiligen

Gesellschaften im Geschäftsjahr 2001 nicht eingesetzt. 
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E R LÄUTE R U N G E N Z U R KO N Z E R N - G EW I N N U N D VE R LU STR E C H N U N G

17   Umsatzerlöse

Die Umsatzerlöse wurden wie im Vorjahr vollständig im Inland erzielt. Sie gliedern sich

wie folgt:

2001 2000
Mio. € Mio. €

Bauträgerleistungen 38,4 15,3

Vermietung und Verpachtung 24,4 23,1

Verwaltung, Vermittlungsleistungen u.a. 1,6 2,5

64,4 40,9

18   Bestandsveränderungen 2001 2000
Mio. € Mio. €

Erhöhung des Bestands an zum Verkauf 
bestimmten Grundstücken mit fertigen
und unfertigen Bauten sowie unfertigen Leistungen 0,5 12,7

Die Bestandsveränderung setzt sich aus einer Bestandsminderung im Bauträgerbereich von

0,9 Mio. € und einer Bestandserhöhung der Betriebs- und Heizkosten von 1,4 Mio. €

zusammen.
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19   Sonstige betriebliche Erträge 2001 2000
Mio. € Mio. €

Erträge aus dem Abgang von Gegenständen
des Anlagevermögens sowie Zuschreibung 
auf Gegenstände des Anlagevermögens 6,3 155,6

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 59,0 19,2

Erträge aus der Auflösung des Sonderpostens 
mit Rücklageanteil 0,0 2,9

Übrige betriebliche Erträge 7,2 7,1

72,5 184,8

Die Erträge aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens betreffen Abgänge

von Geschäftsbauten. Unter den Erträgen aus der Auflösung von Rückstellungen wird 

im Wesentlichen die Auflösung von Konzernrückstellungen für Beteiligungsrisiken aus-

gewiesen (vgl. Tz. 12). Die Erträge aus der Entkonsolidierung der Storchenhof II KG 

betragen 14 T €.

20   Materialaufwand

Die Aufwendungen für bezogene Leistungen betragen 49,3 Mio. € und betreffen mit 

28,5 Mio. € (i. Vj. 26,5 Mio. €) den Bauträgerbereich und mit 20,8 Mio. € (i. Vj. 

22,7 Mio. €) den Vermietungs- und Verpachtungsbereich.

21   Personalaufwand

Im Personalaufwand sind 9,9 Mio. € (i. Vj. 11,6 Mio. €) Löhne und Gehälter und 

3,8 Mio. € (i. Vj. 4,8 Mio. €) soziale Abgaben, davon 2,9 Mio. € (i. Vj. 3,9 Mio. €) Auf-

wendungen für Altersversorgung, enthalten.
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Im Durchschnitt des Berichtsjahres wurden 120 Mitarbeiter beschäftigt, die sich wie folgt

aufteilen:

2001 2000

Angestellte 98 107

Gewerbliche Arbeitnehmer 22 22

120 129

22   Abschreibungen

Die Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen von 

9,9 Mio. € (i. Vj. 2,6 Mio. €) betreffen mit 6,9 Mio. € außerplanmäßige Abschreibungen

auf Grundstücke und Bauten. Neben den planmäßigen Abschreibungen wurden Abschrei-

bungen auf Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens in Höhe von 12,5 Mio. € 

(i. Vj. 4,9 Mio. €) vorgenommen. 

23   Sonstige betriebliche Aufwendungen 2001 2000
Mio. € Mio. €

Zuführung zu Rückstellungen für Generalmietverträge 24,1 1,5

Zuführung zu Rückstellungen für Beteiligungsrisiken 1,7 41,6

Rechts-, Beratungs- und Prüfungskosten 5,3 4,1

Mieten und Pachten 0,9 0,3

Sonstige Vertriebsaufwendungen 0,5 0,6

Instandhaltungsaufwendungen 0,0 0,1

Übrige sonstige betriebliche Aufwendungen 17,0 15,8

49,5 64,0
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24   Beteiligungsergebnis 2001 2000
Mio. € Mio. €

Erträge aus Beteiligungen 0,2 3,6

davon aus verbundenen Unternehmen (0,1) (3,6)

25   Abschreibungen auf Finanzanlagen und 2001 2000
auf Wertpapiere des Umlaufvermögens Mio. € Mio. €

Abschreibungen auf Finanzanlagen 0,1 0,0

Abschreibungen auf Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,6 8,8

0,7 8,8

26   Zinsergebnis 2001 2000
Mio. € Mio. €

Erträge aus anderen Wertpapieren und
Ausleihungen des Finanzanlagevermögens 0,8 0,5

Zinsen und ähnliche Erträge 14,5 18,2

davon aus verbundenen Unternehmen (0,5) (0,0)

Zinsen und ähnliche Aufwendungen – 11,2 – 13,5

davon an verbundene Unternehmen (– 0,1) (– 0,2)

4,1 5,2

In den Zinsaufwendungen ist der Zinsanteil der Pensionsrückstellungen in Höhe von 

0,9 Mio. € (i. Vj. 0,9 Mio. €) enthalten.
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S E G M E NTB E R I C HTE R STATTU N G 

Segmententwicklung 2001 Bestand Projekt- Miet- Holding und Konso- AGIV-
entwicklung/ garantien sonstige Ge- lidierung Konzern

Bauträger sellschaften
Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Umsatzerlöse 7,0 40,3 16,5 0,6 0,0 64,4

Mitarbeiter (Durchschnitt) 42 48 16 14 – 120

EBIT – 9,8 – 9,1 – 17,3 – 1,2 39,3 1,9

EBT – 13,4 – 13,9 – 17,2 10,7 39,3 5,5

Jahresüberschuss
(vor Ergebnisabführung) – 13,5 – 13,9 – 17,2 10,7 39,3 5,4

Anlagevermögen 77,8 0,6 0,2 151,4 – 130,2 99,8

Schulden 59,5 76,7 0,7 117,7 – 96,7 157,9

Personalaufwand 2,7 3,0 1,0 6,6 0,5 13,8

Materialaufwand 7,7 29,0 12,6 0,0 0,0 49,3

Abschreibungen 9,5 12,6 0,1 0,2 0,0 22,4

Sonstiger betrieblicher Aufwand 3,1 6,2 20,8 15,7 3,7 49,5

Sonstige nicht 
zahlungswirksame Posten 0,0 2,4 0,0 0,5 0,0 2,9

Investitionen 3,2 1,4 0,2 3,4 0,0 8,2

Cashflow – 6,4 – 1,0 – 4,0 39,4 0,0 28,0
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Segmententwicklung 2000 Bestand Projekt- Miet- Holding und Konso- AGIV-
entwicklung/ garantien sonstige Ge- lidierung Konzern

Bauträger sellschaften
Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Umsatzerlöse 10,0 17,8 12,7 0,5 0,0 41,0

Mitarbeiter (Durchschnitt) 42 47 15 25 – 129

EBIT 20,8 – 3,4 – 4,1 52,5 38,7 104,5

EBT 15,0 – 4,8 – 5,2 54,4 41,5 100,9

Jahresüberschuss
(vor Ergebnisabführung) 14,9 – 4,7 – 5,2 54,2 41,6 100,8

Anlagevermögen 87,9 0,8 0,1 166,8 – 149,8 105,8

Schulden 63,9 46,8 0,3 128,0 – 103,3 135,7

Personalaufwand 2,7 3,0 1,0 9,7 0,0 16,4

Materialaufwand 2,7 26,7 19,8 0,0 0,0 49,2

Abschreibungen 1,9 5,4 0,0 0,2 0,0 7,5

Sonstiger betrieblicher Aufwand 4,2 4,8 1,1 40,9 13,0 64,0

Sonstige nicht 
zahlungswirksame Posten 0,0 1,1 0,0 0,0 0,0 1,1

Investitionen 6,3 2,7 0,1 0,6 0,0 9,7

Cashflow 12,7 – 0,4 – 5,8 – 30,9 0,0 – 24,4
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Die Segmente sind entsprechend der internen Berichtsstruktur des operativ maßgeblichen

Tochterunternehmens MÜBAU gebildet:

■ Bestand
■ Projektentwicklung/Bauträger
■ Mietgarantien

Das Segment Bestand beinhaltet die eigenen vermieteten Objekte sowie die Verwaltung

eigener und fremder Immobilien. Im Segment Projektentwicklung/Bauträger werden

sowohl gewerbliche als auch Wohnungsbauprojekte ausgewiesen. Im Segment Mietgarantien 

werden die Verwaltung und Abwicklung eigener Generalmietverträge sowie übernommener

Mietgarantien erfasst.

Die in der Segmentberichterstattung vorgenommene Aufteilung von Ertrags- und Auf-

wandsarten entspricht dabei nicht in vollem Umfang der Aufgliederung gemäß Form-

blatt-VO für Wohnungsunternehmen. So werden beispielsweise Mieterlöse aus Entwick-

lungsprojekten dem Segment Projektentwicklung/Bauträger zugeordnet, andererseits 

sind Bauträgerleistungen bei Bestandsimmobilien und vermieteten Immobilien (General-

mietverträge/Mietgarantien) in diesen Segmenten enthalten.

Zusätzlich berücksichtigt das Segment Holding und sonstige Gesellschaften die Geschäfts-

tätigkeit der AGIV und ihrer vollkonsolidierten, nicht operativ tätigen Tochterunternehmen.

Auf eine Aufteilung nach geografisch abgegrenzten Beträgen für die einzelnen Segmente

wird aufgrund der auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland begrenzten Geschäfts-

tätigkeit verzichtet.

Die Umsätze mit einem externen Kunden im Segment Projektentwicklung/Bauträger

erreichten im Berichtsjahr 62 % des gesamten Umsatzes dieses Segments. Die Verrechnungs-

preise für konzerninterne Umsätze werden marktüblich festgelegt.

Die Entwicklung der einzelnen Segmente im Jahr 2001 ist mit Vorjahresangaben in der

Übersicht auf den Seiten 74/75 dargestellt.
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Bezüge des Aufsichtsrats und des Vorstands

Die Aufwendungen im Berichtsjahr betragen für den Aufsichtsrat 269 T € (i. Vj. 255 T €),

für den Vorstand 2.004 T € (i. Vj. 1.864 T €) und für ehemalige Mitglieder des Vorstands

und deren Hinterbliebene einschließlich Beratungsleistungen 5.011 T € (i. Vj. 1.488 T €).

Für Pensionsverpflichtungen gegenüber früheren Mitgliedern des Vorstands und deren

Hinterbliebenen sind 14.462 T € (i. Vj. 12.395 T €) zurückgestellt.

Organe der Gesellschaft

Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats der AGIV sind auf den Seiten 

116 bis 118 aufgeführt. 

Angaben gemäß § 160 (1) Nr. 8 AktG

Von der ING Group, Amsterdam, hat unsere Gesellschaft am 13. Juli 2001 folgende 

Mitteilung erhalten:

Hiermit teilen wir Ihnen gemäß § 21 Abs. 1 WpHG mit, dass unser Stimmrechts-

anteil an der AGIV Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, am 11. Juli 2001 die

Schwellen von 25 %, 10 % und 5 % unterschritten hat und nun 0 % beträgt. Diese

Stimmrechte waren uns nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen.

Zugleich teilen wir Ihnen gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass der

Stimmrechtsanteil der ING Bank N.V., Strawinskylaan 2631, 1077 ZZ Amsterdam,

Niederlande, an der AGIV Aktiengesellschaft am 11. Juli 2001 die Schwellen von 

25 %, 10 % und 5 % unterschritten hat und nun 0 % beträgt. Diese Stimmrechte

waren der ING Bank N.V. nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen.
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Wir teilen Ihnen außerdem gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass der

Stimmrechtsanteil der Storeria B.V., Strawinskylaan 2631, 1077 ZZ Amsterdam,

Niederlande, an der AGIV Aktiengesellschaft die Schwellen von 25 %, 10 % und 

5 % unterschritten hat und nun 0 % beträgt. Diese Stimmrechte waren der Storeria

B.V. nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen.

Des Weiteren teilen Ihnen gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass 

der Stimmrechtsanteil der BHF Holding GmbH, Bockenheimer Landstraße 10, 

60323 Frankfurt am Main, an der AGIV Aktiengesellschaft am 11. Juli 2001 die

Schwellen von 25 %, 10 % und 5 % unterschritten hat und nun 0 % beträgt. 

Diese Stimmrechte waren der BHF Holding GmbH nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG

zuzurechnen.

Des Weiteren teilen wir Ihnen gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass der

Stimmrechtsanteil der BHF-BANK Aktiengesellschaft, Bockenheimer Landstraße 10,

60323 Frankfurt am Main, an der AGIV Aktiengesellschaft am 11. Juli 2001 die

Schwellen von 25 %, 10 % und 5 % unterschritten hat und nun 0 % beträgt.

Mit Schreiben vom 16. Juli 2001 hat die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Warburg-

straße 50, 20354 Hamburg, unserer Gesellschaft mitgeteilt, dass sie am 11. Juli 2001 die

Schwelle von 50 % der Stimmrechte an unserer Gesellschaft überschritten hat und der

Stimmrechtsanteil nunmehr 50,055 % beträgt.

Mit Schreiben vom 18. Juli 2001 hat die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Warburg-

straße 50, 20354 Hamburg, unserer Gesellschaft mitgeteilt, dass sie am 11. Juli 2001 die

Schwelle von 5 % der Stimmrechte an unserer Gesellschaft überschritten hat und der Stimm-

rechtsanteil nunmehr 50,055 % beträgt.

Von der ING Group, Amsterdam, hat unsere Gesellschaft am 6. August 2001 folgende 

Mitteilung erhalten:

Hiermit teilen wir Ihnen gemäß § 21 Abs. 1 WpHG mit, dass unser Stimmrechts-

anteil an der AGIV Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, am 31. Juli 2001 die

Schwellen von 5 % und 10 % überschritten hat und nun 11,55 % beträgt. Diese

Stimmrechte sind uns nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen.
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Zugleich teilen wir Ihnen gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass der

Stimmrechtsanteil der ING Bank N.V., Strawinskylaan 2631, 1077 ZZ Amsterdam,

Niederlande, an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 die Schwellen von 

5 % und 10 % überschritten hat und nun 11,55 % beträgt. Diese Stimmrechte sind

der ING Bank N.V. nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen.

Wir teilen Ihnen außerdem gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass der

Stimmrechtsanteil der Storeria B.V., Strawinskylaan 2631, 1077 ZZ Amsterdam,

Niederlande, an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 die Schwellen von 

5 % und 10 % überschritten hat und nun 11,55 % beträgt. Diese Stimmrechte sind

der Storeria B.V. nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen.

Des Weiteren teilen wir Ihnen gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass

der Stimmrechtsanteil der BHF Holding GmbH, Bockenheimer Landstraße 10, 

60323 Frankfurt am Main, an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 die

Schwellen von 5 % und 10 % überschritten hat und nun 11,55 % beträgt. Diese

Stimmrechte sind der BHF Holding GmbH nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG 

zuzurechnen.

Des Weiteren teilen wir Ihnen gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass der

Stimmrechtsanteil der BHF-BANK Aktiengesellschaft, Bockenheimer Landstraße 10,

60323 Frankfurt am Main, an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 die

Schwellen von 5 % und 10 % überschritten hat und nun 11,55 % beträgt.

Der Erwerb der AGIV-Aktien erfolgte aufgrund des Aktienkaufvertrages zwischen der HBAG

Real Estate AG und der BHF-BANK AG vom 7. Mai dieses Jahres, in welchem letztere 

sich verpflichtet hatte, AGIV-Aktien befristet wieder aufzunehmen, wenn mehr als 12,5 %

der freien AGIV-Aktionäre vom Kaufangebot der HBAG Real Estate AG Gebrauch machen. 

Für die jetzt von der BHF-BANK AG erworbenen AGIV-Aktien besteht zwischen der BHF-

BANK AG und der HBAG Real Estate AG eine Put- und Call-Option. 

Von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat unsere Gesellschaft am 

16. August 2001 folgende Mitteilung erhalten:
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Hiermit teilen wir mit, dass unser Stimmrechtsanteil an der AGIV Aktiengesellschaft

am 31. Juli 2001 die Schwelle von 75 % überschritten hat und 86,28 % betragen 

hat. Von diesen Stimmrechten waren uns 12,43 % nach § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG

zuzurechnen.

Weiterhin teilen wir gemäß § 21 WpHG mit, dass unser Stimmrechtsanteil an der

AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 die Schwelle von 75 % unterschritten 

hat und an diesem Stichtag 74,72 % betrug. Von diesen Stimmrechten waren uns

12,43 % nach § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen.

Von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat unsere Gesellschaft am 

24. August 2001 folgende Mitteilung erhalten:

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Warburgstraße 50, 20354 Hamburg, 

teilt hiermit im eigenen Namen sowie namens und in Vollmacht der Energie Baden-

Württemberg Aktiengesellschaft, Durlacher Allee 93, 76131 Karlsruhe, sowie deren

100 %iger Tochtergesellschaft, der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH, Kriegsberg-

straße 32, 70174 Stuttgart, gemäß § 21 WpHG Folgendes mit:

1. Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft teilt gemäß § 21 WpHG mit, dass ihr

Stimmrechtsanteil an der AGIV Aktiengesellschaft am 4. Juli 2001 gleichzeitig die

Schwellen von 5 % und 10 % überschritten hat und an diesem Stichtag 13,45 %

(4.329.315 Stimmrechte) betrug. 1,02 % (327.315 Stimmrechte) wurden von der

HBAG Real Estate Aktiengesellschaft selbst gehalten, und 12,43% (4.002.000 Stimm-

rechte) waren der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft nach § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG

zuzurechnen.

2. Weiterhin teilt die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft gemäß § 21 WpHG mit,

dass ihr Stimmrechtsanteil an der AGIV Aktiengesellschaft am 11. Juli 2001 gleich-

zeitig die Schwellen von 25 % und 50 % überschritten hat und an diesem Stichtag

62,48 % (20.119.573 Stimmrechte) betrug. 50,05 % (16.117.573 Stimmrechte)

wurden von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft selbst gehalten, und 12,43 %

(4.002.000 Stimmrechte) waren der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft nach 

§ 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen. 
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Die Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft und ihre 100 %ige Tochter-

gesellschaft, die Stock Beteiligungsgesellschaft mbH, teilen gemäß § 21 WpHG mit,

dass ihre Stimmrechtsanteile an der AGIV Aktiengesellschaft am 11. Juli 2001 

ebenfalls gleichzeitig die Schwellen von 25 % und 50 % überschritten haben und 

an diesem Stichtag 62,48 % (20.119.573 Stimmrechte) betrugen. 12,43 %

(4.002.000 Stimmrechte)  wurden von der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH selbst

gehalten, und 50,05 % (16.117.573 Stimmrechte) waren der Stock Beteiligungs-

gesellschaft mbH gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen. Die von der Stock

Beteiligungsgesellschaft mbH gehaltenen 12,43 % (4.002.000 Stimmrechte) waren

der Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG

zuzurechnen, und 50,05 % (16.117.573 Stimmrechte) waren der Energie Baden-

Württemberg Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen. 

3. Weiterhin teilt die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft gemäß § 21 WpHG 

mit, dass ihr Stimmrechtsanteil an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 

die Schwelle von 75 % überschritten hat und an diesem Stichtag 86,28 %

(27.781.481 Stimmrechte) betrug. 73,85 % (23.779.481 Stimmrechte) wurden 

von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft selbst gehalten, und 12,43 %

(4.002.000 Stimmrechte) waren der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft nach 

§ 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen.

Die Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft und ihre 100 %ige Tochter-

gesellschaft, die Stock Beteiligungsgesellschaft mbH, teilen gemäß § 21 WpHG 

mit, dass ihre Stimmrechtsanteile an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001

ebenfalls die Schwelle von 75 % überschritten haben und an diesem Stichtag 

86,28 % (27.781.481 Stimmrechte) betrugen. 12,43 % (4.002.000 Stimmrechte)

wurden von der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH selbst gehalten, und 73,85 %

(23.779.481 Stimmrechte) waren der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH gemäß 

§ 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen. Die von der Stock Beteiligungsgesellschaft

mbH gehaltenen 12,43 % (4.002.000 Stimmrechte) waren der Energie Baden-

Württemberg Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen, 

und 73,85 % (23.779.481 Stimmrechte) waren der Energie Baden-Württemberg

Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen. 
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4. Weiterhin teilt die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft gemäß § 21 WpHG 

mit, dass ihr Stimmrechtsanteil an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 

die Schwelle von 75 % wieder unterschritten hat und an diesem Stichtag 74,72 %

(24.060.979 Stimmrechte) betrug. 62,29 % (20.058.979 Stimmrechte) wurden 

von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft selbst gehalten, und 12,43 %

(4.002.000 Stimmrechte) waren der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft nach 

§ 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen.

Die Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft und ihre 100 %ige Tochter-

gesellschaft, die Stock Beteiligungsgesellschaft mbH, teilen gemäß § 21 WpHG mit,

dass ihre Stimmrechtsanteile an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 eben-

falls die Schwelle von 75 % wieder unterschritten haben und an diesem Stichtag

74,72 % (24.060.979 Stimmrechte) betrugen. 12,43 % (4.002.000 Stimmrechte)

wurden von der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH selbst gehalten, und 62,29 %

(20.058.979 Stimmrechte) waren der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH gemäß 

§ 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen. Die von der Stock Beteiligungsgesellschaft

mbH gehaltenen 12,43 % (4.002.000 Stimmrechte) waren der Energie Baden-

Württemberg Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen, 

und 62,29 % (20.058.979 Stimmrechte) waren der Energie Baden-Württemberg

Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen.

Von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat unsere Gesellschaft am 

28. November 2001 folgende Mitteilung erhalten:

Mit Schreiben vom 23./24. August 2001 hatten wir Ihnen Mitteilung gemacht 

über unsere Beteiligung und die Beteiligung der Energie Baden-Württemberg Aktien-

gesellschaft an der AGIV Aktiengesellschaft, Frankfurt.

Wir beziehen uns auf diese Mitteilung und teilen rein vorsorglich namens und im

Auftrag der Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft Folgendes mit:

Die Stock Beteiligungsgesellschaft mbH wurde mit Wirkung vom 22. November 2001

auf die EnBW AG verschmolzen.
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Die Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft hält die zuvor von ihrer

100 %igen Tochtergesellschaft, der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH, gehaltenen

Aktien an der AGIV Aktiengesellschaft nunmehr selbst.

Von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat unsere Gesellschaft am 

19. Dezember 2001 folgende Mitteilung erhalten:

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Warburgstraße 50, 20354 Hamburg, 

teilt hiermit im eigenen Namen sowie namens und in Vollmacht der Energie Baden-

Württemberg Aktiengesellschaft, Durlacher Allee 93, 76131 Karlsruhe, gemäß 

§ 21 WpHG Folgendes mit:

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft teilt gemäß § 21 WpHG mit, dass ihr

Stimmrechtsanteil an der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft am 11. Dezember 2001

die Schwelle von 75 % weiterhin unterschritten hat und an diesem Stichtag 66,84 %

(21.523.179 Stimmrechte) betrug. 54,41 % (17.521.179 Stimmrechte) wurden 

von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft selbst gehalten, und 12,43 %

(4.002.000 Stimmrechte) waren der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft nach 

§ 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen.

Die Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft teilt gemäß § 21 WpHG mit,

dass ihre Stimmrechtsanteile an der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft am 

11. Dezember 2001 ebenfalls die Schwelle von 75 % weiterhin unterschritten haben

und an diesem Stichtag 66,84 % (21.523.179 Stimmrechte) betrugen. 12,43 %

(4.002.000 Stimmrechte) wurden von der Energie Baden-Württemberg Aktien-

gesellschaft selbst gehalten und 54,41 % (17.521.179 Stimmrechte) waren der 

Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG

zuzurechnen.

Frankfurt am Main, den 19. März 2002

Der Vorstand

Dr. Rainer Behne Dr. Wolf Klinz Christian O. Bock



VII.20. Bilanz der AGIV (alt) zum 31. Dezember 2001 
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Bilanz der AG zum 31. Dezember 2001

Anhang 31.12.2001 31.12.2000
Aktiva T € T €

Anlagevermögen 1

Immaterielle Vermögensgegenstände 2 8 21

Sachanlagen 3 159 209

Finanzanlagen 4 127.689 142.862

127.856 143.092

Umlaufvermögen

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 5 56.171 104.030

Wertpapiere 6 8.043 326

Flüssige Mittel 7 320.416 334.744

384.630 439.100

512.486 582.192
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Anhang 31.12.2001 31.12.2000
Passiva T € T €

Eigenkapital 8

Gezeichnetes Kapital (bedingtes Kapital 8.232 T €; i.Vj. 10.226 T €) 96.600 97.657

Einziehung eigener Aktien 0 – 15.339

96.600 82.318

Kapitalrücklage 238.512 252.794

Gewinnrücklagen 20.849 29.120

Konzernbilanzgewinn 0 37.911

355.961 402.143

Fremdkapital

Rückstellungen 9 53.215 65.978

Verbindlichkeiten 10 103.310 114.071

156.525 180.049

512.486 582.192



VII.21. Entwicklung des Anlagevermögens der AGIV (alt) im 
Geschäftsjahr 2001 
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Entwicklung des Anlagevermögens der AG vom 1. Januar bis 31. Dezember 2001

Anschaffungskosten

1.1.2001 Zugänge Abgänge 31.12.2001

T € T € T € T €

Anlagevermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände 54 0 12 42

Sachanlagen

Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.818 77 1.163 732

Finanzanlagen

Anteile an verbundenen Unternehmen 137.851 501 18.364 119.988

Beteiligungen 0 628 0 628

Sonstige Ausleihungen 7.965 2.119 57 10.027

145.816 3.248 18.421 130.643

147.688 3.325 19.596 131.417
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Kumulierte Abschreibungen Buchwerte

1.1.2001 Abschrei- Entnahme 31.12.2001 zum zum
bungen für Abgänge 31.12.2001 31.12.2000

T € T € T € T € T € T €

33 13 12 34 8 21

1.609 68 1.104 573 159 209

2.954 0 0 2.954 117.034 134.897

0 0 0 0 628 0

0 0 0 0 10.027 7.965

2.954 0 0 2.954 127.689 142.862

4.596 81 1.116 3.561 127.856 143.092



VII.22. Gewinn- und Verlustrechnung der AGIV (alt) für das 
Geschäftsjahr 2001 
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Gewinn- und Verlustrechnung der AG vom 1. Januar bis 31. Dezember 2001

Anhang 31.12.2001 31.12.2000
T € T €

Beteiligungsergebnis 12 – 33.202 33.880

Sonstige betriebliche Erträge 13 8.138 61.605

Personalaufwand 14 – 6.527 – 9.755

Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände
des Anlagevermögens und Sachanlagen – 81 – 136

Sonstige betriebliche Aufwendungen 15 – 15.118 – 45.629

Abschreibungen auf Wertpapiere des Umlaufvermögens 16 – 570 – 185

Erträge aus Ausleihungen des Finanzanlagevermögens 17 598 510

Zinsergebnis 18 8.640 11.045

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit – 38.122 51.335

Steueraufwand 19 – 17 – 8

Jahresfehlbetrag (im Vorjahr Jahresüberschuss) – 38.139 51.327

Bilanzgewinn aus dem Vorjahr 37.911 363.570

Rückkauf eigener Aktien 0 – 131.913

Gewinnausschüttung – 8.043 – 219.595

Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 29.868 12.062

Entnahmen aus der Rücklage für eigene Aktien 324 185

Entnahmen aus anderen Gewinnrücklagen 7.947 86

Ertrag aus der Kapitalherabsetzung 0 15.339

Einstellung in die Kapitalrücklage 0 – 15.339

Einstellung in Gewinnrücklagen 0 – 25.663

Verrechnung mit zur Einziehung erworbenen Aktien 0 – 86

Bilanzgewinn 0 37.911



VII.23. Anhang der AGIV (alt) 
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Anhang der AG für das Geschäftsjahr 2001

VO R B E M E R K U N G E N

Der Jahresabschluss ist gemäß den Vorschriften des Handelsgesetzbuchs unter Beachtung

der Regelungen des Aktiengesetzes aufgestellt. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfahren 

(§ 275 Abs. 2 HGB) erstellt.

Im Interesse einer klaren Darstellung sind in der Bilanz und der Gewinn- und Verlust-

rechnung Posten zusammengefasst und im Anhang gesondert ausgewiesen. Die Gliederung

der Gewinn- und Verlustrechnung wurde der Funktion der AGIV Real Estate AG als

Management-Holding angepasst.

B I LAN Z I E R U N G S -  U N D B EW E RTU N G S M ETH O D E N

Die immateriellen Vermögensgegenstände und Sachanlagen werden zu Anschaffungskosten 

abzüglich planmäßiger Abschreibungen bewertet. Planmäßige Abschreibungen werden linear

vorgenommen. Sie basieren auf steuerlich anerkannten Nutzungsdauern.

Geringwertige Vermögensgegenstände werden im Zugangsjahr voll abgeschrieben.

Bei den Finanzanlagen sind die Anteile an verbundenen Unternehmen und die Beteiligungen

zu fortgeführten Anschaffungskosten oder zu dem niedrigeren beizulegenden Wert angesetzt. 

Die Forderungen, die sonstigen Vermögensgegenstände und die flüssigen Mittel sind zum 

Nennwert bilanziert.

Die Bewertung der Wertpapiere des Umlaufvermögens erfolgt zu Anschaffungskosten bzw.

den niedrigeren Börsenkursen des Abschlussstichtags.

Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen sind nach den international

anerkannten Rechnungslegungsnormen (FAS 87) auf der Grundlage versicherungsmathe-

matischer Berechnungen nach dem Barwertverfahren unter Anwendung der biometrischen

Rechnungsgrundlagen gemäß den aktuellen Richttafeln von Prof. Dr. Klaus Heubeck 

passiviert. 
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Der Ermittlung der Pensionsrückstellung liegen folgende versicherungsmathematische

Bewertungsfaktoren zugrunde:

Zukünftige Gehaltssteigerungen 3,0 % (i. Vj. 3,0 %)

Rentenanpassungen 2,0 % (i. Vj. 2,5 %)

Rechnungszins 5,5 % (i. Vj. 6,5 %)

Bei der Bemessung der übrigen Rückstellungen wird den erkennbaren Risiken sowie 

ungewissen Verbindlichkeiten angemessen und ausreichend Rechnung getragen. Die 

Verbindlichkeiten sind mit ihrem Rückzahlungsbetrag angesetzt.

E R LÄUTE R U N G E N Z U R B I LAN Z D E R AG

1   Anlagevermögen

Die in der Bilanz zusammengefassten Posten werden im Folgenden gesondert dargestellt und 

erläutert. Die Aufgliederung des Anlagevermögens und seine Entwicklung sind auf den 

Seiten 86/87 dargestellt. 

2   Immaterielle Vermögensgegenstände

Der Bilanzausweis verringerte sich aufgrund planmäßiger Abschreibungen.

3   Sachanlagen

Die Zugänge beinhalten im Wesentlichen EDV-Geräte. Die Abgänge betreffen ebenfalls 

Hardware sowie ein Kraftfahrzeug.

4   Finanzanlagen

Die Finanzanlagen bestehen im Wesentlichen aus Anteilen an inländischen verbundenen 

Unternehmen und aus Rückdeckungsversicherungsansprüchen.
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Die Zugänge bei den Anteilen an verbundenen Unternehmen betreffen den Erwerb von

50 % der Anteile an der myLoc Real Estate & Technology Aktiengesellschaft, Hamburg.

Daneben wurde eine Beteiligung von 19 % an der HVM-Hamburger Versicherungsmakler

GmbH, Hamburg, erworben. Des Weiteren enthalten die Zugänge Bareinlagen bei sechs

Tochterunternehmen im Rahmen der Umstellung des Stammkapitals/gezeichneten Kapitals

auf den Euro.

Die Abgänge betreffen mit 18.364 T € eine Rückzahlung der Kapitalrücklage der MÜBAU

Real Estate GmbH (vormals Münchener Baugesellschaft mbH), Frankfurt am Main.

Die Aufstellung des Anteilsbesitzes (S. 111) nach § 285 Nr. 11 HGB ist Bestandteil des

Anhangs und wird gemäß § 287 HGB beim Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am

Main unter HRB 8748 hinterlegt.

Die sonstigen Ausleihungen betreffen die Rückdeckungsversicherung für Pensionszusagen

an leitende Angestellte sowie ehemalige Vorstände und ehemalige leitende Angestellte.

5   Forderungen und 31.12.2001 31.12.2000
sonstige Vermögensgegenstände T € T €

Forderungen gegen verbundene Unternehmen 44.467 69.348

Sonstige Vermögensgegenstände 11.704 34.682

56.171 104.030

Bis auf einen Betrag von 0,4 Mio. € (sonstige Vermögensgegenstände, i. Vj. 0,8 Mio. €)

haben alle Forderungen und übrigen sonstigen Vermögensgegenstände eine Restlaufzeit von

weniger als einem Jahr.
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Von den Forderungen gegen verbundene Unternehmen bestehen folgende Mitzugehörig-

keiten zu anderen Posten der Bilanz:

31.12.2001 31.12.2000
T € T €

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 2.053 1.194

Sonstige Vermögensgegenstände 42.414 68.154

44.467 69.348

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen betreffen im Wesentlichen Darlehens-

vergaben an die Mehrheitsaktionärin HBAG Real Estate AG (10.000 T €) und an die 

Adler Real Estate AG (3.381 T €) sowie Forderungen aus dem Cash-Management 

(31.609 T €).

In den sonstigen Vermögensgegenständen sind unter anderem eine Forderung aus dem 

Verkauf von Aktien der Andritz AG (7.650 T €), Rückforderungsansprüche betreffend die

Aufsichtsratsvergütung 1999 (1.637 T €) sowie Steuererstattungsanprüche von 978 T € 

enthalten.

6   Wertpapiere 31.12.2001 31.12.2000
T € T €

Eigene Aktien 0 324

Sonstige Wertpapiere 8.043 2

8.043 326
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Im Dezember 2001 wurden 15.511 Stück eigene Aktien (Anteil am Grundkapital 0,016 %)

zu Kursen zwischen 8,85 € und 9,14 € erworben. Unter Einbeziehung dieser Käufe wurde

der Gesamtbestand (43.971 Stück; Anteil am Grundkapital 0,046 %) vollständig übertragen,

um eine arbeitsrechtliche Auseinandersetzung mit einem früheren Vorstandsmitglied ein-

vernehmlich zu beenden. Der Gesamtaufwand dieses Vergleichs einschließlich Rechts- und

Beratungskosten im Geschäftsjahr 2001 beträgt 725 T€.

Bei den sonstigen Wertpapieren handelt es sich um Aktien der Andritz AG (5.300 T €), die

aus der Abwicklung der Restkaufpreisforderung aus dem Verkauf der Anteile an der Andritz

AG resultieren, sowie um sonstige Aktien. Diese wurden um 570 T € auf den niedrigeren

beizulegenden Wert am Bilanzstichtag (Jahresendkurs) abgeschrieben.

7   Flüssige Mittel 31.12.2001 31.12.2000
T € T €

Kassenbestand und Bundesbankguthaben 8 5

Guthaben bei Kreditinstituten 320.408 334.739

320.416 334.744

davon Forderungen gegen Unternehmen, 
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 0 30.838

Von den flüssigen Mitteln sind 3.519 T € (i. Vj. 0 T €) für Verpflichtungen der AGIV im

Zusammenhang mit noch ausstehenden Abfindungszahlungen verpfändet.
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8   Eigenkapital 1.1.2001 Aus- Kapital- Einstellung/ Jahresfehl- 31.12.2001
schüttung erhöhung aus Entnahme betrag

Gesellschafts- Gewinn-
mitteln rücklagen

T € T € T € T € T € T €

Gezeichnetes
Kapital 82.318 – 14.282 – – 96.600

Kapitalrücklage 252.794 – – 14.282 – – 238.512

Gewinnrücklagen

Gesetzliche Rücklage 83 – – – 83

Rücklage für
eigene Anteile 324 – – – 324 – 0

Andere 
Gewinnrücklagen 28.713 – – – 7.947 – 20.766

29.120 – – – 8.271 – 20.849

Bilanzgewinn 37.911 – 8.043 – 8.271 – 38.139 0

Eigenkapital 402.143 – 8.043 0 0 – 38.139 355.961

Gezeichnetes Kapital

Auf der ordentlichen Hauptversammlung am 27. August 2001 sind zahlreiche Satzungsände-

rungen beschlossen worden, die mit Ausnahme des genehmigten Kapitals (48.300.000,00 €)

am 12. Dezember 2001 in das Handelsregister eingetragen worden und damit wirksam

geworden sind. Aufgrund einer anhängenden Klage wurde der Beschluss zur Schaffung eines

genehmigten Kapitals noch nicht eingetragen. Nach Rücknahme der Klage Ende Januar

2002 wurde das genehmigte Kapital am 15. März 2002 in das Handelsregister eingetragen.

Bei den Änderungen handelt es sich um die Änderung der Firma in AGIV Real Estate 

Aktiengesellschaft und die Änderung des Unternehmensgegenstandes, um der Neuaus-

richtung von einer Industrieholding zu einer Immobiliengesellschaft Rechnung zu tragen. 
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Des Weiteren ist das Grundkapital der Gesellschaft von DM auf Euro umgestellt worden

und von 82.317.992,87 € um 14.282.007,13 € auf 96.600.000 € aus Gesellschaftsmitteln

ohne Ausgabe neuer Aktien erhöht worden. Im Anschluss daran ist ein Aktiensplit im Ver-

hältnis 1:3 durchgeführt worden. Die Gesellschaft verfügt nunmehr über 96.600.000 Stück-

aktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von jeweils 1 € je Aktie. Das 

bestehende bedingte Kapital ist aufgehoben worden. Ein neues bedingtes Kapital in Höhe

von 8.231.799 € ist geschaffen worden, um die Durchführung des auf der Hauptversamm-

lung beschlossenen Aktienoptionsprogramms zu ermöglichen. Weitere Änderungen betreffen

die Anpassung der Satzung an das Gesetz zur Namensaktie und zur Erleichterung der

Stimmrechtsausübung (NaStreG). Ferner wurde durch Satzungsänderung dem Aufsichtsrat

die Befugnis eingeräumt, Vorstandsmitglieder vom Verbot der Mehrfachvertretung 

(§ 181 BGB) zu befreien, die Übernahme der Prämien für eine Haftpflichtversicherung 

für Aufsichtsratsmitglieder durch die Gesellschaft ermöglicht sowie eine erweiterte Thesau-

rierung durch die Verwaltung und die Zahlung einer Abschlagsdividende ermöglicht.

Aktienoptionsprogramm

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 27. August 2006

einmalig oder mehrmals Bezugsrechte auf bis zu insgesamt 8.231.799 Stück auf den Inhaber

lautende Stammaktion der Gesellschaft an Arbeitnehmer und Mitglieder der Geschäftsfüh-

rung der Gesellschaft und Unternehmen, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittel-

bar mit Mehrheit beteiligt ist, zu gewähren („Aktienoptionen“). Soweit der Vorstand der

Gesellschaft begünstigt ist, ist der Aufsichtsrat zur Gewährung der Bezugsrechte ermächtigt.

Von den Bezugsrechten können bis zu insgesamt 4.115.899 Stück (ca. 50 %) an Mit-

glieder des Vorstands der Gesellschaft, bis zu insgesamt 1.646.360 Stück (ca. 20 %) an 

die Mitglieder der Geschäftsführungen von verbundenen Unternehmen, bis zu insgesamt

823.180 Stück (ca. 10 %) an Arbeitnehmer der Gesellschaft und bis zu insgesamt 

1.646.360 Stück (ca. 20 %) an Arbeitnehmer von verbundenen Unternehmen gewährt 

werden. Bezugsberechtigten, die mehreren der vorstehenden Gruppen angehören, werden

Bezugsrechte nur als Mitglied einer Gruppe und jeweils nur aus dem Anteil der Bezugs-

rechte gewährt, der für die betreffende Gruppe vorgesehen ist. Die Bestimmung der Bezugs-

berechtigten im Einzelnen und der Anzahl der diesen jeweils zu gewährenden Bezugsrechte

trifft der Vorstand der Gesellschaft und, soweit Vorstandsmitglieder der Gesellschaft betroffen

sind, deren Aufsichtsrat.
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Die Gewährung der Bezugsrechte an die Bezugsberechtigten ist auf zwei Zeitfenster im 

Jahr beschränkt, die jeweils zwei Wochen dauern; das eine Bezugsfenster beginnt am Tage 

nach der jährlichen Bilanzpressekonferenz, das andere am Tage nach der Veröffentlichung

der Ergebnisse des dritten Quartals des Geschäftsjahres der Gesellschaft. Zusätzlich können

Bezugsrechte in einem weiteren Bezugsfenster, das am Tage nach der Eintragung der

bedingten Kapitalerhöhung beginnt und zwei Wochen dauert, gewährt werden.

Die Bezugsrechte können nur gestaffelt nach Ablauf einer Wartefrist von zwei Jahren seit

Gewährung ausgeübt werden. Die Wartefrist für die erste Hälfte der Bezugsrechte beträgt

zwei Jahre ab dem Tage der Gewährung, für die zweite Hälfte beträgt die Wartefrist drei

Jahre ab dem Tag der Gewährung („Tranchen“). Die Bezugsrechte haben eine Laufzeit von

bis zu acht Jahren, gerechnet ab dem Zeitpunkt der jeweiligen Gewährung. Die Ausübung

der Bezugsrechte ist nur in zweijährlichen Zeitfenstern zulässig, die jeweils zwei Wochen

dauern und von denen das eine am Tage nach der jährlichen ordentlichen Hauptversamm-

lung der Gesellschaft und das andere am Tage nach der Veröffentlichung der Ergebnisse des

dritten Quartals des Geschäftsjahres der Gesellschaft beginnt („Ausübungsfenster“).

Die Bezugsrechte werden ohne Gegenleistung gewährt. Bei Ausübung der Bezugsrechte ist

für jedes ausgeübte Bezugsrecht ein Ausübungspreis zu zahlen, der dem durchschnittlichen

Schlusskurs (Xetra) der Aktie der Gesellschaft in den letzten fünf Börsentagen vor Ende des

jeweiligen Bezugsfensters, in dem die jeweiligen Bezugsrechte gewährt wurden („Basis-

preis“), zuzüglich eines festen Aufschlags in Höhe von 20 %, als aktienrechtliches Erfolgs-

ziel, entspricht („Ausübungspreis“).

Die Bezugsrechte sind nicht übertragbar. Die Bezugsrechte verfallen grundsätzlich, wenn das

Beschäftigungsverhältnis des Bezugsberechtigten mit der Gesellschaft oder einem verbundenen

Unternehmen – gleich aus welchem Grunde – endet und nicht mit einem anderen mit der

Gesellschaft verbundenen Unternehmen fortgeführt wird. Hiervon ausgenommen sind

Bezugsrechte, für die die jeweilige Wartefrist abgelaufen ist. Diese können in den nächsten

zwei auf das Ausscheiden folgenden Ausübungsfenstern ausgeübt werden. Für Fälle des

Ruhestandes, der Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit, des Todes des Bezugsberechtigten, des

Ablaufs des Beschäftigungsverhältnisses aufgrund Zeitablauf sowie des Ausscheidens eines

Unternehmens aus dem Beteiligungskreis der Gesellschaft können abweichende Regelungen

vereinbart werden.
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Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten

der Optionsbedingungen sowie die Ausgabe und Ausstattung der Bezugsaktien festzulegen.

Kapitalrücklage

Die Kapitalrücklage gemäß § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB beträgt nach einer Entnahme in Höhe

von 14.282 T € zur Umstellung des gezeichneten Kapitals/Grundkapitals auf den Euro

238.512 T €.

9   Rückstellungen 31.12.2001 31.12.2000
T € T €

Rückstellungen für Pensionen 18.130 16.206

Steuerrückstellungen 408 408

Sonstige Rückstellungen 34.677 49.364

53.215 65.978

Die Rückstellungen für Pensionen wurden entsprechend FAS 87 bilanziert. Für die Berech-

nung der Pensionsrückstellungen wurden die aktuellen Richttafeln und ein Rechnungs-

zinsfuß von 5,5 % (i. Vj. 6,5 %) zugrunde gelegt. 

Die Pensionsrückstellungen werden um 1,1 Mio. € (i. Vj. 1,1 Mio. €) gekürzt ausgewiesen,

da entsprechende Pensionsverpflichtungen für einen Teil des Personenkreises bei verbunde-

nen bzw. ehemals verbundenen Unternehmen passiviert sind, gegen die AGIV entsprechende

Ansprüche hat.

Die Steuerrückstellungen umfassen Restbeträge für unter dem Vorbehalt der Nachprüfung

veranlagte Steuerjahre. Sie betreffen Gewerbe- und Vermögensteuer.

Die sonstigen Rückstellungen beinhalten im Wesentlichen Vorsorgen für Gewährleistungs-

risiken aus Verkäufen von Beteiligungsgesellschaften in Höhe von 29,8 Mio. € (i. Vj. 

31,5 Mio. €) sowie für Personalkosten, Jahresabschlusskosten, Rechts- und Beratungskosten

und Vorsorgen für sonstige Risiken und Verpflichtungen.
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10   Verbindlichkeiten

davon Restlaufzeit davon Restlaufzeit

31.12.2001 bis 1 Jahr über 5 Jahre 31.12.2000 bis 1 Jahr über 5 Jahre
T € T € T € T € T € T €

Verbindlichkeiten
gegenüber
Kreditinstituten 15.596 5.370 0 20.741 5.402 0

davon gegen 
Unternehmen,
mit denen ein 
Beteiligungs-
verhältnis besteht (0) (0) (0) (5.113) (0) (0)

Verbindlichkeiten
aus Lieferungen und
Leistungen 1.071 1.071 0 1.392 1.392 0

Verbindlichkeiten
gegenüber verbundenen
Unternehmen 84.446 84.446 0 91.241 91.241 0

Sonstige
Verbindlichkeiten 2.197 2.197 0 697 697 0

103.310 93.084 0 114.071 98.732 0

Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen resultieren aus dem Cash-

Management. Es besteht vollumfänglich eine Mitzugehörigkeit zu dem Posten „Sonstige 

Verbindlichkeiten“.

Die sonstigen Verbindlichkeiten enthalten Steuerverbindlichkeiten von 1,2 Mio. € 

(i. Vj. 0,2 Mio.€). Verbindlichkeiten aufgrund abzuführender Beiträge zur Sozialversiche-

rung (i. Vj. 0,0 Mio. €) bestanden zum Bilanzstichtag nicht.

Sämtliche Verbindlichkeiten sind unbesichert.
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11   Haftungsverhältnisse und sonstige finanzielle Verpflichtungen

Angabepflichtige Haftungsverhältnisse bestanden zum Stichtag nicht.

Die sonstigen finanziellen Verpflichtungen bestehen in Mietverpflichtungen und betragen 

0,4 Mio.€.

E R LÄUTE R U N G E N Z U R G EW I N N -  U N D VE R LU STR E C H N U N G D E R AG

12   Beteiligungsergebnis 2001 2000
T € T €

Erträge aus Beteiligungen 7.190 28.767

von verbundenen Unternehmen (7.190) (28.438)

Erträge aus Gewinnabführungsverträgen 0 5.113

Aufwendungen aus Verlustübernahme – 40.392 0

33.202 33.880

Die Erträge aus Beteiligungen betreffen im Wesentlichen mit 7,2 Mio. € die Vorabgewinn-

ausschüttung der AGIV Beteiligungs-GmbH für 2001.

Aufgrund des mit der MÜBAU Real Estate GmbH (vormals Münchener Baugesellschaft

mbH) bestehenden Gewinnabführungsvertrages ergab sich eine Verlustübernahme für 

2001 von 40,4 Mio. €.
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13   Sonstige betriebliche Erträge 2001 2000
T € T €

Erträge aus dem Abgang von Finanzanlagen 0 45.973

Übrige Erträge 8.138 15.632

8.138 61.605

In den sonstigen betrieblichen Erträgen sind periodenfremde Erträge in Höhe von 5,7 Mio.€

(i. Vj. 60,6 Mio. €) enthalten. Diese betreffen im Wesentlichen Rückstellungsauflösungen

(1,7 Mio. €) und die teilweise Rückerstattung der Aufsichtsratsvergütung 1999 (2,0 Mio. €).

14   Personalaufwand 2001 2000
T € T €

Löhne und Gehälter 4.251 6.173

Soziale Abgaben 180 242

4.431 6.415

Aufwendungen für Altersversorgung,
Unterstützung u.ä. Verpflichtungen 2.096 3.340

davon für Altersversorgung (2.096) (3.340)

6.527 9.755

Im Durchschnitt des Berichtsjahrs wurden 14 (i. Vj. 25) Mitarbeiter, davon 13 (i. Vj. 21)

Vollzeitbeschäftigte, beschäftigt. Zum 31. Dezember 2001 waren 14 Vollzeitmitarbeiter

beschäftigt. Der Zinsanteil der Pensionsrückstellungen in Höhe von 0,9 Mio. € (i. Vj. 

0,8 Mio. €) wurde wie im Vorjahr unter den Zinsen und ähnlichen Aufwendungen aus-

gewiesen. 



101

15   Sonstige betriebliche Aufwendungen 2001 2000
T € T €

Kosten des Beteiligungsbereichs 7.577 34.539

Sonstige 7.541 11.090

15.118 45.629

Die Kosten des Beteiligungsbereichs betreffen im Berichtsjahr periodenfremde Risiken aus

kaufvertraglichen Gewährleistungen für veräußerte Beteiligungen sowie einen Abgangsverlust

beim Verkauf von Wertpapieren. 

16   Abschreibungen auf Wertpapiere des Umlaufvermögens

Zu den Abschreibungen auf Wertpapiere des Umlaufvermögens verweisen wir auf die Erläute-

rungen zu Tz. 6.

17   Erträge aus Ausleihungen des Finanzanlagevermögens

Die Erträge aus Ausleihungen des Finanzanlagevermögens (598 T €) betreffen die Rück-

deckungsversicherung für Pensionszusagen an leitende Angestellte sowie ehemalige Vorstände

und ehemalige leitende Angestellte. 
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18   Zinsergebnis 2001 2000
T € T €

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 15.239 17.920

Zinsen und ähnliche Aufwendungen – 6.599 — 6.875

8.640 11.045

Das positive Zinsergebnis ist Folge der Verkäufe von Finanzanlagen in Vorjahren und der

Anlage der hieraus resultierenden Finanzmittel. Der Zinsanteil der Pensionsrückstellungen

in Höhe von 0,9 Mio. € (i. Vj. 0,8 Mio. €) wurde unter Zinsaufwendungen ausgewiesen.

Von den Zinserträgen betreffen 3,5 Mio. € (i. Vj. 1,7 Mio. €) und von den Zinsaufwendun-

gen 3,9 Mio. € (i. Vj. 2,9 Mio. €) verbundene Unternehmen.

19   Steueraufwand 2001 2000
T € T €

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag – 8 0

Sonstige Steuern – 9 – 8

– 17 – 8
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Bezüge des Aufsichtsrats und des Vorstands

Die Aufwendungen im Berichtsjahr betragen für den Aufsichtsrat 269 T € (i. Vj. 255 T €),

für den Vorstand 2.004 T € (i. Vj. 1.864 T €) und für ehemalige Mitglieder des Vorstands

und deren Hinterbliebene einschließlich Beratungsleistungen 5.011 T € (i. Vj. 1.488 T €).

Für Pensionsverpflichtungen gegenüber früheren Mitgliedern des Vorstands und deren

Hinterbliebenen sind 14.462 T € (i. Vj. 12.395 T €) zurückgestellt.

Organe der Gesellschaft

Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats der AGIV sind auf den Seiten 116 bis 118

aufgeführt. 

Angaben gemäß § 160 (1) Nr. 8 AktG

Von der ING Group, Amsterdam, hat unsere Gesellschaft am 13. Juli 2001 folgende 

Mitteilung erhalten:

Hiermit teilen wir Ihnen gemäß § 21 Abs. 1 WpHG mit, dass unser Stimmrechts-

anteil an der AGIV Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, am 11. Juli 2001 die

Schwellen von 25 %, 10 % und 5 % unterschritten hat und nun 0 % beträgt. Diese

Stimmrechte waren uns nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen.

Zugleich teilen wir Ihnen gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass der

Stimmrechtsanteil der ING Bank N.V., Strawinskylaan 2631, 1077 ZZ Amsterdam,

Niederlande, an der AGIV Aktiengesellschaft am 11. Juli 2001 die Schwellen von 

25 %, 10 % und 5 % unterschritten hat und nun 0 % beträgt. Diese Stimmrechte

waren der ING Bank N.V. nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen.
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Wir teilen Ihnen außerdem gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass 

der Stimmrechtsanteil der Storeria B.V., Strawinskylaan 2631, 1077 ZZ Amsterdam,

Niederlande, an der AGIV Aktiengesellschaft die Schwellen von 25 %, 10 % und 

5 % unterschritten hat und nun 0 % beträgt. Diese Stimmrechte waren der Storeria

B.V. nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen.

Des Weiteren teilen Ihnen gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass der

Stimmrechtsanteil der BHF Holding GmbH, Bockenheimer Landstraße 10, 

60323 Frankfurt am Main, an der AGIV Aktiengesellschaft am 11. Juli 2001 

die Schwellen von 25 %, 10 % und 5 % unterschritten hat und nun 0 % beträgt. 

Diese Stimmrechte waren der BHF Holding GmbH nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 

WpHG zuzurechnen.

Des Weiteren teilen wir Ihnen gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass der

Stimmrechtsanteil der BHF-BANK Aktiengesellschaft, Bockenheimer Landstraße 10,

60323 Frankfurt am Main, an der AGIV Aktiengesellschaft am 11. Juli 2001 

die Schwellen von 25 %, 10 % und 5 % unterschritten hat und nun 0 % beträgt.

Mit Schreiben vom 16. Juli 2001 hat die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Warburg-

straße 50, 20354 Hamburg, unserer Gesellschaft mitgeteilt, dass sie am 11. Juli 2001 

die Schwelle von 50 % der Stimmrechte an unserer Gesellschaft überschritten hat und der

Stimmrechtsanteil nunmehr 50,055 % beträgt.

Mit Schreiben vom 18. Juli 2001 hat die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Warburg-

straße 50, 20354 Hamburg, unserer Gesellschaft mitgeteilt, dass sie am 11. Juli 2001 

die Schwelle von 5 % der Stimmrechte an unserer Gesellschaft überschritten hat und der

Stimmrechtsanteil nunmehr 50,055 % beträgt.

Von der ING Group, Amsterdam, hat unsere Gesellschaft am 6. August 2001 folgende 

Mitteilung erhalten:

Hiermit teilen wir Ihnen gemäß § 21 Abs. 1 WpHG mit, dass unser Stimmrechts-

anteil an der AGIV Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, am 31. Juli 2001 die

Schwellen von 5 % und 10 % überschritten hat und nun 11,55 % beträgt. Diese

Stimmrechte sind uns nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen.
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Zugleich teilen wir Ihnen gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass der

Stimmrechtsanteil der ING Bank N.V., Strawinskylaan 2631, 1077 ZZ Amsterdam,

Niederlande, an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 die Schwellen von 

5 % und 10 % überschritten hat und nun 11,55 % beträgt. Diese Stimmrechte sind

der ING Bank N.V. nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen.

Wir teilen Ihnen außerdem gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass der

Stimmrechtsanteil der Storeria B.V., Strawinskylaan 2631, 1077 ZZ Amsterdam,

Niederlande, an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 die Schwellen von 

5 % und 10 % überschritten hat und nun 11,55 % beträgt. Diese Stimmrechte sind

der Storeria B.V. nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen.

Des Weiteren teilen wir Ihnen gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass

der Stimmrechtsanteil der BHF Holding GmbH, Bockenheimer Landstraße 10, 

60323 Frankfurt am Main, an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 die

Schwellen von 5 % und 10 % überschritten hat und nun 11,55 % beträgt. Diese

Stimmrechte sind der BHF Holding GmbH nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG 

zuzurechnen.

Des Weiteren teilen wir Ihnen gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 (analog) WpHG mit, dass der

Stimmrechtsanteil der BHF-BANK Aktiengesellschaft, Bockenheimer Landstraße 10,

60323 Frankfurt am Main, an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 die

Schwellen von 5 % und 10 % überschritten hat und nun 11,55 % beträgt.

Der Erwerb der AGIV-Aktien erfolgte aufgrund des Aktienkaufvertrages zwischen der HBAG

Real Estate AG und der BHF-BANK AG vom Mai dieses Jahres, in welchem letztere sich ver-

pflichtet hatte, AGIV-Aktien befristet wieder aufzunehmen, wenn mehr als 12,5 % der freien

AGIV-Aktionäre vom Kaufangebot der HBAG Real Estate AG Gebrauch machen. Für die

jetzt von der BHF-BANK AG erworbenen AGIV-Aktien besteht zwischen der BHF-BANK

AG und der HBAG Real Estate AG eine Put- und Call-Option. 
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Von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat unsere Gesellschaft am 

16. August 2001 folgende Mitteilung erhalten:

Hiermit teilen wir mit, dass unser Stimmrechtsanteil an der AGIV Aktiengesellschaft

am 31. Juli 2001 die Schwelle von 75 % überschritten hat und 86,28 % betragen hat.

Von diesen Stimmrechten waren uns 12,43 % nach § 22 Abs. l Nr. 3 WpHG 

zuzurechnen.

Weiterhin teilen wir gemäß § 21 WpHG mit, dass unser Stimmrechtsanteil an der 

AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 die Schwelle von 75 % unterschritten 

hat und an diesem Stichtag 74,72 % betrug. Von diesen Stimmrechten waren uns 

12,43 % nach § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen.

Von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat unsere Gesellschaft am 

24. August 2001 folgende Mitteilung erhalten:

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Warburgstraße 50, 20354 Hamburg, teilt

hiermit im eigenen Namen sowie namens und in Vollmacht der Energie Baden-

Württemberg Aktiengesellschaft, Durlacher Allee 93, 76131 Karlsruhe, sowie deren

100 %iger Tochtergesellschaft, der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH, Kriegsberg-

straße 32, 70174 Stuttgart, gemäß § 21 WpHG Folgendes mit:

1. Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft teilt gemäß § 21 WpHG mit, dass ihr

Stimmrechtsanteil an der AGIV Aktiengesellschaft am 4. Juli 2001 gleichzeitig die

Schwellen von 5 % und 10 % überschritten hat und an diesem Stichtag 13,45 %

(4.329.315 Stimmrechte) betrug. 1,02 % (327.315 Stimmrechte) wurden von der

HBAG Real Estate Aktiengesellschaft selbst gehalten, und 12,43% (4.002.000 Stimm-

rechte) waren der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft nach § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG

zuzurechnen.
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2. Weiterhin teilt die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft gemäß § 21 WpHG mit, 

dass ihr Stimmrechtsanteil an der AGIV Aktiengesellschaft am 11. Juli 2001 gleich-

zeitig die Schwellen von 25 % und 50 % überschritten hat und an diesem Stichtag

62,48 % (20.119.573 Stimmrechte) betrug. 50,05 % (16.117.573 Stimmrechte)

wurden von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft selbst gehalten, und 12,43 %

(4.002.000 Stimmrechte) waren der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft nach 

§ 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen. 

Die Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft und ihre 100 %ige Tochter-

gesellschaft, die Stock Beteiligungsgesellschaft mbH, teilen gemäß § 21 WpHG mit,

dass ihre Stimmrechtsanteile an der AGIV Aktiengesellschaft am 11. Juli 2001 

ebenfalls gleichzeitig die Schwellen von 25 % und 50 % überschritten haben und 

an diesem Stichtag 62,48 % (20.119.573 Stimmrechte) betrugen. 12,43 %

(4.002.000 Stimmrechte) wurden von der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH 

selbst gehalten, und 50,05 % (16.117.573 Stimmrechte) waren der Stock Beteiligungs-

gesellschaft mbH gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen. Die von der Stock

Beteiligungsgesellschaft mbH gehaltenen 12,43 % (4.002.000 Stimmrechte) waren

der Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG

zuzurechnen, und 50,05 % (16.117.573 Stimmrechte) waren der Energie Baden-

Württemberg Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen. 

3. Weiterhin teilt die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft gemäß § 21 WpHG 

mit, dass ihr Stimmrechtsanteil an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 

die Schwelle von 75 % überschritten hat und an diesem Stichtag 86,28 %

(27.781.481 Stimmrechte) betrug. 73,85 % (23.779.481 Stimmrechte) wurden 

von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft selbst gehalten, und 12,43 %

(4.002.000 Stimmrechte) waren der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft nach 

§ 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen.
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Die Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft und ihre 100 %ige Tochter-

gesellschaft, die Stock Beteiligungsgesellschaft mbH, teilen gemäß § 21 WpHG mit,

dass ihre Stimmrechtsanteile an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 eben-

falls die Schwelle von 75 % überschritten haben und an diesem Stichtag 86,28 %

(27.781.481 Stimmrechte) betrugen. 12,43 % (4.002.000 Stimmrechte) wurden 

von der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH selbst gehalten, und 73,85 %

(23.779.481 Stimmrechte) waren der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH gemäß 

§ 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen. Die von der Stock Beteiligungsgesellschaft

mbH gehaltenen 12,43 % (4.002.000 Stimmrechte) waren der Energie Baden-

Württemberg Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen, 

und 73,85 % (23.779.481 Stimmrechte) waren der Energie Baden-Württemberg 

Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen. 

4. Weiterhin teilt die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft gemäß § 21 WpHG 

mit, dass ihr Stimmrechtsanteil an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 

die Schwelle von 75 % wieder unterschritten hat und an diesem Stichtag 74,72 %

(24.060.979 Stimmrechte) betrug. 62,29 % (20.058.979 Stimmrechte) wurden 

von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft selbst gehalten, und 12,43 %

(4.002.000 Stimmrechte) waren der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft nach 

§ 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen.

Die Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft und ihre 100 %ige Tochter-

gesellschaft, die Stock Beteiligungsgesellschaft mbH, teilen gemäß § 21 WpHG mit,

dass ihre Stimmrechtsanteile an der AGIV Aktiengesellschaft am 31. Juli 2001 

ebenfalls die Schwelle von 75 % wieder unterschritten haben und an diesem Stichtag

74,72 % (24.060.979 Stimmrechte) betrugen. 12,43 % (4.002.000 Stimmrechte)

wurden von der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH selbst gehalten, und 62,29 %

(20.058.979 Stimmrechte) waren der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH gemäß 

§ 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen. Die von der Stock Beteiligungsgesellschaft

mbH gehaltenen 12,43 % (4.002.000 Stimmrechte) waren der Energie Baden-

Württemberg Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG zuzurechnen, 

und 62,29 % (20.058.979 Stimmrechte) waren der Energie Baden-Württemberg

Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen.
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Von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat unsere Gesellschaft am 

28. November 2001 folgende Mitteilung erhalten:

Mit Schreiben vom 23. August 2001 hatten wir Ihnen Mitteilung gemacht über

unsere Beteiligung und die Beteiligung der Energie Baden-Württemberg Aktien-

gesellschaft an der AGIV Aktiengesellschaft, Frankfurt.

Wir beziehen uns auf diese Mitteilung und teilen rein vorsorglich namens und im

Auftrag der Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft Folgendes mit:

Die Stock Beteiligungsgesellschaft mbH wurde mit Wirkung vom 22. November 2001

auf die EnBW AG verschmolzen.

Die Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft hält die zuvor von ihrer 100%igen

Tochtergesellschaft, der Stock Beteiligungsgesellschaft mbH, gehaltenen Aktien an der

AGIV Aktiengesellschaft nunmehr selbst.

Von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, hat unsere Gesellschaft am 

19. Dezember 2001 folgende Mitteilung erhalten:

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Warburgstraße 50, 20354 Hamburg, 

teilt hiermit im eigenen Namen sowie namens und in Vollmacht der Energie Baden-

Württemberg Aktiengesellschaft, Durlacher Allee 93, 76131 Karlsruhe, gemäß 

§ 21 WpHG Folgendes mit:

Die HBAG Real Estate Aktiengesellschaft teilt gemäß § 21 WpHG mit, dass ihr

Stimmrechtsanteil an der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft am 11. Dezember 2001

die Schwelle von 75 % weiterhin unterschritten hat und an diesem Stichtag 66,84 %

(21.523.179 Stimmrechte) betrug. 54,41 % (17.521.179 Stimmrechte) wurden 

von der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft selbst gehalten, und 12,43 %

(4.002.000 Stimmrechte) waren der HBAG Real Estate Aktiengesellschaft nach 

§ 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG zuzurechnen. 



110

J A H R E S A B S C H L U S S  A G

Die Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft teilt gemäß § 21 WpHG mit,

dass ihre Stimmrechtsanteile an der AGIV Real Estate Aktiengesellschaft am 

11. Dezember 2001 ebenfalls die Schwelle von 75% weiterhin unterschritten haben

und an diesem Stichtag 66,84% (21.523.179 Stimmrechte) betrugen. 12,43 %

(4.002.000 Stimmrechte) wurden von der Energie Baden-Württemberg Aktien-

gesellschaft selbst gehalten, und 54,41 % (17.521.179 Stimmrechte) waren der 

Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 3 WpHG

zuzurechnen.

Beziehungen zu verbundenen Unternehmen

Die Zahlen des vorliegenden Abschlusses gehen ein in den Konzernabschluss für den 

größten Kreis gemäß § 285 Nr. 14 HGB, den Konzernabschluss der HBAG Real Estate AG,

Hamburg, der beim Handelsregister Hamburg, Nr. B 1976 hinterlegt wird.

Die Zahlen des vorliegenden Abschlusses gehen ein in den Konzernabschluss für den klein-

sten Kreis von Unternehmen, den Konzernabschluss der AGIV Real Estate AG, Frankfurt

am Main, der beim Handelsregister Frankfurt am Main, Nr. B 8748, hinterlegt wird.

Gewinnverwendung

Nach Entnahmen aus den Gewinnrücklagen von 8.271 T € weist der Jahresabschluss zum

31. Dezember 2001 einen Bilanzgewinn von 0,00 € aus, welcher gemäß Vorschlag an die

Hauptversammlung auf neue Rechnung vorgetragen werden soll.

Frankfurt am Main, den 19. März 2002

Der Vorstand

Dr. Rainer Behne Dr. Wolf Klinz Christian O. Bock



VII.24. Anteilsbesitz der AGIV (alt) 

 

      
  

 



111

Zusammensetzung des Anteilsbesitzes 

Name und Sitz der Gesellschaft Beteiligungsanteil Eigenkapital Jahresergebnis Konzern-
(verbundene Unternehmen) gemäß § 16 AktG Jahresergebnis

gesamt
% T € T € T €

AGIV Beteiligungs-GmbH, 
Frankfurt am Main 100,00 59.150 7.805 –

BSE Verwaltungs- und Beteiligungs-
gesellschaft mbH, Frankfurt am Main 100,00 3.444 – 4 –

Captiva Rückversicherungs-AG, 
Frankfurt am Main 100,00 534 1) 12 1) –

MÜBAU Real Estate GmbH,
Frankfurt am Main 99,97 72.757 – 43.051 2) – 44.649 2)

myLoc Real Estate & Technology 
Aktiengesellschaft, Hamburg 50,00 – 1.258 1) – 1.678 1) –

PV Profita Vermögensverwaltungs-AG, 
Frankfurt am Main 100,00 55 2 –

VIGA Beteiligungen GmbH, 
Frankfurt am Main 100,00 37 2 –

VIGA Vermögensanlagen GmbH, 
Frankfurt am Main 100,00 31 0 –

VIGA Vermögensverwaltungs-AG,
Frankfurt am Main 100,00 53 2 –

VIGA ZWEITE Vermögens-
verwaltungs GmbH, Frankfurt am Main 100,00 29 3 –

VIGA VIERTE Vermögens-
verwaltungs GmbH, Frankfurt am Main 100,00 28 – 1 –

1) Vorläufiger Jahresabschluss 31.12.2001
2) Vor Ergebnisabführung



VII.25. Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
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Bestätigungsvermerk

Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung der AGIV Real Estate

Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, sowie den von ihr aufgestellten Konzernabschluss

und ihren Bericht über die Lage der Gesellschaft und des Konzerns für das Geschäftsjahr vom

1. Januar 2001 bis 31. Dezember 2001 geprüft. 

Die Aufstellung dieser Unterlagen nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften liegt

in der Verantwortung des Vorstands der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grund-

lage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter

Einbeziehung der Buchführung sowie den von ihr aufgestellten Konzernabschluss und ihren

Bericht über die Lage der Gesellschaft und des Konzerns abzugeben.

Wir haben unsere Jahres- und Konzernabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung

der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-

zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den

Jahresabschluss und den Konzernabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmä-

ßiger Buchführung und durch den Bericht über die Lage der Gesellschaft und des Konzerns

vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 

hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden

die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche

Umfeld der Gesellschaft und des Konzern sowie die Erwartungen über mögliche Fehler

berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezo-

genen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, in 

Jahres- und Konzernabschluss und in dem Bericht über die Lage der Gesellschaft und des

Konzerns überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die

Beurteilung der angewandten Bilanzierungs- und Konsolidierungsgrundsätze und der

wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamt-

darstellung des Jahres- und Konzernabschlusses sowie des Berichts über die Lage der Gesell-

schaft und des Konzerns. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend

sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.
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Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Überzeugung vermitteln der Jahresabschluss und der Konzernabschluss unter 

Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft und des

Konzerns. Der Bericht über die Lage der Gesellschaft und des Konzerns gibt insgesamt 

eine zutreffende Vorstellung von der Lage der Gesellschaft und des Konzerns und stellt die

Risiken der künftigen Entwicklungen zutreffend dar.

Frankfurt am Main, den 20. März 2002

KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft

Aktiengesellschaft

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Wagenseil Horn

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer



VII.26. Organe der AGIV (alt) und Mitgliedschaften 
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Organe der Gesellschaft und Mitgliedschaften

Vorstand

Dr. Rainer Behne

Hamburg

Mitglied und Vorsitzender seit 7. Mai 2001

Aufsichtsratsmandate:
■ Adler Real Estate AG 2)

■ Deutsche Real Estate AG 2)

■ german communications dbk ag 1)

■ MÜBAU Real Estate GmbH 2)

■ myLoc Real Estate & Technology AG 2)

■ TRANSATLANTICA Real Estate AG 2)

Dr. Wolf Klinz

Königstein i. Ts.

stv. Vorsitzender seit 7. Mai 2001

Vorsitzender bis 7. Mai 2001

Aufsichtsratsmandate:
■ AVECO AG 1)

■ Deutsche Real Estate AG 1)

■ MÜBAU Real Estate GmbH 1)

■ Rundfunkrat hr 1)

■ Zumtobel AG 3)

Christian O. Bock

Hamburg

seit 7. Mai 2001

Aufsichtsratsmandate:
■ 3C Deutschland AG 1)

■ Captiva Rückversicherungs-AG 2)

Werner Renzel

Kronberg i. Ts. 

bis 30. September 2001 

Aufsichtsratsmandat:
■ PeinigerRöRo GmbH 1)

1) Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten
2) Vorsitz in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten
3) Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und ausländischen Kontroll-

gremien von Wirtschaftsunternehmen
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Aufsichtsrat

Dr. Günter Rexrodt

Berlin

Vorsitzender seit 29. Juni 2001

Mitglied seit 25. Juni 2001

Mitglied des Deutschen Bundestages

Mitglied des Vorstands WMP EuroCom AG

Aufsichtsratsmandate:
■ AWD Holding AG 2)

■ Berliner Effektengesellschaft AG 2)

■ DTZ Zadelhoff Holding GmbH 2)

■ EuroRatings AG 2)

■ Landau Media AG 2)

■ Scandia Insurance Ltd. 4)

Dr. Reinhard Volk

Waldbronn-Etzenrot

stv. Vorsitzender seit 29. Juni 2001

Mitglied bis 13. Mai und seit 25. Juni 2001

Mitglied des Vorstands EnBW AG 

(Finanzvorstand)

Aufsichtsratsmandate:
■ EnBW Energie-Vertriebsgesellschaft mbH 2)

■ EnbW Kraftwerke AG 2)

■ EnBW Kundenservice GmbH 2)

■ EnBW Regional AG 2)

■ EnBW Service GmbH 2)

■ GESO Beteiligungs- und Beratungs-AG 2)

■ Salamander AG 2)

■ U-plus Umweltservice AG 3)

■ BWK GmbH Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 4)

■ EnBW Gesellschaft für Stromhandel mbH 4)

■ EnBW International GmbH 4)

■ EnBW Venture Capital Beteiligungsgesellschaft mbH 5)

■ innotech Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG 5)

■ Kernkraftwerk Obrigheim GmbH 4)

■ Oce Deutschland GmbH 4)

■ tesion Communicationsnetze Südwest GmbH & Co. KG 4)

Liane Bock 1)

Hardegsen

Mitglied bis 13. Mai und seit 25. Juni 2001

Bilanzbuchhalterin MÜBAU Real Estate GmbH

Dr. Walter Kuna

Königstein i. Ts. 

Mitglied seit 25. Juni 2001

Geschäftsführer Lazard & Co.

Aufsichtsratsmandate:
■ Engel + Völkers AG 3)

■ VDN AG 2)

■ Zimmer + Rohde GmbH 3)

Dr. Lutz Mellinger

München

Mitglied seit 25. Juni 2001

Aufsichtsratsmandate:
■ Deutschbau Holding GmbH 4)

■ Deutschbau Immobilien-Dienstleistungen GmbH 2)

■ Deutschbau Wohnungsgesellschaft mbH 4)

■ Deutsche Wohnen AG 2)

■ Heller & Partner Marketing Services AG 2)

Walter Thorwarth 1)

Niedernhausen

Mitglied bis 13. Mai und seit 25. Juni 2001

Bilanzbuchhalter AGIV Real Estate Aktiengesellschaft

Aufsichtsratsmandate:
■ PV Profita Vermögensverwaltungs-AG 2)

■ VIGA Vermögensverwaltungs AG 2)

1) Aufsichtsratsmitglied der Arbeitnehmer
2) Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten
3) Vorsitz in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten
4) Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und ausländischen

Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen
5) Vorsitz in vergleichbaren in- und ausländischen

Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen
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Dr. Jürgen Lose

Wiesbaden

Vorsitzender

Aufsichtsratsmandate:
■ BHF-BANK AG 2)

■ BauDatenbank GmbH 5)

■ Dyckerhoff AG 3)

Dr. Manfred Schumann 1)

Frankfurt am Main

stv. Vorsitzender

Rechtsanwalt

Aufsichtsratsmandate:
■ Alchemy GmbH 2)

■ ALD Vacuum Technologies AG 2)

■ VARTA AG 2)

Ralf-Hartmut Fiedler

Wassenaar, Niederlande

Member Executive Committee ING Europe

Aufsichtsratsmandat:
■ ING Bank Slaski, Katowice, PL 4)

Rainer Klee

Frankfurt am Main

Unternehmensberater

Peter Korytowski 1)

Darmstadt

Dr. Joachim Manke

Nidderau

Vorstand Philipp Holzmann AG

Aufsichtsratsmandate:
■ imbau Industrielles Bauen GmbH 2)

■ J.A. Jones, Inc., Charlotte, USA 4)

Hagen Moor 1)

Friedrichsdorf

Bereichsleiter Steuern

AGIV Real Estate Aktiengesellschaft

Dr. Horst H. Siedentopf

Hamburg

Hochschulprofessor 

Aufsichtsratsmandate:
■ Advista AG 3)

■ PP Capital B.V., Utrecht, NL 4)

■ PEB Capital B.V., Utrecht, NL 4)

Peter Stommel 1)

Fernwald-Steinbach

Bauingenieur

MÜBAU Real Estate GmbH

1) Aufsichtsratsmitglied der Arbeitnehmer
2) Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten
3) Vorsitz in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten
4) Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und ausländischen

Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen
5) Vorsitz in vergleichbaren in- und ausländischen 

Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen

Nachdem durch die Unternehmensverkäufe die Mitarbeiterzahl im AGIV-Konzern 

dauerhaft unter 2.000 gesunken war, endete nach Durchführung eines gerichtlichen 

Statusverfahrens die Amtszeit folgender Aufsichtsratsmitglieder am 13. Mai 2001: 



VII.27. Vergleichende Darstellung (Bilanz, Gewinn- und 
Verlustrechnung, Kapitalflussrechnung des AGIV (alt)-
Konzerns für die Geschäftsjahre 1999, 2000 und 2001) 

 

      
  

 



Vergleichende Darstellung (Bilanz, GuV, Kapitalflussrechnung des AGIV (alt)-
Konzerns für die Geschäftsjahre 1999, 2000 und 2001) 

 
A K T I V A  

31.12.2001 31.12.2000 31.12.1999
T€ T€ T€

 
Anlagevermögen  
  

Immaterielle Vermögensgegenstände  58 73 4.101
Sachanlagen 81.704 91.988 219.189
Finanzanlagen 18.064 13.723 13.358

99.826 105.784 236.647
 

Umlaufvermögen  
  
Vorräte 113.661 125.184 182.943
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 82.156 93.221 523.892
Wertpapiere 8.043 1.092 10.908
Flüssige Mittel 328.624 338.180 346.370

532.484 557.677 1.064.112
 

Rechnungsabgrenzungsposten 0 0 2.329
632.310 663.461 1.303.089

 



 
  

P A S S I V A  

 31.12.2001 31.12.2000 31.12.1999
T€ T€ T€

 
Eigenkapital  
Gezeichnetes Kapital 82.318 97.657 97.657
Kapitalerhöhung 14.282 0 0
Einzug eigener Aktien 0 -15.339 0

96.600 82.318 97.657
Kapitalrücklage 203.044 203.044 187.705
Entnahme Kapitalrücklage -14.282 0 0

188.762 203.044 187.705
Gewinnrücklagen 59.477 29.940 36.223
Konzernbilanzgewinn 5.711 37.910 306.775

350.550 353.212 628.360
 

Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter 633 202 2.063
351.183 353.414 630.423

 
 

Sonderposten mit Rücklageanteil 0 0 4.320
 

Fremdkapital  
Rückstellungen  
Pensionsrückstellungen 25.933 23.470 37.204
Übrige Rückstellungen  97.288 150.820 267.555

123.221 174.290 304.760
 

Verbindlichkeiten  
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 138.901 113.616 268.675
Übrige Verbindlichkeiten 18.989 22.129 93.714

157.890 135.745 362.388
 

Rechnungsabgrenzungsposten 16 12 1.197
632.310 663.461 1.303.089

 



 
KONZERN-GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG   
   

2001 2000 1999

T€ T€ T€

 

Umsatzerlöse 64.385 40.946 762.364

Bestandsveränderung 496 12.677 4.040

Sonstige betriebliche Erträge 72.518 184.840 467.949

Materialaufwand -49.312 -49.188 -330.838

Personalaufwand -13.750 -16.408 -296.443

Abschreibungen -22.431 -7.533 -29.524

Sonstige betriebliche Aufwendungen -49.480 -64.000 -208.748

-61.959 60.388 -393.563

2.426 101.334 368.801

Beteiligungsergebnis 239 3.647 11.110

Abschreibungen auf Finanzanlagen   

und auf Wertpapiere des Umlaufvermögens -653 -8.784 -4.737

Zinsergebnis 4.114 5.151 -18.059

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit  6.126 101.348 357.115

 

Sonstige Steuern -675 -428 -199

Ergebnis vor Ertragsteuern 5.451 100.920 356.916

 

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -68 -75 -3.780

Jahresüberschuss 5.383 100.845 353.135

 

Bilanzgewinn aus dem Vorjahr 37.910 306.775 68.360

Rückkauf eigener Aktien 0 -131.913 0

Gewinnausschüttung -8.043 -219.595 -68.309

Ergebnisvortrag aus dem Vorjahr 29.867 -44.733 51

 
Entnahmen aus der Rücklage für eigene Aktien 324 185 675

Entnahmen aus anderen Gewinnrücklagen 0 86 4.602

Ertrag aus der Kapitalherabsetzung 0 15.339 0

Entnahme/Einstellung in die Kapitalrücklage 0 -15.339 -4.602

Einstellung in andere Gewinnrücklagen -29.867 -28.044 -45.621

Verrechnung mit zur Einziehung erworbenen Aktien 0 -86 0

Anpassung an den Bilanzgewinn der AGIV AG  

durch Entnahme aus anderen Gewinnrücklagen 0 9.730 0

Anderen Gesellschaftern zustehender Gewinn /Verlust 4 -73 -1.466

Konzernbilanzgewinn 5.711 37.910 306.775



KAPITALFLUSSRECHNUNG 2001 2000 1999

Mio € Mio € Mio €
  

Periodenergebnis  
(vor bewertungsbedingten Änderungen des Finanzmittelfonds und 
einschließlich Ergebnisanteilen von Minderheitsaktionären) 
 

6,0 100,8 353,1

Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 7,1 1,5 30,3

Zunahme der langfristigen Rückstellungen 2,5 3,3 0,7

Erträge aus der Veränderung des Konsolidierungskreises 0,0 -140,7 0,0

Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen und Erträge 12,5 10,7 2,7

  
Jahres-Cash-flow 28,1 -24,4 386,8

  
Zunahme/Abnahme der kurzfristigen Rückstellungen -53,5 -31,8 54,5

Gewinn aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens -3,5 -14,7 -394,1

Abnahme/Zunahme der Vorräte abzüglich erhaltener Anzahlungen 1,1 -7,2 -130,7

Abnahme/Zunahme der Forderungen und Abgrenzungsposten   

(einschließlich der verpfändeten Bankguthaben) 16,4 265,2 -340,5

Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten und Abgrenzungsposten   

(ohne Finanzschulden) -3,5 -7,2 16,6

  
Cash-flow aus laufender Geschäftstätigkeit -14,9 179,9 -407,3

  
Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Anlagevermögens 10,6 36,7 9,9

Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen -8,1 -9,8 -41,1

Änderungen Konsolidierungskreis -2,6 201,6 259,3

  
Cash-flow aus der Investitionstätigkeit -0,1 228,5 228,2

  
Auszahlungen an Aktionäre (Dividenden) -8,0 -219,6 -68,3

Auszahlungen an Aktionäre (Erwerb eigener Aktien) 0,0 -132,0 -0,5

Auszahlungen für die Tilgung von (Finanz-) Krediten 0,0 -43,3 0,0

Zunahme der Konzernfinanzierung -12,6 0,0 -0,4

Einzahlungen aus der Aufnahme von (Finanz-) Krediten 25,3 0,0 126,0

  
Cash-flow aus der Finanzierungstätigkeit 4,7 -394,9 56,9

  
Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds -10,3 13,5 -122,3

  
Konsolidierungskreisbedingte Änderung des Finanzmittelfonds 0,5 -21,7 0,0

Ausweis- und bewertungsbedingte Änderung des Finanzmittelfonds -0,6 0,0 -0,5

  
  

Fondsveränderung -10,4 -8,2 -122,8

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 338,2 346,4 469,2
Finanzmittelfonds am Ende der Periode 327,8 338,2 346,4

 



VII.28. Ungeprüfter Zwischenbericht der AGIV (alt) zum  
30. Juni 2002 
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AGIV Real Estate AG
Z W I S C H E N B E R I C H T  Z U M  E R S T E N  H A L B J A H R  2 0 0 2

Das I. Halbjahr 2002 im Überblick/Aktuelles

■ Strategische Neuausrichtung der AGIV abgeschlossen

■ Verschmelzung mit der HBAG Real Estate AG im
Handelsregister eingetragen

■ Neue AGIV als Immobilienunternehmen im M-DAX startet
planmäßig

■ Fusionsbedingt schwache Geschäfts- und Ertragslage 
im I. Halbjahr 2002

Neue AGIV startet als deutsches Immobilien-
unternehmen im M-DAX planmäßig

Nachdem im Juli 2002 die Hauptversammlungen der HBAG Real Estate AG, Hamburg, und

der AGIV Real Estate AG, Frankfurt, jeweils mit 99 % der Stimmen die Verschmelzung bei-

der Gesellschaften auf die neu gegründete „AGIV Real Estate AG“ beschlossen haben, ist die

Verschmelzung mit Eintragung in den Handelsregistern in Frankfurt und Hamburg mit Wir-

kung zum 1. Januar 2002 rechtswirksam geworden. Mit Vollzug der Verschmelzung ist 

die konsequente Umsetzung der bereits im Zusammenhang mit dem Einstieg der HBAG als

Mehrheitsaktionär der alten AGIV von beiden Unternehmen angekündigten Zusammen-

führung der Aktivitäten des HBAG-Konzerns und des AGIV (alt)-Konzerns abgeschlossen.

Damit kann die neue AGIV Real Estate AG ihre Strategie umsetzen, sich zu einer der führen-

den Immobilienaktiengesellschaften in Deutschland zu entwickeln. Die neue AGIV wird dabei

das Unternehmen im M-DAX sein, das sich rein auf Immobilien in Deutschland konzentriert.

Der neue Konzern hat eine Bilanzsumme von rund 1,5 Milliarden Euro. Der Konzern hat ein

Immobilienvermögen von rund 1,2 Milliarden Euro ‚under management‘. Das Immobilien-

volumen soll bis Ende 2003 verdoppelt werden.



2

Neue Aktionärsstruktur nach Verschmelzung

Die neuen AGIV-Aktien werden im September 2002 erstmals notiert. Aktionäre der AGIV

(alt) erhalten Aktien an der AGIV (neu) im Verhältnis 7:3. Der Streubesitz der AGIV (neu)

wird dabei ungefähr verdoppelt.

Während die alte AGIV einen Streubesitz von rund 20 % aufwies, hat die neue AGIV nach

Verschmelzung nunmehr einen Streubesitz von ca. 43,5 %. Die Änderung der Beteiligungs-

struktur führt dazu, dass es mit erfolgter Verschmelzung keinen beherrschenden Großaktionär

mehr gibt.

Durch die Zusammenführung beider Gesellschaften in die neue AGIV Real Estate AG erreicht

die fusionierte Gruppe eine attraktive Größe in Bezug auf den Immobilienbestand und die

Liquidität der Aktie. Die Größe der neuen Gesellschaft sichert nicht nur eine führende Markt-

position, sondern auch die erforderliche Kapital- und Finanzkraft als wesentliche Voraus-

setzung für eine wertorientierte Wachstumsstrategie.

Vorbemerkung zur Quartalsberichterstattung

Die nachfolgend dargelegte Quartalsberichterstattung umfasst allein die alte AGIV Real Estate

AG, da die Verschmelzung zum Stichtag der Quartalsberichterstattung 30.06.2002 noch nicht

vollzogen war. Der Geschäftsverlauf der AGIV (alt) war im I. Halbjahr 2002 ganz entschei-

dend durch die Vorbereitungen zur Verschmelzung mit der HBAG Real Estate AG und durch

die damit parallel verlaufende Neuausrichtung des AGIV-Konzerns geprägt. Die Zahlen sind

daher nur sehr eingeschränkt aussagekräftig.

AGIV-Konzern im ersten Halbjahr 2002

Der Konzernumsatz ist in erster Linie durch die Neuausrichtung des AGIV-Konzerns (alt) und

seiner wichtigsten Tochtergesellschaft, der MÜBAU Real Estate GmbH, geprägt. Er beläuft

sich auf 14,5 Mio. € (Vorjahr 14,6 Mio. €). Der Großteil des Umsatzes ist wie im Vorjahr

durch die MÜBAU als operative Konzerneinheit erwirtschaftet worden. Der Fehlbetrag der

AGIV im ersten Halbjahr beläuft sich auf 1,4 Mio. € und ist in erster Linie auf den operativen

Verlust der MÜBAU (7,8 Mio. €) zurückzuführen. Die Neustrukturierungsmaßnahmen in der

MÜBAU werden hier erst voll in 2003 greifen. Zudem musste im Einzelabschluss der AGIV

AG ein übernommenes Wertpapierdepot (Worldcom) mit insgesamt 1,7 Mio. € wertberichtigt

werden. 
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Kennzahlen

Zur Bilanz

Unter Berücksichtigung der Summe aus den Bilanzpositionen Wertpapiere und flüssige 

Mittel sowie Bankverbindlichkeiten ergibt sich zum 30. Juni 2002 eine Nettoliquidität von

174,3 Mio. €.

Umsatz

Die MÜBAU konzentriert sich künftig auf die Projektentwicklung im Wohnungsbau in

attraktiven Regionen wie Rhein-Main und Berlin.

1. Halbjahr 2002 1. Halbjahr 2001
Mio. € Mio. €

Umsatz 14,5 14,6

Ergebnis vor Zinsen und Ertragsteuern (EBIT) – 2,7 – 6,8

Ergebnis vor Ertragsteuern (EBT) – 1,1 – 5,5

Fehlbetrag – 1,4 – 5,5

Fehlbetrag pro Aktie (€) 0,01 * 0,17 *

Bilanzsumme 644,2 635,3

Eigenkapital 349,7 347,8

Eigenkapital der Bilanzsumme (%) 54,3 55,5

Mitarbeiter (Anzahl) 120 122

*  Stückaktien am 30.06.2001 32,2 Mio in DM

Stückaktien am 30.06.2002 96,6 Mio in €

1. Halbjahr 2002 1. Halbjahr 2001
Mio. € Mio. €

Projektentwicklung 6,1 4,6 

Bestandsgeschäft 2,9 3,6

Generalmietverträge 6,2 6,4

AGIV-Konzern 15,2 14,6 
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Der Rückgang der Umsätze im Bestandsgeschäft gegenüber dem 30. Juni 2001 resultiert aus

der planmäßigen Reduzierung (Verkauf ) von Bestandsobjekten der MÜBAU.

Das Generalmietgeschäft ist im I. Halbjahr 2002 geringfügig zurückgefallen. Der leichte

Rückstand wird bis zum Jahresende kompensiert.

Ausblick 2002

Nach der erfolgreichen Verschmelzung hat die neue AGIV-Gruppe eine schlanke und trans-

parente Führungs- und Organisationsstruktur sowie einen einheitlichen Aktionärskreis er-

halten. Damit kann die neue AGIV als geschäftsführende Holding das operative Geschäft

effizient, unmittelbar und konzernübergreifend führen. Dieser Effizienzgewinn macht sich

bereits spürbar bemerkbar. So haben sich parallel zur Durchführung der Verschmelzung

mehrere interessante Akquisitionsmöglichkeiten für größere Immobilienportfolios ergeben, 

bei denen die neue AGIV mit internationalen Investoren zusammenarbeitet.

Das Gesamtjahr 2002 steht ganz im Zeichen der Neustrukturierung und der Verschmelzung

der HBAG/AGIV-Gruppe. Die positiven Auswirkungen auf den Ertrag der neuen AGIV-

Gruppe werden erst im Geschäftsjahr 2003 voll greifen. Für das laufende Geschäftsjahr erwar-

ten wir in Abhängigkeit von der Realisierung der zur Zeit laufenden Akquisitionen größerer

Immobilienportfolios bereits positive Tendenzen für die Ertragslage. Vor dem Hintergrund der

laufenden Verhandlungen lassen sich zur Zeit konkrete Aussagen zu Umsatz und Ergebnis für

das Gesamtjahr 2002 noch nicht machen.
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30.06.2002 31.12.2001
Aktiva Mio. € Mio. €

Anlagevermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände 0,2 0,1

Sachanlagen 80,6 81,7

Finanzanlagen 16,8 18,0

97,6 99,8

Umlaufvermögen

Vorräte 101,8 113,7

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 103,1 82,2

Wertpapiere Umlaufvermögen 5,6 8,0

Flüssige Mittel 336,1 328,6

546,6 532,5

644,2 632,3

30.06.2002 31.12.2001
Passiva Mio. € Mio. €

Eigenkapital

Gezeichnetes Kapital 96,6 96,6

Rücklage 248,2 248,2 

Konzernbilanzgewinn 4,3 5,7 

Ausgleichposten für Anteile anderer Gesellschafter 0,6 0,6 

349,7 351,1 

Fremdkapital

Rückstellungen 108,9 123,2 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 167,4 139,0 

Übrige Verbindlichkeiten 18,2 19,0 

294,5 281,2 

644,2 632,3

Bilanz
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01.01.–30.06. 01.01.–30.06.
2002 2001

Mio. € Mio. €

Umsatzerlöse 14,5 14,6 

Beständsveränderung und andere
aktivierte Eigenleistungen 20,1 8,5 

Sonstige betriebliche Erträge 10,2 1,6 

Materialaufwand – 30,9 – 19,8

Personalaufwand – 6,2 – 6,3

Abschreibungen – 1,2 – 1,0

Sonstige betriebliche Aufwendungen – 7,3 – 4,0

Betriebsergebnis – 0,8 – 6,4

Abschreibungen Finanzanlagen 
und Wertpapiere des Umlaufvermögens – 1,7

Zinsergebnis 1,6 1,3 

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit – 0,9 – 5,1

Sonstige Steuern – 0,2 – 0,4

Ergebnis vor Ertragsteuern – 1,1 – 5,5

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag – 0,3

Fehlbetrag – 1,4 – 5,5

Gewinnvortrag 5,7 37,9 

Konzernbilanzgewinn 4,3 32,4 

Gewinn- und Verlustrechnung
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1. Halbjahr 2002 1. Halbjahr 2001
Mio. € Mio. €

Fehlbetrag laut Gewinn- und Verlustrechnung – 1,4 – 5,5

Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände
des Anlagevermögens 1,2 1,0

Veränderungen der langfristigen Rückstellungen – – 0,7

Cashflow der Berichtsperiode – 0,2 – 5,2

Veränderung der kurzfristigen Rückstellungen – 14,4 – 9,3

Veränderung von Posten des Umlaufvermögens
und der Verbindlichkeiten – 7,3 0,4

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit – 21,9 – 14,1

Auszahlungen aufgrund von Finanzmittelanlagen 
im Rahmen der mittelfristigen Finanzposition – – 127,8

Einzahlungen aus Abgängen des Anlagevermögens 1,6 –

Auszahlungen für Investitionen 
in das Anlagevermögen – 0,6 – 3,4

Cashflow aus der Investitionstätigkeit 1,0 – 131,2

Auszahlungen für die Tilgung 
von (Finanz-)Krediten – 0,3 – 8,5

Einzahlungen aus der Aufnahme 
von (Finanz-)Krediten 28,7 0,7

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 28,4 – 7,8

Zahlungswirksame Veränderung
des Finanzmittelbestands 7,5 153,1

Flüssige Mittel Fondsveränderung 7,5 153,1

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 328,6 338,1

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 336,1 185,0

Kapitalflussrechnung



Hamburg, den 12. September 2002 

 

AGIV Real Estate Aktiengesellschaft 

 

 
  

 



Aufgrund des vorstehenden Prospektes sind die insgesamt 

€ 36.191.201,00 
36.191.201 auf den Inhaber lautende Stückaktien 

Nr. 00.000.001 – 36.191.201 

- rechnerischer Anteil je Stückaktie am Grundkapital € 1,00 -  

- mit voller Gewinnberechtigung ab dem 1. Januar 2002 - 

der 

AGIV Real Estate Aktiengesellschaft 
Hamburg 

- ISIN:  DE0006911324 - 

- Wertpapier-Kenn-Nummer:  691132 - 

an der Frankfurter Wertpapierbörse und der Hanseatische Wertpapierbörse Hamburg 

und zwar 

€ 50.000,00 

50.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien 
(bisheriges Grundkapital) 

sowie 

€ 36.141.201,00 

36.141.201 auf den Inhaber lautende Stückaktien 
aus der Kapitalerhöhung im Zuge der Verschmelzung der 

HBAG Real Estate Aktiengesellschaft, Hamburg, und der AGIV Real Estate 
Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main 

auf die AGIV Real Estate Aktiengesellschaft (NewCo), Hamburg 

an der Frankfurter Wertpapierbörse und der Hanseatische Wertpapierbörse Hamburg 
 

zum amtlichen Markt  
zugelassen worden. 

 
Frankfurt am Main, im September 2002 

 
 

Hamburgische Landesbank – Girozentrale –  
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